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Rita Casale und Edgar Forster 
 
Analysiert man die Argumentationsfiguren, die in den letzten Jahren zur Be-
gründung und im Kontext international vergleichender Leistungstests sowie 
zur Legitimation bildungspolitischer Steuerungsmaßnahmen verwendet wer-
den, gewinnt man den Eindruck, dass das Bildungssystem sowie die Erzie-
hungsinstitutionen einem permanenten Reformdruck unterliegen. „Bildung 
als Investition“ oder „Aufstieg durch Bildung“ sind nicht nur als populisti-
sche Ausdrücke einer Dauerwahlkampagne zu deuten. Sie weisen eher auf 
ein organisches Entwicklungsmodell hin, das konform mit Analysen der Chi-
cago School of Economics nicht mehr nur Investitionen in das materielle Ka-
pital, sondern vor allem in das Humankapital für ökonomisch produktiv hält. 
Für die pädagogische Geschlechterforschung ist eine kritische Auseinan-
dersetzung mit den Theorien des Humankapitals und mit von solchen Ansätzen 
inspirierter neoliberaler Politik vor allem auf Grund ihrer widersprüchlichen 
Geschlechtertheorie und Geschlechterpolitik von Bedeutung, die eng mit zent-
ralen pädagogischen Fragen verknüpft sind. Bei den Analysen des Humankapi-
tals im Anschluss an Theodore W. Schultz, Jacob Mincer und Gary S. Becker 
stellt das weibliche Geschlecht angesichts seiner Fortpflanzungsfähigkeit einer-
seits eine bedeutende Ressource dar: Der Gesundheitszustand der Frauen, der 
Bildungsgrad der Mütter und eine funktionierende häusliche Arbeitsteilung 
werden als entscheidende Indikatoren für die Qualitätsentwicklung einer Be-
völkerung angesehen (vgl. z.B. O. Galor, K.S. Moe, D.N. Weil, L. Edlund, 
N.P. Lagerlöf). Unter diesen Prämissen werden traditionell zur privaten Sphäre 
gehörende Bereiche wie die Früherziehung der Kinder oder die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf zu einer öffentlichen Angelegenheit. Anderseits impli-
zieren die Analysen der Vertreter der Chicago School, die sich auf Chancen-
gleichheit und Wettbewerb auf dem Markt beziehen, eine Neutralisierung der 
Geschlechtskategorie: Das einzige legitime Kriterium, das soziale Ungleichheit 
in der Gesellschaft legitimieren dürfe, sei Leistung, gemessen mit einem „ge-
schlechterneutralen Produktivitätstest“, wie Gary S. Becker und Guity N. Be-
cker betonen. Wenn der Gegensatz zwischen der Festschreibung und Naturali-
sierung des Geschlechts auf der einen Seite sowie Neutralisierung des Ge-
schlechts auf der anderen Seite zuerst theoretischer Natur ist, sind dessen Fol-
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gen erst auf einer politischen und gesellschaftlichen Ebene feststellbar. Dazu 
zählen einerseits eine Reihe von politischen Maßnahmen in der Familienpoli-
tik, die auf die Wiedergeburt der traditionellen Familienwerte gerichtet zu sein 
scheinen, anderseits gehören dazu unterschiedliche Interventionen zur Steige-
rung des Produktivitätspotentials und der Wettbewerbsfähigkeit von Frauen 
(und Männern), die die ganze Lebensspanne der Individuen – von der frühen 
Kindheit bis ins Alter – umfassen.  
Im folgenden Band soll dieser scheinbare, aber augenfällige Widerspruch 
von Neokonservativismus und liberalem Individualismus, von der die aktuel-
le bildungspolitische und familienpolitische Debatte und Praxis geprägt ist, 
analysiert werden. Enthalten sind sowohl Beiträge, die sich mit der kritischen 
Rekonstruktion der Theorien des Humankapitals beschäftigen, als auch Bei-
träge, deren Gegenstand eine Analyse der aktuellen europäischen Familien- 
und Erziehungspolitik und ihrer pädagogischen Konsequenzen vornimmt.  
Das Jahrbuch wird mit dem Essay Zum problematischen Cultural Turn in 
der Geschlechterforschung von Tovi Soiland eingeleitet. Sie geht von der 
Beobachtung aus, dass durch das im Rahmen der US-amerikanischen Cultu-
ral Studies entstandene Verständnis von gender eine ganz bestimmte Kon-
zeptualisierung von Geschlecht hegemonial geworden ist, die das Geschlech-
terverhältnis vorrangig unter dem Aspekt des Zwangs zur Zweigeschlecht-
lichkeit thematisiert und damit als eine Frage von Normen bzw. von normati-
ven Identitätszuschreibungen und den damit einhergehenden Ein- und Aus-
schließungen begreift. Dabei sei in den Hintergrund getreten, dass diese Form 
der Geschlechterkonstruktion in der kapitalistischen Produktion verankert ist 
und damit auch eine Ideologie sei. Diese Entkoppelung war die Vorausset-
zung dafür, dass das Konzept gender zu einem Bestandteil des als Neolibera-
lismus bezeichneten Umbaus der Gesellschaft geworden ist.  
Christian Oswald eröffnet den Themenschwerpunkt mit der Studie Über 
Humankapital und einige seiner Familienprobleme. Gestützt auf die Traditi-
on der Kritik der politischen Ökonomie von Marx identifiziert Oswald die 
Kategorie des Humankapitals als einen Widerspruch in sich, mit der sich ak-
tuelle ökonomische und gesellschaftliche Transformationsprozesse theore-
tisch nicht angemessen erfassen lassen. Ausgelöscht werde im Begriff des 
Humankapitals der Gegensatz zwischen Arbeitskraft und Kapital. Allerdings 
erschöpft sich für den Autor Ideologiekritik nicht im Nachweis der Unange-
messenheit der ökonomischen Theorien, sondern er versucht die des Human-
kapitals als Index gesellschaftlicher Veränderungen zu denken. Der kritische 
Blick auf sie soll den theoretischen Zugang zu aktuellen Vorgängen in Hoch-
schule, Schule und Familie eröffnen. 
Fabian Kessl untersucht in Pädagogisierungen – eine vernachlässigte 
Dimension in der Geschlechterforschung zur gegenwärtigen Transformation 
von Sozial-, Bildungs- und Erziehungspolitik die Auswirkungen der Krise des 
Wohlfahrtsstaates auf die Geschlechterpolitik. Für Kessl erfahre die post-
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wohlfahrtsstaatliche Gestaltung von Sozial-, Bildungs- und Erziehungspolitik 
einen neuen und markanten Grad der Pädagogisierung, die sich humankapi-
taltheoretisch charakterisieren lasse und für deren theoretisches Verständnis 
die Geschlechterforschung von Bedeutung sei.  
Im Artikel Der „gender pay gap“ – eine Frage des Humankapitals? setzt 
sich Ulla Hendrix mit humankapitaltheoretischen Erklärungen der Verdienst-
unterschiede zwischen Männern und Frauen kritisch auseinander. Die Hu-
mankapitaltheorie führt für Hendrix Verdienstunterschiede auf individuelle 
biographische Entscheidungen und Zeitinvestitionen in die Ausbildung und 
Karriere zurück. Die theoretische Grundannahme, dass Menschen selbst 
durch ihre Ausbildungs- und Berufsentscheidung maßgeblich ihren späteren 
Verdienst steuern, verweise auf eine zutiefst individualistische Sichtweise. 
Ausgeblendet werde die Bedeutung von Geschlecht als ungleichheitsgenerie-
rende Strukturkategorie. Eine Alternative zu diesen ökonomischen Ansätzen 
biete die soziologisch fundierte Devaluations- bzw. Entwertungs-These, die 
auf Diskriminierung im Zusammenhang mit einer geschlechtsspezifisch un-
gleichen Berufsstruktur abhebt.  
Mechthild Veil analysiert in ihrem Beitrag Familienpolitik in den Zwän-
gen konservativer und neoliberaler Logiken: ein deutsch-französischer Ver-
gleich die jüngsten familienpolitischen Reformen am Beispiel des Ausbaus 
der Kleinkindbetreuung, der Reform des Elterngeldes in Deutschland und der 
Neuordnung familienpolitischer Leistungen in der Kleinkindbetreuung für 
mehr Wahlfreiheit in Frankreich. Durch den Vergleich zwischen Deutschland 
und Frankreich beabsichtigt Veil, die ökonomische Ausrichtung familienpoli-
tischer Initiativen und die Adressierung der Betriebe als neue familienpoliti-
sche Akteure nach ihrem neoliberalen Gehalt zu analysieren und zu zeigen, 
welchen Beitrag aktuelle Familienpolitik zur Re-Formulierung des Verein-
barkeitsdilemmas leistet bzw. leisten könnte.  
Der Artikel von Lucien Criblez und Karin Manz ist eine nationale Fallstudie 
über die „Neue“ Familienpolitik in der Schweiz. Die Schweizer Familienpolitik 
habe sich seit den 1980er Jahren maßgeblich verändert und sich an einem realis-
tischeren Bild der Familie orientiert. Dies habe Auswirkungen auf familienpoli-
tische Maßnahmen, die sich an unterschiedliche Problemgruppen wenden und 
mit Gleichstellungspolitik verknüpft werden. Seit den 1990er Jahren fördere 
neue Familienpolitik den Verbleib und die Wiederintegration von Müttern in 
den Arbeitsmarkt. Durch eine diskursanalytische Untersuchung parlamentari-
scher Debatten können Criblez und Manz zeigen, dass die zentralen familienpo-
litischen Themen, die im nationalen Parlament diskutiert werden, die materiale 
Unterstützung durch Familienzulagen, die Gleichstellung der Geschlechter, die 
Einführung der Mutterschaftsversicherung sowie familienergänzende Kinderbe-
treuung zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf sind. 
Im Artikel „Wenn ich groß bin werde ich Humankapital“ – Anmerkun-
gen über die institutionelle Fremdbetreuung von Kindern zeigt Julia Seyss-
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Inquart anhand einer Diskursanalyse von Gesetzen, Gesetzesentwürfen, Ver-
ordnungen, schriftlichen Protokollen und Anfragen des Wiener Landtages 
und Gemeinderates seit 1964, wie der Bildungsbegriff zwischen 1977 und 
2003 seinen Weg in das Wiener Kindertagesheimgesetz gefunden hat und ein 
gesellschaftlicher Funktionswandel von Kinderbetreuungseinrichtungen auch 
auf der Ebene der Semantik vollzogen wird. Die Verschiebung der Semantik 
entspreche einer veränderten ökonomischen Rationalität und dabei komme 
der Strukturkategorie Geschlecht eine zentrale Bedeutung zu. 
In ihrem Beitrag Der ökonomische Charme der Gleichstellung in der 
Neuausrichtung der deutschen Familienpolitik hebt Heike Kahlert den sozial-
aktivierenden Charakter der institutionellen Maßnahmen hervor, die ab 2003 
durch die rot-grüne Koalition umgesetzt worden sind. Gleichstellungspoliti-
sche Ziele in der nachhaltigen Familienpolitik werden nur dann verfolgt, 
wenn sie im Einklang mit ökonomischen Interessen stehen. Gleichstellungs-
rhetorik ziele also nicht primär auf die Herstellung von Geschlechtergleich-
heit, sondern auf eine Verknüpfung von Geburtenförderung und Steigerung 
der Frauen- und vor allem Müttererwerbstätigkeit. Kahlert zeigt dabei, inwie-
fern die politischen Zuschreibungen an die Geschlechter als widersprüchlich 
betrachtet werden können: Einerseits werde die Erosion des Ernährermodells 
gefördert, andererseits bleibe das Geschlechterleitbild traditionellen Vorstel-
lungen geschlechtlicher Arbeitsteilung verhaftet.  
Neben Rezensionen zu aktuellen Neuerscheinungen und Tagungsberichten 
enthält das Jahrbuch Besprechungen, die den Themenschwerpunkt ergänzen: In 
ihrer Rezension des Buches Luce Irigarays Denken der sexuellen Differenz von 
Tove Soiland macht Regina Becker-Schmidt die Bedeutung der Analyse der 
Zusammenhänge zwischen Subjektkonstitution und Geschlecht, der Markie-
rung der Geschlechter und Gesellschaft für die feministische Theoriebildung 
deutlich. Luciana Casales Besprechung des letzten Buchs von Elisabeth Badin-
ter, Der Konflikt: Die Frau und die Mutter, betont die Renaturalisierung von 
Mütterlichkeitsvorstellungen in der aktuellen Familienpolitik. In ihrer Rezensi-
on von Angela McRobbies Top Girls erläutert Antonia Schmid den Zusam-
menhang von Neoliberalismus und Postfeminismus. Eine Studie über symboli-
sche Gesundheit, Analysen zum Verhältnis von Gender und Diversity sowie 
eine Untersuchung über die Kompetenzentwicklung junger Mütter bieten einen 
kleinen Ausschnitt aus dem Forschungsfeld „Humankapital und Geschlecht“ 
und geben einen Einblick in die unterschiedlichen theoretischen und methodi-
schen Zugänge zu der behandelten Problematik. 
Der offene Teil des Jahrbuchs enthält zwei Beiträge, die durch ihre spezi-
fische Akzentuierungen zur weiteren Erläuterung des Zusammenhangs von 
Theorie des Humankapitals und Geschlecht implizit beitragen. Das geschieht 
vor allem in deren Thematisierung des konstitutiven Charakters von Normen 
bzw. Ideologien für die Konsolidierung stereotypisierter Geschlechterver-
hältnisse. In ihrem Beitrag Zur methodologischen Dekonstruktion von Nor-
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malitätserwartungen in der qualitativen Forschung am Beispiel stationärer 
Jugendhilfe untersucht Jeannette Windheuser die Kodifizierung der Sozialen 
Arbeit über bestimmten Forschungspraktiken. In einer dekonstruktiven Per-
spektive problematisiert sie, wie durch die Verdinglichung der Kategorie Ge-
schlecht die Handlungsoptionen von Jugendlichen reguliert werden. Gegen-
stand des Beitrags Mütterlichkeitsideologie und soziale Praxis von Rita Bra-
ches-Chyrek ist die widersprüchliche Normierung von weiblichen Lebens-
formen. Sie zeigt am Beispiel der Analyse von Mütterlichkeitsvorstellungen, 
wie individuelle Wahlfreiheit und gleichberechtigte Teilhabe als politisch 
wünschenswerte und ökonomisch notwendige gesellschaftliche Ziele propa-
giert werden, aber zugleich wie die Geschlechterverhältnisse nach wie vor 








Zum problematischen Cultural Turn in der 
Geschlechterforschung1 
Tove Soiland 
Im deutschsprachigen Raum hat sich eine Art Konsens herausgebildet, dem-
zufolge sich die Existenz der beiden geschlechtlichen Positionen einem 
Konstruktionsprozess verdanke, der im Wesentlichen als ein sprachlicher 
aufzufassen sei. In diesem Zusammenhang wird deshalb meist von der dis-
kursiven Produktion von Geschlecht gesprochen. Damit lehnt sich die 
deutschsprachige Geschlechterforschung an ein spezifisches Verständnis des 
gender-Begriffs an, wie es im Rahmen der US-amerikanischen Cultural Stu-
dies entstand und bei uns maßgeblich durch die Schriften Judith Butlers Ver-
breitung fand. Obwohl von verschiedenen theoretischen Strömungen inspi-
riert, wird diese Vorstellung von der diskursiven Verfasstheit von Geschlecht 
mit dem Hinweis auf den französischen Poststrukturalismus begründet. Dabei 
hat sich eine Art kritisches Selbstverständnis herausgebildet, in dessen Hori-
zont Strategien zur Veruneindeutigung geschlechtlicher Positionen, und all-
gemeiner der Pluralisierung von Identitäten, sowohl politisch wie theoretisch 
als subversiv erscheinen. Ich habe wiederholt argumentiert, dass sich eine 
solche Haltung allerdings nur schwerlich mit den darin angerufenen französi-
schen Theoretikern vereinbaren lässt (Soiland 2009; 2005). Weder in Anleh-
nung an das Spätwerk Michel Foucaults noch mit Rekurs auf Jacques Lacans 
Sprachverständnis lässt sich die Annahme halten, dass die Effekte von in den 
Machtverhältnisse wirksamen Ideologien als Herstellung kohärenter Positio-
nen, m.a.W. als Hervorbringung klarer geschlechtlicher Identitäten adäquat 
verstanden seien und folglich die Unterwanderung dieser kohärenten Identitä-
ten als Akt der Subversion zu betrachten sei. Was es heißen würde, von der 
sprachlichen Konstruktion von Geschlecht zu sprechen, erscheint in diesen 
französischen Ansätzen geradezu konträr. Diese Differenzen inhaltlich her-
auszuarbeiten und die Gründe für diese Diskrepanz zu verstehen, wäre ein ei-
gener Beitrag. In dem hier vorliegenden beschränke ich mich auf die politi-
schen Implikationen, indem ich argumentieren werde, dass ein wenig reflek-
                                                                          
1  Bei diesem Beitrag handelt es sich um eine leicht überarbeitete Fassung eines Textes, der 
bereit in der Zeitschrift telegraph - ostdeutsche zeitschrift, Nr. 120|121, 2010 erschienen ist 
(www.telegraph.ostbuero.de). Wie danken der Zeitschrift für die Genehmigung des Wieder-
abdrucks. 
18  Tove Soiland 
 
tiertes Verständnis der Art und Weise, wie die Verknüpfung von Macht, Sub-
jektivierung und Sprache zu denken sei, das Kritikpotential des genannten 
gender-Verständnisses nicht nur erschöpft hat, sondern es mangels der Refle-
xion des Wandels in den Machttechnologien neoliberaler Menschenführun-
gen in eine ungewollte Passförmigkeit zu diesen bringt. Nicht der Umstand, 
dass Subjektivierung als Gegenstand der politischen Theorie ins Blickfeld 
kam, ist das Problem, sondern auf welche Weise darin schon gewusst wird, 
was Subjektivierung ist. 
Im Sommer 2009 trat die bekannte US-amerikanische Feministin und 
Theoretikerin Nancy Fraser mit einem Aufsehen erregenden Artikel an die 
Öffentlichkeit. Unter dem Titel Feminismus, Kapitalismus und die List der 
Geschichte vertrat Fraser (2009) die These, dass sich die zweite Frauenbewe-
gung mit ihren Forderungen ungewollt in den Dienst des damals bereits im 
Entstehen begriffenen Neoliberalismus gestellt habe. Die Frauenbewegung, 
so Fraser, sei anfangs der 1970er Jahre nicht in der Lage gewesen zu reflek-
tieren, dass sie selbst bereits Effekt eines in die Krise geratenen Nachkriegs-
kapitalismus, des sogenannt fordistischen Wohlfahrtsstaates, gewesen sei, 
weshalb ihre Forderungen in eine zwiespältige Passförmigkeit zu der im Zu-
ge dieser Krise notwendig gewordenen Erneuerung des Kapitalismus gerie-
ten. Der Feminismus sei so in diesem Neuen Geist des Kapitalismus (Bol-
tansky/Capello 2003) auf ein seltsames Schattenbild seiner selbst gestoßen, in 
welchem Diskurse, Forderungen und Lebenshaltungen mit oft nur leichter 
Umdeutung Aufnahme fanden (Fraser 2009, S. 54f.). Zudem seien innerhalb 
der US-amerikanischen Frauenbewegung mit der sich abzeichnenden Verla-
gerung auf Identitätspolitiken Forderungen nach Anerkennung von Differen-
zen just zu dem Zeitpunkt dominant geworden, als der Siegeszug des Neoli-
beralismus eine energische Rückkehr zur politischen Ökonomie erforderlich 
gemacht hätte (ebd., S. 50). Auch dies, so Fraser, habe letztlich dem neolibe-
ralen Bestreben zugedient, Fragen der Umverteilung als Fragen der Anerken-
nung von Differenzen umzudeuten: Durch das Hegemonialwerden der Cultu-
ral Studies und der damit einhergehenden Verabsolutierung der Kulturkritik 
wurden, so Frasers Argument, ökonomische Fragen einseitig in einen Kul-
turalismus aufgelöst. 
Ich muss gestehen, dass ich Frasers Anliegen, zu Fragen der politischen 
Ökonomie zurückzukehren, große Sympathie entgegenbringe und dies selbst 
auch schon verschiedentlich getan habe (Soiland 2010b). Ich kann Fraser nur 
beipflichten in dem, was sie bereits in einem früheren Artikel mit dem Auf-
ruf: Frauen, denkt ökonomisch! (Fraser 2005) auf den Punkt gebracht hat. In 
meinem Beitrag möchte ich jedoch einen noch etwas anderen Zugang zum 
Verständnis dieses von Fraser herausgestellten Phänomens einer Entwendung 
oder Umdeutung der Forderungen der zweiten Frauenbewegung vorschlagen. 
Ich finde es nämlich nicht prinzipiell falsch, sich mit dem auseinanderzuset-
zen, was in einer etwas älteren marxistischen Terminologie als Überbau be-
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zeichnet wurde – mit jenen Fragen des Kulturellen und Ideologischen also, 
die durch das eingangs genannte, im Rahmen der Cultural Studies entstande-
ne Verständnis von gender so dezidiert in den Vordergrund traten. Dass man 
sich auch von einem linken Standpunkt aus – beispielsweise im Rahmen der 
Hegemonietheorie Antonio Gramscis – dem Bereich des Kulturellen zuwand-
te, hatte bestimmte und insbesondere für die Frage des Geschlechterverhält-
nisses triftige Gründe, war frau es doch müde, die Geschlechterfrage als eine 
Klassenfrage zweiter Ordnung abgehandelt zu sehen. Zurecht wollte man ei-
ner einseitig ökonomistischen Argumentation entgehen, die für das Ge-
schlechterverhältnis lediglich den ehrenwerten Platz eines Nebenwider-
spruchs bereithielt. Und ebenso berechtigt war der Wunsch zu verstehen, wie 
Frauen mittels bestimmter Formen der Subjektivierung in die bestehenden 
Verhältnisse eingepasst werden in einer Weise, die sie oft selbst zu den ve-
hementesten Verteidigerinnen ihrer eigenen Unterdrückung werden lässt. Ich 
würde deshalb keineswegs auf eine Auseinandersetzung mit Phänomenen des 
Kulturellen, des Überbaus, verzichten wollen. Doch meine ich, dass wir, was 
das Geschlechterverhältnis betrifft, sehr viel genauer darüber nachdenken 
müssen, wie wir dies heute tun. Und dabei müssten wir auf das alte Desiderat 
zurückkommen, die Ideologie und die Produktionsverhältnisse, eben das 
Ökonomische, zusammenzudenken, das heißt, nie aus den Augen zu verlie-
ren, dass das, was wir als kulturelle Phänomene thematisieren wollen, immer 
auch verankert ist in der kapitalistischen Produktion. Denn hier eben meine 
ich, dass sich etwas radikal entkoppelt hat. 
Ich sehe diese Entkoppelung gegenwärtig in folgender Koinzidenz: Zum 
einen ist mit dem im Rahmen der US-amerikanischen Cultural Studies ent-
standenen Verständnisses von gender eine ganz bestimmte Konzeptualisie-
rung von Geschlecht hegemonial geworden, die das Geschlechterverhältnis 
vorrangig unter dem Aspekt des Zwangs zur Zweigeschlechtlichkeit und da-
mit als eine Frage von Normen, von normativen Identitätszuschreibungen 
und den damit einhergehenden Ein- und Ausschließungen thematisiert. Paral-
lel dazu haben wir jedoch das Phänomen, dass sich in dem, was Louis 
Althusser (1977, S. 119) einst die ideologischen Staatsapparate genannt hat, 
ein fundamentaler Wandel abzeichnet: Der Staat ist von einem Produzenten 
konservativer Geschlechterideologien, wie wir sie von den 1950er und 60er 
Jahren her kennen, zum Propagandeur fortschrittlicher Geschlechterarrange-
ments geworden: Öffentliche Einrichtungen wie Schulen, Universitäten, aber 
auch der staatliche Verwaltungsapparat und zunehmend sogar die Privatwirt-
schaft geben sich mit Gleichstellungsbeauftragten die größte Mühe, nun als 
überkommen empfundene Geschlechtervorurteile abzubauen; und nichts deu-
tet darauf hin, dass diese Bemühungen nicht ernst gemeint sind. Wir haben 
damit die Situation, dass zeitgleich mit einem enormen Umbruch, ja, einem 
eigentlichen Paradigmenwechsel in den ideologischen Staatsapparaten eine 
sich als radikal verstehende feministische Kritik auftaucht, deren Vorstellung 
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von Radikalität sich in eigentümlicher Weise mit diesem Paradigmenwechsel 
paart. Die Frage drängte sich doch auf, warum mit dem an den Cultural Stu-
dies orientierten Ansatz von gender ein Verständnis von Geschlecht, das mit 
seiner Kritik an einem Normensystem den Feminismus nicht nur zu beerben, 
sondern auch zu radikalisieren beansprucht, warum also dieses Verständnis 
von gender genau zu dem Zeitpunkt hegemonial wird, wo eben diese Normen 
gesamtgesellschaftlich gerade massiv an Bedeutung verlieren. Über diese 
Merkwürdigkeit, über dieses Zusammenfallen von Kritik und realer histori-
scher Entwicklung, möchte ich im Folgenden nachdenken.2 
Ich werde also das Konzept von gender selbst oder, noch genauer, dessen 
theoretische Grundlagen zum Ausgangspunkt meiner Überlegungen machen, 
weil ich glaube, dass das Konzept selbst und vor allem der Wandel in ihm als 
Bestandteil und nicht als kritische Reflexion des gemeinhin als Neoliberalis-
mus bezeichneten Umbaus der Gesellschaft verstanden werden muss. Ich 
meine nämlich, dass das von Nancy Fraser herausgestellte Phänomen, dass 
der Feminismus im Neoliberalismus auf eine Art unheimlichen Doppelgänger 
stieß – „a strange shadowy version of itself“, wie Fraser (2009, S. 114) schreibt 
–, ich meine, dass dieses Phänomen noch präziser erfasst werden kann, wenn 
man es ausgehend von einer Verschiebung auf theoretischer Ebene betrach-
tet. Dabei wird es meine These sein, dass diese Verschiebung und damit eine 
Entwicklung im Rahmen der Theorie selbst, und nicht eine Instrumentalisie-
rung, für diese Passfähigkeit verantwortlich sind. 
1.  Theoretische Verschiebung: Die Bedeutung der Cultural 
Studies 
Der historische und vor allem auch institutionelle Kontext des hier zur Dis-
kussion stehenden gender-Begriffs ist deshalb von so zentraler Bedeutung, 
weil sich in ihm eine ganze Auseinandersetzung kondensiert, die aber, und 
darum geht es mir im Folgenden, als solche nicht mehr im Bewusstsein ist. 
Wie bereits erwähnt, geht dieses Verständnis von gender im Wesentlichen 
auf den Kontext der Cultural Studies zurück. Die Cultural Studies ihrerseits 
entstanden in den 1970er Jahren im Umfeld einer kleine Gruppe linker engli-
scher Intellektueller um Stuart Hall, denen es angesichts einer dogmatischen 
und einseitig ökonomistischen Ausrichtung des Marxismus im Ostblock um 
dessen Erneuerung ging. In Anlehnung an die Schriften des italienischen Phi-
                                                                          
2  In einem allgemeineren Sinn stellt Rita Casale (2008, S. 205f.) eine ähnliche Koinzidenz 
hinsichtlich der im Rahmen des Poststrukturalismus formulierten Kritik an gesellschafts-
theoretischen Grundkategorien fest, die in merkwürdiger Weise mit neoliberalen Bestre-
bungen, die Existenz von Gesellschaft überhaupt zu negieren, zusammenfällt. 
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losophen und Kommunisten Antonio Gramscis wendeten sich diese Denker 
deshalb Phänomenen im Bereich des Kulturellen zu, weil sie anstatt von ei-
nem ökonomischen Determinismus davon ausgingen, dass die Eigendynamik 
des Kulturellen ihrerseits auf die ökonomischen Verhältnisse – eben auf die 
in der marxistischen Terminologie so geheißenen Produktionsverhältnisse – 
zurückwirke. Zwar war damit das von einem dogmatischen Marxismus ver-
tretene absolute Primat des Ökonomischen relativiert, doch handelte es sich, 
insofern die beiden Sphären von Kultur und Ökonomie nicht voneinander 
entkoppelt, sondern nach wie vor aufeinander bezogen wurden, nie um eine 
Zurückweisung des Marxismus. Es handelt sich vielmehr um eine Ausdiffe-
renzierung dieses so genannten Basis-Überbau-Modells, wie es u.a. auch von 
Louis Althusser (1972, S. 234-261) in seiner Lesart von Marx’ ökonomischen 
Schriften vorgeschlagen wurde. 
Dies änderte sich jedoch entschieden mit der ‚Übersiedlung‘ der Cultural 
Studies in die USA, wo eine Amalgamierung mit den dortigen sozialen Be-
wegungen unter dem Label einer ‚Neuen Linken‘ in eine breite Regenbogen-
koalition mündete. Mit der weitgehenden Verankerung der Cultural Studies 
in den Lehrplänen der amerikanischen Universitäten ging in den 1990er Jah-
ren eine entscheidende Verschiebung einher, in deren Verlauf nicht nur das 
Primat des Ökonomischen völlig suspendiert wurde, sondern eine explizite 
Kritik am Marxismus zu einer Entkoppelung der Cultural Studies von ihren 
marxistischen Wurzeln führte. Aus dem absoluten Primat der Produktions-
verhältnisse wurde nun das absolute Primat des Kulturellen: Der kapitalisti-
schen Ausbeutung wurde nicht länger eine determinierende Kraft zugeschrie-
ben, sondern umgekehrt der Kultur eine für die Gesellschaft grundlegendere 
Funktion zugetraut, insofern, so das Argument, auch ökonomische Prozesse 
bedeutungsgeleitet seien: „that because all social practices are meaningful 
practices, they are all fundamentally cultural“, heißt es beispielsweise in einer 
einschlägigen Einführung (zit. nach Hennessy 2000, S. 82). Diese Verschie-
bung kann nur vor dem Hintergrund einer für die Cultural Studies absolut 
zentralen, jedoch sehr spezifisch US-amerikanischen Rezeption des französi-
schen Poststrukturalismus verstanden werden.3 Dieses spezifisch US-
amerikanische Verständnis des Poststrukturalismus besagt in etwa, dass be-
deutungsgenerierende Prozesse das Fundament aller sozialen Verhältnisse 
bildeten. Aus diesem unter anderem von den beiden Postmarxisten Chantal 
Mouffe und Ernest Laclau vertretenen Standpunkt wurde nicht nur abgeleitet, 
dass diese Verhältnisse auf der Ebene von Signifikationspraxen selbst zu ver-
ändern seien (Laclau/Mouffe 1991, S. 141ff.). Darüber hinaus wurden den an 
                                                                          
3  Es kann nicht genug betont werden, dass das, was über den Umweg der USA zu uns als 
‚französischer Poststrukturalismus‘ zurückgekehrt ist, oft nur noch sehr wenig mit den ur-
sprünglich französischen Konzepten des Poststrukturalismus zu tun hat. Dies trifft insbe-
sondere für die US-amerikanische Rezeption der Arbeiten Michel Foucaults zu (ich habe 
dies bezüglich der Geschlechterfrage ausgeführt in Soiland 2010a, S. 34-119). 
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der kritischen Theorie orientierten Sozialwissenschaften vorgeworfen, sich in 
ihrer Praxis ihrerseits an der Konstruktion jener Kategorien zu beteiligen, auf 
deren Überwindung kritische Gesellschaftstheorie doch eigentlich zielen soll-
te: Wenn jedes gesellschaftliche Verhältnis in Sinnverhältnissen wurzelt, so 
würden diese durch die sozialwissenschaftliche Untersuchungen eher befes-
tigt denn überwunden, lautete in etwa das Argument. Kurz und gut: Was so 
binnen kürzester Zeit zum obersten theoretischen wie politischen Ziel avan-
cierte, war das Anliegen einer De-Ontologisierung sämtlicher sozialwissen-
schaftlichen Kategorien, war, mit andern Worten, das Anliegen zu zeigen, 
dass dem von diesen Kategorien Bezeichneten keine wie auch immer geartete 
Wesenheit zugrunde lag. An die Stelle der Analyse kapitalistischer Ausbeu-
tungsstrukturen trat damit die Kritik an diesen sogenannten ‚Essentialismen‘, 
in deren Folge der Klassenbegriff selbst – und mit ihm alle weiteren gesell-
schaftstheoretischen Kategorien – einer solchen Essentialisierung bezichtigt 
wurde. Das Auftauchen jener kulturellen Kämpfe um Identitäten – die Kritik 
an Identitätszuschreibungen und -festschreibungen und in der Folge die For-
derung nach Anerkennung von Differenzen, die Skandalisierung von mit 
Identitätspolitiken einhergehenden Ein- und Ausschließungsmechanismen 
und also gewissermaßen eine Kritik an identity politics aus den eigenen Rei-
hen – ist in diesem Zusammenhang zu sehen. Und für das von mir Anvisierte 
von besonderer Bedeutung: Im Zuge der sexual politics und der Bewegung 
der sexual radicals sind es vor allem die Themen der sexuellen Unterdrü-
ckung, die in eine besondere Konkurrenz zum Marxismus treten. Sexuelle 
Identitäten werden in der Folge das privilegierte Feld dieses neuen Kultura-
lismus einer Neuen Linken. Und es ist in diesem Kontext, dass der hier be-
sprochene gender-Begriff seine Prägung erfährt. 
Wenn auch die Verpflichtung zur De-Ontologisierung im Zuge dieser 
Kritik zum obersten Gebot für alle Sozialwissenschaften erhoben wurde, so 
scheint sie doch im Bereich der Gender Studies die weitreichendsten Folgen 
gehabt zu haben respektive erhielt umgekehrt dieser Postmarxismus durch 
die Gender Studies am meisten Resonanz. Brisant war dieses Anliegen einer 
De-Ontologisierung für die Geschlechterstudien insofern, als damit gleich-
sam das Subjekt des Feminismus selbst und somit dessen eigentliche Grund-
lage, ‚die Frau‘, in Frage stand (Butler 1993, S. 50f.; Kerner 2007, S. 11-18). 
Im deutschsprachigen Raum erhielt diese Infragestellung insbesondere durch 
die wirkmächtige Rezeption der Schriften Judith Butlers Unterstützung: 
Wenn, so Butlers Argument, performative Akte der Bezeichnung die Realität, 
die sie lediglich zu bezeichnen vorgaben, eigentlich selbst hervorbrachten, so 
kam der Reflexion auf diese Akte, der so genannten „diskursiven Produkti-
on“ von Geschlecht, zwangsläufig eine Vorrangstellung zu. Die Frage nach 
der diskursiven Hervorbringung von Geschlecht ersetzte so in der Tendenz 
die nach ihrer Hierarchisierung, denn wenn die Geschlechter erst gar nicht 
konstruiert würden, so lautete die Überlegung, könnten sie auch nicht in ein 
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hierarchisches Verhältnis zueinander treten. Was so entstand, war eine Art lo-
gische Fundierung, der eine gewisse Stringenz nicht abzusprechen ist: Im 
Zuge von Judith Butlers Überlegung, dass sich auch die uns geläufige Vor-
stellung von der Existenz des biologischen Geschlechts der Norm der Hetero-
sexualität verdankt, die sich gleichsam zu ihrer Stützung in der Evidenz 
zweier ‚biologischer‘ Geschlechtskörper materialisiert, wird die Kritik an 
dieser so erst hervorgebrachten Vorstellung von der Natürlichkeit der Zwei-
geschlechtlichkeit und damit die Kritik an deren ontologischem Status zum 
vorrangigen Ziel (Butler 1991, S. 22-25 und S. 63-68). Wenn damit aber die 
Kategorie Geschlecht überhaupt als „Sedimentierung“ einer Norm (ebd., S. 
206; Butler 2001, S. 43), und das heißt letztlich, als Effekt einer Bedeutungs-
zuschreibung ausgewiesen ist, so wird ihr integrales Problematischwerden 
plausibel. 
Der Hegemonieanspruch dieses Verständnisses von gender verdankt sich 
also einer quasi-logischen Fundierung: Unter der Voraussetzung, dass im Zent-
rum der Geschlechtskonstitution die Norm der Heterosexualität steht und dass 
sich diese in Form zweier Geschlechtskörper materialisiert, erscheint es ge-
rechtfertigt, das Hauptproblem in der Reifizierung der Kategorie Geschlecht 
selbst zu sehen. Dieses gender-Verständnis ist somit um einen Grundkonsens 
herum angeordnet, in dessen Perspektive die Kritik an und das Anliegen der 
Überwindung der Zweigeschlechterordnung – die eben so genannte Dekon-
struktion der Zweigeschlechtlichkeit – als der sowohl politisch wie theoretisch 
radikalste Standpunkt erscheint. Und es ist dieses dekonstruktive gender-
Verständnis, das gegenwärtig auch in den deutschsprachigen Gender Studies 
als der nicht mehr hintergehbare Stand der Wissenschaft erscheint. 
2.  Was ist Subjektivierung? Kritik am 
Konstruktionsbegriff des dekonstruktiven  
Gender-Verständnisses 
Was somit die Essentialismuskritik an die Stelle des Marxismus hat treten 
lassen, ist diese Logik der Fundierung, in deren Folge das Wegbrechen des 
Marxismus gar nicht erst als ein solches erscheint. Die Essentialismuskritik, 
die so an die Stelle der marxistischen Begrifflichkeit trat, tat dies jedoch nur 
um den Preis einer entscheidenden Verschiebung, ja, man müsste sagen, in-
dem sie diese in völlig sinnentstellter Weise wiedergab. Dies wird spätestens 
dort deutlich, wo das englische „classness“ (Yuval-Davis 2006, S. 195) zu 
uns als „Klassismus“ zurückkehrt (Winker/Degele 2009, S. 44). Der Atlantik 
ist hier zu einer Art alchimistischem Labor geworden, das die gesellschaftli-
chen Verhältnisse bei Marx in zu dekonstruierende Identitäten verwandelte! 
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Um den Unterschied zwischen gesellschaftlichem Verhältnis und Identi-
tät zu verdeutlichen, möchte ich kurz auf eine für den Beginn der feministi-
schen Theorie wichtige Überlegung zurückgreifen. Es war die Feststellung 
Rosa Luxemburgs, dass der Kapitalismus nur innerhalb eines nicht-kapitalis-
tischen Milieus gedeihen und nur solange weiterexistieren kann, als er „die-
ses Milieu vorfindet“ (Luxemburg 1978, S. 313f.), die die Bielefelder Sozio-
loginnen um Maria Mies, Claudia von Werlhof und Veronika Bennholdt-
Thomsen in den 1970er Jahren dazu brachte, die Hausarbeit als ein solch 
nichtkapitalistisches Milieu zu begreifen (Mies 1983, Bennholdt-Thomsen 
1981). Wenn Frauen nun aus historischen Gründen mit diesem nichtkapitalis-
tischen Teil der ökonomischen Produktion assoziiert sind, so generiert diese 
spezifische Position auch eine Form der Subjektivierung, doch scheint diese 
als Identitätszuschreibung kaum adäquat erfasst. Frauen sind vielmehr mit 
der nicht-gedachten Voraussetzung der kapitalistischen Produktion assoziiert, 
was, um in einer älteren Terminologie der feministischen Theorie zu spre-
chen, sie in eine Art ‚inkludiertem Außerhalb‘ zu den nun grundsätzlich 
männlich konnotierten gesellschaftlichen Austauschsystemen versetzt. Ihre 
Form der Subjektivierung wäre, so betrachtet, eher von einem Androzentris-
mus gespiesen als von der Konstruktion der Zweigeschlechtlichkeit (Kurz-
Scherf 2009, S. 34f.), was in der feministischen Theorie zunächst als das 
Problem umschreiben wurde, dass die Subjektposition in unserer Denktradi-
tion grundsätzlich eine männliche ist. So betrachtet, geht mit dem ‚Fundie-
rungsanspruch‘ der Cultural Studies also auch eine Verschiebung von Andro-
zentrismuskritik zu Identitätskritik einher, in deren Folge nun beide Ge-
schlechter als gleichermaßen konstruiert erachtet werden. 
Das Problem dieser Zentrierung auf eine Strategie der De-Onto-
logisierung scheint mir deshalb darin zu liegen, dass sie nur eine ganz be-
stimmte Form von Subjektivierung zu denken erlaubt. Durch die Eskamo-
tierung des Marxismus und die Fokusverlagerung auf Essentialismuskritik 
wird der Konstruktionsbegriff der gender-Theorie nicht nur ahistorisch, son-
dern auch eng: Geschlechter werden überzeitlich konstruiert, gemäß der hete-
rosexuellen Norm, womit Subjektivierung zwangsläufig nicht anders denn als 
Identitätsfestschreibung gedacht werden kann. Durch diese ahistorische Set-
zung kann Subjektivierung und also die Weise, wie Menschen in Machtver-
hältnisse einer bestimmten Gesellschaftsformation eingebunden werden, 
nicht mehr auf einen möglichen Wandel in den Produktionsverhältnissen 
rückbezogen werden. Ich werde argumentieren, dass es diese Entkoppelung 
der Subjektivierung von den Produktionsverhältnissen ist, die zu der genann-
ten Passfähigkeit führt. Denn in der Folge kann die kulturalistisch geformte 
Geschlechterkritik Subjektivierung nur in einer Weise denken, die schwerlich 
zu den Geschlechterregimen spätkapitalistischer Gesellschaften passt. 
In dieser Weise unangefochten ist das dekonstruktive gender-Verständnis 
denn auch nur im deutschsprachigen Raum. Wiederholt wurde in den USA 
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darauf hingewiesen, dass anstelle einer vorbehaltlosen Bejahung der Plurali-
sierung von Identitäten und der Unterstellung ihres subversiven Potentials 
vielmehr zu fragen wäre, ob das Instabilwerden von Identitäten nicht ganz 
einfach auf die veränderten Produktionsweisen des Spätkapitalismus und die 
damit einhergehende Entstandardisierung von Lebensformen zurückzuführen 
sei (Jameson 1986, S. 62; Creydt 1993, S. 188f.; Annuß 1996, S. 509). An-
statt Rechte für queere Sexualitäten einzufordern respektive für die Anerken-
nung sexueller Diversitäten zu streiten, würde es, so die amerikanische Theo-
retikerin Rosemary Hennessy (1996; 2000, S. 67, S. 105-109 und S. 183-
189), vielmehr darum gehen zu verstehen, wie die Konstituierung der Sexua-
lität als eines eigenen Gegenstandsbereichs selbst dem Kontext des entste-
henden Kapitalismus des 19. Jahrhundert entstammte. Schon vor über zehn 
Jahren hat deshalb auch bei uns Evelyn Annuß (1996, S. 513) sehr grundsätz-
lich in Frage gestellt, ob das Auftauchen pluraler Identitäten als Erfolg oder 
auch nur Effekt politisch-kultureller Kämpfe zu betrachten sei. 
3.  Neues Akkumulations- und Geschlechterregime seit 
Mitte der 1970er Jahre 
Alle diese Kritiken verbindet die Feststellung, dass spätkapitalistische Ge-
sellschaften gerade nichts mehr anzufangen wissen mit Geschlechterstereoty-
pen, dass sie neue und andere Anforderungen an die Individuen stellen, in 
denen sich diese gerade nicht mehr an tradierten Vorstellungen orientieren 
sollen und in welchen sich normative Geschlechterleitbilder eher als hinder-
lich erweisen (Kohlmorgen 2004, S. 273ff.). Wollte man deshalb das gegen-
wärtige Geschehen erfassen, müsste man mit der kanadischen Politologin Ja-
nine Brodie (2004, S. 25) vielmehr davon sprechen, dass sich das gegenwär-
tige Geschlechterregime durch ein schwer durchschaubares Nebeneinander 
einer gleichzeitigen „Intensivierung und Erodierung“ der Bedeutung von Ge-
schlecht auszeichnet. Wenn wir heute als Marktteilnehmer adressiert und (re-
)formiert werden, so geht damit gerade die Aufforderung einher, im Namen 
der Vielfalt von unserem Geschlecht zu abstrahieren. Janine Brodie (ebd., S. 
20) spricht deshalb davon, dass der neoliberale Umbau der Gesellschaft einer 
versteckten Geschlechteragenda folge, die sie als die gleichzeitige „Aus-
löschung und Neueinsetzung“ von Frauen als dem hauptsächlichen Subjekt 
sozialstaatlicher Reformen beschreibt. Hinzuzufügen wäre, dass diese „Neu-
einsetzung“ kaum mehr über Normen vermittelt verläuft. Zwar wird im Zuge 
des Sozialabbaus stillschweigend davon ausgegangen, dass Frauen es sind, 
die die daraus erwachsenden Mehrarbeiten für die privaten Haushalte erneut 
in Gratisarbeit übernehmen, doch wird diese Zuständigkeit nicht mehr nor-
mativ vermittelt, denn gleichzeitig werden auch Frauen sehr wohl als ge-
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schlechtslose ‚Marktteilnehmer‘ adressiert, die dem Markt unabhängig von 
ihren reproduktiven Aufgaben zur Verfügung stehen sollen. Geschlecht, so 
Brodie (ebd., S. 27), ist damit als organisierendes Prinzip der Sozialpolitik 
verschwunden, was es Frauen zunehmend schwierig macht, „als Gruppe kol-
lektive Ansprüche an den Staat in Bezug auf Gleichheit, Ressourcen oder Si-
cherheit zu stellen“. Es lässt sich deshalb sagen: Es gibt sie noch, die ideolo-
gischen Staatsapparate, aber gegenüber dem fordistischen System ist ihr 
Machteffekt ein grundsätzlich anderer: Es ist die De-Thematisierung von Ge-
schlecht, die heute Geschlechtersegregation hervorruft. Wenn alle Bürger vor 
dem Markt gleich und alle für Gleichstellung sind, so wird es mehr oder we-
niger unmöglich, die offenbar gleichwohl noch vorhandene kollektive Betrof-
fenheitslage als solche zu artikulieren. 
Nun ließe sich etwas zugespitzt sagen, dass das Konzept von gender die-
ser De-Thematisierung zuarbeitet, indem auch es die Artikulation eines Kol-
lektivs ‚Frau‘ verbietet. Zumindest aber kann es diese Veränderung in den 
staatlichen Machtapparaten und damit die Weise, wie diese die Menschen an-
ruft, weder erfassen noch gar reflektieren. Dies liegt an der dem Konzept von 
gender zugrundegelegten Machtkonzeption. Wenn Macht primär als Normie-
rung und diese wiederum als Identitätsfestschreibung aufgefasst wird, kann 
Subversion nur in der Einforderung pluraler Identitäten geortet werden. Was 
hier aus dem Blick gerät, ist, dass damit von Seiten der Kritik als Forderung 
erhoben wird, was längst als Anforderung von außen an uns hertritt. Ich solle 
ja gerade über eine flexible Handhabung meines eigenen gender verfügen 
und sollte mir dies noch Mühe bereiten, wird mir die Abteilung für Gleich-
stellungsfragen beim Erwerb dieser Schlüsselkompetenz gern behilflich sein. 
Diese ist nämlich ganz im Sinne des aktivierenden Staates dazu übergegan-
gen, für die Gleichstellung nicht mehr selber zuständig, sondern umgekehrt 
dafür besorgt zu sein, dass die Bürgerinnen diese selbst in ihre Hand nehmen. 
Und gender wird ihr dabei behilflich sein. Ich meine deshalb, dass das Kon-
zept von gender mit seiner These vom Geschlecht als sozialem Konstrukt 
und der damit verbundenen Vorstellung von der Verhandelbarkeit des eige-
nen gender von einem Instrument der Kritik längst selbst zu einer „politi-
schen Technologie der Individuen“ (Foucault 1993, S. 187) geworden ist, wie 
sie für neoliberale Menschenführungstechniken kennzeichnend ist. 
Wenn es denn ein Merkmal neoliberaler Anrufungsweisen ist, strukturel-
le Bedingungen und Restriktionen so zu rahmen, dass sie individuell hand-
habbar erscheinen, so scheint sich die Passfähigkeit des gender-Konzepts mit 
der für dieses Konzept konstitutiven Fokussierung auf Geschlechtsidentitäten 
zu erklären. Zwar würde das dekonstruktive gender-Verständnis entgegen ei-
nem landläufigen Vorwurf nicht von der beliebigen individuellen Gestaltbar-
keit des eignen ‚gender‘ ausgehen, indem das Konzept gerade dessen gesell-
schaftliche Bedingtheit betont. Doch bleibt die Gemeinsamkeit in der Veror-
tung der Problematik im Bereich der Identität: Eine zentrale Strategie neoli-
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beraler Subjektivierungsweisen besteht darin, strukturelle, zeit- und allge-
meinökonomische Zwänge als Effekt individuellen Verhaltens erscheinen zu 
lassen und damit gesellschaftliche Konfliktlagen zur Lösung in das Individu-
um rückzuverlagern. Es ist genau in diesem Punkt, dass das Konzept von 
gender die entscheidende Handreichung bietet, indem es eine historisch ent-
standene gesellschaftliche Arbeitsteilung als eine Frage von gender – von 
Geschlechtsidentitäten – verhandelt. Dabei wird eine gesellschaftlich not-
wendige Arbeit, mit der Frauen aus historischen Gründen identifiziert sind, 
zunächst als Verhalten umdefiniert und hernach als Rollenverhalten diskredi-
tiert. Die Frage nach der gesellschaftlichen Organisation der bisher von Frau-
en unentgeltlich geleisteten Arbeit gerät so erst gar nicht in den Blick. Statt-
dessen bahnt sich eine Art Verhaltenstherapie der Geschlechter an: Das Prob-
lem wird in verkehrten Rollenerwartungen, Werthaltungen, ja gar Körperhal-
tungen vermutet, denen mit Aufklärung und Trainings zu begegnen ist. Weil 
es jedoch Frauen sind, die mit etwas identifiziert sind, das, als Rollenverhal-
ten missverstanden, mit einem anderen Rollenverhalten auch nicht verändert 
werden kann, sind primär sie es, die mit den Konsequenzen der daraus resul-
tierenden Unmöglichkeit konfrontiert sind. Sie sind beständig dazu aufgeru-
fen, anhand ihrer Identität etwas auszuhandeln, das eigentlich nicht in ihre 
Identität, sondern zur Bearbeitung zurück in die Gesellschaft gehört. Es ist 
dieser Fokus der dekonstruktive Kritik, die diese auch in ihrer Kritik an Iden-
titätspolitik insofern Identitätspolitik bleiben lässt, als sie sämtliche Katego-
rien der Gesellschaftsanalyse als Identitäten umdeutet – und damit missver-
steht. 
Dies verweist auf eine meines Erachtens überhaupt zentrale Problematik 
des cultural turn: Der mit der Kritik an Essentialismen einhergehende Fun-
dierungsanspruch weist mit seiner Abwehr einer Ontologisierung eine wich-
tige Gemeinsamkeit mit einer Denkfigur des Liberalismus auf: Das Recht auf 
Differenz wird über kollektive Interessen gestellt oder, noch präziser formu-
liert ließe sich in Abwandlung von Benthams Diktum sagen, dass hier davon 
ausgegangen wird, dass die Differenz aller auch dem Kollektiv am meisten 
dient. Dies einmal gesetzt, scheint die Kritik an Bedeutungsfestschreibungen 
wichtiger als die Artikulation kollektiver Betroffenheitslagen, die notwendig 
nicht ohne solche, wenn auch kaum ontologisch begründete Festschreibungen 
auskommen kann. Dieses Primat einer De-Ontologisierung führt aber zu 
dem, was auch als „Queerer Liberalismus“ bezeichnet wurde (Sengal 2009, 
S. 425): Was hier aufscheint, ist dieses dem liberalen Gedankengut eigentüm-
liche Recht auf Andersheit, das sich gleichwohl infolge der strikten Absti-
nenz hinsichtlich kollektiver Forderungen nicht um die materiellen Bedin-
gungen der Verwirklichung dieser Andersheit kümmert. Dies mag erklären, 
warum sich der Kapitalismus als dieser ausgesprochene Förderer von allen 
möglichen differenten Existenzweisen entpuppt hat, die, so schrill sie auch 
sein mögen, ihn gleichwohl kaum tangieren. Die slowenische Philosophin 
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Alenca Zupančič (2006, S. 174f.) spricht in diesem Zusammenhang von ei-
nem brisanten, für den Kapitalismus konstitutiven Nebeneinander einer fort-
währenden Produktion immer neuer Differenzen, die gleichzeitig laufend an 
Bedeutung verlieren. Die kapitalistische Produktion, so Zupančič, müsse als 
eine gigantische Produktion von Andersheit betrachtet werden, die in ihr 
gleichzeitig in Wert gesetzt und damit in ihrer Andersheit wieder neutralisiert 
werde. Kapitalismus ist so der wichtigste Förderer von Differenzen, aber er 
ist gleichzeitig auch jener Mechanismus, der eben diese Differenzen markt-
förmig aufhebt und ausgleicht. Dies mag seine Vorliebe für den Liberalismus 
erklären: warum der Kapitalismus zum größten Fürsprecher aller möglichen 
freiheitlichen Rechte und hier insbesondere des Rechts auf Andersheit ge-
worden ist; und warum er im selben Zug der größte Deaktivator eines tat-
sächlich befreienden oder subversiven Potentials ebendieser Differenzen ist 
(Žižek 2002, S. 73). 
Es ließe sich in Anlehnung an Michel Foucaults (2004a, S. 505ff.; 2004b, 
S. 96ff.) Überlegungen zur modernen Gouvernementalität auch davon spre-
chen, dass wir es hier mit einer Machtform zu tun haben, die gerade über die 
Einsetzung von Freiheiten regiert, indem sie, weit davon entfernt, uns etwas 
vorzuenthalten, uns vor die Auswahl vermeintlich unendlicher Möglichkeiten 
stellt. Doch stellt diese Omnipräsenz der Möglichkeiten gleichzeitig eine Po-
tenzierung der Unmöglichkeit dar, denn sie verstrickt die Individuen in eine 
erschöpfende Selbstoptimierungsmaschinerie, deren Ursache sie scheinbar 
selbst sind. Soziologische Untersuchungen zu gegenwärtigen Formen der 
Subjektivierung sprechen denn auch längst nicht mehr von Normierung. Ihr 
Gegenstand ist das Leiden der Individuen an diesen neuartigen ‚Praxen der 
Freiheit‘; sie sprechen vom „Zwang zum souveränen Selbst“ (Rau 2005, S. 
57), ja gar von der „Müdigkeit, man selbst zu sein“ (Ehrenberg 2001, S. 103). 
Neben solchen Zeitdiagnosen, die auf die Fallstricke einer vermeintlich end-
losen Möglichkeit zur Diversifizierung des eigenen Selbst fokussieren, 
nimmt sich die Festschreibungskritik des gender-Konzepts, diese Leiden-
schaft für den „Abbau von Identitätszwängen“ (Bührmann/Wöllmann 2006, 
S. 190) merkwürdig altertümlich aus und ihr Anspruch auf Radikalität wirkt 
irgendwie anachronistisch. Wenn, wie Foucault (1993, S. 186) vermutet, die-
se politische Rationalität gerade auf der Gleichzeitigkeit von Individualisie-
rungs- und Totalisierungsverfahren beruht, wenn es mit andern Worten gera-
de das Individuelle ist, das machtintegrierend wirkt, so scheint die Kritik an 
normativen Zuschreibungen ebenso wie die im Namen der Individualität er-
hobene Forderung nach unendlicher Pluralisierung, beispielsweise ge-
schlechtlicher Identitäten, in eigentümlicher Weise ins Leere zu greifen. 
Es wäre also sehr grundsätzlich zu fragen, wie diese neue Weise der Sub-
jektivierung, wie sie für spätkapitalistische Gesellschaften kennzeichnend ist 
und derer sich neoliberale Führungstechniken offenbar zu bedienen wissen, 
zu konzipieren wäre. Wenn aus dem Freiheitsversprechen der neoliberalen 
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Anrufungsweisen leicht ein Imperativ zur Freiheit werden kann und somit 
das machtintegrierenden Moment der Subjektivierung in der paradoxen Herr-
schaftsförmigkeit von Freiheit selbst gesucht werden muss, so ist jedenfalls 
weder die Kritik an normativen Festschreibungen noch der Rekurs auf ein 
angeblich subversives Potential der durch Festschreibung verstellten Diffe-
renzen dazu geeignet, das hier Vorsichgehende zu erfassen. 
Ich möchte dazu, bevor ich zum Abschluss komme, einen Gedanken for-
mulieren, der mir selbst noch nicht so klar ist, von dem ich aber glaube, dass 
wir, gerade auch, was die Frage geschlechtlicher Subjektivierung und diese 
Vorliebe des dekonstruktiven gender-Verständnisses für plurale Identitätsfor-
men betrifft, in dieser Richtung weiterdenken müssten. Der französische Psy-
choanalytiker Jacques Lacan (1986, S. 12) hat Mitte der 1970er Jahre davon 
gesprochen – und dies scheint mir für eine Reflexion dieser Normenfixierung 
des gender-Konzepts bedenkenswert –, dass sich in spätkapitalistischen Gesell-
schaften ein fundamentaler Wandel in den Subjektstrukturen der Individuen 
feststellen lasse: In spätkapitalistischen Gesellschaften, so Lacan, seien die 
Menschen nicht mehr wie zu Freuds Zeiten von einem normativen und verbie-
tenden Über-Ich geleitet, sondern von dem Imperativ: Genieße! Das Über-Ich 
selbst gebietet nun den Genuss. Die Frage ist, ob angesichts der Unerträglich-
keit dieses Imperativs, des Entfallens einer verbietenden Instanz und der damit 
einhergehenden gnadenlosen Selbstverantwortlichkeit für alle Unlust, ob also 
angesichts dieses unerträglichen Imperativs zur permanenten Optimierung des 
eigenen Genießens eine Art Sehnsucht nach der älteren Form des Über-Ichs 
entstand, was dann die Vorliebe für die Abarbeitung an Normen erklären könn-
te. Wenn Lacans Vermutung stimmt, dann könnte dies zumindest die große Be-
liebtheit der Normen- und Festschreibungskritik des hier besprochenen gender-
Konzepts in der heutigen Generation der zwischen Zwanzig- bis Vierzigjähri-
gen erklären, jene Generation also, die vermutlich als erste relativ unnormativ 
erzogen wurde: Die Norm im Außen ist viel leichter zu bekämpfen als dieses 
undurchschaubare innere Phänomen eine Selbstverantwortung für den eigenen 
Genuss! Die Ironie der Geschichte läge dann gewissermaßen darin, dass die 
Kritik an normativen Identitätsfestschreibungen lediglich diesem Imperativ 
Genieße! und damit dieser neuen Weise der Subjektivierung zuarbeitet. 
4.  Schluss 
Ich bin von Nancy Frasers Feststellung einer merkwürdigen Koinzidenz der 
Entstehung der Neuen Frauenbewegung mit dem damals ebenfalls im Entste-
hen begriffenen Neoliberalismus ausgegangen. Anders als Nancy Fraser füh-
re ich die daraus entstandene Passfähigkeit vieler Forderungen der Frauen-
bewegung mit den Erfordernissen dieses neuen kapitalistischen Regimes 
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nicht (nur) darauf zurück, dass im Zuge der Fokussierung auf Identitätskriti-
ken im feministischen Diskurs Fragen des Kulturellen zu sehr die Fragen der 
politischen Ökonomie verdrängt haben. Ich habe umgekehrt argumentiert, 
dass es die Entkoppelung und insbesondere das Wegbrechen marxistischer 
Fragestellungen in der Weise ist, wie Subjektivierung thematisiert wird, die 
diese Passfähigkeit begünstigten. In der Folge ist es nicht der Umstand dieser 
Thematisierung, sondern seine Form, die Weise, in der das machterhaltende 
Element in der Subjektivierung konzipiert wird, die problematisch ist. Im 
Zuge dieser Entkoppelung wurde Subjektivierung nicht länger auf die Verän-
derungen in den Produktionsverhältnissen rückbezogen und damit zuneh-
mend in einer Weise konzipiert, die neu entstehende Einbindungsweisen der 
Menschen in die Machtverhältnisse des postfordistischen Systems nicht nur 
nicht erfassen konnte; vielmehr scheint sich die im Rahmen der gender-
Theorie formulierte Identitätskritik nun zunehmend selbst in den Dienst die-
ses neuen Regimes zu stellen. 
Es geht also nicht einfach nur darum, dass der Diskurs um Anerkennung 
zu dominant geworden ist, wie Fraser argumentiert, sondern es geht meines 
Erachtens vielmehr darum, dass die subjekttheoretischen Annahmen, die die-
se Forderung nach Anerkennung von Differenzen leitet, falsch sind. Sie sind 
falsch, weil sie die für die postfordistische Produktionsweise und deren Ge-
schlechterregime erforderlichen Subjektivierungsweisen nicht nur nicht er-
fassen, sondern sich ungewollt ihrerseits zu einem Instrument dieser neuen 
Subjektivierungsweisen machen. Anstatt die Anerkennung von Differenzen 
zu fordern, würde es deshalb vielmehr darum gehen, zu fragen, wie diese Dif-
ferenzen möglicherweise überhaupt erst durch bestimmte Veränderungen in 
den Produktionsverhältnissen entstanden sind (Annuß 1996, S. 509). Es ist 
diese Verbindung von Kapitalismuskritik und sexueller Politik, die zu Beginn 
der Zweiten Frauenbewegung die Thematisierung von Sexualität immer 
mitleitete, die verloren ging. 
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Über Humankapital und einige seiner 
Familienprobleme  
Christian Oswald 
Die folgende Analyse des Humankapitals und einiger seiner Familienprobleme 
stützt sich auf die Tradition der Kritik der politischen Ökonomie von Marx, die 
ihr Autor für grundlegend für jegliche Kapitalkritik hält. Die vermeintliche 
Theorie des Humankapitals wird als die aktuelle Form bürgerlicher Ideologie 
dechiffriert, in der sich ein Zustand der kapitalistischen Produktionsweise re-
flektiert, die um ihrer Aufrechterhaltung willen strukturell Formen direkter 
Gewaltanwendung gerade in der sogenannten Privatsphäre bedarf. Dafür, dass 
die Marxsche Theorie bei vielen Kritikern des Humankapitals so wenig Beach-
tung findet, mag es viele Gründe geben. Einen glaubt der Autor darin zu entde-
cken, dass Feminismus und Marxismus sich auseinander entwickelt haben.  
1.  Vorbemerkung zum Verfahren der Ideologiekritik 
Ideologiekritik ist Kritik falschen Bewusstseins. Das reicht aber nicht. Sie hat 
die falschen Kategorien, die konstitutiv sind für die Art und Weise, wie dem 
Bewusstsein die wirklichen, wesentlichen Verhältnisse erscheinen, selbst zu 
konstruieren und darzustellen, wie unter Bedingung kapitalistischer Produk-
tionsverhältnisse das Bewusstsein notwendig solchen Mystifikationen ver-
fällt. Weder ist der Überbau von der Basis kausal abzuleiten, noch stehen sie 
im Verhältnis der Wechselwirkung zueinander, sondern sie sind widersprüch-
lich in sich und darum gegeneinander. Ihre dialektische Beziehung erfasst 
Marx in der Figur der Verkehrung (vgl. Marx 1976, S. 559). Sie bildet auch 
das methodische Zentrum der folgenden Darstellung der Ideologie des Hu-
mankapitals, denn Verkehrung ist auch hier am Werk: In der Ideologie des 
Humankapitals wird die Arbeitskraft außerhalb des Produktionsprozesses mit 
ihrem Widerpart Kapital identisch gesetzt.1 
Will Ideologiekritik nicht nur modisch auf der Höhe ihrer Zeit sein, son-
dern sich ihre kritische Qualität bewahren, muss sie ihren Gegenstand, das 
                                                                          
1  Vgl. das Kapitel „Verdinglichung“ in diesem Aufsatz. 
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falsche Bewusstsein ihrer Zeit, ernst nehmen und seine Veränderung als In-
dex gesellschaftlicher Veränderung begreifen lernen. Nur so wird sie dem 
Begriff der Ideologie gerecht, demzufolge das Bewusstsein selbst Moment 
jener Wirklichkeit ist, die es in verkehrter Form darstellt. Ökonomische Ka-
tegorien wie die des Humankapitals sind, um es mit Marx zu sagen, objektive 
Gedankenformen. Sie sind nicht nur die Form, in der der Kapitalist den wirt-
schaftlichen Prozess denkt, sondern auch die des Denkens des Arbeiters und 
damit der Kitt, der alles zusammenhält. 
Der Transformationsprozess der ökonomischen Wissenschaft, der die 
Kategorie des Humankapitals zeitigt, ist von dem gesellschaftlichen Trans-
formationsprozess, der sich darin reflektiert, und dieser wieder von dem 
Transformationsprozess zu unterscheiden, dessen Resultat das vermeintliche 
Humankapital sein soll. Zwar bilden die unterschiedenen Prozesse eine Ein-
heit, aber diese erschließt sich erst vom letzten aus, der der Sache nach der 
Produktionsprozess der Ware Arbeitskraft ist. 
Humankapital ist jedoch ein „imaginärer Ausdruck“ (Marx 1976, S. 559), 
ein Widerspruch in sich. Es ist nicht möglich, diese Kategorie zu denken und sie 
ist dementsprechend auch nicht geeignet, einen wie immer gearteten Produkti-
ons- oder Transformationsprozess, theoretisch adäquat zu erfassen. Sie verdeckt 
zugleich das, was sie thematisiert. Die Erziehungs-, Bildungs- und Erkenntnis-
prozesse, die die Wirtschaftswissenschaftler nun als ihren ureigensten Gegen-
standsbereich usurpieren, erfassen sie nur unter dem Titel von Investitionen in 
das, was sie Humankapital nennen. Wie das investierte Kapital aus seiner Nor-
mal-, der Geldform, sich in die Form des Arbeitsvermögens verwandelt, muss 
ihnen sowohl materialiter als auch ökonomisch verschlossen bleiben. 
2.  Entfaltung des ideologiekritischen Potentials des frühen 
Feminismus 
Will man dem Geheimnis des Produktionsprozesses der Ware Arbeitskraft 
auf die Spur kommen, wird man auf die frühe feministische Theorie zurück-
greifen müssen, die als erste die Reproduktionsarbeit thematisierte. Um die 
Frauenausbeutung unterm Kapitalverhältnis bewusst zu machen, musste der 
Feminismus allerdings die Reproduktionsarbeit zu produktiver Arbeit im 
Sinne des Kapitals stilisieren und gerade jenen Aspekt an ihrem Begriff ne-
gieren, der in Bezug auf die Ideologie des Humankapitals sein kritisches Po-
tential ausmacht, nämlich, dass sie ökonomisch betrachtet immer nur die 
Konsumtion der Arbeitskraft vermittelt.2 
                                                                          
2  Es war deshalb auch nicht allzu schwierig für die männlichen marxistischen Genossen, die 
Ausbeutung der Frauen zu einem Nebenwiderspruch der gesellschaftlichen Verhältnisse 
herabzusetzen.  
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Der Wert der Arbeitskraft ist bei Marx durch den Wert der Lebensmittel 
bestimmt, derer sie zu ihrer Reproduktion bedarf, also durch die gesellschaft-
lich notwendige Arbeitszeit, die durchschnittlich zu deren Produktion aufge-
wendet werden muss. An der Konsumtionszeit interessiert unter kapitalisti-
schen Bedingungen die Ökonomen nur, dass sie möglichst kurz gehalten wird. 
Tatsächlich enthält sie auch einen produktiven Anteil. Lebensmittel im wörtli-
chen Sinn müssen zubereitet, länger haltbare wie Kleidung oder Wohnung ge-
pflegt, sauber und instand gehalten werden. In der sich an der bürgerlichen Fa-
milie orientierenden Arbeiterfamilie übernahm traditionell diese Arbeiten die 
Frau. Der reinen Theorie nach entspricht der Lohn nicht nur dem Wert der Le-
bensmittel, die zur Reproduktion der individuell mit diesem Lohn bezahlten 
Arbeitskraft nötig sind, sondern enthält auch eine gesellschaftliche Komponen-
te. Denn ist die Arbeitskraft im Laufe eines Arbeitslebens verschlissen, muss 
sie ersetzt werden. Da die Frau wesentlicher Produktionsfaktor für die Erzeu-
gung des Ersatzes ist, in der traditionellen Familie seine Pflege und Aufzucht 
und die Reproduktion der männlichen Arbeitskraft gewährleistet, muss deren 
Lohn auch den Wert der Lebensmittel für Frau und Kind enthalten. Dass die 
Frau in dieser Familienform, genauso wie ihr Mann im Betrieb, längere Zeit 
arbeitet, als in den für ihren Unterhalt gedachten Lebensmitteln vergegenständ-
licht ist, bedeutet nur, dass sie Gratisarbeit fürs Kapital leistet. Da sie aber in 
keinem direkten Verhältnis zum Kapital steht, wird auch kein Mehrwert produ-
ziert, sondern der Lohn niedrig gehalten, was die Rate des aus ihrem Mann 
ausgepumpten Mehrwerts erhöht. Obwohl also im Haushalt gearbeitet wird, ist 
diese Arbeit im Sinne des Kapitals nicht produktiv. Zwar fungiert das Produkt 
dieser Arbeit später als Ware auf dem Arbeitsmarkt, aber weder ist es Kapital 
in Warenform, noch ist sein Produktionsprozess, solange er sich in der Pri-
vatsphäre der Familie vollzieht, kapitalistisch organisiert.3 
Das, was die feministische Theorie als erste und mittels rationaler öko-
nomischer Kategorien ins Auge fasste, lässt sich neu denken und muss neu 
gedacht werden, wenn die patriarchal vermittelte Ausbeutung nicht mehr den 
Dreh- und Angelpunkt der Betrachtung bildet.4 An einem neoliberalen Ge-
dankenspiel soll dies verdeutlicht werden.  
                                                                          
3  Falsch an der Reduktion auf einen Nebenwiderspruch – abgesehen von den methodologi-
schen Schwierigkeiten, die mit einer Einteilung in Haupt- und Nebenwidersprüche verbun-
den sind – war deshalb nicht, die Ausbeutung der Frauenarbeit begrifflich als Verlängerung 
des Kapitalverhältnisses in die Arbeiterfamilie zu fassen, sondern die real stattfindende ge-
sellschaftliche Abstraktion von der Reproduktionsarbeit theoretisch zu reproduzieren, in-
dem man ihre begriffliche Entwicklung zu einem Appendix des Marxismus degradierte. 
4  Tove Soiland (vgl. ihren Beitrag in diesem Heft) und Nancy Fraser (vgl. 2005) kommen 
gewissermaßen aus der entgegengesetzten Richtung, nämlich vermittels einer immanenten 
Kritik an der theoretischen Entwicklung des Feminismus in den letzten dreißig Jahren, zu 
einem ähnlichen Ergebnis. Ihnen zufolge sollte der Feminismus sich wieder der Analyse 
ökonomischer Verhältnisse zuwenden, um aus der Sackgasse heraus zu gelangen, in die er 
sich durch seine kulturalistische Wende hineinmanövriert hat. 
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Der Produktionsprozess der Ware Arbeitskraft muss nicht notwendig als 
ein familiärer vonstattengehen. Nichts steht dem theoretisch im Wege, sich 
vorzustellen, dass die bisherige familiäre Reproduktionsarbeit von Erziehe-
rinnen und Lehrerinnen erledigt wird, die in kapitalistisch betriebenen Kin-
derkrippen, -gärten und Schulen die entsprechenden Dienstleistungen zum 
Zweck der Verwertung privater Kapitale erbringen. Die Reproduktionsarbeit 
wäre so zumindest formell dem Kapital subsumiert und würde Mehrwert ge-
nerieren. Die Ziele des frühen Feminismus hätten sich auf perverse Art ver-
wirklicht, die Frauen würden selbständig als Angestellte fungieren und die 
patriarchale Vermittlung ihrer Ausbeutung wäre durch ihre direkte ersetzt. 
Durch den Verkauf solcher Dienstleistungen an die Eltern der Zöglinge wür-
de der produzierte Mehrwert durch das Schul- oder Kindergartenunterneh-
men realisiert. Der Prozess wäre damit abgeschlossen. Das vorgeschossene 
Kapital wäre verwertet und es hätte sich auch Arbeit in der zukünftigen Ar-
beitskraft vergegenständlicht, es wäre aber, und das ist nun der entscheidende 
Punkt, kein Humankapital im Wortsinne gebildet worden. Denn der Schulun-
ternehmer realisiert den produzierten Mehrwert durch Verkauf der Dienstleis-
tungen seiner Angestellten, nicht durch Verkauf der Ware Arbeitskraft, die in 
dem Prozess gebildet wurde.  
Vom Standpunkt des Arbeitsgegenstandes, der bearbeiteten Arbeitskraft, 
stellt sich der gesamte Vorgang als pure Konsumtion dar, wenn auch, da sie 
selbst dabei arbeiten muss, als eine Art produktiver Konsumtion. Selbst wenn 
eine solche Arbeitskraft aufgrund ihrer Ausbildung auf dem Arbeitsmarkt ei-
nen höheren Preis erzielte, würde damit doch nur zurückgezahlt, was die El-
tern verausgabt hätten. Denn diese bezahlten die Erziehungs- oder Bildungs-
dienstleistung zu deren Wert. Profit machte allein der Unternehmer durch 
Ausbeutung der Erzieher- und Lehrerinnen. 
Der Prozess der Produktion der Ware Arbeitskraft wäre also auch unter 
der Bedingung seiner zumindest formellen Subsumtion unters Kapital ein an-
derer als der ihrer Anwendung, durch die einzig Wert verwertet wird. Einmal 
ist sie das Produzierte, das andere Mal das Produzierende. Unter der Voraus-
setzung privatwirtschaftlicher Organisation beider Prozesse wäre dann auch 
davon auszugehen, dass verschiedene Kapitale in den verschiedenen Prozes-
sen engagiert wären. Den Erziehungs- und Bildungsunternehmern könnte 
tendenziell gleichgültig sein, ob sich die gebildete Arbeitskraft später auch 
verkaufen und anwenden lässt. Humankapital stellt sie nur für die Unterneh-
mer dar, die durch sie ihr Kapital verwertet sehen möchten. Die sind aber 
nicht die Kunden der Erziehungs- und Bildungskapitalisten, können ihnen 
mithin nicht einmal die Einhaltung gewisser Qualitätsstandards bei der Pro-
duktion abverlangen. 
Das gesamtgesellschaftliche Bedürfnis an anwendbaren Arbeitskräften 
kann sich nur gesamtgesellschaftlich artikulieren. Unter der Bedingung pri-
vatwirtschaftlicher Organisation der Reproduktion, dem Traum aller Neolibe-
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ralen, bedeutete dies, dass die Erziehungs- und Bildungsunternehmer vom 
Staat dazu gezwungen werden müssten, für die geforderte Anwendbarkeit der 
Arbeitskräfte zu sorgen – der Alptraum aller Neoliberalen. 
Das Bindeglied zwischen den beiden beschriebenen Prozessen bildet die 
Arbeitskraft selbst. Sie als Käufer und Kunde der Erziehungs- und Bildungs-
dienstleistungen kann von ihren Produzenten verlangen, dass sie ihre zukünf-
tige Anwendbarkeit garantieren. Sie muss ihre eigene zukünftige Ausbeutung 
zur eigenen Sache machen, nur so bewährt sie sich als mündiger Arbeits-
kraftverkäufer. Dieses Bedürfnis hat sie jedoch nur als durch ökonomischen 
Zwang vermitteltes. Soweit es sich um potentielle, zukünftige Arbeitskräfte, 
also um Kinder, handelt, die eben diesen Zwang noch nicht verinnerlicht ha-
ben, was ja erst das Resultat ihrer Erziehung sein kann, müssen ihre Rechts-
vertreter diesen Anspruch geltend machen, sowohl ihnen selbst gegenüber als 
auch gegenüber jenen, an die sie zumindest Teile der Erziehungsarbeit dele-
gieren. Ob die Eltern dieser Aufgabe gewachsen sind, ist fraglich. Auf alle 
Fälle wird in dieser Konstellation die traditionelle Familie, die auch einen 
gewissen Schutz gegen die Gesellschaft bieten sollte, zersetzt. Die Ideologie 
des Humankapitals beinhaltet den keineswegs mit irgendeiner liberalen Vor-
stellung vom Kapitalismus kompatiblen Übergriff des Kapitals auf das ihr 
Andere, die Arbeitskraft, in dem Verhältnis, das es ist, und damit auf einen 
Bereich der Gesellschaft, der sich nicht vollständig kapitalisieren lässt. Die 
Antagonismen, die die Identifikation der Arbeitskraft mit Kapital generiert, 
müssen mittels direkter Gewalt ausgetragen werden, sei es elterliche oder 
staatliche. 
3.  Zur Geschichte der Ideologie des Humankapitals 
Die Neoklassik, der auch die Ideologie des Humankapitals zuzurechnen ist, 
stellt sich als Fortsetzung und zugleich Erneuerung der klassischen Wirt-
schaftslehre dar. Um die von letzterer behauptete Harmonie der Produktions-
verhältnisse zu wahren (vgl. Marx 1983, S. 3), musste die Neoklassik zu-
gleich die von Marx kritisch zu Ende gedachte Arbeitswertlehre der Klassiker 
in Bausch und Bogen verwerfen und durch eine subjektive Wertlehre vom 
Grenznutzen ersetzen. Die Grundlage der klassischen Theorie, deren dialekti-
sche Konsequenz zur Forderung nach Überwindung der bürgerlichen Gesell-
schaft führte, musste beseitigt werden, sollte die politische Ökonomie als 
bürgerliche Wissenschaft weiterbestehen können. Nun kommt dies objektiv 
einer Rettung einer obsoleten Denkform gleich und die Neoklassik trägt 
dementsprechend alle Züge schaler Apologetik bestehender Verhältnisse, 
aber zugleich ist sie der theoretische Reflex darauf, dass jene Konsequenz 
sich gesellschaftlich nicht einstellte. Eine hochdynamische Gesellschaftsfor-
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mation wie der Kapitalismus verharrt im Zustand gesellschaftlicher Stagnati-
on und verdammt die bürgerliche Wissenschaft, deren sie zur Selbstreflexion 
bedarf, zum Weiterwursteln. 
So entstand, bezogen auf die Geschichte der Ökonomie, ein seltsames 
theoretisches Konstrukt, in dem immer dort, wo es um den Markt und seine 
Wirksamkeit als gesellschaftlichem Regulationsmechanismus geht, auf die 
Klassiker Smith und Ricardo zurückgegriffen oder zumindest auf sie verwie-
sen wird, während alle Überlegungen dieser beiden zu den Bedingungen der 
Tauschvorgänge auf dem Markt beiseite gesetzt werden. 
Der Gegensatz zwischen Klassik und Neoklassik ist einer der Sache. 
Dem, was ihr zufolge der Erneuerung bedarf, hält die Neoklassik vor, dass 
die sogenannte objektive Arbeitswertlehre ein Ideelles, den Wert, zum Wesen 
eines Dings, der Ware mache. Dagegen sei der Wert aus der subjektiven 
Schätzung abzuleiten, also etwas, das den Warendingen vom Subjekt äußer-
lich angeklebt wird wie ein Preisschild. Die nominalistische Kritik trifft den 
Grund aller Mystifikationen, die der klassischen Theorie zu eigen sind. Sie 
verfehlt hingegen, dass die metaphysischen Mucken nicht die eines falschen 
Ausgangspunktes der Theorie, sondern die der ökonomischen Formbestim-
mung der Dinge unter kapitalistischen Produktionsverhältnissen sind. Wäre 
der Wert nicht vergegenständlichte abstrakte Arbeit und die Arbeitskraft 
selbst eine Ware, wäre auch der Markt eben nicht jener allgemeingültige und 
notwendige Regulationsmechanismus, den die Neoklassik sich wünscht. Der 
Wert ist eine Abstraktion, aber eine Realabstraktion. Marx‘ Entdeckung, dass 
es sich bei den ökonomischen Gegenständen um paradoxe, widersprüchliche, 
weil sinnlich übersinnliche Dinge handelt, um das handgreifliche Dasein 
vermeintlich metaphysischer Entitäten, und dass die Sachen nur unter be-
stimmten, nämlich kapitalistischen Produktionsverhältnissen diesen Charak-
ter haben, bleibt der Neoklassik gänzlich unbegriffen (vgl. Marx 1976, S. 86). 
Die undialektische, rein verstandesmäßige Entgegensetzung zur Klassik treibt 
deren Mystifikationen, gegen die sie erfunden war, nur weiter.  
Was sie vorne hinausgeworfen hat, nämlich die abstrakte Arbeit als Sub-
stanz des Werts, führt sie hinten wieder ein, unter der Kategorie des Human-
kapitals.5 Es ist der Treppenwitz der Neoklassik, dass sie in ihrem Ausläufer, 
                                                                          
5  Foucault bemerkt auch den Sachverhalt, dass die Neoklassiker unter dem Titel des Human-
kapitals die Arbeit in die ökonomische Analyse wieder einführen. Allerdings referiert er nur 
deren Kritik an der Klassik, die sie zugleich als eine an Marx missverstehen. Diese Kritik 
richtet sich aus der Sicht der Neoklassik folgerichtig gegen die Abstraktheit der Arbeit als 
Wertsubstanz. Diese Abstraktheit wird allerdings als Fehler der klassischen Theorie ange-
kreidet und nicht als Charakteristikum wertsetzender Arbeit begriffen. Da Foucault weder 
die ökonomische Kategorie des Humankapitals noch die Neoklassik als ökonomische Theo-
rie kritisch analysiert, sondern nur deren Selbstverständnis reproduziert und sich mit dem 
theoretischen Phänomen zufriedengibt, entgeht ihm auch der theoriegeschichtliche Zusam-
menhang, dass die Neoklassik nicht, wie sie selbst vorgibt, einen Mangel der Arbeitswert-
lehre, sondern ihren eigenen Mangel an derselben korrigiert (vgl. Foucault 2004, S. 306). 
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der sogenannten Theorie des Humankapitals, die Arbeit als Quelle des Pro-
duktivitätsfortschritts des Kapitals herausstellt. Sie tut dies allerdings, indem 
sie sie in ihrer ansich-seienden Form fokussiert, als bloße Potenz der Arbeit, 
als Arbeitskraft, als Hort zukünftiger Produktivität oder Quelle von Mehr-
wert. Und eine solche Quelle ist sie ihr nur, insofern sie zu einem Arbeits-
vermögen ausgebildet wurde; weil sich Arbeit in der Arbeitskraft vergegen-
ständlicht hat und sie so selbst offenbar zu Kapital wurde. Die ausgebildete 
Arbeitskraft erscheint als Arbeitsvermögen in seinem sprachlichen Doppel-
sinn in der ihm gegensätzlichen Form, nämlich als Kapital.  
4.  Verdinglichung 
Die Kategorie des Humankapitals ist eine ökonomische Kategorie, der die Ver-
dinglichung auf der Stirne geschrieben steht. Indem die Arbeit in der Form der 
Arbeitskraft mit Kapital identifiziert wird,6 fällt das dem Kapital gegensätzliche 
Relatum des Kapitalverhältnisses aus, mit der gedoppelten Konsequenz, dass 
sich das Kapital nicht länger als Verhältnis begreifen lässt und die Arbeit voll-
ständig aus der Betrachtung verschwindet, indem sie zu einer Funktion von im 
Arbeitsvermögen vergegenständlichter Arbeit gemacht wird.  
Arbeit ist immer gegenständliche Tätigkeit; ohne Produktionsmittel und 
Rohstoff existiert sie nicht. Ebenso wenig sind irgendwelche Dinge Produkti-
onsmittel, wenn sie nicht bezogen sind auf die Arbeit. Die Arbeit an sich ist 
die Arbeitskraft, reine Subjektivität oder die bloße Potenz oder Nichtwirk-
lichkeit der Arbeit (vgl. Marx 1983, S. 199). Als selbständiger Produktions-
faktor ist die Arbeit bereits als Lohnarbeit gesetzt. Die allgemeine Bedingung 
kapitalistischer Produktion ist, dass die unmittelbaren Produzenten getrennt 
sind von den gegenständlichen Bedingungen ihrer Produktion. Nur aufgrund 
dieser ihrer ‚Freiheit‘ sind sie gezwungen, nicht ihre Arbeit, sondern ihre Ar-
beitskraft zu verkaufen. Das Kapital ist, solange es sich die Arbeitskraft noch 
nicht einverleibt hat, ebenfalls nur Kapital an sich, von den Produzenten ge-
trennte Produktionsmittel, die ihrer Verwertung harren. Kapital und Lohnar-
beit stehen, bevor der Produktionsprozess beginnt, in negativer Beziehung 
zueinander. Negativ ist die Beziehung, weil sie getrennt voneinander sind; 
bezogen sind sie aufeinander, weil der Lohnarbeiter seine Arbeitskraft ver-
kaufen muss, wenn er existieren will, und weil das Kapital sich die Arbeits-
kraft einverleiben muss, wenn es Kapital sein, d.h. sich verwerten soll.  
Dass er nur die Ware Arbeitskraft anzubieten hat, macht den Träger der-
selben zum Gegenspieler des Kapitalisten und seine Arbeitskraft zum Nicht-
                                                                          
6  Die Identifikation ist die unmögliche Vervollkommnung dessen, was Marx (vgl. 1969, S. 
45ff.) die Subsumtion der Arbeit unters Kapital genannt hat.  
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Kapital. Denn nicht er wendet seine Arbeitskraft an sondern ihr Käufer, der 
Kapitalist, und nur diese Anwendung produziert Wert und zwar mehr Wert als 
der Kauf der Ware Arbeitskraft kostet. Selbst wenn die Arbeitskraft zufälliger-
weise über Produktionsmittel verfügt und als selbständiger Produzent auftreten 
kann, wirkt sie nur vergleichsweise und innerhalb einer durchkapitalisierten 
Gesellschaft wie ein Kapitalist. Die Selbstausbeutung der individuellen Ar-
beitskraft generiert so wenig Kapital, wie die Fiktion einer Gesellschaft unab-
hängiger einzelner Privatproduzenten eine kapitalistische Gesellschaft ergibt 
(vgl. Smith 1974, S. 25). Nicht die individuelle, sondern die gesellschaftlich 
notwendige Arbeit ist die Substanz des Werts und das Kapitalverhältnis ist ein 
gesellschaftliches Verhältnis, kein individuelles Selbstverhältnis. 
Erst die gekaufte Arbeitskraft bildet einen Bestandteil des Kapitals, näm-
lich das von Marx so genannte variable Kapital. Sie ist der variable Bestand-
teil, insofern das in sie investierte Kapital als Index für die aus ihr auszupres-
sende Arbeit gilt, die mehr Wert produziert als die Reproduktion der Arbeits-
kraft kostet. Dieser produzierte Mehrwert stellt nun einen weiteren Bestand-
teil des Kapitals dar, jenen, der das Kapital erst zu Kapital macht. Der Träger 
der Arbeitskraft hingegen kommt so aus dem Produktionsprozess heraus, wie 
er hineingegangen ist, als einfacher Verkäufer seiner Arbeitskraft, da sein 
Lohn nur das ersetzt, was die Reproduktion seiner Arbeitskraft kostet. Der 
materielle Reproduktionsprozess der Gesellschaft vollzieht sich dergestalt, 
dass auch seine besondere historische Form sich reproduziert, also seine ei-
gene gesellschaftliche Voraussetzung, die Trennung der unmittelbaren Pro-
duzenten von den Produktionsmitteln. Auch als Bestandteil des Kapitals ist 
somit die Arbeitskraft niemals für sich Kapital.  
Es ist aber eben dieser Reproduktionsprozess des Kapitalverhältnisses, 
der seine verkehrte Erscheinungsweise selbst produziert. Der Fehlschluss, auf 
dem die sogenannte Theorie des Humankapitals beruht, lässt sich in bereits 
rationalisierter Form folgendermaßen darstellen: Die wertproduzierende Ar-
beit ist eine Funktion der Arbeitskraft. Aber diese ist keine naturgegebene 
Größe, sondern selbst das Produkt von Arbeit.7 Sie ist vergegenständlichte 
Arbeit und deren ökonomische Form in einer kapitalistischen Gesellschaft ist, 
Kapital zu sein. So ist die Arbeitskraft selbst als Arbeitsvermögen Kapital.  
Dass das Arbeitsvermögen keine naturgegebene Größe ist, ist insoweit 
richtig, als das Kapitalverhältnis selbst einen gewissen historischen Stand der 
Produktivkräfte voraussetzt, der sich darin ausdrückt, dass die Arbeit länger 
fungieren kann als die Arbeitszeit, die zu ihrer Reproduktion gebraucht wird. 
Dass das Arbeitsvermögen deswegen per se Kapital sei, ist allerdings inso-
weit falsch, als dieser historische Stand der Produktivität der Arbeit nicht un-
ter kapitalistischen Bedingungen hervorgebracht wurde und es sich deshalb 
                                                                          
7  Dieser Zwischenschritt ist Schultz und Konsorten fremd und wurde von mir der Nachvoll-
ziehbarkeit wegen eingefügt. Die Arbeit taucht in den Schriften dieser Herren überhaupt 
nicht mehr auf, sondern an ihrer Stelle das Investment, das die Arbeit in Gang setzt. 
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verbietet, die Produktivität der Arbeit als solche des Kapitals zu fassen (vgl. 
Bensch 1995, S. 60).  
Sofern allerdings der kapitalistische Produktionsprozess, einmal etabliert, 
sich gegen seine historischen Voraussetzungen verselbständigt und die nun 
kapitalistischen Bedingungen nicht nur der Anwendung der Arbeitskraft, 
sondern darüber hinaus zum ersten Mal in der Geschichte die der scheinbar 
grenzenlosen Entfaltung der Produktivität selbst setzt, erscheint er seinen 
heute lebenden Agenten vielleicht nicht als ewige oder natürliche, aber doch 
als einzigartige Form systematischer Produktivitätsentwicklung. Deren histo-
rische Bedingung macht sich auf Grundlage ihrer Ausschließlichkeit zu ihrer 
Ursache, und lässt nicht nur, wie in der klassischen Ökonomie die Produktiv-
kräfte der Arbeit als solche des Kapitals, sondern das ausbeutbare gesell-
schaftliche Arbeitskräftepotential, das die Ideologen des Humankapitals in 
verdinglichter Weise als Quelle aller Produktivität ansehen, als Kapital auf-
treten. Der ideologische Fortschritt der Einführung der Kategorie des Hu-
mankapitals durch die Neoklassik besteht genau darin, diesen letzten Schritt 
auch gedanklich zu vollziehen. Die Klassik erfasste die Verwertung des 
Werts in ihrer gesellschaftlich verkehrten Form als geheimnisvolle Fähigkeit 
des Kapitals. Die Neoklassik verkehrt solche Verkehrung, und attestiert der 
Arbeitskraft diese Fähigkeit, aber nur, sofern sie Kapital ist. So zeigt sie sich 
auf der Höhe der Entwicklung des gesellschaftlichen Scheins. 
5. Die theoretische Integration der Arbeitskraft 
Jenen Schritt vorwärts tut sie, weil die Dynamik des gesellschaftlichen Re-
produktionsprozesses sie dazu zwingt. Stein des Anstoßes für Ökonomen wie 
Theodore Schultz, Gary S. Becker und Jacob Mincer, die die Kategorie des 
Humankapitals in die neoklassische Wirtschaftstheorie einführen, ist die ob-
jektive Schwierigkeit, das wirtschaftliche Wachstum zu messen. Da das wirt-
schaftliche Wachstum auf technischem Wandel beruht, dieser Wandel aber 
nicht nur in der Erweiterung bestehender Produktionsanlagen, sondern we-
sentlich auch im Ersatz alter durch neue Maschinerie besteht, kann es kein 
einheitliches technisches Maß geben, den Gesamtkapitalstock und dessen 
Vergrößerung in der Zeit zu berechnen. Auch die Wertbetrachtung führt zu 
keiner Berechenbarkeit des eingesetzten Gesamtkapitals, da der Produktivi-
tätsfortschritt nicht nur das konstante Kapital verbilligt, sondern neue Ma-
schinerie die alte auch entwertet.  
Die Unvergleichbarkeit sich technisch wandelnden Kapitals motiviert die 
neoklassischen Ökonomen dazu, alle Versuche, den Gesamtkapitalstock zu 
berechnen, aufzugeben. Die ökonomietheoretische Lösung für das Wachs-
tumsproblem soll der sogenannte Investmentansatz bringen:  
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„An investment approach, I am convinced, is required in thinking about economic growth. 
In this approach the stock of capital is augmented by investment, and the productive ser-
vices of the additional capital increase income, which is the essence of economic growth. It 
is a major step toward a general theory, when all investment resources are incompassed and 
allocated in accordance with the meaningful economic standard established by the relative 
rates of return to alternative investment opportunities. Thus, in theory, this approach is 
grounded on an all-inclusive concept of investment and an accounting of all additional in-
vestment gives a complete and consistent explanation of the marginal changes in the stock 
of capital, of the marginal changes in the productive services from capital, and of the mar-
ginal changes in income and, accordingly, to growth” (Schultz 1971, S. 4). 
Statt vom unberechenbaren Gesamtkapitalstock wird beim Investmentansatz 
vom jährlich verfügbaren Investitionsfond, dem akkumulierbaren Kapital 
ausgegangen. Der ist ‚all-inclusive‘ und setzt der ökonomischen Betrachtung 
und Berechnung keine Schwierigkeiten entgegen, weil hier das Kapital in 
seiner absolut homogenen und flüssigen Form, nämlich als Geldkapital gege-
ben ist.8 Der technische Unterschied der Kapitale bzw., wenn man in Produk-
tionssphären denkt, der verschiedenen Kapitalsorten, also die Heterogenität 
des Kapitals, reflektiert sich im Unterschied der zu erwartenden Ertragsraten 
für das zu investierende Kapital.9  
Die Neoklassik unterzieht auf der Basis des Investmentansatzes notwen-
diger und berechtigter Weise auch die klassische Lehre von den Produktions-
faktoren einer Erneuerung. Diese Lehre besagt, dass die drei Produktionsfak-
toren Arbeit, Kapital und Boden die gegeneinander selbständigen Quellen der 
drei Revenuen Lohn, Zins und Rente seien und letztere die ebenso selbstän-
digen Bestandteile, aus denen sich der Produktenwert zusammensetze. Um 
diese drei Faktoren auf einen Nenner zu bringen, muss man gerade von ihrer 
besonderen geschichtlich-sozialen Formbestimmtheit abstrahieren und sie als 
stoffliche Elemente des allgemeinen Arbeitsprozesses fassen, das Kapital als 
die produzierten Produktionsmittel, die Arbeit als die gegenständliche Tätig-
keit, die sie in Gebrauchswerte verwandelt, und den Boden als die nicht-
                                                                          
8  Schultz führt also die gerade aufgegebene Homogenität des Kapitals, ohne es zu bemerken, 
mit seinem Investmentansatz wieder ein. Statt die Aporie, dass das Kapital, um seine Ter-
minologie zu verwenden, sowohl homogen als auch heterogen zu denken ist, zum Gegen-
stand der Reflexion zu machen, verfällt er einfach ins andere Extrem und behauptet, dass 
das Kapital in sich heterogen sei. Notwendig ist aber die Homogenität des Kapitals, worun-
ter die Klassiker verstanden, dass die Kapitale gemäß ihrer Größe am produzierten Ge-
samtmehrwert partizipieren, zu denken, weil ohne Ausgleich der Profitrate das akkumu-
lierbare Kapital auf der Grundlage technisch bedingter Unterschiede in die unproduktiven 
Sphären fließen würde. Dann wären aber die Investitionen gerade kein Index für wachsende 
Produktivität. 
9  Sich auf den Standpunkt des Investmentansatzes stellen zu können, setzt eine gewisse Höhe 
der kapitalistischen Entwicklung voraus, nämlich die Verselbständigung der Geldform des 
Kapitals gegen dessen Gesamtprozess, in dem es sich immer wieder aus Geld in konstantes 
und variables Kapital, die Elemente des produktiven Kapitals, aus diesen im Produktions-
prozess in Ware und aus Ware auf dem Markt in Geld rückverwandeln muss, in sozialen 
Institutionen wie Banken, Börsen und Aktienfonds. 
Über Humankapital und einige seiner Familienprobleme 45 
 
produzierten Naturbedingungen derselben. Vermittelt wird solche Abstrakti-
on durch die irrationelle Identifizierung von Arbeit und Lohnarbeit. 
Marx nennt die klassische Lehre von den Produktionsfaktoren, weil sie 
den Verwertungsprozess in Form des allgemeinen Arbeitsprozesses erfasst 
und damit verewigt, spöttisch und zugleich treffend die trinitarische Formel 
der politischen Ökonomie seiner Zeit (vgl. Marx 1987, S. 832). Ist die beson-
dere ökonomische Form der Auseinandersetzung des Menschen mit der Na-
tur mit deren allgemeinen Bestimmungen erst einmal gleichgesetzt, lässt sich 
das Verhältnis umkehren. Da die Neoklassik aufgrund der Schwierigkeit, den 
Gesamtkapitalstock zu berechnen, das Kapital bereits als in sich heterogen 
bestimmt hat, kann sie, die stoffliche Verschiedenheit der Produktionsfakto-
ren ebenfalls unter den Begriff der Heterogenität subsumierend, sie allesamt 
zu Kapital deklarieren:  
„Each [of the factors of production, Anm. Ch.O.] can be viewed, however, as form of capi-
tal, but the heteregenity of capital so concieved is inconsistent with the long-standing as-
sumption of capital homogenity. The concept of a stock that includes all forms of capital is 
beset with what appear to be insurmountable difficulties when it comes to specifying and 
measuring the totality of the stock of capital” (Schultz 1971, S. 6).  
Die Revenuequelle Arbeit als Kapital zu betrachten, ist unter Voraussetzung 
des Investmentansatzes nur folgerichtig. Der gesellschaftliche Akkumulati-
onsfonds setzt sich aus dem Teil des jährlich disponiblen Reichtums zusam-
men, der nicht zur Konsumtion aufgewendet wird. Ob angesichts temporär 
hoher Löhne ein Lohnanteil für schlechtere Zeiten angespart, ob ein Teil der 
Grundrente für späteren Konsum aufgeschatzt oder ob tatsächlich Profit ak-
kumuliert wird, spielt hier keine Rolle mehr. Der Unterschied der Revenuen, 
aus denen er sich speist, ist ebenso verschwunden wie die technischen Unter-
schiede der Kapitale, die einmal den Ausgangspunkt des Ansatzes bildeten. 
Unter diesem Gesichtspunkt wird alles zu Kapital, weil alles, worin investiert 
wird, sich verwerten muss.10  
Die Humankapitaltheorie beruht, um Schultz‘ eigene Terminologie zu 
benutzen, auf einer Homogenisierung der der Sache nach verschiedenen Pro-
duktionsfaktoren als Kapital und einer Heterogenisierung des Kapitals auf-
grund seiner Verschiedenheit, wenn man es technisch betrachtet. Erinnert 
man sich daran, dass der Investmentansatz, der zur Revision der klassischen 
Lehre von den Produktionsfaktoren führte, dazu dienen sollte, den techni-
                                                                          
10  Die Grenzen zwischen Akkumulations- und Konsumtionsfonds sind allerdings, da auch die 
Konsumtion durch die Geldform vermittelt ist, fließend. Der Ökonom vermag kaum mehr 
zwischen beidem zu unterscheiden, was praktisch die Möglichkeit eröffnet, den Akkumula-
tionsfonds auf Kosten der Konsumtion auszuweiten bzw. Teile, die dem Konsumtionsfond 
angehören, als Investitionen zu interpretieren. Er kann deshalb auch nicht mehr auseinan-
derhalten, ob Teile der Bevölkerung gezwungen sind, immer höhere Anteile ihres Lohns für 
Bildung auszugeben, weil diese Kosten den Eintrittspreis zum Arbeitsmarkt darstellen, oder 
ob sie in ihr Arbeitsvermögen investieren, um später bessere Stellen mit höheren Löhnen zu 
ergattern. 
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schen Wandel der ökonomischen Theorie zu integrieren, so bedeutet das, 
dass die technische Heterogenität des sich entwickelnden Kapitals in der Zeit 
dem gesellschaftlich vermittelten Gegensatz seiner notwendigen Teile, den 
Produktionsfaktoren, gleichgesetzt wird. Die Bestandteile jeden Kapitals ran-
gieren nun neben verschiedenen Kapitalen als eigene Kapitalsorten. Die He-
terogenität verschiedener Produktionssphären oder verschiedener produktiver 
Zustände ist die verschiedener Kapitale zueinander oder eines Kapitals zu 
sich in der Zeit. Die vermeintlich heterogenen Produktionsfaktoren sind je-
doch notwendige Bestandteile eines jeden Kapitals und deshalb ist ihre Hete-
rogenität von der technischen zu unterscheiden. 
Der offensichtliche Fehler, im Begriff der Heterogenität gänzlich Hete-
rogenes identisch zu setzen, hat seine gesellschaftliche Bedingung der Mög-
lichkeit und verweist damit auf einen bestimmten Zustand der kapitalisti-
schen Entwicklung. Aus Sicht des Unternehmensvorstandes eines Großkon-
zerns sind die verschiedenen Abteilungen, die in einem gemeinsamem Pro-
duktionszusammenhang kooperieren, aber technisch verschiedenartige Auf-
gaben zu erledigen haben, unterschiedlich produktiv und darum nicht nur 
sukzessiv, sondern auch simultan heterogen. Für ihn sind diese Abteilungen 
zudem zugleich aufgrund ihrer technischen Verschiedenheit eigene Kapital-
sorten und die Bestandteile desselben Kapitals, das er verwaltet, und er wird 
suchen, diejenigen, die die unternehmenseigene Durchschnittsprofitrate sen-
ken, zu rationalisieren oder ‚outzusourcen‘, damit sie die Bilanz nicht länger 
belasten. Da ihm zudem der systematische Unterschied zwischen variablem 
und konstanten Kapital unbekannt ist, der sich nur auf der Grundlage der Ar-
beitswertlehre ergibt, und es ihm völlig gleichgültig ist, ob die Arbeitsmittel 
dazu dienen, Arbeit auszupressen oder ob die Arbeit das konstante Kapital 
verwertet, erscheinen ihm die Abteilungen, die Belegschaft als Ganze oder in 
Teilen und die Anlage als Ganze oder in Teilen als gleichgeltende Elemente 
eines Kapitals. Grundlage einer solchen Sichtweise und der damit verbunde-
nen Praktiken ist die enorme technische Entwicklung der Infrastruktur, des 
Transportwesens und der Kommunikationsmittel. Container und Internet 
bahnen den Weg dafür und Großkonzernstrukturen sind ihre organisatorische 
Voraussetzung. 
In der klassischen Lehre von den Produktionsfaktoren als eigenständigen 
Revenuequellen erinnerte trotz oder gerade wegen aller daraus resultierenden 
Widersprüchlichkeit zumindest der Begriff des Produktionsfaktors noch da-
ran, dass ihre Elemente in einem Verhältnis zueinander stehen müssen. Ihre 
neoklassische Auflösung beseitigt nicht ihr Skandalon, die Verselbständigung 
der Faktoren gegeneinander, sondern fixiert sie, indem sie sie unterm Titel 
der Heterogenität des Kapitals in sich zu fürsichseienden Kapitalsorten ver-
dinglicht. Auch hier stellt die Verkehrung der Verkehrung einen Fortschritt 
der Ideologie, nicht einen zur Wahrheit dar. 
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6.  Die praktische Integration der Arbeitskraft 
Die Ideologie des Humankapitals gibt der Arbeitskraft scheinbar zurück, was 
ihr die Neoklassik durch Ausschluss der Arbeitswertlehre genommen hatte, 
nämlich ihre Fähigkeit, den Wert zu verwerten. So wie ihr diese Fähigkeit 
aber nur zukommt, sofern sie selbst Kapital sein soll, so verdankt sich ihre 
plötzliche theoretische Wiederentdeckung und Aufwertung der Entwicklung 
ihres Widerparts, dessen, was die Ideologen des Humankapitals „non-human“ 
(Schultz 1971, S. 19) oder „physical capital“ (Becker 1993, S. 112) nennen. 
Dessen technische Änderung erfordert die Entwicklung und Anpassung des 
Arbeitsvermögens. Das Humankapital ist die Arbeitskraft, gedacht als Funk-
tion des konstanten Kapitals. Angesichts hoher Konzentration und hoher or-
ganischer Zusammensetzung des produktiven Kapitals übersteigt der Wert 
von dessen konstantem Anteil den seines variablen um ein Vielfaches – von 
dem der einzelnen Arbeitskraft gar nicht zu reden. Da sowohl den Agenten 
des Verwertungsprozesses als auch den ihnen sich andienenden Ökonomen 
Arbeitskräfte und Maschinerie, Roh- und Hilfsstoffe als Kapital gleich gel-
ten, müssen sie auf den sachgerechten Umgang mit dem konstanten Kapital 
besonderen Wert legen. Für sie stellt sich die Anwendung der Arbeitskraft als 
Moment der Ökonomie des konstanten Kapitals,11 die Verwertung als Funk-
tion der Erhaltung des Kapitals dar. Den angewendeten, individuellen Ar-
beitskräften erscheint in ähnlicher Weise der gegen sie verselbständigte tech-
nische Produktionsapparat, also ihre eigene gesellschaftliche Produktionspo-
tenz, nicht als ihre Fähigkeit eine immense Masse von Produktionsmitteln zu 
verarbeiten, sondern als gänzlich unverhältnismäßige Übermacht, der sie sich 
zu unterwerfen und einzugliedern haben.12 Vor allem aber gilt Management 
wie Arbeitskräften die gesellschaftliche Dynamik der kapitalistischen Pro-
duktionsweise, die in immer schnellerem Takt den Wandel – Wandel ist der 
richtige Ausdruck, weil die Änderungen keineswegs mit Verbesserungen 
oder gar Fortschritt gleichzusetzen sind – des technischen Produktionsappara-
tes erfordert und in Gang hält, als Dynamik des Apparates selbst.  
Der technische Wandel objektiviert sich zwar in neuen Produktionsver-
fahren, ist aber eine Funktion menschlicher Produktivität und dieser von ihr 
verdrängte Sachverhalt herrscht der Neoklassik auf, sich mit der Arbeitskraft 
in Zeiten auseinanderzusetzen, in denen immer beschleunigtere Akkumulati-
on zur Existenzgrundlage eines Kapitalismus wird, der ob seiner monopolis-
tischen Struktur nicht länger die gewissermaßen naturwüchsigen Bedingun-
gen eben jener technischen Entwicklung bietet. Weil im Zuge des der Logik 
                                                                          
11  Der Begriff der Ökonomie des konstanten Kapitals wird hier gegenüber seiner Bedeutung 
bei Marx (vgl. 1987, S. 87) erweitert.  
12  Günther Anders (vgl. 1983, S. 21ff.) zufolge äußert sich dieses Missverhältnis subjektiv als 
„prometheische Scham“. 
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des Kapitalverhältnisses entspringenden Konzentrations- und Zentralisati-
onsprozesses des Kapitals technische Innovation und deren kapitalistische 
Bedingung, der Wettbewerb, erlahmen, rücken sie ins Zentrum aller Auf-
merksamkeit und Bemühungen derjenigen, denen an der Aufrechterhaltung 
der bestehenden Ausbeutungsverhältnisse gelegen ist. 
Was die Theoretiker des Humankapitals, und nicht nur sie, in den 60er 
Jahren registrieren, ist der Sachverhalt, dass die Stabilität des kapitalistischen 
Produktionsprozesses entscheidend vom Wachstum der Investitionsrate und 
dieses wiederum von der Beschleunigung der sogenannten Innovation ab-
hängt. Ihre Modellierung des ökonomischen Gleichgewichtes als eines dy-
namischen legt davon Zeugnis ab: 
„Technischer Fortschritt erhöht im neoklassischen Modell über die fortschreitende Erhöhung 
der Arbeitsproduktivität (d.h. durch eine Verschiebung der Produktionsfunktion) die Profita-
bilität neuer Investitionen, die sonst unter der insgesamt realistischen Annahme eines relativ 
zurückbleibenden Bevölkerungswachstums langfristig zurückgehen müsste. Ein ‚ideales‘ 
Wachstumsgleichgewicht (sogenanntes ‚golden age‘ Wachstum) wäre dann erreicht, wenn 
der Substitutionsprozeß von Arbeit durch Kapital, d.h. die Vergrößerung des Kapitalkoeffi-
zienten, durch den technischen Fortschritt glatt kompensiert würde“ (Hirsch 1971, S. 73).  
Ist aber einmal die Abhängigkeit der Stabilität oder des Gleichgewichts des 
kapitalistischen Reproduktionsprozesses vom technischen Fortschritt erkannt 
und zugleich erkannt, dass derselbe unter der Bedingung kapitalistischer Pro-
duktionsverhältnisse weder als eine ein für alle Mal gegebene Größe zu be-
handeln ist, noch als eine solche konstante Größe ausreichen würde, sondern 
vielmehr nur in beschleunigter Form das Gleichgewicht zu garantieren ver-
mag, kann das ökonomische Bewusstsein nicht bei der theoretischen Model-
lierung stehen bleiben, es ist dann dazu gezwungen, zur praktischen überzu-
gehen. Die Beschleunigung des technischen Fortschritts muss theoretisch und 
praktisch integriert werden, er muss in eigene Regie genommen werden. So 
wird die Ökonomie politisch.  
Wie sich die praktische Integration der Arbeitskraft vollzieht und wie sie 
deren Produktionsprozess strukturiert, soll im Folgenden bezogen auf dessen 
Elemente und Phasen zumindest angedeutet werden. Die Darstellung erfolgt 
dabei im Krebsgang, ausgehend von der wissenschaftlichen Tätigkeit, die 
ausschlaggebend für den Produktivitätsfortschritt ist, über die Hochschul- 
und Schulbildung, die zumindest die Anwendbarkeit der Arbeitskraft sicher-
stellen muss, zur Erziehung in der Familie, durch die die Grundlage für die 
spätere Verwendbarkeit gelegt werden muss. 
6.1  Die Integration der Wissenschaft 
Die dem Verwertungsprozess ‚fremde‘ Wissenschaft fungiert in vergleichs-
weise frühen Phasen des Kapitalismus für diesen als Gratisdreingabe, die sich 
der unternehmerische Erfindungsgeist zunutze machen kann. Solange sind 
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die Wissenschaft und die Anwendbarkeit ihrer Ergebnisse durchaus instituti-
onell und funktional voneinander zu trennen, vor allem auch dem Selbstbe-
wusstsein ihrer Vertreter zufolge. Die Wissenschaft gilt als autonom. Die 
wissenschaftliche Forschung kann als Reservoir von verfügbaren, instrumen-
talisierbaren Erkenntnissen betrachtet werden.13 Deren tatsächlicher gesell-
schaftlicher Nutzen hängt weniger von ihr und davon ab, ob Operationali-
sierbarkeit einen wesentlichen Aspekt ihrer theoretischen Arbeit bildet, als 
von der bestimmten Gestalt des kapitalistischen Produktionsprozesses als 
Großindustrie. Die gesellschaftliche Bedingung der Möglichkeit den Auf-
wand lohnender, einigermaßen systematischer Anwendbarkeit der wissen-
schaftlichen Erkenntnisse ist große Stufenleiter der Produktion (vgl. Marx 
1987, S. 113). Es ist der Konzentrations- und Zentralisationsprozess des Ka-
pitals, der die Wissenschaft aus ihrem Elfenbeinturm ‚befreit‘. Für die poten-
tiellen Anwender stellt die Nutzung der wissenschaftlichen Forschung aller-
dings nicht nur eine Möglichkeit dar, sondern unter Konkurrenzverhältnissen 
sind sie um der Erhaltung ihres Kapitals willen auch zur Nutzung gezwun-
gen. Aber diesem Zwang sind die Kapitalisten, nicht die Wissenschaftler un-
terworfen. Das ändert sich, sobald die Entwicklung der Wissenschaft und 
Technologie zur Bedingung der dynamischen Stabilität der kapitalistischen 
Produktionsweise wird. Sie tritt dann das Erbe des erlahmenden Wettbewerbs 
an, oder richtiger: nicht der Wettbewerb zwingt zur Anwendung der Wissen-
schaft, sondern die wissenschaftliche Entwicklung wird zum Lebenselexier 
des Wettbewerbs. Das bedeutet praktisch, was Schultz die Integration des 
„technical change“ nennt. Für die Wissenschaft heißt dies, dass sie nun un-
term Diktat der Anwendbarkeit, vorangetrieben werden muss. Ob sie diesem 
Diktat vermittels einer Zunahme staatlicher Planung und Organisation des 
wissenschaftlich-technischen Fortschritts unterworfen wird, was einer gewis-
sermaßen naturwüchsigen Verlängerung der Logik des kapitalistischen Zent-
ralisationsprozesses gleichkäme, oder indem sie selbst wettbewerbsmäßig 
strukturiert wird, erscheint dann als Frage gouvernementaler Strategien, die 
sich letztendlich ergänzen (vgl. Hirsch 1971, S. 248ff. und Foucault 2004, S. 
185). Der Unterschied zwischen der ersten und der zweiten Variante besteht 
darin, dass letztere unterm Schein größerer Autonomie und Freiheit die Ver-
innerlichung der Ideologie vorantreibt.14 
                                                                          
13  Zur strukturellen Isomorphie zwischen experimenteller Forschung und technischer Umset-
zung: Vgl. Bulthaup 1973, S. 48. 
14  Bereits der moderne Pädagoge Brecht beschreibt in „Der aufhaltsame Aufstieg des Aturo 
Ui“, dass es die sicherste Art ist, jemanden vom eigenen Standpunkt zu überzeugen, ihn in 
Strukturen zu versetzen, die ihn nötigen, diesen Standpunkt selbst einzunehmen. (Vgl. 
Brecht 1991, S. 15) 
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6.2  Die Integration der Hochschul- und Schulbildung 
Es braucht aber nicht nur Wissenschaftler, die den technischen Wandel vo-
rantreiben, sondern auch gebildete Arbeitskräfte, die mit den technischen 
Neuerungen umzugehen wissen. So verlangt schon heute der sachgerechte 
Umgang mit der avancierten, weithin automatisierten und computergesteuer-
ten Maschinerie hochproduktiver Industrien den Arbeitskräften neben spezi-
fischem Fachwissen, Kenntnisse sogenannter Schlüsseltechnologien, vorran-
gig jedoch Flexibilität und eine positive Einstellung zur ‚corporate identity‘ 
ab. Die tayloristischen Verrichter repetetiver Teilarbeiten von ehemals wären 
solchen Anforderungen kaum gewachsen, denn es reicht nicht mehr, die Pro-
duktion am Laufen zu halten, sie muss beständig optimiert werden, und zwar 
von der Belegschaft selbst. So wie die Wissenschaft immer anwendungsori-
entierter wird, wird die Anwendung des Arbeitsvermögens immer wissen-
schaftlicher, zu einem andauernden Entwicklungsprozess. 
Ist der Zwang zum technischen Wandel erst einmal zu einer Qualität des 
sachlichen Produktionsapparates verdinglicht, dessen Änderung Sachzwang, 
dann tritt die vermeintliche Unangemessenheit der individuellen Arbeitskraft 
an die Produkte ihrer gesellschaftlichen Anwendung notwendig auch ins 
ökonomische Bewusstsein, das nun den Schein der kapitalistischen Produkti-
onsweise in naiver Weise zu seinem Gegenstand macht. Sie erscheint in der 
Form, dass Erziehung, Bildung und Ausbildung der Arbeitskraft wesentlich 
länger dauern als die Veränderung der Technik und ihre Verallgemeinerung. 
Der technische Wandel lässt sich unmöglich 25 Jahre im Voraus prognosti-
zieren, also in etwa die Zeit, die inklusive Hochschulstudium die Heranbil-
dung einer neuen Generation von Arbeitskräften in Anspruch nimmt. Die 
zeitliche Diskrepanz der Rhythmen des technischen Wandels und der Anpas-
sung der Arbeitsvermögen an ihn, der selbst Ausdruck der Herrschaft verge-
genständlichter, toter Arbeit über die lebendige unter kapitalistischen Produk-
tionsverhältnissen ist, nötigt deshalb zu einer völligen Umgestaltung des so-
genannten Bildungswesens (vgl. Heinsohn 1971, S. 96). Es ist dann aus öko-
nomischer Sicht nur folgerichtig, wenn nun Ökonomen dazu übergehen, sich 
dessen zu bemächtigen, was bisher als Domäne der Pädagogen galt:  
„It should also be said that our task as educators is to provide instruction that will best 
serve students in adjusting their skills to the rapidly changing economy in which they live. 
Thus we ought to give a low rating to instruction that is spezific. We ought to give a high 
rating to learning principles and theories. We should give the highest priority to instruc-
tions devoted to problem-solving using analytical methods” (Schultz 1971, S. 151).15 
                                                                          
15  Schultz sieht es als eklatanten Mangel der Wirtschaftswissenschaften an, dass sie sich bis-
her noch nicht der Problematik gestellt und noch keine Antworten erarbeitet hat, wie die 
Ausbildung auszusehen habe und wie dies zu realisieren sei. 
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Es fällt nicht schwer, alle gängigen Schlagworte der derzeitigen Bildungsdis-
kussion, wie man sie in fast allen Schulprogrammen finden kann, aus 
Schultz’ Empfehlung abzuleiten – allen voran das des lebenslangen Lernens 
und der Vorbereitung darauf. Traditionelle, an bestimmten Gegenständen ori-
entierte Wissensvermittlung wird ersetzt durch die Ausbildung sogenannter 
Kompetenzen, aus dem einfachen Grund, weil jedes bestimmte Wissen am 
Ende der Schullaufbahn bereits veraltet sein dürfte. In den Lehrplänen wird 
aus der Methode als dem Weg zum Gegenstand der Gegenstand zu einer 
Funktion des Methodischen.16 Er dient nur noch der Erläuterung der Mög-
lichkeiten des subjektiven Umgangs mit ihm. Die Methode, die Subjektivität 
gilt als Substanz, die Gegenstände als das, was wechseln kann. Das Subjekt 
selbst wird aber infolgedessen ebenso herabgesetzt, zum Inbegriff eines Bau-
kastensystems, einer Ansammlung methodischer Kenntnisse, über die es je-
derzeit verfügen können soll. Jeder Gegenstand gilt genauso als bloßes In-
strument wie jedes Wissen von ihm, das seinerseits als Instrument für weite-
res Wissen einzusetzen ist, ohne dass noch irgendwelche Reflexion auf die 
gegenständlichen wie subjektiven Bedingungen der Möglichkeit solcher In-
strumentalisierung gerichtet würde. Das macht die bruchstückhafte Kontinui-
tät des technischen Wandels aus. Der generiert keineswegs ständig das Neue 
schlechthin, vielmehr folgt er geprägten Schemata, die auch technisch in ei-
nem Baukastensystem integriert sind. Letztlich tendiert die ihm angemessene 
und ihn voranbringende Bildung zu einer Art ars combinatoria. Dass immer 
mehr Arbeitskräfte auch die Hochschule durchlaufen müssen, bedeutet vor 
diesem Hintergrund nicht, dass damit der Anspruch auf allgemeine Bildung 
realisiert würde. Was dort und zuvor in den Schulen auch in den sogenannten 
geistes- und sozialwissenschaftlichen Fächern herangebildet wird, sind vor-
rangig Techniker, im besten Fall Technologen.  
Während Schulen und Hochschulen zu Methodentrainingsanstalten ver-
kommen, kommt andrerseits der Erziehung immer größere Bedeutung zu. In 
ihr muss die positive Einstellung zu einem Leben als allzeit fungible Arbeits-
kraft geprägt werden. Die Bereitschaft zu Flexibilität und lebenslangem Ler-
nen verlangen nach frühkindlicher Charakterbildung. Eltern, die selbst nicht 
mit solchen Anforderungen konfrontiert wurden oder sie als Zumutungen ei-
ner sich verschlechternden sozialen Situation der Arbeitskräfte erfahren, dürf-
ten wenig geeignet sein, ihre Kinder adäquat zu motivieren. Auf die Motiva-
tion kommt aber alles an. 
                                                                          
16  Noch vor wenigen Jahren bestanden die Lehrpläne vorrangig aus einer Auflistung der Ge-
genstände, die im Unterricht zu behandeln waren. Aus den neuen kompetenzorientierten 
Lehrplänen sind sie fast gänzlich verschwunden und durch folgende lapidare Bemerkung 
ersetzt worden: „Kompetenzerwerb erfolgt in Auseinandersetzung mit Inhalten.“ (Senats-
verwaltung für Bildung, Jugend und Sport Berlin 2006, S. 10) 
52  Christian Oswald 
 
6.3 Integration der und durch die Familie 
6.3.1 Von der Gewalt im Denken der Integration 
Was missverständlicherweise unter dem Titel Neoliberalismus Eingang in 
Wirtschaft und Politik gefunden hat, trägt schon seinem theoretischen Selbst-
verständnis nach deutliche Züge totalitären Denkens. Gary Becker (vgl. 1996a, 
S. 21), einem der führenden neoliberalen Ideologen des Humankapitals zufolge 
sollen sich die Wissenschaften weniger durch ihre Gegenstandsbereiche als 
vielmehr durch ihre Denkweise unterscheiden. So erweitert sich das ökonomi-
sche Denken auf Gegenstände, die zuvor nicht dem Bereich der Ökonomie zu-
geordnet wurden. Becker glaubt demzufolge auch, dass sich so gut wie alles 
dem ökonomischen Ansatz erschließe. Das impliziert zum einen, dass, soll die-
ses Vorgehen ein fundamentum in re haben, alles, was wissenschaftlich be-
trachtet werden kann, dem Kapital reell subsumiert ist oder zumindest werden 
kann. Zum anderen werden dann dieselben Gegenstände vermittels disziplinär 
verschiedener Sichtweisen erschlossen und das wirkt liberal wie ein Plädoyer 
für die Vielfalt des Denkens, aber zugleich wird die gesamte Ökonomie von 
eben nur jener einen Richtung usurpiert, der des sogenannten rational choice-
Ansatzes, der seinerseits durch seinen Namen signalisiert, dass rationales Ver-
halten in kalkulatorisch ökonomischem aufgehe. Rational denkt nur, wer davon 
ausgeht, dass der einzelne seine Wohlfahrt, so wie er sie sieht, maximiert (vgl. 
ebd., S. 22). Rational denkt damit auch nur, wer die Lehre von der subjektiven 
Wertbestimmung, die Grenznutzentheorie, als Grundlage akzeptiert und ver-
wendet, um Phänomene ökonomisch zu analysieren. 
Seinem Inhalt nach ist dieses ökonomische Denken nicht weniger totali-
tär. Vermittels der Kategorie des Humankapitals wird nicht nur der „techni-
cal change“, sondern die Quelle aller Verwertung erfasst und theoretisch in-
tegriert, die Arbeitskraft. Indem die ökonomische Ideologie des Kapitals die 
Arbeitskraft als Humankapital definiert, greift sie gewissermaßen über auf 
das, was notwendigerweise selbst nicht Kapital ist. Vermittels der Kategorie 
des Humankapitals wird die Arbeitskraft, noch bevor sie zum Markte getra-
gen wird und noch außerhalb des Produktionsprozesses, in dem sie als vari-
ables Kapital zu fungieren bestimmt ist, zu Kapital erklärt, nicht nur ihrer Po-
tenz nach, sondern in ihrem Sosein. Daraus folgt notwendig die Aufhebung 
der traditionellen Trennung von Arbeits- und Privatsphäre und, soweit die 
Öffentlichkeit in diesen Vorgang involviert ist, die Aufhebung zwischen Öf-
fentlichem und Privatem. Das Private wird ökonomisch (vgl. Forster 2010, S. 
107ff.). Es folgt ebenso daraus, dass die Arbeitskraft als Kapital und vermit-
tels von Investitionen in sie modelliert werden muss. Da sie von ihrem Träger 
nicht zu trennen ist, bedeutet dies zugleich, dass dieser Träger, das Subjekt 
der Ware Arbeitskraft, zugerichtet werden muss. Dies zu denken, wirft, weil 
weder die Arbeitskraft Kapital ist, noch die Modellierung in Investitionen 
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sich erschöpft, innerhalb des ökonomischen Ansatzes ganz eigene Schwie-
rigkeiten auf. Denn ‘human capital’ unterscheidet sich als eigene Kapital-
sorte von ‘non-human capital’ in spezifischer Weise: „The principal charac-
teristic that distinguishes human from other kinds of capital is that, by defini-
tion, the former is embedded or embodied in the person investing” (Becker 
1993, S. 112). Der Akzent des Satzes liegt auf dem Wort „person“. Von the-
oretischer wie praktischer Relevanz ist, dass die Investitionen in Humankapi-
tal sich in Personen verkörpern und mit ihnen fest verschmolzen sind. Dass 
der Träger der Arbeitskraft Person ist, bedeutet, dass er über diese frei verfü-
gen können muss, um auf dem Arbeitsmarkt als ihr Verkäufer auftreten zu 
können. Dass die Investitionen von ihm unablösbar sind, heißt, dass sie nicht 
weiterverkauft werden können, Erziehung, Bildung und Ausbildung keine 
möglichen Tauschwaren sind. Die Arbeitskraft und nicht nur ihre Anwen-
dung, die Arbeit, dem Kapital zu subsumieren, käme somit der Abschaffung 
des Kapitalverhältnisses durch Einführung einer modernen Form von Sklave-
rei gleich. Dessen sind sich auch die Ideologen des Humankapitals bewusst.17  
Die spezifische Form der Vergegenständlichung des investierten Kapitals 
stellt ein privatwirtschaftlich organisiertes System von miteinander konkur-
rierenden Einzelkapitalen unter der Bedingung, dass diese angesichts des ge-
gebenen technischen Standes der Produktion auch auf spezifisch ausgebilde-
tes Personal angewiesen sind, vor das grundsätzliche Problem, dass Investiti-
onen in die Ausbildung der Belegschaft extrem risikoreich sind. Denn die 
Ausgebildeten können nach ihrer Ausbildung kündigen und zur Konkurrenz 
wechseln und dabei das investierte Kapital mit sich forttragen und ferner zum 
Nutzen des Konkurrenten einsetzen oder, unter der Drohung, sich derart zu 
verhalten, höhere Löhne fordern. Die Firma hätte dann nicht nur die Investi-
tion zu tragen, sondern, in der Sprache der Ökonomen, auch noch die Rendite 
aus dieser Investition an die Mitarbeiter weiterzugeben.  
Unter diesen Voraussetzungen bleibt nur die Alternative, dass entweder 
die Personen selbst in ihr Arbeitsvermögen investieren und damit auch die 
Berechtigung erwirken, die Rendite einzustreichen, oder dass die Ausbildung 
gesellschaftlich organisiert werden muss. Die letztere Variante ist prinzipiell 
inkompatibel mit dem Investmentansatz, denn dem zufolge ist es nur gerecht, 
dass derjenige, der später von der Ausbildung zu profitieren hofft, auch die 
Investition tätigt. Eine gesellschaftliche Zuständigkeit impliziert hingegen, 
dass es sich bei den Aufwendungen für Bildung und Erziehung nicht um In-
vestitionen, sondern um Kosten handelt, die entstehen, weil die zukünftigen 
Arbeitskräfte für die Technik der Zukunft tauglich gemacht werden müssen.18 
                                                                          
17  Zu Recht wehren sich Schultz wie Becker gegen den Vorwurf, die Arbeitskräfte durch ihre 
Erfassung als Humankapital begrifflich zu versklaven (vgl. Schultz 1971, S. 26). 
18  In Hamburg wehrten sich die selbsternannten Leistungsträger gegen eine allgemeine Ver-
längerung der Grundschulzeit, weil sie glaubten, mit ihren Steuergeldern, die zukünftigen 
Konkurrenten ihrer Kinder zu finanzieren. 
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Kompatibel mit dem Investmentansatz ist sie hingegen, wenn die sogenannte 
Frage der sozialen Gerechtigkeit ersetzt wird durch die nach der Effizienz. 
Dann dreht sich die Debatte eigentlich nur um technische Fragen, darum, ob 
eine gesellschaftliche bzw. staatlich organisierte Bildung insgesamt billiger 
und dem zu erreichenden Zweck angemessener ist als eine in privater Re-
gie.19 Zu welchen Lösungen man auch immer in dieser Debatte kommen 
wird, der Investmentansatz impliziert notwendig, dass die Kosten für Erzie-
hung, Bildung, Gesundheit etc. unter dem Titel vermeintlicher Investitionen 
von den Firmen, vom Kapital, auf die arbeitenden Individuen, die Arbeits-
kräfte, übertragen werden (vgl. Heinsohn 1971, S. 154).  
Aus den Kosten, die Erziehung und Bildung verursachen, weil sie nicht 
weiter tauschbare Konsumgüter sind, machen die Ideologen des Humankapi-
tals Investitionen. Investitionen haben im Gegensatz zur Konsumtion einen 
ökonomischen Nutzen und gemäß dem ökonomischen Ansatz sind die Indi-
viduen, egal welches ihre Bedürfnisse sein mögen, Nutzenmaximierer. Sie 
investieren in Erziehung und Bildung mit dem Ziel der Vermehrung des vor-
geschossenen Kapitals. Die Freiheit der homines oeconomici besteht darin, 
Investitionsenscheidungen zu treffen, d.h. ihr Geld(kapital) in diejenige Kapi-
talsorte zu lenken, die die höchste Ertragsrate verspricht. Eltern haben die 
Wahl, das, was sie ersparen können, in die Erziehung und Bildung ihrer Kin-
der zu stecken oder es so anzulegen, dass sie ihnen ein Vermögen vererben 
können (vgl. Becker 1993, S. 92). 
Der Sache nach beinhaltet die Umbenennung von Kosten in Investitionen 
nicht nur eine euphemistische Verklärung, sondern auch eine klare Anwei-
sung bzw. Beschränkung für diejenigen, deren Kinder wie sie selbst nichts 
anderes als ihre Arbeitskraft zu verkaufen haben werden, wie sie zu konsu-
mieren haben. Der Utilitarismus des ökonomischen Ansatzes schlägt um in 
die Diktatur der Setzung inhaltlicher Zwecke, die die Individuen noch in ihrer 
Privatsphäre zum Frommen der bloßen Erhaltung der kapitalistischen Pro-
duktionsweise und damit ihrer eigenen Ausbeutung zu verfolgen haben. 
Der Sachverhalt, dass Erziehung und Bildung keine Investitionen darstel-
len, sondern Kosten verursachen, bricht sich allerdings auch in der Ideologie 
des Humankapitals seine Bahn und nötigt ihre Propagandisten gerade in dem 
Bereich der Privatsphäre, den sie dank ihres Ansatzes neu der Ökonomie zu 
erschließen können glauben, zu einer Scheinlösung für eine gesellschaftliche 
Problematik, die die politische Umsetzung ihrer Vorschläge verschärfen 
muss. Da die Arbeitskräfte weder ihre Kinder zur Arbeit schicken dürfen, 
                                                                          
19  Ein Einwand gegen die Zweckmäßigkeit staatlicher Organisation des Bildungswesens 
könnte im gegebenen Zusammenhang zum Beispiel sein, dass sie nur die allgemeinen bzw. 
produktionssphärenspezifischen Grundlagen der späteren Arbeitstätigkeit legen kann. Sie 
wird immer durch zumindest eine Einarbeitung und durch Weiterbildung, aufgrund des 
firmeninternen technischen Wandels, zu ergänzen sein. Dass in der derzeitigen Krise das 
Angebot des Kurzarbeitergeldes so bereitwillig angenommen wurde, mag darauf hinweisen, 
dass die Firmen solche Kosten als nicht gering einschätzen. 
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damit sie etwas zum Familienhaushalt beitragen, noch angesichts einer ge-
sellschaftlichen Organisation ihrer Altersversorgung in einem Sozialversiche-
rungssystem individuell auf die späteren Arbeitsleistungen ihrer Kinder an-
gewiesen sind, mangelt ihnen jedes egoistische ökonomische Motiv, über-
haupt Kinder aufzuziehen. Tatsächlich fehlt es nicht nur, sondern, wer Kinder 
in die Welt setzt, schadet sich selbst sowohl im Konkurrenzkampf um gut do-
tierte Stellen als auch durch die Einbußen, die am eigenen Konsumtionsfond 
zugunsten der Kinder hinzunehmen sind. Kinder sind in der BRD bekanntlich 
das Armutsrisiko Nummer 1. 
Gary S. Becker muss deshalb zugestehen, dass in Bezug auf die Familie 
das alte liberalistische Credo, dass die Einzelnen durch Verfolg ihrer je eige-
nen, egoistischen Interessen, ohne es zu wissen und zu beabsichtigen, das all-
gemeine Beste hervorbringen, nicht länger trägt:  
„Die Annahme des Eigennutzes in Markttransaktionen hat sich als sehr brauchbar erwie-
sen, hilft uns aber nicht weiter, wenn wir Familien verstehen wollen. Im Gegenteil, Fami-
lienhaushalte unterscheiden sich von Unternehmen und anderen Organisationen hauptsäch-
lich dadurch, daß die Allokation innerhalb von Familien großteils durch Altruismen und 
dementsprechende Verpflichtungen bestimmt wird, während die Allokation in Unterneh-
men großteils durch implizite oder explizite Verträge zwischen eigennützigen Mitgliedern 
bestimmt wird. [...] Die Opfer von Eltern, die ihren Kindern helfen wollen, aber auch das 
umgekehrte Phänomen, so wie die Liebe, die Ehepartner in vielen Fällen verbindet, deuten 
auf die hochgradig persönlichen Beziehungen in Familien hin, die in anderen Organisatio-
nen üblicherweise nicht zu finden sind“ (Becker 1996b, S. 106). 
Das Motiv der jetzigen Arbeitskräfte, sich um die künftigen angemessen zu 
kümmern, sei, so Becker, ihr Altruismus. Den Altriusmus an entscheidender 
Stelle in eine Theorie einzuführen, die auf der Grundlage des Egoismus zu 
beruhen schien, sei darum möglich und mit ihr vereinbar, weil sie tatsächlich 
gar keine Aussage über individuelle Motive beinhalte. Genau darin, dass die 
Individuen selbst darüber entschieden, was sie für sich selbst für nützlich 
hielten, bestünde ihre Freiheit, die die Theorie ihnen lasse (vgl. ebd.). Das 
wirkt wie ein eleganter Ausweg. Becker abstrahiert jedoch nicht nur vom In-
halt möglicher Motive, sondern auch von seinem Ausgangspunkt, davon, 
dass er den Altruismus einführen musste, weil eben gar kein ökonomischer 
Nutzen für die Eltern zu bezeichnen war. Dieser Begriff steht nicht nur für 
die Enthaltung der Theorie gegenüber der Unterstellung eines Motivs, son-
dern Becker unterstellt damit selbst den Eltern ein bestimmtes Verhalten. Sie, 
der Gegenstand des Theoretikers, müssen tun, was er tut, sie müssen von ih-
rem Eigennutz abstrahieren, wenn sie Kinder in die Welt setzen. Der Theore-
tiker des Humankapitals entlässt also keineswegs die Individuen in die Frei-
heit, nach ihrem Gutdünken zu handeln, vielmehr verpflichtet er sie dazu, 
von ihrem eigenen Nutzen abzusehen. Kaschiert wird diese Verpflichtung 
dadurch, dass darauf verwiesen werden kann, dass es solches Verhalten tat-
sächlich gibt. Becker verdeckt damit aber nur, dass Eltern-, Kinder- und Gat-
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tenliebe für die Wirtschaftswissenschaft ein vollkommenes Rätsel bleiben 
müssen, weil sie aus Sicht des Nutzenkalküls völlig irrational sind. 
Vom Inhalt der Motive muss die Grenznutzenlehre abstrahieren, voraus-
setzen muss sie allerdings trotzdem, dass sie solche haben. Die Individuen 
sind Nutzenmaximierer. Auch wenn sich der Ökonom nicht darum kümmert, 
welchen Nutzen sie haben, irgendeinen müssen sie haben. Auf die individuel-
le Rationalität des homo oeconomicus kommt im rational choice-Ansatz 
schließlich alles an. Scheitert das ökonomische Denken daran, einen Nutzen 
zu benennen, scheitert es insgesamt. Und dieser Nutzen muss immer der ein-
zelner, nicht auswechselbarer Individuen sein. Es muss also ein Nutzen der 
Eltern benannt und ihr Altruismus an ihren Egoismus zurückgebunden wer-
den. Darum führt ihn Becker bei seiner Definition des Altruismus wieder ein: 
„Dabei heißt ‚altruistisch‘, daß der Nutzen der Eltern vom Nutzen der Kinder 
abhängt“ (Becker 1996b, S.106). Die Eltern bringen Opfer für ihre Kinder 
oder, genauer bezogen auf die Grenznutzenlehre, sie müssen den vom Nutzen 
der Kinder abhängigen eigenen Nutzen als höher einschätzen als ihren Ei-
gennutzen. 
Becker arbeitet bei seiner Definition des Altriusmus wie generell die 
Grenznutzenlehre mit einer Äquivokation im Begriff des Nutzens (vgl. 
Bucharin 1926, S. 69ff.). Der Nutzen kann der irgendwelcher Gebrauchswer-
te sein oder der ökonomische Nutzen eines Kapitals, das einen Zins abwirft. 
Da Altruismus den Eltern gerade deswegen unterstellt wird, weil Erziehung 
und Bildung ihrer Kinder auch als Investition für sie immer nur Kosten ver-
ursachen, muss die Definition Beckers bedeuten, dass der ökonomische Nut-
zen der Kinder einen wie immer gearteten nicht-ökonomischen Nutzen der 
Eltern beinhalte. Die Gleichung, die die Definition aufmacht, ist eine Unglei-
chung, die abhängige Größe, der Nutzen der Eltern eine andere als die unab-
hängige, der Nutzen der Kinder. 
Nun haben nicht nur die Eltern, sondern auch ihre Kinder während ihrer 
Erziehungs- und Schulzeit keinerlei ökonomischen Nutzen von den getätigten 
Investitionen und auch die Aussicht darauf kann man wegen der Nicht-
prognostizierbarkeit des technischen Wandels oder der Anwendbarkeit des 
künftigen Arbeitsvermögens nicht als reellen Nutzen betrachten. Selbst wenn 
man annehmen wollte, die Eltern erfreuten sich an der Wohlerzogenheit und 
zunehmenden Bildung ihrer Kinder, wären der Nutzen solcher Freude und 
der zukünftige ökonomische Nutzen der Kinder nicht nur völlig verschiede-
ner, sondern geradezu gegensätzlicher Natur, weil die Eltern dabei von letzte-
rem abstrahieren würden. 
Einen ökonomischen Nutzen können Eltern wie Kinder nur nach dem 
Erziehungs- und Bildungsprozess haben: die Kinder, indem sie verdienen; die 
Eltern, indem sie nicht weiter investieren müssen. Auch in diesem Fall, dem 
einzigen, in dem der Nutzen auf beiden Seiten gleichartig, weil ökonomisch 
ist, ist er jedoch von gegensätzlicher Art. Während die Eltern, um die Kosten 
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gering zu halten, darauf achten müssen, dass die Kinder schnellstmöglich aus 
dem Haus kommen und selbst ihren Unterhalt bestreiten, muss denen daran 
gelegen sein, eine möglichst umfassende Bildung zu erlangen, damit sie Zu-
gang zu hoch dotierten Stellen erhalten.  
Wie man es dreht und wendet, die theoretische Abstraktion im Begriff 
des Altriusmus erweist sich als Abstraktion von den realen Gegensätzen in-
nerhalb der Familie auf der Basis dessen, dass diese die Kosten für die Kin-
deraufzucht zu tragen hat. Er fungiert nur als Lückenfüller für die Absenz 
jeglichen ökonomischen Nutzens solcher Tätigkeit. Er ist die Leerformel für 
die aus ökonomischer Sicht völlig unerklärliche Tatsache, dass diejenigen, 
die in der Wirtschaftswissenschaft nur noch als Verwerter des Werts figurie-
ren, obwohl sie sich damit ökonomisch schaden, immer noch Kinder produ-
zieren und aufziehen. Das nötigt dazu, selbst die Arbeit der Vertreter der 
Humankapitaltheorie zu machen und genauer zu untersuchen, was denn sol-
cher Altriusmus der Eltern als Abstraktion vom Eigennutz beinhalte. 
6.3.2  Von der Gewalt der Praxis der Integration 
In der BRD gestaltet sich derzeit die Nachwuchsvorsorge so, dass gewisse 
Anreize wie das Elterngeld gegeben werden, um Paare zu veranlassen, Kin-
der zu zeugen. Danach, soweit es um die Qualifizierung der künftigen Ar-
beitskräfte geht, kommt das vermeintliche Recht der Eltern auf Erziehung ih-
rer Kinder weitgehend einer staatlich verordneten Pflicht gleich (vgl. Hein-
sohn 1971, S. 153). Es werden deshalb vor allem jene animiert, Kinder zu 
bekommen, die sich deren Erziehung und Bildung auch leisten können. Die 
Rechte der anderen, derjenigen, die es sich nicht leisten können, aber trotz-
dem Kinder machen, sollen hingegen eingeschränkt werden. Die Erziehung 
ihrer Kinder soll – weitgehend zumindest – unter staatlicher Aufsicht statt-
finden. Universell verbrämt wird durch Euphemismen wie Evaluation, Quali-
tätsmanagement oder frühkindliche Förderung der regelnde Zugriff und die 
Kontrolle entweder der Eltern, ob sie denn auch genug an der eigenen Kon-
sumtion für ihre Kinder abknapsen, oder der Erziehungs- und Bildungsein-
richtungen, ob sie denn effizient und zielführend im Sinne späterer Anwend-
barkeit ihrer Zöglinge fungieren. Die Politik von Frau von der Leyen ist nicht 
rassistisch, weil sie den CDU-Stammwählern weitere Ausgaben für die Fami-
lie schmackhaft machen muss, indem sie suggeriert, dass nur deutsche Aka-
demikerinnen die fleißigen und zuverlässigen Arbeiter von morgen produzie-
ren können, sondern aus rein ökonomischem Kalkül. Die sogenannten Bes-
serverdienenden sind diejenigen, die die nötige Ausbildung selbst finanzieren 
können und der Rassismus des Elterngeldes ist der Weg, wie notwendige So-
zialausgaben niedrig gehalten werden können. 
Es bleibt aber nicht bei der Teilung in diejenigen, die auf Nachprüfbar-
keit bestehen können, ob ihr Geld in Kindergärten und Schulen gut angelegt 
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ist, und diejenigen, denen Auflagen gemacht werden. Es transformiert sich 
das Familienmodell insgesamt. Dies war traditionell an der bürgerlichen Fa-
milie orientiert. In ihr gab es stets ein veritables Motiv für Nachwuchs, denn 
im Gegensatz zu jenen, die nur ihre Arbeitskraft zu verkaufen haben, verfügte 
die bürgerliche Familie über produktives Eigentum, das, sollte es als Kapital 
weiter fungieren, an jemanden vererbt werden musste, der die Firma weiter-
führen konnte. Darüber hinaus war hier tatsächlich die Altersversorgung der 
Eltern vom Fortbestand des Betriebes abhängig. Beckers Altruismusformel 
ergibt dann einen gewissen Sinn, wenn man sie auf solche Verhältnisse an-
wendet. Denn dann ist der ökonomische Nutzen für die Kinder auch einer der 
Eltern, so wie umgekehrt die Kinder vom ökonomischen Nutzen der Eltern 
profitierten, die dank des heimischen Betriebs die Erziehung und Bildung der 
Kinder bestreiten konnten. Nur hat dann der Ausdruck Altruismus einen an-
deren Sinn. Er bezieht sich unter solchen Bedingungen nicht auf die Kinder, 
sondern auf die Familie. Als deren Sachwalter fungieren die Eltern, und ihre 
Kontinuität wird durchs Familienvermögen garantiert. Letzteres bildet dann 
die Substanz der Familienbeziehungen. Der Vater sieht in ihm, oder genauer: 
im capital fixe der Firma, seine lebenslange Ausbeutungsleistung vergegen-
ständlicht und zwingt den Sohn autoritär dazu, diese Arbeit über sein Le-
bensende fortzuführen. Sachlich ist dies Autoritätsverhältnis in der langen 
Umschlagszeit des capital fixe und der Notwendigkeit seiner beständigen 
Reproduktion begründet, irrationell aus Sicht der Produktionsverhältnisse ist 
es jedoch, insofern die Produktionsanlagen nicht als Kapital betrachtet wer-
den. Die Verwertung des Vermögens ist nicht an ein besonderes, einzelnes 
capital fixe gebunden und die Kontinuierung des Familienbetriebs wird sogar 
zu einem Risiko, wenn aufgrund technischen Wandels die Maschinerie 
schneller moralisch als durch ihren Gebrauch verschleißt. Den Kindern fällt 
somit zwar die Aufgabe zu, das Familienvermögen zu mehren, aber diese 
Aufgabe ist nicht identisch mit der Fortführung eines bestimmten Unterneh-
mens. Deshalb wird in Beckers Definition des Altruismus, der Nutzen der El-
tern von dem der Kinder abhängig gemacht. Der Investmentansatz beinhaltet, 
dass das Familienvermögen als zu vererbendes Kollektivvermögen aller Fa-
milienmitglieder, das immer nur zeitweise vom Familienvorstand verwaltet 
wird, aus Sicht der Kinder als zu investierendes Kapital und nicht aus Sicht 
der Eltern als Kapital, in das zu investieren sei, betrachtet wird. Mit ihrer 
Substanz lösen sich auch die Familienbeziehungen, ihr Zweck fällt zusam-
men mit dem allgemein gesellschaftlichen der Verwertung des Werts. 
Umgekehrt kann nur investiert werden in das, was zuvor produziert wur-
de. Das bestimmt die Sicht der Gegenseite, das Arbeiterbewusstsein. Dass die 
Rente der früher Arbeitenden vermittels einer Umlagenversicherung durch 
die Arbeit der jetzt Arbeitenden finanziert würde, ist nur die halbe Wahrheit. 
Tatsächlich müssen die Güter, die sie konsumieren, dann produziert werden, 
wenn sie sie konsumieren – das gilt auch für jede Versicherung mit Kapital-
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deckung und deswegen sind die Unterschiede in den Versicherungstypen 
Schein. Aber ein Anrecht auf diese Rente haben sie, weil sie die Produkti-
onsmittel produzierten, mit dem ihre Nachkommen auf erweiterter Stufenlei-
ter jene Konsumtionsmittel produzieren. Ihre zukünftige Rente ist im gesell-
schaftlichen capital fixe vergegenständlicht, das sie geschaffen haben. Sie 
haben so ein veritables Interesse daran, die Jungen in dessen Verwertungs-
prozess zu pressen.  
Eine formelle Subsumtion der Arbeitskraft vor ihrer Anwendung unters 
Kapital ist nicht möglich, weil sie das Kapitalverhältnis in Sklaverei aufhe-
ben würde. Theoretisch wird die Schwierigkeit dadurch behoben, dass die 
Arbeitskraft außerhalb des Produktionsprozesses nicht subsumiert, sondern 
mit dem Kapital identisch gesetzt wird. Das irrationale Identisch-Setzen von 
innerhalb des Verhältnisses Nichtidentischem stellt sich in der Praxis und für 
die Arbeitskräfte als ökonomischer Imperativ der Identifikation nicht mehr 
mit dem Vater, auch nicht mit der Nation, sondern mit der abstrakten Ver-
wertung des Werts dar. Die Arbeitskräfte müssen sich selbst versklaven und 
sofern sie dies noch nicht können, weil sie noch Kinder sind, müssen der 
Staat und die Eltern sie zu Selbstausbeutern erziehen. Altruistisch verhalten 
sich die Eltern in Bezug auf eine Gesellschaft unter kapitalistischen Produk-
tionsverhältnissen, für deren auch zukünftiges Bestehen sie durch Zurichtung 
ihrer Kinder und eigene Askese sorgen. Die notwendige Identifikation empi-
rischer Individuen mit dem nackten Prinzip der Verwertung ohne weitere 
Vermittlung generiert ein ökonomisches Regime, zu dessen Erhaltung der 
bloße ökonomische Zwang nicht zureicht, sondern das sich strukturell zu-
nehmend auf die Anwendung direkter Gewalt stützen muss. 
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Pädagogisierungen – eine vernachlässigte Dimension 
in der Geschlechterforschung zur gegenwärtigen 
Transformation von Sozial-, Bildungs- und 
Erziehungspolitik1 
Fabian Kessl 
Die bisherige wohlfahrtsstaatliche Sozial-, Bildungs- und Erziehungspolitik, 
wie sie seit dem 19. Jahrhundert in der Mehrheit der heutigen OECD-Staaten 
entwickelt und etabliert wurde, ist seit den 1970er Jahren einem grundlegen-
den Wandel unterworfen (vgl. Castel 2005; Clarke 2004; Lessenich 2008). 
Die ökonomischen, kulturellen wie sozialen Ausprägungen dieser post-
wohlfahrtsstaatlichen Transformationsprozesse sind in hohem Maße gender-
spezifisch. Auf diesen Sachverhalt wird in den vergangenen Jahren aus den 
Reihen der Geschlechterforschung immer wieder hingewiesen (vgl. Aulenba-
cher/Riegraf 2009; Jurczyk/Oechsle 2008). Weitgehend unterbelichtet ist in 
den bisherigen Analysen allerdings deren spezifische Transformationsdyna-
mik, die im Folgenden als Pädagogisierung gefasst wird. Pädagogisierung 
meint dabei eine zunehmend pädagogische Formierung alltäglicher Lebens-
führungsweisen – gerade auch hinsichtlich der Geschlechterdimensionen. 
Versucht man die Haupteigenschaften der gegenwärtigen Veränderungs-
prozesse insgesamt zu kategorisieren, so lässt sich mit Nancy Fraser davon 
sprechen, „daß die Ansprüche auf egalitäre Umverteilung viel von ihrer Be-
stimmtheit eingebüßt haben“ (Fraser/Honneth 2003, S. 16). Während das 
wohlfahrtsstaatliche Arrangement von einer öffentlich regulierten alltägli-
chen Lebensführungssicherheit geprägt war, kennzeichnet die sich etablie-
rende post-wohlfahrtsstaatliche Phase „eine tiefgreifende und krisenhafte 
Verunsicherung der Gesellschaft“ (Aulenbacher/Riegraf 2009, S. 1; vgl. 
Riegraf 2005): Die „Frage nach der gesellschaftlichen Reproduktion“ ist für 
die Einzelnen wie für die Gesellschaft neu aufgeworfen: Das Ideal der wohl-
fahrtsstaatlichen „Gemeinschaft der Ähnlichen“ (u.a. Hegemonie der hetero-
normativen, familial organisierten Lebensführungsmuster) wird zunehmend 
von einem neo-sozialen Modell der „Gemeinschaft der Unähnlichen“ abge-
löst (u.a. formale Teilanerkennung heterogener Lebensführungsmuster wie 
der Lebenspartnerschaften) (vgl. Castel 2005). 
Auch der Bereich der Sozial-, Bildungs- und Erziehungspolitik ist bis in 
das zweite Drittel des 20. Jahrhunderts konstitutiv wohlfahrtsstaatlich ge-
                                                                          
1  Für die anonymen Hinweise der Reviewerinnen und die Anmerkungen der Herausge-
ber_innen zu einer ersten Version des Textes sei ihnen an dieser Stelle explizit gedankt. 
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prägt. Mehr noch: Die institutionelle Formation der Sozial-, Bildungs- und 
Erziehungspolitik ist erst als Teil des wohlfahrtsstaatlichen Arrangements 
entstanden. Seit den 1970er Jahren werden auch jene Angebotsstrukturen in 
wachsendem Maße in post-wohlfahrtsstaatliche Kontexte eingeflochten (vgl. 
für die schulische Bildung: Beiträge in Otto/Oelkers 2006; für den hochschul-
ischen Bildungsbereich: Bultmann 2002; Peters 2004; für die Soziale Arbeit: 
Bütow/Chassé/Hirt 2008; Webb 2006; für den Bereich der frühen Kindheit: 
Mierendorff 2010; Garrett 2009; allgemein bildungstheoretisch und bildungs-
soziologisch: Lohmann 2002; Keller/Schöller 2002).2 
Gegenwärtig ist somit eine fundamentale Veränderung der bisherigen Er-
scheinungsformen des wohlfahrtsstaatlichen Gefüges, und für die vorliegen-
den Überlegungen relevant: der bisherigen sozialen wie bildnerischen und er-
zieherischen Kulturen der Wohlfahrtsstaatlichkeit, zu beobachten.3 
Nachdem diese Transformationsbewegungen hinsichtlich ihrer ge-
schlechterspezifischen Ausprägung in den vergangenen Jahren grundsätzlich 
diagnostiziert wurden, richten jüngste staatstheoretische und polit-ökono-
mische Reflexionen ihren Blick nun zunehmend auf die immanenten Wider-
sprüche in diesem transformierten Verhältnis von Staat, Ökonomie und Ge-
schlecht. Diese Widersprüche zeigen sich unter anderem darin, dass wohl-
                                                                          
2  Es ist hier bewusst vom „Kontext“ und von „eingeflochten“ die Rede, um zu verdeutlichen, 
dass weder der wohlfahrtsstaatliche noch der entstehende post-wohlfahrtsstaatliche Zu-
sammenhang starre Rahmenbedingungen darstellen, sondern vielmehr ein dynamisches Ge-
füge; ein Gefüge, das gerade auch von den pädagogischen Akteuren permanent und konti-
nuierlich mit re-produziert, also hergestellt wird und dem sie daher auch keineswegs wehr-
los ausgesetzt sind. Der inzwischen grundlegend veränderte Kontext, dieses transformierte 
Gefüge, wird im Folgenden als post-wohlfahrtsstaatlich bezeichnet, um zu verdeutlichen, 
dass die sich aktuell herausbildenden Kulturen einer „Post-Wohlfahrtsstaatlichkeit“ aus 
dem Bestehenden (wohlfahrtsstaatliches Arrangement) heraus entwickeln und die bisheri-
gen wohlfahrtsstaatlichen Kulturen zugleich transformieren, aber nicht gänzlich ersetzen. 
Dieser Prozess lässt sich daher als Transformationsprozess kennzeichnen, da Transformati-
on eine Umformung des Bestehenden meint – und zwar ohne, dass dessen Substanz völlig 
verloren ginge.  
3  Zugleich bleiben diese Transformationsprozesse Veränderungen dieser bisherigen wohl-
fahrtsstaatlichen Sozial-, Bildungs- und Erziehungspolitiken und der damit verbundenen 
sozialen, bildnerischen und erzieherischen Zugänge. Die sich ausbildenden Kulturen der 
„Post-Wohlfahrtsstaatlichkeit“ stellen keine generelle Neuprogrammierung und Neustruk-
turierung und damit eine Ausbildung völlig neuer Arrangements und Vergemeinschaftungs-
formate dar, wie dies manche Einschätzungen in den letzten Jahren mit ihrer Rede vom 
„Abbau“ oder einer „Krise“ des Wohlfahrtsstaats und der mit ihm etablierten Sozial-, Bil-
dungs- und Erziehungsinstanzen suggerieren wollen. Zugleich ist der aktuelle post-wohl-
fahrtsstaatliche Transformationsprozess von den permanenten Veränderungsdynamiken zu 
unterscheiden, die die wohlfahrtsstaatlichen Arrangements seit ihrer Implementierung und 
Etablierung prägen, aber konzeptionell und institutionell „nur“ zu Modifikationen der wohl-
fahrtsstaatlichen Grundfigur geführt hatten (vgl. Kaufmann 2003, S. 133; vgl. dazu Elias 
1990: XII). Die entstehenden „neuen“ post-wohlfahrtsstaatlichen Kulturen sind also kein 
Ergebnis einer völligen Neuprogrammierung und Neustrukturierung, aber Ausdruck einer 




fahrtsstaatskritische Positionen aus den Reihen der Frauen-, Gender- und 
Queerbewegungen nicht nur deutlich an Einfluss gewonnen haben, sondern 
teilweise in die kulturelle Hegemonie eingearbeitet werden. Dies gilt insbe-
sondere für Liberalisierungsforderungen, die auf einen höheren Grad an indi-
vidueller Freiheit zielen. Dieser Erfolg wohlfahrtsstaatskritischer Freiheits-
forderungen ist in nicht unbeträchtlichem Maße ein „scheiternder“ (Wider-
sprüche 1994), denn er gelingt in vielen Fällen nur unter den Bedingungen 
einer Hegemonie individualisierender Kräfte, die Freiheit primär als Konsu-
ment_innenfreiheit konnotieren und realisieren. Damit wird allerdings jene 
individuelle Freiheit auf Kosten der systematischen Ausblendung anderer 
Aspekte wie freiheitsbeschränkender Ungleichheitsstrukturen dynamisiert. 
Deshalb spricht Birgit Sauer (2009, S. 116) von „neue(n) politische(n) Inter-
sektionalitäten“, wie einem gegenseitigen Ausspielen von „Ungleichheits-
strukturern wie Klasse und Geschlecht“ als Kennzeichen der post-wohl-
fahrtsstaatlichen Politiken. 
Staatstheoretisch und polit-ökonomisch stellt sich somit die Frage, „unter 
welchen Bedingungen geschlechterpolitische Forderungen in den Staat inte-
griert und für Macht- und Herrschaftsverhältnisse vereinnahmt werden“ 
(Ludwig/Sauer/Wöhl 2009, S. 19). Eine dieser Bedingungen ist deren zuneh-
mende pädagogisierende Ausgestaltung: Die Einzelne wird in einer Weise 
angerufen, als hätten es wohlfahrtsstaatliche Instanzen nicht mehr mit einer 
„(potenziellen) Erwachsenen“, sondern mit „(potenziellen) Kindern“ zu tun 
(Sturzenhecker 2003, S. 389f.). Die im weiteren Text vertretene These lautet 
somit: Die bisherige wohlfahrtsstaatliche Sozial-, Bildungs- und Erziehungs-
politik erfährt im Rahmen ihrer post-wohlfahrtsstaatlichen Neucodierung – 
gerade auch als gender politics – einen neuen und markanten Grad der Päda-
gogisierung. Bevor der Charakter dieser gegenwärtigen Transformationsdy-
namik rekonstruiert wird, ist daher der systematische Status der analytischen 
Kategorie „Pädagogisierung“ zu klären. 
1. Pädagogisierungen – eine genealogische Skizze als 
Einstiegsvergewisserung 
„Pädagogisierung“ stellt keines der grundlegenden erziehungs- oder kultur- 
und sozialwissenschaftlichen Konzepte dar. Zugleich nutzen es einige ein-
flussreiche Autoren zur Kennzeichnung des grundlegenden Prozesses, päda-
gogisches Denken und Handeln von „typischen Institutionen und Räumen (zu 
lösen) und auf neue, von der Pädagogik bisher noch nicht erfasste Altersstu-
fen und Lebensbereiche (zu) übertragen“ (Lüders/Kade/Hornstein 1998,  
S. 210). Prozesse der Pädagogisierung beschreiben demnach eine pädagogi-
sche Formierung des Alltags (vgl. Friedrichs 2008; zum Überblick: Proske 
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2001, S. 21ff.): „Mit der ‚Pädagogisierung‘ der Gesellschaft hat sich der Um-
fang der erzieherisch bedeutsamen Fakten oder genauer: der Umfang dessen, 
über das erzieherisch nachgedacht und das in das das erzieherische Handeln-
de mit einzubeziehen ist, enorm erweitert“ (Mollenhauer 1964/1993, S. 21). 
Bereits die Implementierung der wohlfahrtsstaatlichen Sozial-, Bildungs- 
und Erziehungspolitik lässt sich in diesem Sinne konstitutiv als Prozess der 
zunehmenden Pädagogisierung beschreiben: Vormalige pädagogische Tätig-
keiten, die primär in privaten Settings lokalisiert waren (nahräumliche Ge-
meinschaften), werden rationalisiert und institutionell formiert (vgl. Lü-
ders/Kade/Hornstein 1998). Andere Autoren sprechen von der Pädagogisie-
rung zwar ohne diese explizit modernisierungstheoretische Konnotation, wei-
sen aber auf dieselbe Dynamik für die wohlfahrtsstaatliche Etablierungsphase 
hin. So verwenden Heinz-Elmar Tenorth (1992) und Jürgen Oelkers (1991) 
den Begriff in systemtheoretischer und wissenssoziologischer Art und Weise: 
Tenorth (ebd., S. 135) spricht von einem „pädagogischen Mechanismus, der 
auf Lernen setzt statt auf Recht, Politik oder Gewalt“, Oelkers im Kontext 
seiner Beobachtungen zur öffentlichen Verwendung pädagogischen Wissens 
davon, dass dieser Prozess insgesamt einen der Pädagogisierung darstelle. 
Die analytische Kategorie der Pädagogisierung erweist sich somit zuerst 
als hilfreich, um die das moderne Versprechen einer Rationalisierung 
menschlicher Entwicklung systematisch in den Blick zu nehmen. Denn dieses 
Zivilisierungsversprechen ist konstitutiv mit der Ausbildung institutioneller 
Settings verbunden, die Norbert Elias (1976/1990, S. 320) „gesellschaftliche 
Prägeapparatur“ nennt und Michel Foucault (1975/1994, S. 205) als seriell 
organisierten Qualifizierungsdurchlauf für die Individuen beschreibt. Beide 
charakterisieren damit nicht weniger als eine konstitutive Pädagogisierungs-
dynamik des modernen Zivilisationsprozesses: die pädagogische Rationali-
sierung und damit immer auch pädagogisch-institutionelle Formierung alltäg-
licher Lebensführung. 
Doch die analytische Kategorie der Pädagogisierung kann nicht nur auf 
diese prinzipielle Entwicklungs- und Transformationsdynamik aufmerksam 
machen. Sie dient Autoren vielmehr auch als gesellschaftskritische Markierung 
in Bezug auf die vorherrschenden Gestaltungsformen der historisch-
spezifischen Entwicklungs- und Transformationsprozesses. Zwar kommen sie 
dabei zu konträren Interpretationsresultaten, aber gemeinsam ist ihnen eine Li-
beralisierungsforderung gegenüber den von ihnen diagnostizierten Pädagogisie-
rungsmustern: Frühe wohlfahrtsstaatskritische Positionen sehen im Prozess der 
Pädagogisierung bzw. eines „Pädagogismus“ (Freyer) – neben der „Technisie-
rung“ und „Bürokratisierung“ – die dritte zentrale „Zivilisationsgefahr der mo-
dernen Gesellschaft“ (Schelsky 1961, S. 16; Hervorh. im Orig., F.K.): „Der 
ganze Mensch als geplantes oder geführtes Objekt einer der vielen abstrakten 
und funktionalisierten Institutionen der arbeitsteiligen Gesellschaft“, so Helmut 
Schelsky Anfang der 1960er Jahre (ebd., S. 162f.). Diese Tendenz gelte es da-
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her zugunsten individueller Freiheit dringend zurückzudrängen. Jüngere macht-
analytische Positionen beschreiben dagegen gerade die von solchen wohlfahrts-
staatskritischen Einwänden mit dynamisierter Individualisierung alltäglicher 
Lebensführungsverantwortung wie die Etablierung lebenslanger Lernkonzepte 
als Pädagogisierungsprozess. Pädagogisierung realisiere sich hierbei, so zum 
Beispiel Thomas Höhne (2002, o.S.), „als eine Strategie ‚positiver Unterwer-
fung‘. Das Neue daran ist die systematische definitorische Festlegung des ‚Wil-
lens der Subjekte‘ sowie der Gedanke der nie enden wollenden pädagogischen 
Steigerung der Subjekte durch stete Selbst-Entwicklung und Selbst-Optimie-
rung“. Höhne fordert daher als Alternative eine subjektive Ent-Unterwerfung 
als Freiheitsperspektive. 
Der folgenden Rekonstruktionsskizze der gegenwärtigen Transformati-
onsdynamik unterliegt die These, dass in der Spannung dieser differenten Pä-
dagogisierungsdiagnosen die aktuelle Gestalt(ung) des transformierten Ver-
hältnisses von Staat, Ökonomie und Geschlecht – in Bezug auf dessen sozial-
, bildungs- und erziehungspolitische Dimensionierung – systematisch fassbar 
wird, und damit auch die Frage möglicher Liberalisierungsforderungen und 
deren scheiternden Erfolge. So erweisen sich die frühen wohlfahrtsstaatskriti-
schen Einwände als entscheidende Quelle der gegenwärtigen Transformati-
onsdynamik und die machtanalytischen Beobachtungen können auf deren – 
gerade auch geschlechtsspezifisch ausgeprägten – Verwerfungen aufmerksam 
machen. 
Drei bestimmende Pädagogisierungsstrategien lassen sich dabei als be-
sonders kennzeichnend für die aktuelle Transformationsdynamik markieren: 
populationsbezogene (bio-politische), individualisierende (responsibilisieren-
de) und klassenspezifische (risikokalkulative). 
2. Pädagogisierungen – Gegenwärtige Ausprägungsformen 
und ihre humankapitaltheoretische Ausdeutung  
Helmut Schelsky (1961, S. 158) fundiert seine Forderung zur Liberalisierung 
des Bildungssystems auf einer individualistisch-liberalen Haltung: Der „Bil-
dungs- und Ausbildungswillen der einzelnen“ sei als „Ausgangspunkt aller 
schul- und bildungspolitischen Maßnahmen zu nehmen“. Die individuelle 
Entscheidung sei daher die einzige Quelle, die den einzelnen davon abhalten 
könne, die sozialen Möglichkeiten dahingehend zu nutzen, seine Begabung 
auszuformen. Diese Prämisse leitet Schelsky zu einer Fundamentalkritik an 
kritisch-bildungssoziologischen Positionen, die schon ein halbes Jahrhundert 
vor den OECD-Leistungsstudien (Pisa-Studien u.a.) auf die sozialstrukturelle 
Reproduktionsfunktion der Schulen (vgl. Fend 1980; Bourdieu 1974, S. 91) 
hinwiesen. Schelsky Pädagogisierungskritik ist daher als Schulkritik arran-
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giert. In dieser identifiziert er einen bürokratischen Zuteilungsapparat von 
Lebenschancen und warnt daher – im Anschluss an seinen ehemaligen Assis-
tenten und späteren Hamburger Erziehungswissenschaftler Janpeter Kob und 
dessen Rezeption von Hans Freyers4 rechtskonservativer Theorie sekundärer 
Systeme – vor einer „sozialistischen“ Gefahr am sozial-, bildungs- und erzie-
hungspolitischen Horizont: Nicht weniger als eine „radikal sozialistische Ge-
sellschaftspolitik“ mit der ihr inhärenten „Tendenz zu einer schulsozialisti-
schen Gesellschaft“ (ebd., S.161) drohe am Horizont dieser staatssozialisti-
schen Sozial-, Bildungs- und Erziehungspolitik.5 Betrachtet man diese Päda-
gogisierungskritik aus der veränderten historischen Position am Beginn des 
21. Jahrhunderts, dann fällt insbesondere auf, dass Schelsky damit als ein 
früher deutschsprachiger Vertreter der bildungs-, aber auch sozial- und erzie-
hungspolitisch sehr einflussreichen humankapitaltheoretischen Denkweisen 
gelesen werden kann: Das belegen vor allem die Legitimationsmuster, die 
Schelsky in Bezug auf die seines Erachtens notwendige Bekämpfung der von 
ihm kritisierten Pädagogisierungsprozesse formuliert. Am „Bildungs- und 
Aufstiegswillen der einzelnen“ anzusetzen und nicht am institutionell be-
stimmtem „Bedarf der Gesellschaft“ (ebd., S. 158) heiße demnach zu „inves-
tieren“, die „bildungsbürgerlichen Motivationen“ der Einzelnen anzuregen – 
ihre Bildungsbereitschaft und ihren Bildungswillen zu wecken (ebd., S. 160). 
Schelsky lässt hier sehr deutlich den humankapitaltheoretischen Resonanz-
boden anklingen, den Gary S. Becker (1964) als zentraler Vordenker des 
Humankapitaltheorems in seiner Grundlegung zeitlich parallel zu Schelskys 
Überlegungen ökonomisch ausbuchstabiert – und die am Beginn des 21. 
Jahrhunderts zu einer bildungs-, sozial- und erziehungspolitisch extrem ein-
                                                                          
4  Freyer war wiederum Schelskys akademischer Lehrer und langjähriger Protégé.  
5  Es ist daher auch kein Zufall, wenn sich die Leserin ein halbes Jahrhundert später bei der 
Re-Lektüre von Schelskys Schriften an aktuelle Klassenkämpfe erinnert fühlt, wie die 
Hamburger Auseinandersetzung um die Einführung einer sechsjährigen Primarschule, die 
im Juli 2010 per Volksentscheid gekippt wurde. Anja Reschke hat den Bericht des Nach-
richtenmagazins Panorama, der am 18. Februar 2010 ausgestrahlt wurde, mit den Worten 
angekündigt, hier werde „eine(n) der letzten Schlacht(en) der Ständegesellschaft“ ausgetra-
gen. Und den Beleg dafür lieferten die interviewten Eltern, die sich für die Initiative „Wir 
wollen lernen“ (http://www.wir-wollen-lernen.de/) öffentlich engagierten: eine Mutter be-
schreibt ihre Motivation mit den Worten: „weil wir dafür sind, dass Schüler früher separiert 
werden“, ein Vater: „Ich meine, man muss nicht die sozial Bevorteilten benachteiligen, um 
die sozial Benachteiligten zu bevorteilen“ (http://daserste.ndr.de/panorama/media/panorama 
408.html). Eine echte historische Pointe ist, dass Schelsky seine Kritik, die er in Anpassung 
oder Widerstand? 1961 formuliert, als Reaktion auf den 1959 veröffentlichten Rahmenplan 
des Deutschen Ausschußes für das Erziehungs- und Bildungswesen verstanden wissen will, 
in dem nicht nur die Einführung einer zweijährigen „Förderstufe“ vorgeschlagen wurde – 
allerdings (schon damals, so ließe sich etwas zynisch ergänzen) unter Aussparung des 
Gymnasiums, sondern die Schelsky (1961, S. 8) als „erziehungsorganisatorischen Trick“ 
deutet und dabei unterstellt, dass sie seine soziologischen Bedenken an einer solchen Re-
form, die er in einem Gutachten für den Bildungsausschuss 1956 seiner eigenen Darstellung 
nach formuliert, auf den Kopf stellt. 
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flussreichen Denkweise geworden ist: Die effektivste Investition ist für Be-
cker nicht diejenige in physische Elemente, sondern die in die Bildung des 
Einzelnen. Ungleichheit übersetzt Becker daher auch als Ausdruck ungleicher 
Bildungs- und Ausbildungschancen (ebd., S. 2): Statt über materielle Un-
gleichheitsbekämpfung (Umverteilung) gelte es über Maßnahmen der Moti-
vationsaktivierung nachzudenken, beispielsweise in Form von Wettbewerbs-
elementen, wie er in seinen gemeinsam mit Guity Nashat Becker verfassten 
Ausführungen am Beispiel von Schulen in benachteiligten Quartieren illus-
triert: „State, local, and federal governmenty can help with policies that do 
not require greatly increased public spending. States can improve the quality 
of high schools in low-income neighborhoods by rasing the competition 
among schools for students“ (Becker/Becker 1996, S. 66). 
Das Handeln der Einzelnen ist für Becker immer ein investives Handeln, 
weil jene einen angenommenen kommenden Profit als Konsequenz ihres ge-
genwärtigen Handelns in der Zukunft kalkulierten. Daher sei auch als Quelle 
der Ungleichheit in einer modernen Wirtschaft, so Becker in seinen familien-
ökonomischen Studien, „die Ungleichheit in der Art der Erziehung“ viel 
wichtiger als das Einkommen: „Fürsorge und Betreuung, die Kinder von ih-
ren Eltern in Familienhaushalten erfahren. Denn diese wirkt sich auch auf die 
Art der Ausbildung aus, die die Kinder während der Schulzeit erhalten“ (Be-
cker 2003, S. 96f.). 
Becker wie Schelsky sind massive Pädagogisierungskritiker, da sie die 
gesteuerte Ungleichheitsbekämpfung beispielsweise durch öffentliche Inves-
titionen in die schulische oder weitere soziale Infrastrukturen weitgehend ab-
lehnen, und zugleich sind sie aber auch klare Pädagogisierungsbefürworter – 
ja Bildungspropagandisten, da sie Humankapitalinvestitionen nicht nur als 
die effektivsten, sondern auch als diejenigen Steuerungsgrößen ansehen, die 
das individuelle menschliche Handeln wie die sozialen Interaktionsstrukturen 
am deutlichsten prägen können (vgl. Becker 1976, S. 253ff.). 
Genau an diesem Punkt setzen die jüngeren machtanalytischen Einwän-
de, wie sie beispielsweise von Thomas Höhne formuliert werden, gegenüber 
den im gegenwärtigen Transformationsprozesse Raum greifenden Pädagogi-
sierungsprozessen ein. In dreifacher Weise ist im Anschluss an jene die ge-
genwärtige bildungs-, sozial- und bildungspolitische Transformationsdyna-
mik in Bezug auf die Geschlechterverhältnisse humankapitaltheoretisch cha-
rakterisiert. 
2.1 Populationsbezogene Pädagogisierung – die bio-politische  
Re-Formierung 
Theodore W. Schultz, auf den sich Gary Becker (1964) in Human Capital 
eingangs explizit als Quelle seiner Ausführungen beruft, formuliert in einem 
späten programmatischen Beitrag mit dem programmatischen Titel: In Men-
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schen investieren. Die Ökonomik der Bevölkerungsqualität (1981/1986): „Ich 
behaupte ausdrücklich, daß die Zukunftsaussichten der Menschheit weitge-
hend von Investitionen in die Bevölkerungsqualität und in das Wissen be-
stimmt werden“ (Schultz 1986, S. XII; vgl. Bröckling 2003). Eine derartige 
populationsbezogene Pädagogisierung ist in den vergangenen Jahren ver-
stärkt zu beobachten, wenn beispielsweise der international bekannte Wohl-
fahrtsstaatsforscher, Gøsta Esping-Andersen (2004; kritisch dazu: Ostner 
2004), davon spricht, dass aufgrund des Scheiterns der bisherigen Wohl-
fahrtsstaatlichkeit, eine grundlegende Neujustierung notwendig sei – hin zu 
einem sozialen Investitionsmodells, das insbesondere auf Kinder fokussiert 
sei: „(E)ine veränderte Familienpolitik – insbesondere, wenn sie konsequent 
kinderorientiert ist“, sei als eine solche Investition zu verstehen (Esping-
Andersen 2004, S. 197). Wenn Esping-Andersen im weiteren Text davon 
spricht, dass die „Lernfähigkeit und Lernbereitschaft von Kindern mit den 
wirtschaftlichen und sozialen Verhältnissen zusammenhängen, in denen sie 
aufwachsen“ (ebd.), so scheint diese soziale Vererbungsthese auf den ersten 
Blick eher auf eine Umverteilungsperspektive hinaus zu laufen. Doch diesen 
Eindruck zerstreut Esping-Andersen in seinen jüngeren Texten schnell und 
argumentiert konsequent humankapitaltheoretisch: Es müsse inzwischen pri-
mär um „Investitionen“ in die Kinder gehen – und das zu einem möglichst 
frühen Lebensalter, denn solche Investitionen ins „Humankapital“ seien zu-
künftig „individuell ertragreich“ (ebd.). Aber nicht nur in das ‚Humankapital‘ 
der nachwachsenden Generation solle im Sinne des sozialinvestiven Staats 
zukünftig investiert werden, sondern auch in das ‚Humankapital Frauen‘, da 
diese „durchweg ein höheres Bildungsniveau erreichen als Männer“, was es 
erforderlich mache, deren Erwerbstätigkeit unter allen Umständen zu ermög-
lichen, um „auf diese Weise wertvolles Humankapital (nicht zu verschleu-
dern)“ (ebd.). Damit macht Esping-Andersen bio-politische Argumentations-
figuren, wie sie dem Humankapitaltheorem unterliegen, nun zu zentralen Be-
gründungsmustern eines neo-sozialen Programms der post-wohlfahrtsstaatli-
chen Sozial-, Bildungs- und Erziehungspolitik. Daran schließen inzwischen 
entsprechende Programme und Strategien einer populationsbezogenen Päda-
gogisierung in wachsender Zahl an. Zwar wird diesen immer wieder eine 
durchaus reformorientierte Gleichstellungs- oder work-life-balance-Perspek-
tiven unterlegt. Gleichzeitig – und zumeist nicht-reflektiert – befördern sol-
che Maßnahmen aber die Aktivierung von Müttern als weiblicher Arbeits-
kraft wie als Reproduktionsquelle zukünftiger Arbeitskräfte. Denn erstens 
wird häufig übersehen, dass eine Vereinbarkeit von Familie und Beruf klas-
senspezifisch gebrochen ist und immer wieder nur via Substitution der Fami-
lienarbeit durch eine Dienstbotin (Haidinger 2008) realisierbar ist; zweitens 
ist die „Lösung der Vereinbarkeitsproblematik (weiterhin) einseitig den Frau-
en (überlassen)“ (Veil 2002, S. 24); und diese Entwicklungen wird drittens 
noch durch eine damit verbundene „mikrobiopolitische Geschlechterpolitik“ 
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(Schultz 2009, S. 193) zementiert: „In der biopolitischen Grundanordnung ist 
die(se) individualisierende Gouvernementalität des Kinderbekommens (…) 
an die biopolitische Makroebene von Bevölkerungen geknüpft und ihr unter-
geordnet“, wie Susanne Schultz am Beispiel des aktuellen Regimes der 
Pränataldiagnostik zeigt.  
2.2 Individualisierende Pädagogisierung – die responsibilisierende 
Re-Formierung 
In der Einleitung zu The Economic Approach to Human Behavior formuliert 
Gary S. Becker (1976, S. 10; vgl. Bröckling 2003, S. 21) die These, dass 
„most (if not all!) deaths are to some extent ‘suicides’ in the sense that they 
could have been postponed if more resources had been invested in prolonging 
life“. Der Einzelne entscheidet sich nach Becker nämlich häufig für ‚lebens-
verkürzende Verhaltensweisen‘, wenn das Ziel, ein langes Leben zu haben, 
von einem anderen, diesem widersprechenden Ziel überlagert wird – bei-
spielsweise exzessiv zu rauchen oder zu arbeiten (vgl. ebd., S. 9f.). Für Ul-
rich Bröckling (2003, S. 21) herrscht daher humankapitaltheoretisch „das 
Universalprinzip ‚Selber schuld!‘: Wer krank wird, hat sich nicht genug um 
seine Gesundheit gesorgt; wer Opfer eines Unfalls oder Verbrechens wird, 
hätte sich mehr um seine Sicherheit kümmern sollen. Was auch immer je-
mand tut oder läßt, immer trifft er eine Wahl zwischen konkurrierenden Prä-
ferenzen“. Und tatsächlich deutet vieles darauf hin, dass neo-soziale Sozial-, 
Bildungs- und Erziehungspolitiken und damit verbundene Programme und 
Strategien eine Individualisierung von Problemzuschreibungen befördern: 
Soziale Probleme werden zunehmend zu privaten Problemen umdefiniert. 
Das schlägt sich dann in so unterschiedlichen Strategien und Programmen 
nieder wie Anti-Raucher-Wettbewerben in Schulen (vgl. Kessl 2006), akti-
vierenden Bewohnerstrategien in so genannten benachteiligten Stadtteilen 
(vgl. Landhäußer 2009) oder diversen Maßnahmen im Bereich der aktivie-
renden Arbeitsmarktpolitik (vgl. Ott 2011) – auch das Maßnahmen, die von 
den verantwortlichen Akteur_innen durchaus mit einem aufklärerischen und 
ermöglichenden Impetus initiiert oder durchgeführt werden. Zumeist wird 
dabei aber die Dynamik der responsibilisierenden Neuformierung (Krasmann 
2003, S.183) bisheriger wohlfahrtsstaatlicher Maßnahmen unterschätzt, d.h. 
deren Neujustierung unter der Maßgabe einer Zuschreibung der Lebensge-
staltungsverantwortung an die Einzelne. Doch genau darauf zielen individua-
lisierende Pädagogisierungsprogramme: Der (potenziellen) Adressatin von 
solchen Responsibilisierungstrategien wird ein unzulässiges Maß an Passivi-
tät unterstellt, die sie erst einmal abzustellen habe, bevor sie einen Anspruch 
auf öffentliche Unterstützung oder Versorgung formulieren kann (Zumutbar-
keit). Mit Verweis auf die Entwicklungen in der Arbeitsmarktpolitik und den 
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angeschlossenen Feldern der Berufshilfe lässt sich im Anschluss an Roland 
Atzmüller das zentrale Merkmal neo-sozialer Denkweisen auf der Ebene in-
dividualisierender Pädagogisierung daher als ‚Pädagogisierung der Re-
Konstruktion des Arbeitsvermögens‘ fassen. Die lebenslange Lernaufgabe ist 
somit im post-wohlfahrtsstaatlichen Kontext zunehmend weniger als im For-
dismus entlang des Lebensverlaufs sequenziert (Abfolge von Bildungs-, 
Ausbildungs-, Erwerbsarbeits- und Rentenphase), sondern wird zur dauerhaf-
ten Grundbedingung der Arbeitsmarktteilnahme. 
Auf drei zentrale Aspekte dieser individualisierenden Pädagogisierung 
lässt sich mit Kirsten Wendt und Iris Nowak (2004) in Bezug auf die ar-
beitsmarktpolitischen Entwicklungen im Anschluss an die zentralen ‚Aktivie-
rungsgesetze‘ im bundesdeutschen Kontext, die so genannten Hartz IV-
Gesetzen, aufmerksam machen: Erstens kann die Logik der prioritären Ver-
sorgungsverpflichtung durch die jeweilige Bedarfsgemeinschaft (bestehende 
Lebensgemeinschaft) dazu führen, dass Frauen als durchschnittlich geringer 
Verdienende u.U. nicht in Beschäftigungs- und Weiterbildungsmaßnahmen 
vermittelt werden, weil der Partner sie mit versorgen muss – eine Vermutung, 
die sich inzwischen empirisch auch erhärtet hat (vgl. Betzelt 2007); zweitens 
agieren überdurchschnittlich viele Frauen aus gering bezahlten Beschäfti-
gungsverhältnissen heraus, was ihren Zugang zur arbeitsmarktpolitischen 
Angeboten weiter erschwert (vgl. ebd.); und drittens verantworten noch im-
mer eher Frauen als Männer mit Kind(ern) die familiären Betreuungs-, Ver-
sorgungs- und Unterstützungsarbeiten, was häufig mit den individuell-
flexiblen Anforderungsstrukturen in der Erwerbsarbeit in Konflikt gerät (vgl. 
Wendt/Nowak 2004). 
2.3 Klassenspezifische Pädagogisierungen – die risikokalkulative 
Re-Formierung  
Wie bereits angedeutet, ist eine der zentralen Prämissen des Humankapitalkon-
zepts von Gary S. Becker die Vorrangigkeit subjektiver Risikokalkulation vor 
materieller Umverteilung. Die Durchsetzung dieser Neujustierung erscheint 
Becker insbesondere über Wettbewerbselemente aktivierbar, wie er in The 
Economics of Life (Becker/Becker 1996, S. 66) am Beispiel von Schulgut-
scheinen für leistungsstarke Schüler_innen aus armen Familien illustriert. Die 
klassenspezifische Pädagogisierung realisiert sich als eine risikokalkulative Re-
Formierung, wenn Becker die Schüler_innen an dieser Stelle in einen Wettbe-
werb um Bildungsgutscheine schicken will – denn damit werden diese zu 
nichts anderem als existenziellen, aber limitierten Tickets zum Bildungsauf-
stieg. Wer in der Konkurrenz um diese Tickets verliert, hat auch die Chance auf 
den Bildungsaufstieg verloren, wenn er nicht noch einen zweite, im Sinne Be-
ckers dann vermutlich noch weiter verknappte Einstiegsmöglichkeit findet. 
Entscheidend für die hier eingenommen Perspektive ist, dass die Unterschichts-
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schülerin – humankapitaltheoretisch gedacht – auf eine existenzielle Risikokal-
kulation verpflichtet werden soll, die von Oberschichts- oder der Mehrheit der 
Mittelschichtsschüler_innen nicht verlangt wird. Das zeigt sich in analoger 
Weise in klassenspezifischen Pädagogisierungsstrategien, wie den in den ver-
gangenen Jahren zunehmenden Präventionsprogrammen gegen eine jugendli-
che Mutterschaft. Den teenage mothers wird dabei unterstellt, dass sie gezielt 
schwanger werden, „to obtain state welfare“ (Cohen 2002, S. XVIII, zit. nach 
Klein 2009, S. 25). Diese aktive Ausnutzungsunterstellung gegenüber dem 
wohlfahrtsstaatlichen Sicherungssystems habe ihre Wurzeln in einer gemein-
samen „underclass culture“ dieser Unterschichtsmütter (ebd.). Mit Verweis auf 
eine Vielzahl empirischer Vergewisserungen zeigt Alex Klein (2009), dass sich 
der hier unterstellte Zusammenhang von „Unterschichtskultur“ und „Schmarot-
zertum“ nicht nachweisen lässt. Vielmehr markiert sich ihres Erachtens an die-
sen Stellen eine neue „Moralpanik“ (ebd., S. 31.).6 Olaf Groh-Samberg und 
Matthias Grundmann (2006, o.S.) sprechen hinsichtlich dieser klassenspezifi-
schen Pädagogisierung daher von einer „reaktionären Pädagogisierung sozialer 
Struktureffekte“. Die klassenspezifischen Ausschließungsprozesse werden so-
mit verdeckt und in risikokalkulative Verantwortlichkeiten umgedeutet, obwohl 
„(d)as Problem weder Schwanger- noch Mutterschaft in jungen Jahren (ist), 
sondern das Problem die materiellen, infrastrukturellen und kulturellen Be-
schränkungen (sind)“ (Klein 2009, S. 32). 
3. Resümee: Erziehungs- und bildungswissenschaftliche 
Transformationsforschung unter Berücksichtigung der 
Pädagogisierungsdimensionen 
Die grundlegenden Transformationen der wohlfahrtsstaatlichen Sozial-, Bil-
dungs- und Erziehungspolitik in Bezug auf die Geschlechterverhältnisse hat 
in jüngster Zeit verstärkt Beobachtungen hinsichtlich der damit verbundenen 
immanenten Widersprüche gezeitigt. Es wird daher in Zukunft auch in der 
erziehungs- und bildungswissenschaftlichen Geschlechterforschung erforder-
lich sein, verstärkt die häufig sehr widersprüchlichen Muster pädagogischer 
Transformationspraktiken zu untersuchen. Dabei ist gerade aus erziehungs-
wissenschaftlicher Perspektive eine bisher eher vernachlässigte Dimension in 
die Forschung einzubeziehen: die pädagogisierende Re-Programmierung und 
Re-Strukturierung der bisherigen wohlfahrtsstaatlichen Arrangements. Die 
neo-sozialen Leitorientierungen prägen sich post-wohlfahrtsstaatlich zuneh-
                                                                          
6  Ihr männliches Gegenstück findet die teenage mother – gerade im bundesdeutschen Kon-
text – im potenziell als deviant markierten männlichen Migrantenjugendlichen aus einem 
Großstadtquartier.  
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mend in spezifischen Pädagogisierungsmustern aus – zusammenfassend lässt 
sich durchaus von einer „aktivierungspädagogischen Rethematisierung“ 
(Kessl 2006, S. 224) sprechen, deren dreifache Ausprägungsform im vorlie-
genden Beitrag in Bezug auf die Geschlechterverhältnisse rekonstruiert wur-
den: populationsbezogene (bio-politische), individualisierende (responsibili-
sierende) und klassenspezifische (risikokalkulative) Pädagogisierungen. 
Fokussiert die erziehungs- und bildungswissenschaftliche Transformati-
onsforschung diese Pädagogisierungstendenzen in angemessener Weise, wäre 
auch die konstitutive Rolle der (Geschlechter)Forschung als einer Stifterin 
und einer Regulationsinstanz „soziale(r) Verhältnisse“ – davon also, „was 
sagbar ist und was nicht“ (Hark 2005, S. 36) – aktiv bestimmt. Und gerade 
hinsichtlich der humankapitaltheoretischen (Re)Formierung der bisherigen 
wohlfahrtsstaatlichen Sozial-, Bildungs- und Erziehungspolitik ist eine ent-
sprechende offensive und konfliktbereite Gegenpositionierung dringend er-
forderlich, um das reale geschlechter- und genderbezogene Liberalisierungs-
potenzial auszuloten und erkämpfen zu können. 
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Der „gender pay gap“ – eine Frage des Humankapitals? 
Ulla Hendrix 
Der gender pay gap, der Verdienstunterschied zwischen Männern und Frau-
en, ist ein in letzter Zeit viel diskutiertes Phänomen. So ergibt eine aktuelle 
Untersuchung, dass vollzeitbeschäftigte Frauen in Deutschland 2008 im 
Durchschnitt 23 % weniger verdienten als vollzeitbeschäftigte Männer (vgl. 
Ziegler/Gartner/Tondorf 2010, S. 1). Diese Differenz gilt für den Durchschnitt 
aller Erwerbstätigen, weshalb zunächst gegen eine Skandalisierung eingewen-
det werden kann, dass Männer und Frauen ja nicht durchweg die gleichen Tä-
tigkeiten ausüben und sich zudem auf unterschiedlichen Qualifikationsstufen 
befinden könnten. Immer wieder wird in diesem Zusammenhang auf (Aus-) 
Bildungsunterschiede rekurriert. Hier setzt die humankapitaltheoretische Ar-
gumentation an, die in diesem Beitrag diskutiert werden soll. So werden die 
nach wie vor beträchtlichen Verdienstunterschiede zwischen Männern und 
Frauen auf individuelle biografische Entscheidungen und (Zeit-)Investitionen 
in die Ausbildung und das Erwerbsleben zurückgeführt. Dieser (Kurz-
)Schluss von Bildungs- und Erwerbsinvestitionen auf den Verdienst ist nicht 
unwidersprochen geblieben. Vor allem feministisch geprägte Theorieansätze 
und Studien halten das Argument der gesellschaftlichen Entwertung der Ar-
beit von Frauen entgegen. Diese Entwertung sei eng verbunden mit der nach 
wie vor starken horizontalen und vertikalen Geschlechtersegregation und 
könne nicht auf Ergebnisse individueller Entscheidungen reduziert werden. 
In diesem Beitrag werden sowohl ökonomisch fundierte Humankapital-
Ansätze als auch alternative, stärker soziologisch ausgerichtete Ansätze da-
raufhin gesichtet, welche theoretischen Erklärungen und empirischen Belege 
sie für den gender pay gap anbieten. Im Mittelpunkt steht dabei der Zusam-
menhang zwischen (Aus-)Bildung, Berufsstruktur und Verdienst. Anschlie-
ßend werden die vorgestellten Theorien und Studien anhand erster Ergebnisse 
einer laufenden Untersuchung des gender pay gap in den unternehmensbezo-
genen Dienstleistungs-Branchen illustriert. Die Aufmerksamkeit liegt dabei 
sowohl auf der theoretischen wie der methodischen Ebene. Zugleich soll mit 
diesem Beitrag auch die Nützlichkeit soziologischer Perspektiven auf den 
Zusammenhang zwischen Bildung, Beruf und Verdienst für die Erziehungs-
wissenschaften ausgelotet werden. 
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1. Humankapital-Theorien und ihre Kritik 
Anknüpfend an die ökonomische Neoklassik sorgt das humankapitaltheoreti-
sche Modell der Erklärung von Verdienstunterschieden für eine geradlinige 
kausale Verbindung von Bildung, Berufserfahrung und Verdienst. Der Be-
griff ‚Humankapital‘ steht, analog zum Sach- und Finanzkapital, für eine 
immaterielle Art von persönlichem Besitz, den man durch Investitionen ver-
mehren kann. Dabei geht es um Bildung, aber auch um das Einholen von In-
formationen, die Pflege der eigenen Gesundheit oder auch Migration, um die 
eigenen Beschäftigungschancen zu optimieren (vgl. Becker 1964, S. 1). Auch 
das Lernen im umfassenderen Sinne ist ein bedeutender, wenn auch in der 
Rezeptionsgeschichte vernachlässigter Aspekt von Humankapital und damit 
des späteren Verdienstes (vgl. Becker 1964, S. 153f.).1  
Entscheidend ist, dass die Wirkung von Investitionen in Humankapital in 
der Zukunft liegt. Jede Investition verursacht zunächst einmal Kosten, ob nun 
für die Person selbst oder für Arbeitgeber_innen. Einmal akkumuliert, lässt 
sich das Humankapital jedoch gezielt einsetzen, um damit den persönlichen 
Nutzen zu optimieren. Dieser Nutzen wird in der Humankapitaltheorie vor al-
lem in Gestalt des monetären Outputs (Verdienst) gemessen. Der Anreiz, in 
Humankapital zu investieren, wird in erster Linie durch die erwartete Return-
Rate bestimmt, das heißt die Profitabilität bezogen auf den gesamten Lebens-
verlauf (vgl. Becker 1964, S. 37). Der humankapitaltheoretische Ausgangsbe-
fund zur Erklärung von Verdienstunterschieden lautet, dass die Verdienste 
von Menschen, die mehr in ihre Ausbildung investiert haben, bezogen auf 
den gesamten Lebensverlauf höher sind – und das, obwohl sie aufgrund der 
längeren Ausbildungszeit weniger Zeit hatten, Geld zu verdienen. 
1.1 Die neoklassische Einkommensfunktion der Humankapitaltheorie 
Um die unterschiedliche Höhe individueller Verdienste und den unterschied-
lichen Verlauf der Verdienstkurve innerhalb eines Arbeitslebens erklären zu 
können, wurde eine grundlegende Formel für eine Einkommensfunktion ent-
wickelt. Sie enthält als abhängige, zu erklärende Variable den Verdienst und 
als unabhängige, erklärende Variable das Humankapital (vgl. Mincer 1970, S. 
9). Der Begriff ‚Humankapital‘ ist hier insofern irreführend, als die Kapital-
Metapher suggeriert, dass es sich – wie beim Verdienst – um eine bereits 
quantifizierte und von daher direkt messbare Größe handelt. Das Problem, 
dass weder das Arbeitsvermögen eines Menschen noch die tatsächlich einge-
                                                                          
1  Ein Grund für die spätere Fixierung der Humankapitaltheorie auf formale Bildungsab-
schlüsse könnte darin liegen, dass diese für quantitative Studien leichter zu operationalisie-
ren sind. 
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setzten Fähigkeiten direkt beobachtbar sind, wird gelöst, indem Humankapi-
tal durch Indikatoren operationalisiert wird – in Gestalt der für Bildung (ge-
meint ist hier die Schulbildung und Erstausbildung) aufgewendeten Zeit so-
wie der in Erwerbstätigkeit verbrachten Zeit als Platzhalter für Berufserfah-
rung. Für alle weiteren möglichen Einflüsse, die durch die Humankapital-
Variablen bzw. die anderen im Modell verwendeten Variablen nicht erklärt 
werden können, wird eine Restkategorie (Residuum) in die Formel eingefügt. 
Diese Formel ist bis heute – wenn auch in abgewandelter Form – die 
Grundlage quantitativer Forschungen zu Verdienstunterschieden, so auch 
zum gender pay gap.2 Das Einkommen setzt sich demnach zusammen aus 
den humankapitaltheoretischen Variablen Bildungszeit und Berufserfahrung. 
Weitere Variablen kommen je nach Fragestellung und theoretischer Ausrich-
tung hinzu. 
1.2  Erweiterte Erklärungen des gender pay gap: Von der 
Selbstselektion zur Segregation 
Was bedeutet es nun, Humankapitalvariablen auf die Erklärung des gender pay 
gap anzuwenden? Humankapital ist zunächst ein auf beide Geschlechter an-
wendbares, objektives Kriterium zur Messung individueller Inputs in Gestalt 
von (Zeit-)Investitionen, das einen Beitrag zur Erklärung eines individuellen 
Outputs (hier: des Verdienstes) liefern soll. Es werden auf den ersten Blick kei-
ne Vorannahmen über natürliche Geschlechterdifferenzen gemacht, etwa über 
unterschiedliche Arbeitsvermögen. Für beide Geschlechter wird das neoklassi-
sche Kalkül der rationalen Nutzenmaximierung unterstellt: Individuen wägen 
Kosten und Nutzen einer Investition (z.B. Zeitaufwendungen für Bildung) un-
ter Einbeziehung aller verfügbaren Informationen sorgfältig ab und entscheiden 
sich dann rational für die Variante, die ihnen zu den geringstmöglichen Kosten 
den bestmöglichen Nutzen bringt, das heißt den bestmöglichen Lebensarbeits-
verdienst, gemessen an der in Bildung investierten Zeit. Bis zu diesem Punkt ist 
keine Annahme natürlicher Geschlechterunterschiede nötig. Im Gegenteil wird 
immer wieder betont, dass die individuelle Humankapitalausstattung nicht nur 
„genetisch“, sondern auch durch gesellschaftliche Anreizstrukturen geformt 
wird (vgl. Mincer/Polachek 1974, S. 77).  
In diesem Zusammenhang steht auch die Annahme unterschiedlicher 
Präferenzen von Männern und Frauen bei der Zeitallokation zwischen Be-
ruf und Familie und bei den Investitionsentscheidungen in Humankapital. 
                                                                          
2  Mincer selbst zeigte sich zunächst überrascht davon, dass die Einkommensfunktion zuneh-
mend für Querschnittsanalysen verwendet wird, war sie doch ursprünglich als Instrument 
zur Erklärung von Verdiensten von Individuen gleicher Alterskohorten im Lebensverlauf, 
also im Längsschnitt gedacht. Ein Vergleich verschiedener Altersgruppen war in der ur-
sprünglichen Anlage der Theorie nicht vorgesehen (vgl. Mincer 1970, S. 23f.).  
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Dass diese Präferenzen je nach Geschlecht unterschiedlich ausfallen, wird 
von der Humankapitaltheorie als gegeben unterstellt; die Frage, warum das 
so ist, wird allerdings externalisiert, das heißt sie fällt nicht mehr in ihren 
Erklärungsbereich: „That the differential allocation of time and of invest-
ments in human capital is generally sex linked and subject to technological 
and cultural changes is a matter of fact which is outside the scope of our 
analysis“ (Mincer/Polachek 1974, S. 77). Indem Frauen selbstverständlich 
die Fixierung auf Familie und Mutterschaft unterstellt wird, trägt die Hu-
mankapitaltheorie zur Naturalisierung einer gesellschaftlich strukturierten 
Arbeitsteilung bei.  
Mit der Unterstellung von – aus welchen Gründen auch immer – unter-
schiedlichen Präferenzen lässt sich die humankapitaltheoretische Erklärung 
zum gender pay gap folgendermaßen formulieren: Frauen berechnen ihre 
Zukunft genauso rational wie Männer, kalkulieren aber von vornherein an-
ders, weil sie ihre zukünftige Mutterschaft und ein damit verbundenes einge-
schränktes berufliches Engagement antizipieren. Dadurch, dass sie für sich 
selbst eine kürzere Periode der Erwerbstätigkeit unterstellen, investieren sie 
weniger (an Zeit) in die eigene Ausbildung. Dementsprechend verdienen sie 
nachher weniger als Männer.  
Hinzu kommt, dass einmal erworbenes Humankapital nicht immer kon-
stant bleibt, es verliert an Wert durch Erwerbsunterbrechungen. Diese Ent-
wertungs- bzw. Atropieraten können jedoch berufsspezifisch unterschiedlich 
ausfallen (vgl. Polachek 1981, S. 62). Deshalb entscheiden sich Frauen, die 
eine Erwerbsunterbrechung planen, vor allem für solche Berufe, in denen ihr 
Humankapital auch während einer Auszeit weniger verfällt. Polachek legte 
also mit der Theorie der Selbstselektion zugleich eine Erklärung der berufli-
chen Geschlechtersegregation vor: Die differente Berufswahl von Frauen 
ergibt sich daraus, dass sie denjenigen Beruf wählen, der mit dem geringsten 
Lohnabschlag für eine Unterbrechung verbunden ist (vgl. ebd., S. 64). Durch 
diese Selbstselektion finden sich Frauen eher in weniger qualifizierten Beru-
fen mit flachen Lohnkurven im Verlauf des Erwerbslebens, die jedoch, so ei-
ne weitere Annahme, höhere Eingangslöhne aufweisen. Auffällig ist, dass bei 
der Selbstselektionsthese nur das Entscheidungshandeln von Frauen, nicht 
aber von Männern im Fokus steht. Außerdem bleibt die Diagnose, dass es 
sich bei frauendominierten Berufen um solche handelt, die weniger Qualifi-
kationen und vor allem nicht deren ständige Erneuerung erfordern, selbst er-
klärungsbedürftig. 
Die Kritik an Humankapitaltheorien bezieht sich auf verschiedene Ebe-
nen: zum einen auf die Ebene ihrer theoretischen Grundannahmen, zum ande-
ren auf die Ebene von Messproblemen und der Interpretation empirischer Er-
gebnisse.  
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1.3 Zwischen Individualismus und Utilitarismus: Kritik an den 
Grundannahmen der Humankapitaltheorie 
Die theoretische Grundannahme, dass Menschen selbst durch ihre Ausbil-
dungs- und Berufsentscheidung maßgeblich ihren späteren Verdienst steuern, 
verweist auf eine zutiefst individualistische Sichtweise. Die Humankapital-
theorie gehört in neoklassischer Tradition zu den angebotsorientierten Theo-
rien, das heißt sie fokussiert die Seite der Anbieter_innen von Arbeitskraft, 
ihre Fähigkeiten und Entscheidungen, und vernachlässigt die Nachfrageseite, 
also die Ebene von Arbeitgeber_innen und Aushandlungsprozessen in Orga-
nisationen. Schließlich wird auch eine gesellschaftliche Ebene – zum Beispiel 
kulturelle Normen und staatliche Arrangements – ausgeblendet bzw. als der 
Theorie vorgelagert betrachtet. Gesellschaft erscheint nur als eine Summe 
von Individuen (vgl. Michalitsch 2006, S. 86). 
Eine weitere, mit dem Individualismus zusammenhängende Grundan-
nahme ist zentral für die Humankapitaltheorie als Teil der Rational-Choice-
Theorien: das Kalkül, dass Individuen bestrebt seien, unter Einbeziehung al-
ler verfügbaren Informationen bei jeder Entscheidung rational ihren persönli-
chen Nutzen zu maximieren. Nicht zwangsläufig resultiert daraus jedoch ein 
egoistisches, nur um die eigene Verdienstmaximierung kreisendes Wesen, 
wie von Seiten feministischer Ökonomie aufgezeigt wurde: 
„Neoclassical economic theory assumes self-interested actors. However, the theory says 
nothing explicit about what gives people utility, and most economists presume that this va-
ries from person to person according to tastes. Thus, it is not inconsistent with neoclassical 
assumptions for some individuals to have a taste for social approval or for altruism” (Eng-
land 1989, S. 18). 
Bei genauerer Betrachtung dieses auf die eigene monetäre Nutzenmaximie-
rung fixierten Individuums wird ein implizit männliches, auf Abgrenzung 
von anderen bedachtes ‚Selbst‘ identifiziert, das lediglich aktuelle gesell-
schaftliche Normen spiegelt und das sich selbst für die Realität von Männern 
als unangemessene Generalisierung erweist (vgl. ebd., S. 17).  
Die Kritik an den Grundannahmen der Humankapitaltheorie lässt sich 
dahingehend auf den Punkt bringen, dass Individualismus und Utilitarismus 
affirmiert werden, indem sie nicht in ihrer historisch-gesellschaftlichen Ver-
ortung reflektiert werden. Diese Kritik lässt sich in der Forderung zusammen-
fassen, bei der Theoriebildung stärker soziologische Kategorien zu berück-
sichtigen. Dies ist umso bedeutsamer, als bei quantitativer Forschung die 
Theoriebildung bzw. -auswahl zuerst erfolgt und daraus ein testbares Modell 
konstruiert wird, das heißt alles, was in der Theorie nicht berücksichtigt wur-
de, auch nicht getestet werden kann. 
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1.4  Zwischen Diskriminierung und Devaluation: Erweiterungen und 
Kritik empirischer Modelle der Humankapitaltheorie 
Dass Bildung(szeit) und Berufserfahrung einen messbaren Einfluss auf den 
Verdienst haben, wird auch von den schärfsten Kritiker_innen der Humanka-
pitaltheorie nicht bestritten (vgl. z.B. England 1985, S. 441). Diese Human-
kapitalvariablen werden in nahezu allen Modellen standardmäßig berücksich-
tigt und deren Erklärungskraft in der Regel zunächst isoliert getestet. Strittig 
sind vor allem das Ausmaß und die Interpretation des von diesen Variablen 
nicht erklärten Rests des gender pay gap. Selbst in humankapitaltheoretisch 
angelegten empirischen Studien wird maximal die Hälfte des Verdienstunter-
schiedes zwischen Männern und Frauen auf die Humankapitalausstattung zu-
rückgeführt (vgl. Whitehouse 2001, S. 13944). So stellt sich die Frage, wie 
der beträchtliche nicht erklärte Rest zusammengesetzt ist.  
Die Diskussion der Methoden und empirischen Ergebnisse hat sich stark 
auf die Frage konzentriert, ob ein Teil des Verdienstunterschiedes als Folge 
einer Diskriminierung von Frauen interpretiert werden kann. Erste Fassungen 
einer Theorie der Diskriminierung finden sich in neoklassischen Ansätzen 
selbst, die diskriminierende Praktiken vor allem im (individuellen) Arbeitge-
berverhalten verorten: Arbeitgeber haben entweder eine gefühlsmäßige Ab-
neigung gegen bestimmte Personengruppen, „a taste for discrimination“ (Be-
cker 1957), oder aber sie diskriminieren Bewerber_innen aufgrund ihnen be-
kannter Gruppenmerkmale (Hautfarbe, Geschlecht), weil ihnen die Kosten, in 
jedem Einzelfall Informationen zu beschaffen, zu hoch sind. Diese „statisti-
sche Diskriminierung“ muss dabei nicht aufgrund von rassistischen oder se-
xistischen Neigungen zustande kommen (wie etwa Becker meint). Es genügt, 
wenn „liberale“ Arbeitgeber auf generalisierte eigene oder gesellschaftliche 
Überzeugungen über die Produktivität bestimmter Gruppen zurückgreifen 
(vgl. Phelps 1972, S. 659). 
Eine Alternative zu diesen ökonomischen Ansätzen bietet die soziolo-
gisch fundierte Devaluations- bzw. Entwertungs-These, die auf Diskriminie-
rung im Zusammenhang mit einer geschlechtsspezifisch ungleichen Berufs-
struktur abhebt. Die geringeren Verdienste in Frauenberufen werden als Aus-
druck einer allgemeinen normativen Entwertung von jedweder Frauenarbeit 
angesehen (vgl. England/Hermsen/Cotter 2000, S 547). Gleichzeitig werden 
neben nachfrageseitigen auch angebotsseitige Faktoren wie Geschlechterrol-
lensozialisation in die Theorie einbezogen (vgl. England 1985, S. 442). Die 
Devaluations-These knüpft insofern an Polacheks Selbstselektions-These an, 
als auch hier konstatiert wird, dass jeder Beruf mit einem spezifischen Le-
bensarbeitsverdienst verbunden ist und dass sich die von Frauen und von 
Männern dominierten Berufe im Hinblick darauf unterscheiden. Der Streit-
punkt bezieht sich auf die Erklärung der geringeren Verdienste in Frauenbe-
rufen. Polacheks angebotsseitige Erklärung von Segregation, dass Frauen, die 
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eine Erwerbsunterbrechung planen, ein finanzielles Motiv haben, einen tradi-
tionellen (Frauen-)Beruf zu wählen, wird durch die Untersuchung von Eng-
land zurückgewiesen: Die Verdienste von Frauen in Frauenberufen zeigten 
weder flachere Lohnkurven noch geringere Entwertungsraten als die Ver-
dienste von Frauen in Männer- und gemischten Berufen; auch Frauen mit 
längeren Erwerbsunterbrechungen fanden sich nicht häufiger in Frauenberu-
fen (vgl. England 1982, S. 360). Stattdessen hatten Frauen – bei konstant ge-
haltener Ausbildung, Familienzeit und Berufserfahrung – höhere Löhne, 
wenn sie in einem Männerberuf beschäftigt waren (vgl. ebd., S. 369). Dem-
nach findet Diskriminierung weniger auf der Ebene ungleichen Lohns für 
gleiche Arbeit statt, sondern wird durch die Konzentration von Frauen in ge-
ringer bezahlten Tätigkeiten verursacht (vgl. Oaxaca 1973, S. 708).  
Kritiker_innen der Devaluations-These führen vor allem weiter ausgear-
beitete Humankapitalvariablen wie die spezialisierte berufliche Ausbildung 
an (vgl. Tam 1997, S. 1656). Demnach ließen sich die (Verdienst-)Effekte 
der Geschlechterzusammensetzung von Berufen vollständig durch die Länge 
der Ausbildungszeiten erklären (vgl. ebd., S. 1652), das heißt Frauen verdie-
nen weniger, weil sie geringer qualifiziert sind und sich die entsprechenden 
Berufe selbst ausgesucht haben. Vertreter_innen der Devaluations-These 
wiederum kritisieren die ausschließliche Erklärung von Verdienstunterschie-
den durch Humankapitalvariablen und die De-Thematisierung von Diskrimi-
nierung.  
Allen auf Diskriminierung abhebenden Ansätzen gemeinsam ist ein gra-
vierendes Messproblem: Diskriminierung wird in quantitativen Studien zu 
Verdienstunterschieden traditionell vor allem negativ operationalisiert, das 
heißt in Gestalt von Residuen. Dabei handelt es sich jedoch per definitionem 
gerade um nicht erklärte Effekte, also um Einflüsse, die bei der Modellbil-
dung nicht in Form von Variablen formuliert werden konnten. Die so genann-
te „Oaxaca-Blinder-Dekomposition“, die den gender pay gap in einen durch 
verschiedene Variablen erklärten und einen nicht erklärten Teil zerlegt, ist bis 
heute methodischer Standard. Es wird immer wieder problematisiert, dass der 
Anteil des Lohndifferentials, der nicht durch Humankapitalunterschiede 
(„Ausstattungseffekt“) zu erklären ist, als Diskriminierung bezeichnet wird 
(vgl. Tam 1997, S. 1662). Dies führte seitens der Humankapitaltheorie zu 
dem Einwand, dass mit verfeinerten Modellen der Anteil des Residuums zu-
rückgehen würde. Dieses Problem wurde allerdings von Anfang an bei der 
Konstruktion der Oaxaca-Blinder-Dekomposition offen thematisiert: Je mehr 
Variablen in das Modell aufgenommen werden, desto geringer wird der An-
teil von Diskriminierung, jedenfalls solange sie als Residuum verstanden 
wird (vgl. Oaxaca 1973, S. 699). Eine mögliche Lösung, die bereits bei Oa-
xaca angedeutet wird, besteht darin, auch Teile der erklärenden Variable als 
von Diskriminierung beeinflusst zu betrachten. 
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Bevor auf diesen bis heute entscheidenden Streitpunkt der Modellierung 
von Diskriminierung noch einmal eingegangen wird, sollen neuere empiri-
sche Studien auch daraufhin gesichtet werden, ob sich hier bereits Lösungen 
für die Operationalisierung von Diskriminierung abzeichnen. 
2.  Neuere empirische Studien zur Erklärung des  
gender pay gap 
Neuere Studien zum gender pay gap berücksichtigen meist von vornherein 
mehrere Variablen(gruppen). Die Humankapitalvariablen gehören dabei zum 
Standard, werden jedoch um Gruppen von Variablen erweitert, die aus ande-
ren Theorietraditionen abgeleitet sind: von der beruflichen Segregation bis 
hin zu betrieblichen Variablen. Im Folgenden werden exemplarisch Untersu-
chungen vorgestellt, die neue, bislang weniger berücksichtigte Variablen in 
die Erklärung des Verdienstunterschiedes einbringen. 
Neuere Studien erfassen nicht nur die Berufserfahrung als Summe der 
bisherigen Erwerbszeiten, sondern auch gezielt die Erwerbsunterbrechungen. 
So konnte gezeigt werden, dass Erwerbsunterbrechungen für Frauen und 
Männer mit unterschiedlich starken Lohnabschlägen verbunden sind. Die 
Auszeiten von Frauen haben besonders starke negative Lohneffekte; die Un-
terbrechungen von Männern und Frauen werden unterschiedlich bewertet 
(vgl. Beblo/Wolf 2003, S. 569). Damit wird die oben dargestellte Devaluati-
ons-These unterstützt.  
Eine weitere, zunächst auf der Ebene des Humankapitals ansetzende Va-
riable betrifft den unterschiedlichen Zugang zu Weiterbildung in Männer- 
und Frauenberufen. Ausgehend von der Kritik an bisherigen Studien über 
„specialized human capital” (Tam) oder „devaluation” (England), die eine 
nationale berufliche Ebene fokussieren, werden hier der organisationale Kon-
text, in dem Ungleichheit produziert wird, und die Ebene des Arbeitsprozes-
ses in den Vordergrund gestellt (vgl. Tomaskovic-Devey/Skaggs 2002,  
S. 125). Tams (vgl. 1997) Ergebnis, dass es keine direkte Entwertung von 
Frauenarbeit gibt, wird zwar unterstützt; zurückgewiesen wird jedoch die 
humankapitaltheoretische Fokussierung, dass Spezialisierung das Ergebnis 
einer individuellen Wahl sei, unabhängig von einem organisationalen Kon-
text. Der Entwertungsprozess finde indirekter statt: über den geringeren Zu-
gang von Frauenberufen zu betrieblicher Weiterbildung, also auf der Ebene 
des Arbeitsprozesses (vgl. Tomaskovic-Devey/Skaggs 2002, S. 122). Damit 
werden Verhandlungsprozesse Gegenstand der Theorie, die allerdings nur in 
Form ihres Ergebnisses, des unterschiedlichen Zugangs zu Weiterbildung, in 
die Einkommensformel integriert werden können. 
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Die bei früheren Untersuchungen von Verdienstunterschieden vernach-
lässigte betriebliche Ebene wird auch in anderen Studien fokussiert. So wer-
den Lohnunterschiede bis auf die kleinstmögliche Einheit heruntergebrochen, 
auf betriebliche „Jobzellen“, das heißt es werden Personen miteinander ver-
glichen, die innerhalb eines Betriebes den gleichen Beruf ausüben (vgl. 
Achatz/Gartner/Glück 2004, S. 16). Demnach ist der beträchtliche Lohnun-
terschied zwischen Frauen und Männern nur zum Teil auf Unterschiede in 
der Humankapitalausstattung zurückzuführen. Frauen profitieren von der 
Dauer der Betriebszugehörigkeit mehr als Männer, und auch das Vorhanden-
sein eines Betriebsrats wirkt sich positiv auf die Löhne von Frauen aus. Al-
lerdings zeigt sich auch ein starker Segregationseffekt: Der Lohn sinkt mit 
zunehmendem Frauenanteil in der Jobzelle. Dies verweist auf die verstärkte 
Platzierung von Frauen auf statusniedrigeren Positionen (vgl. ebd., S. 32f.). 
Diese vertikale Segregation ist auch Gegenstand einer Untersuchung des 
gender pay gap bei Führungskräften (vgl. Holst/Busch 2009), die sowohl die 
Humankapitalausstattung als auch Segregationsvariablen sowie umfassende 
Kontrollvariablen wie die Familiensituation und die Wochenarbeitszeit inte-
griert. Dabei stellt sich heraus, dass die Humankapitalausstattung gerade bei 
Führungskräften mittlerweile so ähnlich geworden ist, dass sie nur 28 % des 
Lohnunterschieds erklärt. Stattdessen werden umfassende Effekte horizonta-
ler Segregation – auch Frauen als Führungskräfte sind häufiger in Frauenbe-
rufen tätig – und vertikaler Segregation – Frauen üben seltener umfassende 
Führungsaufgaben aus – festgestellt (vgl. ebd., S. 30). 
Schließlich sei noch auf eine staatlich-institutionelle Ebene verwiesen, 
die bei der Analyse von Verdienstunterschieden berücksichtigt werden kann. 
So schaffen gesetzliche Rahmenbedingungen bestimmte Anreizstrukturen, 
die je nach Geschlecht unterschiedlich ausgelegt werden und im Ergebnis ei-
ne Erwerbsbeteiligung von Frauen mit Kindern verhindern (vgl. Merz 1996, 
S. 115). Diese Ebene ist allerdings für eine Verdienstfunktion meines Wis-
sens bislang nicht operationalisiert worden. 
Als Zwischenfazit der Sichtung neuerer empirischer Studien lässt sich 
festhalten, dass der Einfluss des Humankapitals gegenüber anderen Variablen 
relativiert worden ist. Mehr Bemühungen sind unternommen worden, den 
durch Humankapitalvariablen nicht erklärten Rest (Residuum) zu operationa-
lisieren. Die Erweiterungen des Modells setzen sowohl auf der Ebene des 
Humankapitals selbst an als auch auf einer betrieblichen Ebene (Weiterbil-
dung, Jobzellen). Darüber hinaus ist berufliche Segregation als Schlüsselvari-
able weiterentwickelt worden. Im Konzept der Segregation, der zahlenmäßi-
gen Dominanz eines Geschlechts in einem Beruf oder einer Branche, finden 
sich Ansatzpunkte einer Operationalisierung von Diskriminierung. So wird 
ein hoher Frauenanteil im Beruf mittlerweile häufig als Indikator für Diskri-
minierung in das Modell zur Erklärung von Verdienstunterschieden einbezo-
gen (vgl. z.B. England u.a. 1988, S. 549; Achatz u.a. 2004, S. 23; Holst/ 
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Busch 2009, S. 16). Damit ist Diskriminierung nicht mehr ausschließlich ne-
gativ, sondern in Gestalt einer quantitativ gut messbaren Variablen definiert.  
Dies eröffnet zunächst ein neues methodisches Problem: Segregation er-
weist sich nicht einfach als ‚unabhängige‘ Variable zur Erklärung des gender 
pay gap, sondern ist selbst erklärungsbedürftig und bietet verschiedene Inter-
pretationsmöglichkeiten. Im Sinne der Devaluations-These ist sie abhängig 
von gesellschaftlichen Berufsstrukturen, im Sinne der Humankapitaltheorie 
von individuellen Berufswahlentscheidungen (Selbstselektion). Dennoch 
räumen auch Humankapitaltheoretiker_innen ein, dass Präferenzen gesell-
schaftlich geformt sind – es interessiert sie nur nicht weiter. Insofern lässt 
sich festhalten: Entscheidungen der Berufswahl finden nicht isoliert, sondern 
in einem gesellschaftlichen Kontext statt und beziehen sich auf vorhandene 
Berufsstrukturen. Diese wiederum spiegeln geschlechtsspezifische Zurech-
nungen von Arbeitsvermögen, die gesellschaftlich mit unterschiedlichen Be-
wertungen verbunden sind. Insofern erweist sich auch die Unterscheidung 
zwischen horizontaler und vertikaler Segregation als undeutlich. Die soziolo-
gische Geschlechterforschung hat bereits früh herausgearbeitet, dass sich die 
horizontale Segregation, die geschlechtsspezifische Aufteilung der Berufs-
felder, „bei genauerem Hinsehen als berufs- bzw. professionsinterne Hierar-
chisierung entlang der Trennlinie Geschlecht erweist” (Wetterer 1995, S. 18).  
Ein so verstandenes Konzept von Segregation enthält in der Tat eine De-
valuations-These: die Entwertung von Frauenarbeit als konstitutives Moment 
der gegenwärtigen Arbeitsteilung. Segregation ist dann zwar keine unabhän-
gige Variable im Sinne einer Letztursprünglichkeit mehr, aber sie ist ein 
Spiegel der Devaluation und somit ein Indikator für Diskriminierung. 
3.  Gender pay gap, Humankapital und Segregation in den 
unternehmensbezogenen Dienstleistungs-Branchen –  
eine Studie 
Die hier dargestellte Debatte um die Erklärung des gender pay gap lässt sich 
grob vereinfacht auf die Begriffe Humankapital versus Devaluation bringen. 
Als zentrale Humankapitalvariable erweist sich Qualifikation, gemessen an 
der bis zum höchsten formalen Abschluss verbrachten Zeit. Als zentrale De-
valuationsvariable wird Segregation angeführt, gemessen am Frauenanteil im 
Beruf.  
Im Folgenden werden die möglichen Erklärungsbeiträge von Qualifikati-
on und Segregation für den gender pay gap anhand einer laufenden eigenen 
empirischen Analyse illustriert. Gegenstand der Studie ist ein heterogenes 
Branchen-Konglomerat unter der Bezeichnung ‚unternehmensbezogene 
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Dienstleistungen‘, das in den letzten Jahren stark und dynamisch gewachsen 
ist. Es umfasst Dienstleistungen wie Buchhaltung und Werbung, aber auch 
Unternehmensberatung, IT, Gebäudemanagement und Personalservice. Aus-
schlaggebend für die Wahl als Untersuchungsgegenstand war, dass es sich 
um ein Tätigkeitsfeld handelt, das als ‚zukunftsträchtig‘ gilt, erkennbar an ei-
nem deutlichen Zuwachs an Beschäftigten. So hat sich der Anteil der Er-
werbstätigen, die in einer der unternehmensbezogenen Dienstleistungsbran-
chen beschäftigt sind, in den letzten zwanzig Jahren fast verdreifacht.3 Dieser 
Zuwachs gilt auch als Indikator für den Strukturwandel von einer Industrie- 
zu einer Dienstleistungsgesellschaft, da das Wachstum stark durch Outsour-
cing-Prozesse befördert wurde. Anhand dieser starken Dynamik, so die The-
se, könnten sich auch Wandlungen im Geschlechterverhältnis abbilden las-
sen. So war immer wieder die Rede davon, dass Frauen die ‚Gewinnerinnen‘ 
der Dienstleistungsgesellschaft seien, weil Dienstleistungsarbeit traditionell 
als Frauendomäne gilt (gegenüber der männlich konnotierten Industriearbeit). 
Hier wird bewusst ein Bereich an Dienstleistungsbranchen herausgegriffen, 
der nicht so eindeutig geschlechtlich konnotiert ist wie zum Beispiel perso-
nenbezogene Dienstleistungen. Die unternehmensbezogenen Dienstleistun-
gen als Ganzes sind im Hinblick auf Geschlechterverhältnisse bislang wenig 
erforscht, obwohl nahezu die Hälfte der Beschäftigten Frauen sind. 
Die Ausgangsfrage, die diese Analyse inspiriert hat, lautet: Welche Be-
schäftigungschancen für Frauen bietet der vielfältige Bereich der unterneh-
mensbezogenen Dienstleistungen? Entstehen in diesen teilweise neuen Bran-
chen, Berufsfeldern und Betrieben auch Möglichkeiten, überkommene Ge-
schlechterhierarchien aufzubrechen? Oder sind es vor allem die schlecht be-
zahlten Berufe und prekären Jobs, die für Frauen offen stehen und für die 
Frauen gezielt rekrutiert werden? 
Die folgenden ersten deskriptiven Auswertungen zeigen Entwicklungs-
richtungen der Geschlechterunterschiede in den unternehmensbezogenen 
Dienstleistungsbranchen im Hinblick auf Verdienst, Qualifikation und beruf-
liche Segregation in den letzten zwei Jahrzehnten in Deutschland auf (1987 
bis 2007). Als Vergleichsmaßstab wird der Durchschnitt aller Erwerbstätigen 
herangezogen. Als Datenbasis wird das Sozio-ökonomische Panel (SOEP) 
verwendet, eine repräsentative Stichprobe der deutschen Wohnbevölkerung, 
die seit 1984 jährlich aktualisiert wird und die zahlreiche Sozialstrukturvari-
ablen umfasst (vgl. Wagner/Frick/Schupp 2007). Einbezogen werden nur die-
jenigen Personen, die zu den Erhebungszeitpunkten erwerbstätig, das heißt 
abhängig beschäftigt oder selbstständig waren. 
 
                                                                          
3  Quelle für diese und die folgenden Auswertungen sind eigene Berechnungen auf der 
Grundlage des SOEP-Datensatzes 2007. 
88  Ulla Hendrix 
 
3.1  Verdienst und Qualifikation im Geschlechtervergleich 
Als zentraler Indikator für die Geschlechterungleichheit dient hier der Ver-
dienst bzw. der gender pay gap. Der Unterschied im Brutto-Stundenlohn 
zwischen Männern und Frauen in den unternehmensbezogenen Dienstleis-
tungsbranchen liegt aktuell bei 35,8 % und fällt damit sehr viel höher aus als 
im Durchschnitt aller Erwerbstätigen (21,7 %). Die Betrachtung im Längs-
schnitt zeigt, dass die durchschnittlichen Bruttostundenverdienste aller Er-
werbstätigen in den letzten Jahrzehnten nahezu linear angestiegen sind. Deut-
liche Verdienstunterschiede zwischen Männern und Frauen sind dabei jedoch 
bestehen geblieben. So verdienen Frauen 2007 im Durchschnitt € 12,67 und 
Männer € 16,17. Bei den unternehmensbezogenen Dienstleistungen lässt sich 
eine Steigerung der Verdienste auf überdurchschnittlichem Niveau beobach-
ten, wobei das nur für die hier erwerbstätigen Männer gilt, die aktuell € 18,85 
verdienen. Frauen verdienen in diesen Branchen zu allen Zeitpunkten weni-
ger als der Durchschnitt aller Erwerbstätigen, aktuell € 12,11.  
Als erstes Ergebnis lässt sich festhalten: Die ‚zukunftsträchtigen‘ unter-
nehmensbezogenen Dienstleistungsbranchen sind mitnichten Vorboten einer 
wachsenden Geschlechtergleichheit. Nun stellt sich die Frage nach möglichen 
Erklärungen. Die humankapitaltheoretisch naheliegende Erklärung für Ver-
dienstunterschiede ist der Rückgriff auf Bildungsunterschiede. Bildung wird 
in der Regel operationalisiert als die standardisierte Zeit, die bis zum Errei-
chen der höchsten formalen Qualifikation gebraucht wurde. Von daher soll 
hier statt „Bildungszeit“ der Begriff Qualifizierungszeit verwendet werden. 
Die Erwerbszeit wird hier bewusst noch nicht einbezogen, weil eine reduzier-
te Herangehensweise die Logik der Humankapitaltheorie besser veranschau-
licht: dass Bildung eine auf ökonomischen Kosten-Nutzen-Erwägungen be-
ruhende Investition sei, die im Hinblick auf einen bestimmten späteren Ver-
dienst getätigt wird. 
Die Entwicklung der durchschnittlichen Qualifizierungszeit aller er-
werbstätigen Frauen im Vergleich zu Männern bestätigt auf den ersten Blick 
zwei immer wieder geäußerte Diagnosen:  
1. Das durchschnittliche Qualifikationsniveau ist in den letzten Jahrzehnten 
kontinuierlich gestiegen – auf mittlerweile 12,6 Jahre, was ungefähr einer 
mittleren Reife mit abgeschlossener Berufsausbildung oder (fast) einem 
Abitur entspricht. 
2. Die Qualifikationen von Männern und Frauen nähern sich bis hin zur 
Überschneidung an. Bereits vor zwanzig Jahren lagen sie bei Frauen al-
lerdings nur um 0,4 Jahre niedriger.  
Während also auf der stark aggregierten Ebene aller Erwerbstätigen keine 
Bildungsunterschiede zwischen Frauen und Männern mehr zu finden sind, 
muss dieser Befund für die unternehmensbezogenen Dienstleistungs-
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Branchen differenziert werden. So wird zwar ersichtlich, dass das Qualifika-
tionsniveau beider Geschlechter im Vergleich zu allen Erwerbstätigen höher 
ist, doch haben Frauen aktuell mit 13,1 Jahren eine um 1,5 Jahre geringere 
Qualifizierungszeit als Männer mit 14,6 Jahren. Allerdings hat sich der Un-
terschied im Verlauf der letzten 20 Jahre verringert, und vor allem bei den 
Frauen ist seit Mitte der 1990er Jahre ein steiler Anstieg der Qualifizierungs-
zeiten zu beobachten. 
Nachdem Qualifikations- und Verdienstunterschiede von Frauen und 
Männern bislang separat betrachtet worden sind, sollen sie nun in Beziehung 
zueinander gesetzt werden. Ausgangspunkt ist die humankapitaltheoretische 
Logik, dass der im späteren Arbeitsleben erzielte Verdienst eine kalkulierte 
Folge der investierten Bildung(szeit) sei. Die aktuelle Gegenüberstellung 
zeigt, dass die Verdienstunterschiede zwischen Männern und Frauen prozen-
tual sehr viel höher ausfallen als die Unterschiede in der Qualifizierungszeit. 
Dies gilt zum einen für den Durchschnitt der Erwerbstätigen, wo Frauen 99,9 
% der Qualifizierungszeit von Männern aufweisen, aber nur 78,3 % des Ver-
dienstes. Umso mehr gilt dies für die unternehmensbezogenen Dienstleistun-
gen, wo Frauen aktuell 89,9 % der Qualifizierungszeit von Männern inves-
tiert haben, aber nur 64,2 % des Männerverdienstes erhalten.  
Im Längsschnitt zeigt sich, dass nach einer zwischenzeitlichen Annähe-
rung Mitte der 1990er Jahre Qualifizierungszeit und Verdienst von Frauen in 
Relation zu Männern wieder auseinandergehen. Die Verdienstunterschiede 
stagnieren, obwohl sich Unterschiede in der Qualifizierungszeit im gleichen 
Zeitraum verringert haben. Dabei klafft die ‚Schere‘ in den unternehmensbe-
zogenen Dienstleistungen weiter auseinander. So lautet eine erste Schlussfol-
gerung, dass Frauen ihre gestiegene Qualifizierungszeit nicht im gleichen 
Ausmaß wie Männer in einen gestiegenen Verdienst übersetzen konnten. 
Damit scheint sich der Befund zu bestätigen, dass die Qualifizierungszeit 
zwar eine plausible Variable zur Erklärung des Verdienstes von Männern, 
nicht aber von Frauen ist.4  
3.2  Segregation in den unternehmensbezogenen 
Dienstleistungsbranchen 
Im nächsten Schritt wird mit Segregation eine alternative Variable zur Erklä-
rung von Verdienstunterschieden ausgelotet. Wie bereits aufgezeigt, wurde 
das Konzept der beruflichen Segregation in den letzten Jahren als Opera-
                                                                          
4  In weiteren Analyseschritten ist zu prüfen, inwieweit es sich um einen Kohorteneffekt han-
delt, der darin bestehen könnte, dass sich das Aufholen jüngerer Frauen noch nicht in ent-
sprechenden höheren Verdiensten niedergeschlagen hat, weil sie noch am Anfang ihres Be-
rufslebens stehen. Dies könnte jedoch nicht erklären, warum die Verdienstunterschiede 
wieder größer geworden sind. 
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tionalisierung der Devaluationsthese weiter entwickelt. In dieser Studie wird 
an diese Tradition angeknüpft und gleichzeitig eine Erweiterung vorgenom-
men: Um Segregation für die hier interessierenden unternehmensbezogenen 
Dienstleistungen fassbar zu machen, wird der Frauenanteil im Beruf für die 
zehn häufigsten Berufe berechnet. Diese werden gleichzeitig nach ihrem 
Qualifikationsniveau charakterisiert, wodurch horizontale und vertikale Seg-
regation verbunden werden.  
Die Frage nach der Segregation in den unternehmensbezogenen Dienst-
leistungen lautet zunächst: Wie sind Frauen und Männer als Beschäftigte in 
den unterschiedlichen Berufen unter diesem Dach verteilt? Auf dem groben 
Aggregationsniveau der unternehmensbezogenen Dienstleistungsbranchen ist 
die aktuelle Geschlechterverteilung der Erwerbstätigen nahezu egalitär. Auf 
der Ebene der zehn häufigsten Berufsfelder erweisen sich diese Branchen je-
doch als stark segregiert: höher qualifizierte Berufe wie Architekten- und In-
genieurberufe Computerberufe werden von Männern dominiert, Frauen sind 
dagegen auf der mittleren Qualifikationsebene der Büroberufe stärker vertre-
ten. Hier verlängert sich eine Tradition der Frauenbeschäftigung. Nicht so 
eindeutig ist das Bild bei den hochqualifizierten Rechts- und Beratungsberu-
fen, die eher als gemischte Berufe bezeichnet werden können.  
Die Analyse zeigt weiterhin, dass die unternehmensbezogenen Dienst-
leistungsbranchen insgesamt deutlich mehr Beschäftigte mit hoch qualifizier-
ten Tätigkeiten aufweisen, mit steigender Tendenz. Dies betraf zu Beginn des 
Untersuchungszeitraums vor zwanzig Jahren vor allem Männer, wobei Frau-
en hier in der Zwischenzeit stark aufgeholt haben. Vor allem die Arbeitsplät-
ze mittlerer Qualifikation, die ‚nur‘ eine abgeschlossene Berufsausbildung er-
fordern, sind in den unternehmensbezogenen Dienstleistungen – entgegen 
dem allgemeinen steigenden Anteil – für Frauen wie Männer rückläufig zu-
gunsten hoch qualifizierter Tätigkeiten.  
Bei den gering qualifizierten Tätigkeiten sind gerade in den unterneh-
mensbezogenen Dienstleistungsbranchen starke Geschlechterunterschiede zu 
beobachten. Während allgemein bei Frauen wie Männern solche Tätigkeiten 
stark rückläufig sind und sich auch Geschlechterunterschiede tendenziell ni-
vellieren, sind Frauen in den unternehmensbezogenen Dienstleistungen zwi-
schenzeitlich sogar zu einem steigenden Anteil gering qualifiziert beschäftigt 
gewesen, zum Beispiel in den un- und angelernten Reinigungsberufen. Auch 
wenn sich diese Entwicklung wieder relativiert hat, sind Frauen dort immer 
noch zu einem ungleich höheren Teil als Männer gering qualifiziert beschäf-
tigt. 
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3.3  Folgerungen für die Analyse der gender pay gap 
Die deskriptive Analyse der Verdienstunterschiede zwischen Männern und 
Frauen und der Qualifikation und Segregation als möglicher erklärender Vari-
ablen legt nahe, dass sich in den unternehmensbezogenen Dienstleistungen als 
‚zukunftsträchtigen‘ Branchen keinesfalls eine Egalisierung der Geschlechter-
verhältnisse abzeichnet. Zwar handelt es sich um ein stark wachsendes, teilwei-
se hoch qualifiziertes Tätigkeitsfeld, in dem überdurchschnittliche Verdienst-
aussichten locken. Für beide Geschlechter sind im Zeitverlauf sowohl die Qua-
lifikationsanforderungen (das Tätigkeitsniveau) als auch die persönlich mitge-
brachten Qualifikationen im Vergleich zu allen Erwerbstätigen überdurch-
schnittlich gestiegen. Andererseits offenbart sich aber auch ein vergeschlecht-
lichter Arbeitsmarkt: Während auf aggregierter Ebene Männer und Frauen 
gleichermaßen in diesen Branchen beschäftigt sind, wird bei einer Betrachtung 
auf Berufsebene eine starke Segregation deutlich. Von daher gelten auch die 
überdurchschnittlichen Verdienstaussichten bei näherer Betrachtung nur für 
Männer. Für Frauen zahlen sich ihre zunehmenden Bildungsinvestitionen nicht 
in einem entsprechend hohen Verdienst aus. Gerade in den unternehmensbezo-
genen Dienstleistungsbranchen ist dieses Missverhältnis besonders augenfällig. 
Zwar sind hier noch Bildungsunterschiede zwischen Männern und Frauen fest-
zustellen, die Verdienstunterschiede von Frauen und Männern übertreffen ihre 
Bildungsunterschiede jedoch bei weitem.  
Bei der weiteren Analyse wird es vor allem darum gehen, den Stellen-
wert der beruflichen Segregation für die Erklärung von Verdienstunterschie-
den zufriedenstellend zu modellieren. Hier ist der Zusammenhang zwischen 
dem Frauenanteil im Berufsfeld, dem Tätigkeitsniveau des Berufs und der 
Qualifikation der Beschäftigten genauer zu untersuchen: Erfordern die von 
Männern und die von Frauen präferierten Berufsfelder unterschiedliche Qua-
lifizierungszeiten? Oder gibt es tatsächlich bei gleicher geforderter Aus-
gangsqualifikation und vergleichbaren Erwerbszeiten Unterschiede in der 
(monetären) Bewertung von Berufsfeldern? Und wenn das so ist, inwiefern 
spricht das für eine Entwertung der von Frauen dominierten Tätigkeiten? 
4.  Fazit 
Humankapital ist im Verlaufe seiner Rezeptionsgeschichte zu einem äußerst 
populären, modernen Legitimationsprinzip von beruflichem Erfolg und 
Scheitern geworden, das auch den gender pay gap rechtfertigt. Als Opera-
tionalisierung des Leistungsprinzips und des darin enthaltenen Belohnungs-
versprechens verkörpert es ein scheinbar gerechtes, weil objektives und ge-
schlechtsneutrales Verteilungsprinzip. Eine Schlüsselrolle kommt der indivi-
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duellen Bildung zu, verkürzt auf Zeitinvestitionen in formale Qualifizierung. 
Dabei haben sich die Argumente für Verdienstunterschiede verlagert: Das 
Erklärungsmuster der Qualifikationsdefizite von Frauen verliert angesichts 
des Aufholens von Frauen hinsichtlich ihrer Bildungsabschlüsse an Gewicht. 
Frauen, so heißt es mittlerweile, setzen ihre höhere Schulbildung nicht in ent-
sprechend zukunftsträchtige Berufsentscheidungen um. Außerdem fehle es 
Frauen aufgrund familienbedingter Erwerbsunterbrechungen an der nötigen 
Berufserfahrung, um mit Männern einkommensmäßig gleichzuziehen.  
Kritiker_innen der humankapitaltheoretischen Perspektive halten dage-
gen, dass sich der gender pay gap nur unzureichend mit Mitteln neoklassi-
scher ökonomischer Theorie erklären lasse. Bereits die Grundannahmen der 
Humankapitaltheorie erweisen sich als gender-biased, indem etwa Frauen 
ohne nähere Begründung eine Präferenz für Familienorientierung unterstellt 
wird. Des Weiteren blenden die individualisierenden Annahmen der einsa-
men Berufswahl und der rationalen Nutzenmaximierung von Arbeitsanbie-
ter_innen sowohl nachfrageseitige als auch gesellschaftliche Kontexte aus. 
Zudem erklären Humankapitalvariablen (Qualifizierungszeit und Dauer der 
Erwerbstätigkeit) in empirischen Untersuchungen nur einen Teil der Ver-
dienstunterschiede zwischen Männern und Frauen. Was den nicht erklärten 
Rest betrifft, sind sich die Forscher_innen nicht einig: Humankapitalorien-
tierte Studien suchen nach weiteren Differenzierungen auf der Mikro-Ebene 
individueller Berufswahlentscheidungen. Demnach seien Verdienstunter-
schiede allein auf die ‚Selbstselektion‘ von Frauen zurückzuführen. Demge-
genüber heben Studien, die auch soziologische Theoriehintergründe einbe-
ziehen, auf eine gesellschaftliche Meso- und Makroebene ab. Zentral ist hier 
die Wirksamkeit der kulturellen Entwertung (Devaluation) von Frauenarbeit, 
die sich in unterschiedlichen Verdiensten in Männer- und Frauenberufen nie-
derschlägt, in der Platzierung in betrieblichen Hierarchien sowie in der unter-
schiedlichen Bewertung von Erwerbsunterbrechungen.  
Was kann nun die Einbeziehung soziologischer Perspektiven für eine Er-
ziehungswissenschaft bedeuten, die sich zunehmend an ökonomischen Per-
spektiven der Produktion und Verwertung von Humankapital orientiert? Bil-
dung als zentrale Variable muss in ihrer Verkürzung auf den Erwerb formaler 
Qualifikationen kontextualisiert werden, anstatt in der Tradition ökonomi-
scher Neoklassik sämtliche Benachteiligungen von Frauen individualisierend 
mit ‚falschen‘ Ausbildungs- und Berufswahlentscheidungen erklären zu wol-
len. Für eine solche Kontextualisierung eignet sich die soziologische Makro-
Perspektive auf die gesellschaftliche Formierung von Berufsstrukturen und 
die darin enthaltene Abwertung von Frauenarbeit. Es geht nicht nur um for-
male Bildungsabschlüsse, sondern auch um die Art der Berufe, für die diese 
Abschlüsse qualifizieren. Es geht nicht (mehr) nur darum, immer höher zu 
qualifizieren, damit auch die in den 1960er Jahren als am meisten benachtei-
ligt beschworene „katholische Arbeitertochter vom Lande“ ihren gesell-
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schaftlich nützlichen Beitrag leisten kann. Es geht um die Frage, wie und mit 
welchem Ergebnis dieser Beitrag als nützlich bewertet wird. 
Literatur  
Achatz, Juliane/Gartner, Hermann/Glück, Timea (2004): Bonus oder Bias? Mecha-
nismen geschlechtsspezifischer Entlohnung, IAB Discussion Papers, No. 2  
Beblo, Miriam/Wolf, Elke (2003): Sind es die Erwerbsunterbrechungen? Ein Erklä-
rungsbeitrag zum Lohnunterschied zwischen Frauen und Männern in Deutsch-
land, in: MittAB, H. 4, S. 560-572 
Becker, Gary S. (1964): Human Capital. A Theoretical and Empirical Analysis, with 
Special Reference to Education, New York u.a. 
England, Paula (1982): The Failure of Human Capital Theory to Explain Occupa-
tional Sex Segregation, in: Journal of Human Resources 18, S. 358-370  
England, Paula (1989): A Feminist Critique of Rational-Choice Theories: Implica-
tions for Sociology, in: The American Sociologist, Spring, S. 14-28 
England, Paula/Farkas, George/Kilbourne, Barbara Stanek/Dou, Thomas (1988): Ex-
plaining Occupational Sex Segregation and Wages: Findings from a Model with 
Fixed Effects, in: American Sociological Review, Vol. 53, S. 544-558 
England, Paula/Hermsen, Joan M./Cotter, David A. (2000): The Devaluation of 
Women’s Work: A Comment on Tam, in: The American Journal of Sociology, 
Vol. 105, No. 6 (May), S. 1741-1751  
Holst, Elke/Busch, Anne (2009): Der „Gender Pay Gap“ in Führungspositionen der 
Privatwirtschaft in Deutschland, Berlin: SOEPpapers 201 
Merz, Michaela (1996): Lohnt es sich für Schweizer Frauen, einer Erwerbstätigkeit 
nachzugehen? Auswirkungen institutioneller Rahmenbedingungen auf die Ent-
scheidung zwischen Familie und Beruf; Zürich  
Michalitsch, Gabriele (2006): Die neoliberale Domestizierung des Subjekts. Von den 
Leidenschaften zum Kalkül, Frankfurt a.M. u.a. 
Mincer, Jacob/Polachek, Solomon (1974): Family Investments in Human Capital: 
Earnings of Women, in: The Journal of Political Economy, Vol. 82, No. 2, Part 2: 
Marriage, Family Human Capital, and Fertility, S. S76-S108  
Oaxaca, Ronald (1973): Male-Female Wage Differentials in Urban Labor Markets, in: 
International Economic Review, Vol. 14, No. 3, S. 693-709 
Phelps, Edmund S. (1972): The Statistical Theory of Racism and Sexism; in: The 
American Economic Review, Vol. 62, No. 4, S. 659-661  
Polachek, Solomon W. (1981): Occupational Self-Selection: A Human Capital Ap-
proach to Sex Differences in Occupational Structure, in: The Review of Econom-
ics and Statistics, Vol. 63, No. 1, S. 60-69 
Tam, Tony (1997): Sex Segregation and Occupational Gender Inequality in the Unit-
ed States: Devaluation or Specialized Training? In: American Journal of Sociol-
ogy, Vol. 102, No. 6, S. 1652-1692 
Tam, Tony (2000): Occupational Wage Inequality and Devaluation: A Cautionary 
Tale of Measurement Error, in: American Journal of Sociology, Vol. 105, No. 6, 
S. 1752-1760 
94  Ulla Hendrix 
 
Tomaskovic-Devey, Donald/Skaggs, Sheryl (2002): Sex Segregation, Labor Process 
Organization, and Gender Earnings Inequality, in: American Journal of Sociol-
ogy, Vol. 108, S. 102-128 
Wagner, Gert G./Frick, Joachim R./Schupp, Jürgen (2007): The German Socio-
Economic Panel Study (SOEP) – Scope, Evolution and Enhancements, in: 
Schmollers Jahrbuch, Vol. 127, No. 1, S. 139-169 
Wetterer, Angelika (1995): Die soziale Konstruktion von Geschlecht in Professionali-
sierungsprozessen. Einleitung, in: Dies. (Hrsg.): Die soziale Konstruktion von 
Geschlecht in Professionalisierungsprozessen, Frankfurt a.M. u.a., S. 11-28 
Whitehouse, G. (2001): Sex Differences in Pay, in: Smelser, Neil J./Baltes, Paul B. 
(eds.): International Encyclopedia of the Social & Behavioral Sciences, S. 13941-
13946 
Ziegler, Astrid/Gartner, Hermann/Tondorf, Karin (2010): Einkommensungleichheit 
von Frauen und Männern: Wie entsteht sie? Was kann man dagegen tun? Kurz-




Familienpolitik in den Zwängen konservativer und 
neoliberaler Logiken: ein deutsch-französischer 
Vergleich 
Mechthild Veil 
Seit langem gilt französische Familienpolitik als Vorbild für Reformen in 
Deutschland – und dies nicht erst seit der Jahrtausendwende. Ein wenig nei-
disch blicken politisch engagierte Frauen in Deutschland auf familienpoliti-
sche Errungenschaften in Frankreich: auf die gut ausgebaute Infrastruktur zur 
Kinderbetreuung – Krippen, écoles maternelles, ein Netz von sozial abgesi-
cherten Tagesmüttern – kurz, auf ein Betreuungssystem im Ganztagsrhyth-
mus, das, zur sozialen Norm geronnen, Müttern ein berufliches Engagement 
erleichtern hilft. Konservativ geprägte Familienpolitiker haben Schwierigkei-
ten, die anhaltend hohen Geburtenraten mit den hohen Erwerbsquoten von 
Müttern in Verbindung zu bringen. Die empirischen Befunde irritieren. Der 
Blick nach Frankreich ist von den Desideraten deutscher Familienpolitik ge-
prägt. Französinnen verfügen über eine Infrastruktur, für die Feministinnen 
hierzulande seit langem streiten. Schauen familienpolitische Akteure in 
Frankreich („vu de Paris“) auf die aktuelle Situation in Deutschland, sind sie 
erstaunt über die Reformfähigkeit eines als konservativ klassifizierten Fami-
lienmodells. Sie unterstützen die jüngsten Reformen (Fagnani/Math 2007, S. 
633ff.). Der Vergleich zwischen Deutschland und Vergleich ermöglicht es, 
das vermeintlich Bekannte mit einem distanzierten und relationalen Blick zu 
betrachten. Das schafft Denkräume für Alternativen. Ein Zwei-Länder Ver-
gleich bietet zudem die Möglichkeit, die jeweiligen Defiziterfahrungen, aus 
denen heraus das jeweils andere betrachtet wird, genauer zu untersuchen, 
auch durch Einbeziehung der historischen Dimension.  
Seit der Jahrtausendwende ist in beiden Ländern Familienpolitik in Be-
wegung geraten, entscheidende Reformen wurden eingeleitet, Diskurse ver-
ändern sich. Vorherrschend ist eine widersprüchliche ökonomische Neuaus-
richtung der Familienpolitiken – in Deutschland stärker als in Frankreich. 
Wie jedoch die Veränderungsprozesse im Einzelnen aussehen, welche Impli-
kationen neoliberale Logiken für die Geschlechterbeziehungen haben, das ist 
stark abhängig von familienpolitischen Traditionslinien, von den jeweiligen 
Betreuungskulturen, dem Konzept von Mutterschaft und Vaterschaft, also 
von dem wohlfahrtsstaatlichen Design, in das die Reformen eingebettet sind.  
Der Beitrag untersucht die jüngsten Reformen vor dem Hintergrund ihrer 
Voraussetzungen, und zwar am Beispiel des Ausbaus der Kleinkindbetreuung 
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in öffentlicher Verantwortung (Tagesbetreuungsausbaugesetz – TAG) und 
der Reform des Elterngeldes in Deutschland, der Neuordnung familienpoliti-
scher Leistungen in der Kleinkindbetreuung für mehr Wahlfreiheit 
(Prestation d’accueil du jeune enfant – PAJE) in Frankreich. Anschließend 
werden die ökonomische Ausrichtung familienpolitischer Initiativen sowie 
die Adressierung der Betriebe als neue familienpolitische Akteure nach ihrem 
neoliberalen Gehalt und ihrer Geschlechterrelevanz genauer betrachtet. In 
den abschließenden Schlussfolgerungen wird diskutiert, welchen Beitrag ak-
tuelle Familienpolitik zur Re-Formulierung des Vereinbarkeitsdilemmas leis-
tet bzw. leisten könnte. Die Fragen werden sowohl auf der faktischen und 
normativen als auch auf der diskursiven Ebene untersucht. 
Zunächst einige Anmerkungen zum Begriff neoliberal in Verbindung mit 
Familie. 
1.  Familie und Neoliberalismus – geht das zusammen? 
In „The neoliberal parent. Mothers and fathers in the new market society“ 
(2009) definiert Raewyn Connell Neoliberalismus als ein Set von politischen 
Strategien und Einstellungen, die den Markt und die Marktlogiken in das 
Zentrum des Handelns setzen. Anhänger des Neoliberalismus vertreten die 
Auffassung, dass die Märkte den Regierungen überlegen seien. Daraus resul-
tiere die Idee der minimalen Regierungstätigkeit, die lediglich für Rahmen-
bedingungen gebraucht werde. Gleichzeitig sei Neoliberalismus mit konser-
vativen Auffassungen zur Familie und der Nation kompatibel. In politischen 
und häufig auch in (feministischen) wissenschaftlichen Debatten wird Neoli-
beralismus meist negativ konnotiert und ausschließlich mit Kapitalismus und 
Marktlogik in Verbindung gebracht. Aus der Erkenntnis heraus, dass Märkte 
die „Notwendigkeit eines Programms für soziale Gerechtigkeit“ ausschlössen 
(Hutton/Giddens 2001, S. 59) und dass sich der demokratische Wille gegen-
über unternehmerischer und privater Macht behaupten müsse, da Märkte sich 
nicht selbst regulieren (ebd., S. 66), wird ein Kampfverhältnis zwischen De-
mokratie und Neoliberalismus aufgebaut.  
Connell wendet sich gegen eine enge Auffassung von Neoliberalismus, 
der lediglich mit kapitalistischen Interessen und Rückfall in traditionelle 
Konfigurationen verbunden wird. Sie betont demgegenüber die Dynamik in 
den Geschlechterbeziehungen, die Neoliberalismus auslösen könne, die Fä-
higkeit zur Konstruktion und De-Konstruktion von Geschlechterbeziehungen 
statt ihrer Verfestigung. Neoliberalem Wandel ist auch die Familie ausge-
setzt. Über die Einbeziehung des Marktes eröffnen, so Connell, neoliberale 
Regime Eltern neue Handlungsspielräume, indem sie Leitbilder von Frauen 
und Männern ausdifferenzieren (Männer als care-giver, Mütter als Erwerbstä-
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tige). Für bestimmte Personengruppen jedoch – und hier liegen die Parado-
xien – würde eine neoliberale Arbeitsmarktpolitik (De-Regulierung, Prekari-
sierung von Arbeit, die nicht mehr existenzsichernd ist) die Möglichkeit er-
weiterter Handlungsspielräume unterminieren. Connell zeigt die Ambivalen-
zen neoliberal ausgerichteter Familienpolitiken auf, die für einige Gruppen 
soziale Ungleichheit verstärken, für andere Gleichstellungsgewinne bringen. 
Mir geht es darum, an der Schnittstelle Markt und Familie die dynamischen 
Aspekte zu suchen, die eine neoliberale Re-Formulierung in den Vereinbar-
keitsmodi und den Familienleitbildern auslösen.  
2.  Familienpolitik in Deutschland und Frankreich: 
Grundzüge und aktuelle Probleme 
In international vergleichender Forschung werden Deutschland und Frank-
reich dem gleichen Wohlfahrtsstaatsmodell, einem korporatistisch-konserva-
tiven Modell zugeordnet (Esping-Andersen 1990). Diese Typologisierung 
greift jedoch nicht, wenn die Familienpolitiken in den Vergleich einbezogen 
werden (Veil 2002, S. 14). Diese unterscheiden sich fundamental in dem Mo-
dus der Vereinbarkeit. Auffallend sind zunächst verschiedene Familienbegrif-
fe.  
In Deutschland werden Ehe und Familie auf der normativen Ebene 
gleichgesetzt. Es besteht ein konfliktreiches Nebeneinander von sich wider-
streitenden Leitbildern, die im Grundgesetz (GG) in Art. 6 – „Ehe und Fami-
lie stehen unter dem besonderen Schutz staatlicher Ordnung“ – und Art. 3 – 
„Männer und Frauen sind gleichberechtigt“ – kodifiziert worden sind. Die Er-
kenntnis, dass Familie nicht nur als zentrale gesellschaftliche Institution zu 
sehen ist, sondern auch als private Lebensform, in der gegenseitige Verbun-
denheit und die Sorge um das Alltagsleben zum Ausdruck kommen1, hat auch 
auf offizieller Ebene zu einer neuen Begrifflichkeit geführt. Das Statistische 
Bundesamt definiert seit 2005 im Mikrozensus Familie als Eltern-Kind-Ge-
meinschaften. Familie umfasst demnach eheliche, nichteheliche und gleich-
geschlechtliche Lebensgemeinschaften sowie alleinerziehende Mütter und 
Väter (Huinink 2008, S. 5).  
Erst spät konnten sich andere, weniger normativ aufgeladene Familien-
konzepte durchsetzen, wie zum Beispiel 2001 das Lebenspartnerschaftsge-
setz, das einen an die Ehe angepassten rechtlichen Rahmen für gleichge-
schlechtliche Paare geschaffen hat (kritisch zu der Anpassung an Vorgaben 
heterosexueller traditioneller Partnerschaftsmodelle siehe Kruppa 2009).  
                                                                          
1  Unter dem Begriff des doing family ist diese Forschungsrichtung von Jurczyk und anderen 
in die Diskussion eingebracht worden (Schier/Jurczyk 2007). 
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In Frankreich ist eine Demokratisierung von Familie leichter zu realisie-
ren, da ein liberaler, pro-natalistischer Familienbegriff von je her zu einer hö-
heren Akzeptanz von Familien ohne Trauschein und von „unehelichen Kin-
dern“ geführt hat. Das Familienkonzept in Frankreich beruht stärker als in 
Deutschland auf dem Konzept des gemeinsamen Haushalts (foyer). Früher 
als in Deutschland gab es die vertragliche Form der cohabitation und seit gut 
zehn Jahren den sehr erfolgreich Pacte Civil de Solidarité (pacs) (Suck 2010). 
Der pacs ist ein zivilrechtlicher Vertrag zweier Personen gleichen oder unter-
schiedlichen Geschlechts, der mit einer Frist von drei Monaten problemlos 
von einer Seite aufgelöst werden kann. Im Steuerrecht und im Gesundheits-
schutz ist der pacs an die Ehe angeglichen, im Unterschied zur Ehe sieht er 
jedoch keine Unterhaltsverpflichtungen und keine Witwen- oder Hinterblie-
benenrente vor (Bundeszentrale für politische Bildung 2008, S. 29). Damit 
praktiziert der französische Staat eines der liberalsten Ehemodelle in Europa, 
eine vertragliche Bindung als reine Privatangelegenheit ohne Unterhaltsver-
pflichtungen. Der pacs ist zum Erfolgsmodell geworden und ersetzt tendenzi-
ell bereits die Ehe. Anders als in Deutschland hat Frankreich homosexuelle 
Paare bereits früh anerkannt. Homosexualität ist dort seit 1790 kein Strafbe-
stand mehr, in Deutschland seit 1968/69 (Suck 2010). Die französische Ent-
wicklung ist weniger als Antidiskriminierungspolitik zu verstehen denn als 
Ausdruck liberaler Staatsauffassung. Der französische Staat verhält sich neut-
ral oder auch indifferent gegenüber privaten Lebensformen. So wird Napo-
leon der Ausspruch zugeschrieben: „Les concubins ignorent la loi; la loi les 
ignore“ (Banens 2010, S. 79), eine Haltung, die später die Dritte Republik 
zum Programm erhoben hat. 
Entwicklung der französischen Familienpolitik 
Im Folgenden soll vor allem die Entwicklung französischer Familienpolitik 
diskutiert werden, weil die deutsche als mehr oder weniger bekannt voraus 
gesetzt werden kann. Für Deutschland sei lediglich, im Unterschied zu Frank-
reich, auf die Rolle der Kirche als einem wichtigen familienpolitischen Ak-
teur hingewiesen sowie auf das der katholischen Soziallehre zurück gehende 
Subsidiaritätsprinzip, das die Vorrangigkeit familialer Zuständigkeiten vor 
staatlichen Interventionen regelt. Jeanne Fagnani (2007, S. 43ff.) führt den 
gegenüber Frankreich und den nordischen Ländern geringen Ausbau einer 
Infrastruktur in der Kinderbereuung auf das konservative Subsidiaritätsprin-
zip zurück.  
Weiterhin sei auf das widersprüchliche Nebeneinander tradierter und li-
beraler Familienleitbilder hingewiesen, die Familienpolitik in Deutschland 
bis heute bestimmen: Die Reform des Ehe- und Scheidungsrechts 1977 hatte 
zwar das Leitbild der Hausfrauenehe und damit die Normierung einer ge-
schlechtlichen Arbeitsteilung in der Ehe aufgegeben, gleichzeitig jedoch mit 
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dem Festhalten am Ehegattensplitting im Steuerrecht das bread-winner Mo-
dell beibehalten, sowohl materiell als auch mental.  
Die gesellschaftliche Konzeption von Familie in Frankreich speist sich 
aus verschiedenen, teilweise miteinander verknüpften Entwicklungen, die bis 
in die Gegenwart wirkungsmächtig sind: eine bevölkerungspolitische pro-
natalistische Ausrichtung, ein sozialkatholisch geprägter Familialismus und 
eine heute vorherrschende laizistische politique familiale. 
Die bevölkerungspolitische Ausrichtung geht auf den Populationalismus 
des Ancien Régime zurück, der einen Zusammenhang zwischen der Produk-
tivität eines Landes und der Vermehrung der Bevölkerung herstellte (Schul-
theiss 1988). Kinder, auch unehelich geborene und Findelkinder, die soge-
nannten enfants de la patrie galten als der Reichtum des Landes. Solch ein 
pragmatischer Zugriff auf Familie geriet in konfliktreiche Auseinanderset-
zungen mit den Vorstellungen kirchlicher Moraltheorien, die den ordnungs-
politischen und institutionellen Charakter von Familie als Träger christlicher 
Werte betonten (Lessenich/Ostner 1995). Der Code Napoléon (1804) rückte 
dann die ordnungspolitische Bedeutung von Familie ins Zentrum der sozialen 
Frage. Eine, wenn auch abgeschwächte, bevölkerungspolitische Ausrichtung 
zeigt sich bis heute in der Struktur vieler Familienleistungen, die häufig erst 
ab dem zweiten Kind greifen und bis zum Regierungsantritt Mitterands 1981 
erst ab dem dritten Kind gewährt wurden.  
Ein ausgeprägter Familialismus2 französischer Familienpolitik zeigte sich 
in der Moralethik der katholischen Kirche des 19. Jahrhunderts. Träger des 
Familialismus waren ein sozialkatholisches Unternehmertum und Sozialre-
former wie Le Play, Berater von Napoleon III, der in der Familiensolidarität 
die Grundlage des französischen Sozialstaates sah (zit. nach Ashford 1986, S. 
83ff.). Unternehmen richteten betriebseigene Kinderkrippen und Familien-
kassen ein, sie zahlten „ihren“ Familienvätern einen Lohnzuschlag (Familien-
lohn). Sie taten dies weniger aus altruistischen Bestrebungen als mit der In-
tention, durch Familienpolitik zwei „Gefahren“ zu bannen: die Gefahr revo-
lutionärer Umtriebe in Zeiten der industriellen Revolution und die Gefahr ei-
ner Bedrohung durch die antireligiöse Familienpolitik der Dritten Republik 
(1871-1940). Ganz im Geiste der katholischen Soziallehre verband das Un-
ternehmertum damals Sozialpolitik, die Lohnfrage, mit der Bedürftigkeit von 
Familien. Firmeneigene Familienkassen bündelten die patronalen Leistungen. 
Durch Interventionen eines laizistisch republikanischen Staates wurde später 
der christlich geprägte Familialismus säkularisiert. Familie und Familienpoli-
tik blieben zwar im Zentrum gesellschaftlicher und politischer Macht veran-
kert, jedoch mit anderen Akteuren, einer anderen Reichweite und anderen 
ideologischen Grundannahmen. Aus dem selektiven Familienlohn patronaler 
Prägung entwickelte der republikanische Staat universelle Familienleistungen 
                                                                          
2  Familialismus bezeichnet eine Ideologie, die die Familie ins Zentrum wohlfahrtsstaatlicher 
Konzepte setzt. 
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(Code de la famille, 1939), aus betrieblichen Familienkassen eine Nationale 
Familienkasse (Caisse Nationale d’Allocations Familiales – CNAF) (Schul-
theis 1988, S. 340ff.), die 1946 als autonomer Versicherungszweig der 
Sécurité Sociale eingegliedert wurde (Veil 2002, S. 39) – eine Entwicklung, 
die der in Deutschland diametral entgegen gesetzt verlaufen ist. Langfristig 
gesehen hatte der Staat mit dem Code de la famille Betriebe als gestaltende 
Akteure aus der Familienpolitik entlassen und sie über die ausschließlich von 
ihnen zu entrichtenden Sozialversicherungsbeiträge zur Nationalen Familien-
kasse auf die Rolle des Financiers reduziert. Schließlich hatte sich der Staat 
als wichtigster Akteur in der Familienpolitik durchgesetzt. Diese Vormund-
schaft (tutelle) versucht die Regierung heute zugunsten anderer familienpoli-
tischer Akteure – Eltern, Verbände und Betriebe, nicht aber der Kirche – ab-
zuschwächen, was unter anderem mit der Reform der Kleinkindbeihilfen 
(PAJE) und neuen Kooperationsformen zwischen der CNAF und den Betrie-
ben eingeleitet wird.  
Die gegenwärtig vorherrschende laizistische Ausprägung der politique 
familiale beruht auf einem ausgeprägten Etatismus und auf dem Selbstver-
ständnis, dass sich der Staat gegenüber den Religionen, den Geschlechterar-
rangements, dem Berufsverhalten von Erziehenden und auch gegenüber un-
terschiedlichen Familienformen neutral verhalten solle (Becker 2000, S. 
253ff.), zumindest auf der normativen Ebene. Es ist nicht sein vorrangiges 
Ziel, eine bestimmte Frauenrolle oder eine bestimme Familienform zu nor-
mieren.  
Historisch gesehen repräsentieren das großzügige Angebot kindbezo-
gener Familienleistungen und der Ausbau von Betreuungseinrichtungen die 
Interessen eines laizistischen republikanischen Staates an der Erziehung und 
Sozialisation der Kinder. Der staatliche Schutz erwerbstätiger Mütter und ih-
rer Kinder diente zunächst der Reproduktionsfähigkeit der Familien. Ur-
sprünglich war nicht intendiert, die Vereinbarkeitsbedingungen für Frauen zu 
erleichtern. Berufsorientierte Frauen, die weder auf Kinder noch auf ihre Er-
werbstätigkeit verzichten möchten, profitieren von diesen Strukturen. Kin-
derbetreuung in Frankreich gilt, anders als in Deutschland, immer auch als 
eine affaire d’Etat, die staatliche Interventionen rechtfertige. Es ist der Staat 
und nicht die Familie, der die Normen setzt und den Familienalltag durch 
Kinderbetreuung und Schulsystem im Ganztagsrhythmus strukturiert. Im Un-
terschied zu Deutschland passte sich französische Familienpolitik schrittwei-
se an den gesellschaftlichen Wandel und an eine zunehmende Berufstätigkeit 
von Frauen an. Seit den 1960er Jahren erfolgte der Ausbau der Krippen im 
Rhythmus der zunehmenden Erwerbsbeteiligung von Frauen (Fagnani 2007, 
S. 46). 
Aufgrund einer langen Tradition der Delegation der Kinderbetreuung an 
„fremde“ Personen (vgl. zum Ammenwesen Badinter 1981), die durch die la-
izistische Staatsauffassung moralisch entlastet wird, stößt die De-Familiali-
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sierung in der Kinderbetreuung auf eine weit größere Akzeptanz als in 
Deutschland. Der politique familiale liegt kein christliches Mutterbild zu 
Grunde, welches erst überwunden werden muss. 
In den 1970er und 1980er Jahren, als die Partizipation von Müttern auf 
dem Arbeitsmarkt stetig zunahm, hatte die Frauenbewegung zur Sensibilisie-
rung der öffentlichen Meinung zugunsten eines Ausbauprogramms in der 
Kinderbetreuung beigetragen, „um Eltern bei der Vereinbarung von Beruf 
und Familie zu helfen“ (Fagnani/Letablier 2002, S. 200). Sie übte Druck aus 
und hatte Erfolg, weil ihre Stimmen bei der Wahl des Sozialisten François 
Mitterand 1981 zum Präsidenten wahlentscheidend waren (Fagnani 2007, S. 
47). Seit 1983 schloss die Französische Familienkasse (CNAF) sogenannte 
Krippenverträge ab, die die Gebietskörperschaften ermutigen sollten, das 
Angebot an Krippen weiter zu entwickeln (Fagnani/Letablier 2002, S. 200).  
Gegenwärtig konzentriert sich feministische Kritik in Frankreich auf die 
Hartnäckigkeit der geschlechtlichen Arbeitsteilung und auf die Rhetorik der 
Vereinbarkeit. Die feministische Zeitschrift Cahiers du Genre hat dem Thema 
„conciliation ou conflit“ 2009 ein Schwerpunktheft gewidmet (46/2009), und 
Travail, Genre et Sociétés 2010 der Thematik der „verfluchten Vereinbar-
keit“ (maudite conciliation). Ute Klammer und Marie-Thérèse Letablier 
(2008, S. 81) sprechen von einem fortbestehenden Familienfundamentalis-
mus in der Vereinbarkeitspolitik, weil es trotz anderer Rhetoriken weiterhin 
die Frauen sind, die die Vereinbarkeit herzustellen haben.  
3.  Reformen 
Seit der Jahrtausendwende finden in Deutschland und Frankreich Reformen 
statt, die Familienpolitik zunehmend auf ökonomische Ziele hin ausrichten 
und an Betriebe appellieren, sich in Familienpolitik „einzumischen“. Die In-
tensität der Interaktionen zwischen staatlichen und betrieblichen Akteuren ist 
davon abhängig, in welchem Umfang öffentlich unterstützte Betreuungs-
strukturen und personenbezogene Dienstleistungen in den Ländern bereits 
ausgebaut sind. Dies ist in Frankreich stärker als in Deutschland der Fall. In 
Deutschland fällt die durch das Bundesfamilienministerium (BMFSFJ) einge-
leitete Öffnung der Familienpolitik gegenüber ökonomischen Interessen radi-
kaler aus, weshalb nun stärker auf die Situation in Deutschland eingegangen 
werden soll. 
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Reformen in Deutschland: Stärkung des Zusammenhalts von 
Elternschaft und Arbeitsmarkt3 
Der Ausbau öffentlicher Kleinkindbetreuung und die Reform des Elterngel-
des können gegenüber Frankreich und Schweden als nachholende Moderni-
sierung bezeichnet werden. Die größten Defizite in Deutschland bestehen in 
der Infrastruktur für die Kleinkindbetreuung. 
Das Tagesbetreuungsausbaugesetz (TAG) 
In Westdeutschland war das Konzept der Kinderbetreuung als private Mutter-
Kind-Beziehung mit einer hohen Erwartungshaltung gegenüber den Erzie-
hungs- und Sozialisationsleistungen der Familie (der Mütter) vorherrschend. 
Das 2005 in Kraft getretene Gesetz (TAG) sollte ein Umsteuern erleichtern. 
Es sieht vor, bis 2013 für ein Drittel der Kinder unter drei Jahren einen Be-
treuungsplatz (in Krippen oder durch Tagesmütter) zur Verfügung zu stellen, 
verbunden mit einem Rechtsanspruch auf öffentlich unterstützte Betreuung. 
Das TAG reagiert auf internen und externen Druck, auf Forderungen von 
Frauen nach einer besseren Infrastruktur zur Kleinkindbetreuung und auf 
Vorgaben der EU. Im Rahmen der europäischen Beschäftigungsstrategie hat-
ten sich die Mitgliedsstaaten auf dem Barcelona Gipfel (2002) über gemein-
same quantitative und qualitative Ziele in der Kinderbetreuung verständigt.4 
Die EU hat den Komplex Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu einem 
thematischen Schwerpunkt entwickelt und begründet den Ausbau der Kin-
derbetreuung als notwendige Voraussetzung für die Erhöhung der Erwerbs-
quoten von Frauen ökonomisch.  
Der Ausbau der Kinderbetreuungsstrukturen durch das TAG stößt auf 
breite gesellschaftliche Zustimmung. Laut Umfragen (Allensbacher Institut 
für Demoskopie 2007) unterstützen 74 % der Bevölkerung das TAG – dies 
unabhängig von der Religionszugehörigkeit. Dies verdeutlicht, dass der Ge-
setzgeber mit dem TAG auf das reagieren musste, was in der Gesellschaft 
längst akzeptiert und gefordert wird: eine Kleinkindbetreuung unter staatli-
cher Fürsorge.  
                                                                          
3  Siehe zu den Reformen und der ökonomischen Ausrichtung der Familienpolitik auch Veil 
2010. 
4  Beschlossen wurde, bis zum Jahre 2010 für ein Drittel der Kinder unter drei Jahren und für 
90 % der Kinder von drei Jahren bis zur Schulpflicht Betreuungsstrukturen bereit zu stellen, 
um die Gesamtbeschäftigungsquote in allen Mitgliedsstaaten auf 70 % und die der Frauen 
auf 60 % anheben zu können. 
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Die neue Logik des Elterngeldes 
Das im Jahre 2007 in Kraft getretene Bundeselterngeldgesetz bedeutet eine 
Abkehr von der Logik bisheriger Regelungen zum Elternurlaub und zur El-
ternzeit. Der Finanzierungsmodus – die schwedische Elternversicherung 
stand Pate – drückt dies aus: Mit dem Elterngeld werden Zeiten der Kinder-
erziehung als Bestandteil der Erwerbsverläufe von Müttern (das Gesetz 
spricht von Eltern) konzipiert und eine finanzielle Leistung gewährt, die den 
individuellen Einkommensverlust teilweise kompensieren soll (Lohnersatz-
leistung), der Eltern bisher durch die Unterbrechung oder Reduzierung ihrer 
Erwerbsarbeit für die Erziehung ihrer Kinder zugemutet wurde.  
Nicht nur der Finanzierungsmodus sondern auch die gegenüber der frü-
heren Regelung zeitliche Reduzierung der Elternzeit5 stärkt den Zusammen-
halt von Elternschaft und Erwerbsarbeit. Die Reform des Elterngeldes 
schließt an feministische Erkenntnisse an: Anreize zu langen beruflichen Un-
terbrechungen benachteiligen Mütter in ihrer beruflichen Lebenslaufperspek-
tive; Vätermonate in Verbindung mit der Finanzierung als Lohnersatz macht 
Elternzeit für Väter erst attraktiv. 
Das Gesetz zeigt erste Wirkung. Direkt nach in Kraft treten ist der Anteil 
junger Väter, die Elternzeit beantragt haben, sprunghaft von 7 % (erstes Tri-
mester 2007) auf 14,3 % (2008) angestiegen (BMFSFJ 2009, S. 84). Das ent-
scheidende Kriterium für Väter, Elternzeit zu nehmen, ist der Bildungsstand 
der Frau. Die entscheidenden Kriterien für Mütter, möglichst früh, nach 12 
Monaten, wieder auf den Arbeitsmarkt zurück zu kehren, sind ihre berufliche 
Qualifikation und die Frage, ob ihr Partner ebenfalls Elternzeit nimmt.  
Reformen in Frankreich: Re-Formulierung des 
Vereinbarkeitsparadigmas 
Neben direkten monetären Leistungen an Familien (Kindergeld, Wohnungs-
beihilfen, Hilfen für Alleinerziehende und andere) sowie den familienpoliti-
schen Leistungen in der Rentenversicherung (Veil 2002) und im Steuerrecht 
(Spieß 2006) ist es besonders die Förderung einer kinderfreundlichen Infra-
struktur, die den familienpolitischen Vorsprung Frankreichs ausmacht. Da 
Kinder in Frankreich nicht nur als privates, sondern auch als ein öffentliches 
Gut betrachtet werden, steht dem Staat als dem wesentlichen familienpoliti-
schen Akteur das Recht zu, auf allen Ebenen einzugreifen. Der Staat in Ge-
stalt der Familienkasse unterstützt sowohl öffentlich kollektive Kinderbe-
                                                                          
5  Die Zeit des Elterngeldbezuges beträgt nun 12 Monate (14 Monate für Alleinerziehende). 
Wenn der Partner (Vater) ebenfalls Elternzeit beantragt, verlängert sich die Bezugszeit auf 
maximal 14 Monate. 
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treuung als auch individuelle Betreuung durch staatlich anerkannte Tages-
mütter (assistantes maternelles agréées).  
Seit der Jahrtausendwende versucht der Staat, sich aus seiner herausra-
genden Rolle in der Familienpolitik zurück zu nehmen. Ein Umsteuern – we-
niger Staat, mehr betriebliches Engagement, weniger öffentlich-kollektive 
und mehr individuelle Betreuungsformen – waren die Zielvorstellungen. Für 
dieses Vorhaben steht eine Reform aus dem Jahre 2004, die die kindbe-
zogenen Familienleistungen vereinheitlicht und nur noch nach dem gewähl-
ten Betreuungsmodus – kollektiv in Krippen, individuell durch Tagesmütter 
oder privat durch die Eltern selber – differenziert (La prestation du jeune en-
fant – PAJE) (Klammer/Letablier 2008, S. 75). Die Reform PAJE unterstützt 
finanziell stärker denn je eine Kinderbetreuung durch Tagesmütter, d.h. einen 
familiennahen Betreuungsmodus auf Kosten öffentlicher Betreuungsformen 
in Krippen. Im Zusammenhang hiermit steht die Reformulierung des Kriteri-
ums der Wahlfreiheit. Bezog sich Wahlfreiheit bisher auf die Wahl erwerbs-
tätiger Eltern zwischen einer unüberschaubar gewordenen Vielfalt von finan-
ziellen Anreizen für unterschiedliche Betreuungsformen (Fagnani/Letablier 
2002, S. 201ff.), so ist diese nun durch die Wahlfreiheit zwischen Beruf und 
Familie erweitert worden.6 Zwei Prinzipien werden re-formuliert: Der wei-
terhin geplante Ausbau der Infrastruktur in der Kleinkindbetreuung soll diffe-
renzierter auf die individuelle Nachfrage von Eltern reagieren (Diversifizie-
rung des Angebots) und das Prinzip der Wahlfreiheit neu justieren. Ganz in 
der Tradition laizistisch-republikanischer Betreuungskulturen wurde 2006 
das Programm Plan petite enfance verabschiedet, das bis 2012 jährlich 
12.000 neue Betreuungsplätze schaffen soll. Die Appelle der CNAF, dem 
familienpolitischen Hauptakteur, an die Betriebe, Betriebskrippen einzurich-
ten, steht hingegen nicht in laizistisch-republikanischer Tradition (ebd.: 76).  
In Frankreich hat die Reform PAJE weit geringere Auswirkungen auf 
die Geschlechterbeziehung als die Reformen in Deutschland (Klam-
mer/Letablier 2008, S. 81). Die Autorinnen argumentieren, dass die Reform 
PAJE kaum etwas an der geschlechtlichen Arbeitsteilung verändert habe. Die 
quasi alleinige Zuständigkeit von Frauen für Reproduktionsarbeiten wird 
nicht in Frage gestellt. Der Staat verteidige stärker die Familie als die Sache 
der Frauen (ebd., S. 81).  
                                                                          
6  Bereits die Reform des Elternurlaubs (APE) 1985 hatte die Wahlfreiheit zwischen Beruf 
und Familie eingeführt. Elterngeld war an eine Berufsunterbrechung oder einen Berufsaus-
stieg gebunden, dies galt jedoch nur ab der Geburt des 3. Kindes (seit 1986 ab Geburt des 2. 
Kindes). 
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4.  Die Macht der Ökonomie – Diskursive Umdeutung in 
Deutschland 
Der Begründungszusammenhang, mit dem die jüngsten Reformen eingeleitet 
und begleitet werden, hat sich in Deutschland stark verändert. Debatten zum 
Ausbau der Kinderbetreuungseinrichtungen und für eine bessere Vereinbar-
keit legitimieren sich durch ihren volkswirtschaftlichen Nutzen. Sigrid Leit-
ner und andere (Leitner et al. 2009) argumentieren, dass erst durch die öko-
nomische Begründung der Kinderbetreuung der überfällige Ausbau der 
Kleinkindbetreuung durch das TAG durchgesetzt werden konnte. Die Seman-
tik des Bundesfamilienministeriums (BMFSFJ) unter der Federführung von 
Ursula von der Leyen ist aufschlussreich. Titel von Expertisen, die das Fami-
lienministerium in Auftrag gegeben hat, lauten z.B.: „Lokale Bündnisse für 
Familie aus ökonomischer Sicht“, „Betriebswirtschaftliche Effekte familien-
freundlicher Maßnahmen. Kosten-Nutzen-Analyse“, „Der Ausbau der Kin-
derbetreuung: Eine Investition zur Stärkung des Standorts“. „Erfolgsfaktor 
Familie“ heißt eine webbasierte Interaktions- und Kommunikationsplattform 
für eine familienbewusste Unternehmensführung. Mit einer breit angelegten 
Allianzpolitik zwischen staatlichen, zivilgesellschaftlichen und betrieblichen 
Akteuren ergreift das BMFSFJ die Initiative, um das Thema „Familien-
freundlichkeit“, Schlüsselwort der familienpolitischen Wende, auf der loka-
len und vor allem auf der betrieblichen Ebene zu verankern. Von den netz-
werkartigen Austauschbeziehungen, die auf freiwilligem Engagement und 
auf Selbststeuerung aufbauen, sind auf der lokalen Ebene die „Bündnisse für 
Familie“ und auf der Unternehmerseite die „Allianzen für Familie“ am be-
kanntesten geworden. Bei aller Unterschiedlichkeit zeigt sich eine gemein-
same Ausrichtung: Die Debatten fokussieren auf den Nutzen von Familien-
politik, sei es für die Kommunen, die sich durch eine familienfreundliche Inf-
rastruktur einen Standortvorteil in der Ansiedlung junger Familien erhoffen, 
oder für die Betriebe, die durch die demografische Entwicklung unter Hand-
lungsdruck geraten und bestrebt sind, qualifizierte Beschäftigte zu rekrutieren 
und zu halten. Sie alle wollen mit Hilfe einer betriebsfreundlichen Familien-
politik (gesprochen wird von einer familienfreundlichen Betriebspolitik) die 
„Ressource Frau“ ausschöpfen.  
Eine betriebswirtschaftlich ausgerichtete Familienpolitik führt zur Quanti-
fizierung und zum Messen einzelner Maßnahmen. Was rechnet sich wie für 
Unternehmen? Warum sollten sie sich in Familienpolitik einmischen? Wissen-
schaftliche Expertisen liefern die Argumente. So hat zum Beispiel die Prognos 
AG im Auftrag des Familienministeriums eine Studie zur Kosten-Nutzen-
Abwägung familienfreundlicher Betriebspolitik erstellt (BMFSFJ 2006).  
Unter der Prämisse der Freiwilligkeit der Leistungen (betriebliche Rege-
lungen und keine gesetzlichen) sind Betriebe eventuell zu einem Engagement 
in Sachen Familienpolitik bereit.  
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Durch Appelle an die Betriebe haben staatliche Akteure betrieblichen 
Logiken einen diskursiven Raum eröffnet, wie es in der Familienpolitik der 
bundesdeutschen Nachkriegsgeschichte bisher noch nicht der Fall gewesen 
ist. Dies soll am Beispiel der Haltung der Arbeitgeberverbände aufgezeigt 
werden: Der Arbeitgeberverband (BDI) und die Deutsche Industrie- und 
Handelskammer (DIHK) unterstützen die Reformen und stellen zugleich ihre 
Forderungen. Sie argumentieren, dass der Ausbau der Kinderbetreuungsein-
richtungen mit längeren Öffnungszeiten der Kindertagesstätten (Kitas) ver-
knüpft werden müsse (über den Tag, die Woche und das Jahr), damit betrieb-
liche Strategien der Flexibilisierung der Arbeitszeiten nicht ins Leere laufen. 
Die Industrie- und Handelskammer der Region Frankfurt am Main hat soge-
nannte Kita-Checks durchgeführt, um ihren Forderungen Nachdruck zu ver-
leihen (DIHK 2008), ganz im Sinne von „Entgrenzte Arbeit – Entgrenzte 
Familie“, so ein Buchtitel (Jurczyk et al. 2009). Arbeitgeber und ihre Ver-
bände stellen die Machtfrage in der Zeitpolitik. Wer ist Taktgeber familien-
politischer Reformen, nach welchem Zeitrhythmus sollen Kinderbetreuung 
und damit auch der Familienalltag ausgerichtet werden? Die Debatten sind 
wirkungsmächtig, weil sie auf Bedürfnisse und Zwänge erwerbstätiger Frau-
en treffen, die bisher die vernachlässigte Gruppe der Familienpolitik in 
Deutschland waren.  
Abgeschwächter ökonomischer Diskurs in Frankreich 
Appelle der para-staatlichen Familienkassen an die Betriebe werden in Frank-
reich anders begründet als in Deutschland: weniger funktionalistisch, weniger 
als Reaktion auf demografische Herausforderungen oder auf betriebliche Be-
lange, qualifizierte Arbeitskräfte zu halten oder zu rekrutieren, sondern stär-
ker entlang der Bedürfnisse von Familien und der des Staates, sich politisch 
zu entlasten. Der weiterhin geplante Ausbau von Betreuungsplätzen für Kin-
der unter drei Jahren wird pragmatisch damit begründet, dass die Nachfrage 
das Angebot übersteige. Eine neue Balance müsse gefunden werden, um ver-
änderten Anforderungen an den Familienalltag gerecht zu werden. Der Markt 
und die Betriebe sollen Abhilfe schaffen.  
Bereits seit längerem praktizieren Betriebe eine liberale Familienpolitik 
in Form von Dienstleistungsschecks, ein Gutscheinsystem zur Subventionie-
rung haushaltsnaher Dienstleistungen, Kinderbetreuung, Pflege usw. Finanzi-
ell unterstützt der Staat (CNAF) auch den Ausbau betrieblicher Kitas und 
gewinnorientierter Betreuungseinrichtungen (entreprises de crèches). Die 
Orientierung staatlich gesteuerter Familienpolitik auf Vereinbarkeitspro-
gramme, die die Interessen erwerbstätiger Eltern mit Wirtschaftlichkeit ver-
binden sollen, intendiert nicht, zumindest nicht explizit, dass damit die 
Gleichstellung von Frauen und Männern gefördert werden solle. Die Verein-
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barkeit bleibt Sache der Frauen, die sie selber immer wieder herstellen müs-
sen.  
Begriffe werden umgedeutet. So ist conciliation (Vereinbarkeit) durch 
articulation entre vie familiale et professionnelle verdrängt worden. Der Be-
griff articulation ist weniger harmonisch konnotiert und drückt aus, dass 
zwei gegensätzliche Bereiche und Logiken – Produktion und Reproduktion –
mühsam zusammen gebracht werden müssen. Obgleich es sich jeweils um 
Orte der Arbeit handelt, ist die Verknüpfung beider so konfliktreich, weil die 
Arbeitsteilung zwischen Frauen und Männern auf der Matrix ungleicher sozi-
aler Geschlechterbeziehungen erfolgt (Maruani 2001, S. 48f.).  
Zur Unterstützung staatlicher Initiativen gründen sich auf der zivilgesell-
schaftlichen Ebene Vereine, die die Interessen erwerbstätiger Eltern gegen-
über den Betrieben vertreten, indem sie familienfreundliche Arbeitszeiten, 
Betriebskrippen usw. fordern. Eine dieser Initiativen ist das Observatoire de 
la parentalité en entreprise (www.obervatoire-parentalite.com). Vereinbar-
keitspolitik soll mit Wirtschaftlichkeit verbunden werden. Eine sogenannte 
Charte de la parentalité en entreprise soll Betriebe auf dieses Ziel verpflich-
ten. Ähnlich wie die „Bündnisse für Familie“ in Deutschland versteht sich 
das Observatoire als Kommunikationsplattform und als eine Ideenschmiede. 
Dem Begründer dieser Privatinitiative, einem ehemaligem Unternehmensbe-
rater, geht es im Sinne neoliberaler und betriebswirtschaftlicher Logik darum, 
eine Antwort auf den Rückgang qualifizierter weiblicher Arbeitskräfte in den 
Betrieben zu finden, die sich aufgrund von Vereinbarkeitsproblemen (zeit-
weise) vom Arbeitsmarkt zurück ziehen.  
Eine zunehmende Marktorientierung beim Ausbau der Kapazitäten in der 
Kleinkindbetreuung, die sich auf der betrieblichen, zivilgesellschaftlichen 
und staatlichen Ebene abspielt, wird in Frankreich anders diskursiv begründet 
und begleitet als in Deutschland, und zwar als Widerstreit unterschiedlicher 
Logiken, die den Pfad laizistisch-republikanischer Traditionslinien staatlicher 
Fürsorge verlassen. Daune-Richard und andere (2008, S. 62) sprechen von 
einer Familienlogik (Betreuung in der Familie), einer zivilgesellschaftlichen 
Logik (Auslagerung der Kinderbetreuung aus der Familie, De-Familialisie-
rung), zu der eine Marktlogik hinzu komme (Einführung von Management-
kriterien der Rentabilität und des Wettbewerbs), die sie als wenig vereinbar 
mit dem Kindeswohl sehen. Debatten in Frankreich befassen sich vor allem 
mit Fragen, nach welchen Kriterien neue Koordinierungs- und Leitungsin-
strumente eingesetzt werden sollen. Betriebliche Interessen stehen dabei un-
ter dem Generalverdacht, gegenüber dem volonté générale, der durch den 
Staat oder die para-staatliche Familienkasse verkörpert wird, lediglich parti-
kulare Interessen zu vertreten.  
In geringerem Umfang als in Deutschland diskutieren französische Auto-
rinnen (Feministinnen) Auswirkungen auf die Geschlechterbeziehungen. Eine 
Studie sei hier erwähnt. Sie untersucht die Praxis betrieblicher Akteure und 
108  Mechthild Veil 
 
fragt, ob Betriebe Maßnahmen zur Vereinbarkeit differenziert nach Ge-
schlecht anbieten und ob dies zu einer Verfestigung geschlechtlicher Arbeits-
teilung führe (Boyer/Muriel 2008). Am Beispiel der Teilzeitarbeit zeigen sie 
die Geschlechtsspezifik betrieblicher Vereinbarkeitspolitiken auf. Das Ange-
bot Teilzeit zu arbeiten, richtet sich ausschließlich an Mütter. Dadurch wer-
den – so die Autoren – tradierte Familien- und Frauenleitbilder eher konser-
viert denn de-konstruiert. Ein Vergleich mit Deutschland könnte zeigen, so 
meine Annahme, dass betriebliche Vereinbarkeitsmodi neben diesen Effekten 
zugleich tradierte Leitbilder de-konstruieren, weil sie das Leitbild der er-
werbstätigen Mutter stärken und zum Beispiel in Betriebsvereinbarungen 
auch Väter adressieren (Veil 2010). 
5.  Abschließende vergleichende Überlegungen 
Die neue ökonomische familienpolitische Ausrichtung in beiden Ländern zeigt 
entsprechend der Traditionslinien und den Voraussetzungen, an denen Refor-
men seit der Jahrtausendwende ansetzen, verschiedene Ausprägungen. In 
Deutschland, wo es keinen ausgebauten staatlichen Sektor in der Kleinkindbe-
treuung gab und ein konservatives Familienbild vorherrschte, hat die neue Fa-
milienpolitik durch den Rückgriff auf die Betriebe und auf eine neoliberale 
Marktlogik zu einer Dynamisierung der Geschlechterbeziehungen beigetragen: 
zur Stärkung des Leitbildes der erwerbstätigen Mutter und des Vaters mit Für-
sorgeverantwortung, sowohl auf der faktischen und normativen Ebene als auch 
auf der diskursiven Ebene. Erwerbstätige Mütter und ihre Bedürfnisse waren 
bisher die vernachlässigte Gruppe der Familienpolitik. Dass eine neoliberale 
Vereinbarkeitslogik durchaus mit konservativen Leitbildern einhergehen kann, 
zeigen die Reformen in Deutschland ebenfalls: Trotz TAG und der Reform des 
Elterngeldes bleibt das Familienernährermodell mit dem Ehegattensplitting 
weiterhin bestehen und wird materiell abgesichert. Sowohl Dekonstruktion als 
auch Verfestigung von Leitbildern – ein wesentliches Merkmal von neolibera-
ler Logik zeigt sich auch in der Selektivität der Familienpolitik.  
Die französische Tradition einer laizistisch-republikanischen Familienpo-
litik entspricht neoliberalen Logiken. Ein beredtes Beispiel hierfür ist die 
„Vertragsfamilie“ des pacs. Reformen in Deutschland hingegen fallen radika-
ler aus, weil sie mit der Tradition eines konservativen Familienkonzeptes 
brechen müssen. Betrieben wurde ein diskursiver Raum eröffnet, eine enge 
Verknüpfung von Familie und Arbeitsmarkt hergestellt. In Frankreich haben 
die Reformen die Geschlechterbeziehungen weniger verändert als in 
Deutschland.  
Der Beitrag der Familienpolitik auf eine Re-Formulierung des Verein-
barkeitsdilemmas heute könnte, so die vorläufige Schlussfolgerung, in 
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Deutschland in der Dynamik gesehen werden, mit der das Leitbild erwerbstä-
tiger Eltern materiell abgesichert und konsensfähig gemacht wird, selektiv 
und ohne soziale „Unterfütterung“; in Frankreich in der Erweiterung der 
Wahlfreiheit auf eine zwischen Beruf und Familie, ohne Einfluss auf die ge-
schlechtliche Arbeitsteilung zu nehmen. In Deutschland ist hierfür eine neo-
liberale Wende notwendig, in Frankreich ein Festhalten an liberalen Traditi-
onen. 
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„Neue“ Familienpolitik in der Schweiz – für die 
Familie, für die Frauen – oder für die Wirtschaft? 
Lucien Criblez und Karin Manz 
1. Auf dem Weg zu einer nationalen Familienpolitik1 
„Es ist doch eine Binsenwahrheit, dass die Familienpolitik in unserem Staate 
auf Bundesebene fast nicht existiert“ (M Piller 1991, S. 802). Ständerat Otto 
Piller (SPS, Freiburg)2 thematisierte in seiner 1991 eingereichten Motion3 
„Förderung von Familien mit Kindern“ die Folgen der Neuen Armut für Fa-
milien und forderte im Sinne der Verstärkung einer nationalen Familienpoli-
tik bedarfsgerechte Leistungen für Mütter, die einer Erwerbstätigkeit nachge-
                                                                          
1  Der Begriff „Familienpolitik“ wird im Folgenden weit gefasst und meint „alle öffentlich 
anerkannten Massnahmen und Einrichtungen zur Beeinflussung familiärer Leistungen“ 
(Arbeitsgruppe Familienbericht 1982, S. 25). 
2  Das schweizerische Bundesparlament ist ein Zweikammernparlament: Der Ständerat setzt 
sich aus je zwei Vertreterinnen bzw. Vertretern der Kantone (46 Mitglieder), der National-
rat aus den Kantonen nach Bevölkerungsgröße zugeteilten Mitgliedern (200 Mitglieder; ein 
Sitz je 37.500 Einwohner) zusammen (Linder 1999, S. 191ff.; vgl. auch http://www. parlament. 
ch/d/Seiten/default.aspx [Stand 31. Oktober 2010]). Die vierjährige Legislatur beginnt je-
weils mit der Dezembersession nach den National- und Ständeratswahlen im Herbst. Anga-
ben über die Parlamentarier/innen sind online verfügbar unter: http://www.parlament. 
ch/d/organe-mitglieder/bundesversammlung/Seiten/default.aspx (Stand 31. Oktober 2010). 
Wir verwenden im Weiteren für die fünf grössten Parteien die folgenden Abkürzungen: 
Christlichdemokratische Volkspartei (CVP), Freisinnig-Demokratische Partei (FDP), 
Schweizerische Volkspartei (SVP), Grüne Partei Schweiz (GPS) und Sozialdemokratische 
Partei Schweiz (SPS). 
3  Verwendet werden hier die im nationalen Parlament vorgesehenen Instrumente der Motion 
(M), des Postulats (P), der Interpellation (I) und der Parlamentarischen Initiative (PI); zu-
dem behandelt das Parlament zwingend Standesinitiativen der Kantone (SI) (zu den unter-
schiedlichen Instrumenten vgl. Linder 1999, S. 206ff.). Mit einer Motion beauftragen die 
Parlamentarier den Bundesrat (Exekutive), innerhalb von zwei Jahren einen Entwurf für ein 
Gesetz oder einen Beschluss vorzulegen. Voraussetzung dafür ist, dass beide Kammern der 
Motion zustimmen. Im Gegensatz zu anderen Vorstößen wie beispielsweise das Postulat ist 
eine Motion für den Bundesrat verbindlich. Mit einem Postulat wird der Bundesrat beauf-
tragt zu prüfen, ob ein Gesetz ausgearbeitet oder eine Massnahme getroffen werden soll. Es 
muss nur ein Rat dem Postulat zustimmen. Eine Interpellation fordert den Bundesrat auf, 
Fragen zu beantworten; danach ist eine Diskussion der Antwort im Rat möglich. Mit einer 
Parlamentarischen Initiative kann ein Parlamentarier oder eine Fraktion einen Entwurf für 
ein Bundesgesetz einreichen oder anregen. Zweck der Parlamentarischen Initiative ist es, 
den Einfluss des Bundesrats im Gesetzgebungsverfahren einzuschränken, denn der Bundes-
rat kann sich bei einer Parlamentarischen Initiative erst im Rahmen des Vernehmlas-
sungsverfahrens zum ausgearbeiteten Gesetzesentwurf äußern. Eine Standesinitiative wird 
von einem Kanton oder Halbkanton lanciert. 
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hen, die nationale Regelung der Familienzulagen, die Förderung der Wohn-
qualität für Familien, die Entlastung von Familien in der Krankenversiche-
rung sowie die Verbesserung der Stipendienregelung (M Piller 1991). Eine 
Dekade später antwortete der Bundesrat auf eine Interpellation (vgl. Anmer-
kung 3) von Nationalrätin Ruth Genner (GPS, Zürich) zu den Prioritäten des 
Bundes in der Familienpolitik: „Die Familienpolitik ist eine ausgesprochene 
Querschnittsaufgabe, bei welcher der Staat auf allen Ebenen, die privaten Or-
ganisationen und auch die Wirtschaft gefordert sind. […] An erster Stelle der 
Familienpolitik steht für den Bundesrat immer noch die Schaffung eines 
wirklichen Mutterschaftsurlaubs, bei dem es sich um eine sowohl familien- 
als auch gleichstellungspolitisch vorrangige Maßnahme handelt“ (I Genner 
2002, Curia Vista 02.3588). 
Der vorliegende Beitrag geht davon aus, dass sich die schweizerische Fa-
milienpolitik seit den 1980er Jahren in verschiedener Hinsicht maßgeblich ver-
ändert hat: Die weitgehende Orientierung am „bürgerlichen“ Familienideal 
(vgl. Gugerli 1991) mit klaren Rollenzuteilungen an Mann und Frau ist einer 
stärker an der Pluralität familiärer Lebensformen orientierten Politik gewichen 
(vgl. EDI 2004; Haug 1998; Ley 1991; Lüscher 1991, 2003, S. 29ff.; Som-
mer/Schütz 1996, S. 93ff.). Die Familienleitbilder im Sinne von belief-systems 
(Sabatier/Weible 2007) haben sich auf den realen Wandel der Familie einzu-
stellen begonnen. Die traditionelle Familienschutzpolitik mit dem Schwerpunkt 
auf Kinder- bzw. Familienzulagen (vgl. Bauer/Streuli 2000; Grossenbacher 
1987, S. 150ff.; Riedi 1971, S. 39ff.; Studer 1997) ist im Rahmen der seit der 
Wirtschaftskrise der 1990er Jahre geführten Diskussionen über die so genannte 
„Neue Armut“ (vgl. EKFF 1998; Spycher 1997) zu einer differenzierten Sozi-
alpolitik für Familien ausgeweitet worden. Dabei werden neu Fragen der Ent-
lastung von Familien durch familienexterne Kinderbetreuung (vgl. Eidgenössi-
sche Kommission für Frauenfragen 1992; Osterwald et al. 2005; Staehelin-
Witt/Gmünder 2005) ebenso thematisiert wie Fragen der Unterstützung allein-
erziehender Eltern (vgl. Cardia-Vonèche et al. 1996). 
Zudem ist die traditionell vorwiegend sozialpolitisch motivierte Fami-
lienpolitik durch gleichstellungspolitische, wirtschaftspolitische und demo-
grafische Zielsetzungen erweitert worden: Die „neue“ Familienpolitik fördert 
seit den 1990er Jahren den Verbleib und die Wiederintegration von Müttern 
in den Arbeitsmarkt. In neuester Zeit waren auch bürgerliche Parteien bereit, 
den Aufbau von Institutionen der familienexternen Betreuung mit einer so 
genannten „Anstossfinanzierung“ des Bundes zu unterstützen (vgl. Frey et al. 
2009) – trotz konträrer ordnungs- und parteipolitischer Überzeugungen, die 
davon ausgehen, dass die Familie Privatangelegenheit und der Bund für die 
familienexterne Betreuung nicht zuständig ist. 
Knapp zwanzig Jahre nach Pillers Negativanalyse kann jedenfalls festge-
stellt werden, dass das Engagement des Bundes zugunsten der Familienpoli-
tik stark erweitert worden ist (vgl. Vatter et al. 2004). Indikatoren dafür sind, 
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dass im nationalen Parlament die Anzahl familienpolitischer Geschäfte4 stark 
gestiegen ist (vgl. Bauer/Strub/Stutz 2004, S. 124ff.), dass die Leistungen des 
Bundes im Bereich der Familienpolitik durch den Ausbau der entsprechenden 
Verwaltungsstellen erweitert worden sind, dass der Bund mit der 1995 ge-
schaffenen, außerparlamentarischen Eidgenössischen Koordinationskommis-
sion für Familienfragen (EKFF; vgl. http://www.ekff.admin.ch) ein Expertin-
nen- und Expertengremium geschaffen hat, das sich permanent mit familien-
politischen Themen auseinandersetzt, dass er 2004 nach 1982 (EDI 1982) ei-
nen zweiten Familienbericht vorgelegt hat (EDI 2004) und letztlich, dass er 
seit den 1990er Jahren mit der Finanzierung unterschiedlicher Studien For-
schung und damit die Generierung von Wissen über die Familie und die Fa-
milienpolitik gefördert hat. 
Dabei betreibt der Bund Familienpolitik nicht einfach in einem bestimmten 
Politiksektor, sondern versteht sie nach wie vor als Querschnittspolitik im Sin-
ne des „family mainstreaming“ (Vatter et al. 2004, S. 81). Im Hinblick auf die 
Ordnungspolitik ist auch das Prinzip der Subsidiarität staatlichen Handelns im 
Familienbereich (EDI 2004, S. 108ff.) nicht aufgegeben, aber aufgeweicht 
worden. Und in verschiedenen Bereichen, insbesondere im Bereich von Bil-
dung und Kinderbetreuung, erachtet sich der Bund nach wie vor als nicht zu-
ständig, sondern geht er davon aus, dass diese Aufgaben von den Kantonen 
übernommen werden (Vatter et al. 2004, S. 79ff.; Binder et al. 2004). 
Familienpolitik war in der Schweiz – sieht man von den nationalen Rege-
lungen im Zivilrecht ab – eine Aufgabe der Kantone und Gemeinden. Der 
schweizerische Föderalismus war traditionell durch das Prinzip der „Nicht-
einmischung“ des Zentralstaates in die (kulturellen) Angelegenheiten der 
Teilstaaten gekennzeichnet: Die Bundesverfassung gibt einen Rahmen vor, 
innerhalb dessen sich die Kantone frei entfalten können – und sollen. Auf die 
26 kantonalen Gesetzgebungen hatte der Bund nur in den ihm explizit zu-
geordneten Kompetenzbereichen Einfluss. Unabhängig von der Größe war es 
den Kantonen in einzelnen Politikbereichen vorbehalten, mit hoher Autono-
mie und großem Interpretationsspielraum ihre eigene Politik auszugestalten. 
Dietmar Braun (2003) bezeichnet deshalb den schweizerischen Föderalismus 
als „dezentralen Föderalismus“. Allerdings hat die horizontale und vertikale 
Politikverflechtung stark zugenommen und der Bund hat in verschiedenen 
Bereichen mehr Kompetenzen erhalten. Dies gilt nicht zuletzt für die Fami-
lienpolitik. 
Unser Beitrag kann nicht die weit reichenden Veränderungen in der 
schweizerischen Familienpolitik analysieren, sondern in dessen Vordergrund 
steht die Analyse der familienpolitischen Argumente unterschiedlicher politi-
scher Parteien im nationalen Parlament (National- und Ständerat), die mit den 
erwähnten Veränderungen verbunden sind. Die Analyse orientiert sich theo-
                                                                          
4  Als Geschäft werden im schweizerischen Politikbetrieb jegliche Vorlagen oder Sachfragen 
bezeichnet. 
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retisch an der Diskursanalyse (vgl. Eder 2006; Foucault 1981; Sarasin 2003). 
Das Textkorpus für die systematische Analyse5 bilden sämtliche familienpoli-
tische Geschäfte der beiden Kammern des Bundesparlamentes in den beiden 
Legislaturperioden 1991–1995 und 2003–2007.6 Dabei interessieren insbe-
sondere Verschiebungen in der Argumentation zwischen sozialpolitischen, 
geschlechterpolitischen und wirtschaftspolitischen Argumenten7 zugunsten 
der Verstärkung einer nationalen Familienpolitik. 
Mit der Analyse soll folgende These auf ihre Evidenz hin überprüft werden 
(vgl. den dritten Abschnitt): Die „neue“ Familienpolitik wird möglich (im Sin-
ne von mehrheitsfähig), weil die beiden bürgerlichen Parteien Christ-
lichdemokratische Volkspartei (CVP) und Freisinnig-Demokratische Partei 
(FDP) von ihren traditionellen Positionen zumindest teilweise abrücken. Wäh-
rend die sozialpolitische Argumentation, die traditionell vor allem vom sozia-
len Flügel der CVP und der Sozialdemokratischen Partei (SPS) vertreten wur-
de, im Wesentlichen erhalten bleibt, gewinnen gleichstellungspolitische Argu-
mente vor allem in den 1990er Jahren und wirtschaftspolitische Argumente vor 
allem im letzten Jahrzehnt für die beiden Mitteparteien an Gewicht. 
2.  Familienpolitische Kernthemen im nationalen Parlament 
Im Folgenden werden vier Themenbereiche aus der familienpolitischen Dis-
kussion im nationalen Parlament seit 1990 ausgewählt, welche sich bei der 
Analyse der beiden Legislaturperioden als Kernthemen der nationalen Fami-
lienpolitik erwiesen:8 die materielle Unterstützung durch Familienzulagen, 
                                                                          
5  Für die Unterstützung bei der Quellenbeschaffung bedanken wir uns bei Yves Blöchlinger. 
6  Der Frauenanteil im Ständerat lag in der ersten Periode bei 8.7 % und stieg bis in die zweite 
untersuchte Periode auf 23.9 %. Im Nationalrat stieg er von 17.5 % in der ersten auf 26.0 % 
in der zweiten Periode (vgl. http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/17/02/ 
blank/key/frauen_und_politik/bund.html; Stand: 31. Oktober 2010). Die Parteistärken der 
grössten Parteien im Nationalrat veränderten sich von der ersten (1. Zahl) zur zweiten bear-
beiteten Periode (2. Zahl) wie folgt: FDP: 21 %, 17.3 %; CVP: 18 %, 14.4 %; SPS: 18.5 %, 
23.3 %; SVP: 11.9 %, 26.7 %; GPS: 6.1 %, 7.4 % (vgl. http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/ 
de/index/themen/17/02/blank/data/04/03.html; Stand: 31. Oktober 2010). 
7  Gerlach et al. (2004, S. 96f.) und Grossenbacher (2004) unterscheiden lediglich zwischen 
einem fürsorgerischen bzw. sozialpolitischen Argumentationsstrang und einem gleichstel-
lungspolitischen. Wir fügen den wirtschaftspolitischen als dritten Argumentationsstrang 
hinzu, weil wir davon ausgehen, dass die wirtschaftspolitischen Argumente einen Teil der 
politischen Parteien zur Veränderung ihrer familienpolitischen Positionen bewogen haben 
(vgl. den 3. Abschnitt). 
8  Die Auswahl erfolgt nicht nach systematischen Kriterien, sondern nach empirischen, also 
danach, welche Themen für die hier bearbeitete Fragestellung im nationalen Parlament in 
den beiden ausgewählten Legislaturperioden beraten wurden. Systematisch unterscheidet 
etwa der erste nationale Bericht zur Bildungspolitik Familie und Arbeitswelt, Familie und 
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die Gleichstellung der Geschlechter, die Einführung der Mutterschaftsversi-
cherung sowie die familienergänzende Kinderbetreuung zur Verbesserung 
der Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Jedes Thema wird im Folgenden 
am Beispiel einiger weniger, aber für die Veränderung der familienpoliti-
schen Positionen „typischer“ Diskurse im nationalen Parlament kurz darge-
stellt. 
Vom Familienschutz zur Familienförderung: Mit dem Thema Familien-
zulagen, zusammen mit dem Mutterschutz ein seit der Einführung des Fami-
lienschutzartikels in der Bundesverfassung (Grundgesetz) 1945 (Grossen-
bacher 1987, S. 136ff.) zentraler familienpolitischer Topos, beschäftigten 
sich die eidgenössischen Räte in beiden untersuchten Perioden intensiv. Die 
von Nationalrätin Angeline Fankhauser (SPS, Basel-Landschaft) 1991 einge-
reichte Parlamentarische Initiative „Leistungen für die Familie“ forderte die 
Abkoppelung der Kinderzulagen von der Erwerbstätigkeit der Eltern und da-
mit die Aufhebung der Kinderzulagen als Lohnbestandteil – denn jedes Kind 
habe Anspruch auf Zulagen – sowie den Anspruch auf Bedarfsleistungen.9 
Damit sollten europäische Standards erreicht werden, denn: „Unsere stark fö-
deralistisch geprägte Familienpolitik sollte zumindest in ihren Hauptpunkten 
europafähig werden“ (PI Fankhauser 1991/2005, S. 215). Eine einheitliche 
Bundeslösung sollte den bestehenden Ausgleichskassen übertragen und die 
Lasten sollten gesamtschweizerisch ausgeglichen werden. Nach ausführlicher 
Diskussion wurde die Initiative mit knappem Mehr zwar angenommen (vgl. 
ebd.), zunächst jedoch nicht weiter verfolgt. 
Erst die von Travail Suisse10 2003 eingereichte eidgenössische Volksini-
tiative „Für faire Kinderzulagen“11 brachte das Geschäft wieder in die Räte. 
Nach dem christlich-sozialen Freiburger Nationalrat Hugo Fasel sollte die 
Volksinitiative dafür sorgen, dass „die Strategie des Parlamentes der ständi-
                                                                                                                             
Wohnen, Beratung und Elternbildung, Familie und elektronische Massenmedien, Besteue-
rung der Familie, Familienzulagen, Mutterschaftsschutz sowie Stipendienwesen (EDI 
1982). Der Familienbericht 2004 (EDI 2004, S. 114ff.) unterscheidet zwischen ökonomi-
schen Interventionen und materiellen Leistungen, rechtlichen Aspekten, sozialökologischen 
Interventionen (etwa familienergänzende Kinderbetreuung, familienverträgliche Schulor-
ganisation), pädagogischen Interventionen und familieninternen Interventionen. Dafflon 
(2003, S. 105ff.) unterscheidet zwischen Familienzulagen, Ehepaar- und Familienbesteue-
rung, Kinderbetreuungsstrukturen sowie Mutterschutz. Er legt auch eine sehr viel detaillier-
tere und empirisch abgestützte Themenanalyse mit einem Vorschlag für ein Klassifikati-
onsschema vor (Dafflon 2003, S. 87ff.). 
9  Kernforderung der PI Fankhauser waren Kinderzulagen von mindestens CHF 200,-- pro 
Monat und CHF 250,-- pro Monat für Jugendliche in Ausbildung bis zum Alter von 25 Jah-
ren. Die nationale Regelung war als Mindestansatz gedacht; die Kantone sollten auch wei-
ter gehen können. Zudem reichten 1995 der Kanton Solothurn und 2003 der Kanton Luzern 
Standesinitiativen zum gleichen Thema ein. 
10  Travaille Suisse ist der Dachverband der Arbeitnehmer-Verbände. 
11  Die Initiative verlangte nach dem Prinzip „ein Kind, eine Zulage“ schweizweit eine Kin-
derzulage von mindestens CHF 450,-- pro Kind und Monat bis zum vollendeten 16. Alters-
jahr, unabhängig vom Einkommen der Eltern oder des Elternteils. 
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gen Verschleppung ein Ende haben wird“ (PI Fankhauser 1991/2005,  
S. 265). Sowohl die Volksinitiative als auch die Parlamentarische Initiative 
Fankhauser wurden von der SVP und teilweise der FDP abgelehnt; die Be-
fürworter stammten vorwiegend aus den Reihen der SPS, der CVP und der 
Grünen. Für Franziska Teuscher (GPS, Bern) bezweckten die beiden Initiati-
ven die Reduktion des Armutsrisikos von Familien mit Kindern und „die so-
lidarische Sicherung der Zukunft unserer jüngsten Generation“ (PI Fankhau-
ser 1991/2005, S. 272). 
Das „Bundesgesetz über Familienzulagen“ (FamZG 2006) wurde von 
den Räten 2006 verabschiedet und damit ein langjähriges Ziel sozialpolitisch 
orientierter Familienunterstützung erreicht: Das Rahmengesetz ermöglicht 
nun die Unterstützung von Familien mit einem Mindestbetrag von CHF 200,- 
pro Kind, unabhängig von der Erwerbssituation der Eltern oder deren Kan-
tonszugehörigkeit. 
Gleichstellungsgesetz: Die Gleichstellung von Frau und Mann ist in der 
Schweiz seit 1981 in der Bundesverfassung verankert. Das gesellschaftspoli-
tische Anliegen der Gleichstellung betrifft im Sinne des gender mainstrea-
ming alle Politikfelder, insbesondere aber die Familie und den Arbeitsbe-
reich. Seit der Einführung des neuen Eherechts 1988 sind Frau und Mann 
hinsichtlich familiärer Betreuungsarbeit und Erwerbsarbeit gleichgestellt. Im 
Familienbereich sind neben den Familienzulagen (vgl. oben) vor allem Fra-
gen des Mutterschutzes und Fragen der Kinderbetreuung von Bedeutung. 
Während diese familienpolitischen Anliegen genuin mit gleichstellungspoliti-
schen Anliegen verbunden sind, ist umgekehrt der Zusammenhang zwischen 
gleichstellungspolitischen Forderungen im Arbeitsbereich und familienpoliti-
schen Anliegen nur indirekt gegeben. 
Das Gleichstellungsgesetz wurde vom Bundesrat 1993 aufgrund verschie-
dener Postulate und Parlamentarischer Initiativen (vgl. Anmerkung 3) vorge-
legt, die vor allem auf Lohngleichheit zielten. Grundsätzlich sollte aber auch 
die Teilnahme am Erwerbsleben erhöht werden und die Arbeitsbedingungen 
für Frauen sowie die Stellung von Frauen im Beruf sollte verbessert werden. 
Das Gleichstellungsgesetz „bezweckt die Förderung der tatsächlichen Gleich-
stellung von Frau und Mann“ (GlG 1995, Art. 1). Nach der zivilrechtlichen 
Regelung der Gleichstellung im Eherecht 1988 regelt das GlG also die Gleich-
stellung im Erwerbsleben, schafft die Grundlage für Finanzhilfen bei der För-
derung der Gleichstellung (Förderungsprogramme und Beratungsstellen) und 
institutionalisiert das Eidgenössische Büro für die Gleichstellung von Frau und 
Mann. Gegen das Gesetz stellten sich insbesondere Vertreter der Arbeitgeber-
organisationen und bei den Mitteparteien Teile der FDP, denen einzelne Be-
stimmungen zu weit gingen, die das Gesetz auf das Erwerbsleben limitieren 
wollten oder denen das Klage- und Beschwerderecht zu weit ging. 
Der Bezug zur Familienpolitik im Gleichstellungsgesetz ist durch die 
möglichen Diskriminierungsgründe gegeben. Explizit wird nämlich die direk-
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te oder indirekte Diskriminierung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitsnehmer 
aufgrund des Geschlechts verboten, und explizit wird erwähnt, dass eine Be-
nachteiligung „namentlich nicht unter Berufung auf den Zivilstand, auf die 
familiäre Situation oder, bei Arbeitnehmerinnen, auf eine Schwangerschaft“ 
(GlG 1995, Art. 3, Abs. 1) erfolgen dürfe. 
Eine zweite, implizite Wirkung des Gleichstellungsgesetzes sollte nicht un-
terschätzt werden: Das Gleichstellungsgesetz markierte eine Art Aufbruch-
stimmung in der Gleichstellungspolitik nach dem Frauenstreik 199112 und hat 
dazu beigetragen, dass das Anliegen Gleichstellung öffentlich präsent blieb. Es 
motivierte insbesondere die Frauen (fast aller Parteien) im Bundesparlament, 
Gleichstellungsfragen immer wieder zu thematisieren. Da aber viele Gleichstel-
lungsfragen, insbesondere im Hinblick auf die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf, mit Familienfragen verbunden sind, blieb auch die Aufmerksamkeit für 
familienpolitische Anliegen hoch und für eine „neue“ Familienpolitik wurde 
immer stärker auch gleichstellungspolitisch argumentiert. 
Mutterschutz: Seit 1945 besteht in der Schweiz ein Verfassungsauftrag, 
eine Mutterschaftsversicherung einzuführen. Das Fehlen der Mutterschafts-
versicherung war seither immer wieder als empfindliche Lücke im Netz der 
sozialen Sicherheit des Landes bezeichnet worden (vgl. Arbeitsgruppe Fami-
lienbericht 1992, S. 145ff.; Bigler-Eggenberger 1979, S. 152ff.; Dafflon 
2003, S. 229ff.), passt das Anliegen doch gut zum Programm einer sozialpo-
litisch motivierten Familienunterstützung. 1984 war jedoch eine Volksinitia-
tive für eine Mutterschaftsversicherung ebenso abgelehnt worden wie 1987 
die Einführung eines Mutterschaftstaggelds nach dem Modell der (militäri-
schen) Erwerbsersatzordnung13 im Rahmen der Teilrevision der Krankenver-
sicherung. Die 1988 eingereichte Standesinitiative (vgl. Anmerkung 3) des 
Kantons Genf mit der Forderung nach einer Loslösung einer solchen Versi-
cherung von der Krankenversicherung wurde 1991 diskutiert und vom Natio-
nalrat angenommen (SI Genf 1988). Der Entwurf einer Mutterschaftsversi-
cherung war vom Bundesrat für die Legislaturperiode 1991–1995 vorgese-
hen. Fünf Motionen brachten das Thema Mutterschutz in den Räten auf die 
Traktandenliste.14 
                                                                          
12  Beim Schweizer Frauenstreik vom 14. Juni 1991 unter dem Motto „Wenn frau will, steht 
alles still“ legten Frauen ihre Arbeit während eines Tages nieder. Anlass war das zehnjähri-
ge Bestehen des Verfassungsartikels „Gleiche Rechte für Mann und Frau“. In Informati-
onsveranstaltungen wurde über die zögerliche Umsetzung des Artikels durch die Bundesre-
gierung informiert und in verschiedensten Aktionen der Unmut der Schweizerinnen über 
die Verzögerungstaktik des Bundesrates bei Gleichberechtigungsthemen ausgedrückt. 
13  Die schweizerische Erwerbsersatzordnung, eingeführt während des Zweiten Weltkriegs, 
kompensiert den Verdienstausfall von Militär-, Zivilschutz- oder Zivildienst leistenden Per-
sonen. Finanziert wird die Erwerbsersatzordnung durch hälftig ausgerichtete Lohnbeiträge 
von Arbeitnehmern und -gebern. 
14  Motion Segmüller betr. Europafähige Lohnfortzahlungspflicht bei Mutterschaft vom 
4.3.1991. Motion 3 des Ständerats vom 3.6.1992 betreffend Schutz von Mutterschaft und 
Familie. Motion 9 des Ständerats vom 19.5.1992 betreffend Aktionsprogramm Frauen 
120 Lucien Criblez und Karin Manz 
 
Charakteristisch für die Politik zu Beginn der neunziger Jahr spielte auch 
bei diesem Geschäft das Argument Europa eine Rolle: „Die EG-und Efta-
Länder gewähren allen erwerbstätigen Frauen Mutterschaftsurlaub mit Lohn-
fortzahlung, unabhängig vom Einkommen. Es gibt in Europa nur ein Land, 
die Schweiz, welches zwar das Arbeitsverbot, nicht aber die Lohnfortzahlung 
kennt“ (M Segmüller 1991, S. 1967).15 
Insbesondere die christlichdemokratische Fraktion war der Ansicht, dass 
Mutterschaftsleistungen allen Müttern zugute kommen müssten. Eine Mutter-
schaftsversicherung, welche allein an erwerbstätige Elternteile Leistungen 
ausrichte, diskriminiere die Haus-, Erziehungs- und Betreuungsarbeit. Doch 
1999 lehnten die Stimmberechtigten die Einführung einer Mutterschaftsver-
sicherung zum dritten Mal nach 1984 und 1987 ab. Eine Parlamentarische 
Initiative von Pierre Triponez (FDP, Bern), eingereicht 2001, forderte dann 
konsequent eine Finanzierung der Mutterschaftsentschädigung im Rahmen 
der Erwerbsersatzordnung. Dabei argumentierte er vor allem gleichstellungs-
politisch. In der zweiten untersuchten Legislatur 2003–2007 nahmen in der 
Argumentation Gleichstellungsvoten deutlich zu. Insbesondere die Parlamen-
tarierinnen, unabhängig von ihrer Parteizugehörigkeit, sprachen sich für ei-
nen landesweit geregelten Mutterschutz aus. Der Nationalrat stimmte dem 
Anliegen 2002, der Ständerat 2003 zu. Gegen diese Ausweitung stellten sich 
die SVP, aber auch einzelne Parlamentarier aus der FDP. Cécile Bühlmann 
(GPS, Luzern) kommentierte in der Schlussabstimmung:  
Heute geschieht in diesem Haus etwas, was in der gut 30-jährigen Geschichte von uns 
Frauen in der Schweizer Politik erst zum zweiten Mal passiert: Alle Frauen dieses Parla-
ments, […] ohne eine einzige Ausnahme, stimmen einer Vorlage zu, unabhängig davon, ob 
sie in der SVP, CVP, FDP, bei den Liberalen, der SP oder den Grünen politisieren. […] wir 
Frauen unterstützen ohne Ausnahme die Einführung des 14-wöchentlichen Mutterschafts-
urlaubs, finanziert aus der Erwerbsersatzkasse, solidarisch getragen von allen Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern, von solchen mit und solchen ohne Kindern, und von allen 
Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern, ob sie nun viele, wenige oder gar keine Frauen be-
schäftigen (AB NR 2003, S. 1748). 
Vertreter der SVP hingegen bezeichneten die Vorlage als „Zwängerei“. Jac-
queline Fehr (SPS, Zürich) warf den SVP-Mitgliedern vor, sie spielten die 
Generationen gegeneinander aus: „Auf der Strecke bleiben unser Generatio-
nenvertrag, die Solidarität und der soziale Friede. Auf der Strecke bleibt also 
                                                                                                                             
1995. Forderungen: Gleichstellungsgesetz, Mutterschaftsversicherung, Lohngleichheit, Re-
vision Krankenversicherung. Motion Hafner betreffend Revision der Erwerbsersatzordnung 
vom 4.6.1993. Motion der christlichdemokratischen Fraktion betreffend Bedarfsleistungen 
bei Mutterschaft. Rahmengesetz vom 17.6.1994. 
15  Ende der 1980er und zu Beginn der 1990er Jahre begann sich die Schweiz auch in der So-
zialpolitik – und damit auch in der Familienpolitik – stärker international auszurichten. Im 
Umfeld der Volksabstimmung über einen EWR-Beitritt 1992 nahmen internationale Ver-
gleiche zu und auch in der familienpolitischen Diskussion gehört seither der internationale 
Vergleich zum Standard der Argumentation (z.B. Gerlach et al. 2004). 
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genau jenes Konzept, das unser Land stark und sicher gemacht hat“ (PI 
Triponez 2001/2003, S. 1749). Erika Forster-Vannini (FDP, St. Gallen) ver-
stand die Mutterschaftsversicherung als Chance für alle „erwerbstätigen 
Frauen in der Schweiz, die geboren haben […], sich für einige Zeit ohne fi-
nanzielle Einbussen intensiv dem Kind zu widmen. […] Militärdienst wie 
Mutterschaft ist im übertragenen Sinne ‚Dienst an der Gemeinschaft‘, und es 
kann deshalb durchaus geltend gemacht werden, dass das bestehende Er-
werbsersatzgesetz auch auf erwerbstätige Mütter ausgedehnt werden soll“ (PI 
Triponez 2001/2003, S. 531). Per 1. Juli 2005 trat die Revision des Erwerbs-
ersatzgesetzes und damit eine vierzehnwöchige Lohnfortzahlung für erwerbs-
tätige Mütter in Kraft. 
Außerfamiliäre Tagesbetreuung: Die außerfamiliäre Tagesbetreuung von 
Kindern (Betreuung durch Tagesmütter, Kinderkrippen, Mittagstische in 
Schulen und Kindergärten sowie Tagesschulen) war zu Beginn der 1990er 
Jahre kein breit diskutiertes familienpolitisches Thema. Erst mit der Verstär-
kung der Gleichstellungspolitik im Gefolge der Gleichstellungsgesetzgebung 
(vgl. oben) und nur Schritt für Schritt gewann die Idee in einer breiteren Öf-
fentlichkeit Akzeptanz, dass die Vereinbarkeit von Familie und Beruf nur 
verbessert werden kann, wenn die Frage der Kinderbetreuung gelöst werde. 
Am 19. März 1993 hatte der Waadtländer Nationalrat Josef Zisyadis in 
einer Parlamentarischen Initiative vorgeschlagen, „die Betreuung von Klein-
kindern im Vorschulalter als öffentliche Aufgabe der Kantone in der Verfas-
sung“ zu verankern (AB NR 1995, S. 1566). Begründet wurde die Initiative 
mit gesellschaftlichen Veränderungen wie der Auflösung der Kleinfamilie, 
der Zunahme der Scheidungsraten, der Zunahme alleinerziehender Eltern, der 
Zunahme von Einzelkindern sowie der zunehmenden Berufstätigkeit von 
Müttern. Im Vordergrund der Argumentation standen sozialpolitische Argu-
mente. Von der Pflicht für die Kantone, die Kinderkrippen zu unterstützen, 
versprachen sich der Initiant und die Sprecherinnen der Mehrheit der vorbe-
ratenden Kommission eine bessere Betreuungssituation für kleine Kinder, 
damit aber auch präventive Wirkung in mancherlei Hinsicht sowie die besse-
re Vereinbarkeit von Familie und Beruf für Frauen. Kinderbetreuung könne 
nicht mehr einfach als Privatsache der Eltern angesehen werden, sondern 
müsse als „öffentliche, gesellschaftliche Aufgabe anerkannt“ werden (Leni 
Robert, Berichterstatterin; GPS, Bern; AB NR 1995, S. 1569). Unter Verweis 
auf den Bericht der Eidgenössischen Kommission für Frauenfragen (1992) 
zur familienexternen Kinderbetreuung und die Unterstützung durch die gro-
ßen Frauenverbände wurden endlich Taten zugunsten der Frauen gefordert: 
„Die Frauen können und wollen diese Aufgabe [der Kinderbetreuung; 
LC/KM] aber nicht mehr alleine tragen, sie wollen, dass die Männer mehr 
Verantwortung übernehmen, und sie wollen auch bis zu einem gewissen Teil 
eine Umverteilung der Lasten der Familie auf die Gesellschaft“ (Robert, AB 
NR 1995, S. 1569). 
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Die vorberatende Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur 
empfahl dem Rat mit 9 zu 7 Stimmen, der Initiative Folge zu geben. Der frei-
sinnige Jurassier Alain Schweingruber vertrat die Position der Minderheit. 
Sie unterstützte zwar grundsätzlich das Anliegen, die Situation der Kinderbe-
treuung zu verbessern, nahm aber mit ordnungs- und finanzpolitischen Ar-
gumenten gegen die Initiative Stellung: Der Bund könne sich nicht in Ange-
legenheiten einmischen, die bislang immer im Kompetenzbereich der Ge-
meinden und Kantone gelegen hätten. Er könne mit seinen Maßnahmen auch 
gar nicht auf die unterschiedlichen lokalen und regionalen Bedürfnisse rea-
gieren. Zudem würde der Bund in der schwierigen Finanzsituation neue Auf-
gaben übernehmen. 
Der Nationalrat lehnte die Parlamentarische Initiative Zisyadis am 23. 
Juni 1995 ab. Weniger als zehn Jahre später stimmten National- und Stände-
rat allerdings aufgrund einer von Jacqueline Fehr (SPS, Zürich) 2000 einge-
reichten Parlamentarischen Initiative (PI Fehr 2000) einem Impulsprogramm 
des Bundes über Finanzhilfen für familienergänzende Kinderbetreuung zu. 
Das Impulsprogramm startete im Jahr 2003 und wurde auf acht Jahre befris-
tet. Für die ersten vier Jahre standen CHF 200 Millionen zur Verfügung. 
Nicht nur auf Finanzhilfen, sondern auf einen „Maßnahmenplan für die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf“ war etwas später eine Motion von Fehr 
(M Fehr 2003) ausgerichtet. Fehr begründet den Maßnahmenplan unter ande-
rem mit sich abzeichnenden Engpässen auf dem Arbeitsmarkt. Interessant an 
dieser Motion, die 2006 sowohl vom Nationalrat als auch vom Ständerat an-
genommen wurde, ist, dass sogar die Vertreterin der SPS nun familienpoliti-
sche Maßnahmen wirtschaftspolitisch begründete. 
Wirtschaftspolitische Argumente werden auch von Christiane Langen-
berger (FDP, Waadt) in ihrer Motion „Blockzeiten16 in allen Schweizer Schu-
len im Interesse von Familien, Wirtschaft und Gesellschaft“ (M Langenber-
ger 2003) vorgebracht: „Die starke Partizipation von Frauen […] nützt allen. 
Zum einen ist die bessere Einbindung in den Arbeitsmarkt volkswirtschaft-
lich geboten. Es ist unsinnig, in die Aus- und Weiterbildung von Frauen zu 
investieren, das Potenzial aber aufgrund ungünstiger Rahmenbedingungen 
nur unzureichend nutzen zu können oder gar ganz zu verlieren. Zum anderen 
erhöht sich mit zunehmender Erwerbsquote der Frauen auch das Steuersub-
strat“ (ebd., Motionstext). Der Bundesrat war bereit, die Motion entgegenzu-
nehmen, der Ständerat unterstützte das vorgebrachte Anliegen, lehnte die 
Motion jedoch aus ordnungspolitischen Gründen knapp mit 19 zu 18 Stim-
men ab. Dass sogar der Ständerat fast bereit gewesen wäre, eine Motion an-
                                                                          
16  Anmerkung LC/KM: Mit Blockzeiten wird in der Schweiz ein zeitliches Schulorganisati-
onskonzept umschrieben: Alle Kinder besuchen die Schule während einer definierten Zeit, 
zum Beispiel von 8 bis 12 Uhr. Dies soll die Arbeitstätigkeit vor allem von Müttern erleich-
tern. Bis Ende der 1990er Jahre war für die ersten Primarschuljahre am Morgen Halbklas-
senunterricht üblich. 
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zunehmen, die mit den Blockzeiten an Schulen einen Gegenstand betrifft, der 
in die ausschließliche Regelungshoheit der Kantone gehört, zeigt, wie akzep-
tiert inzwischen staatliche Interventionen zugunsten der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf waren – dies nicht zuletzt, weil gleichstellungspolitische 
mit volkswirtschaftlichen Argumenten ergänzt worden sind. 
3.  Weshalb wird die „neue“ Familienpolitik 
mehrheitsfähig? 
Aufgrund der Analyse der parlamentarischen Diskurse zur schweizerischen 
Familienpolitik in zwei Legislaturperioden lässt sich nun genauer bestimmen, 
was unter „neuer“ Familienpolitik jenseits parteipolitischer Programmatik 
(zum Beispiel: CVP, 1991) verstanden werden kann. Von einer „alten“ 
Familiepolitik, die an einem bürgerlichen, oft christlichen Familienideal ori-
entiert (Gugerli 1991) und auf Schutz und subsidiäre Unterstützung der Fami-
lie ausgerichtet war, unterscheidet sich die „neue“ Familienpolitik vor allem 
durch drei Charakteristika: erstens durch ihre Orientierung an pluralen Fami-
lienstrukturen und einem realistischeren Bild der Familie, wie es von der so-
zialwissenschaftlichen Forschung immer differenzierter beschrieben und ana-
lysiert wird; zweitens durch die differenziertere Ausrichtung der familienpo-
litischen Maßnahmen an einzelnen Problemgruppen (z.B. alleinerziehende 
Eltern) und der Ausweitung der sozialpolitisch motivierten Familienunter-
stützungsleistungen bei gleichzeitiger Harmonisierung der bisher stark de-
zentral organisierten Familienpolitik durch vermehrte Verantwortungsüber-
nahme durch den Bund; drittens durch die zunehmende Verbindung von 
gleichstellungspolitischen und familienpolitischen Anliegen. Die beiden letz-
ten Charakteristika sind zudem mit zwei ordnungspolitischen Fragen verbun-
den: Welche Aufgaben kommen in der Familienpolitik dem Staat zu, und auf 
welcher politischen Ebene (Bund, Kantone, Gemeinden) soll der Staat allen-
falls tätig werden? Tendenziell bedeutet „neue“ Familienpolitik mehr staatli-
ches Engagement als bisher und im Rahmen des Internationalisierungspro-
zesses übernimmt der Bund bedeutend mehr Verantwortung für gesamtstaat-
liche Lösungen. 
Wie aber konnte diese „neue“ Familienpolitik politisch mehrheitsfähig 
werden? Diese Frage muss in einer nach Parteien differenzierten Analyse be-
antwortet werden, die unterschiedliche Motive der Familienpolitik berück-
sichtigt. Erstens wurde das sozialpolitische Motiv vor dem Hintergrund der 
Diskussionen um die Neue Armut und im Zusammenhang mit dem internati-
onalen Jahr der Familie (1994) in den 1990er Jahren erneuert und verstärkt. 
Dieses Motiv war schon traditionell in großen Teilen der CVP und in der 
SPS, aber auch bei den sich neu formierenden Grünen verankert. Seit der ers-
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ten Hälfte der 1990er Jahre verstärkte sich zudem das gleichstellungspoliti-
sche Motiv – und zwar insbesondere bei CVP und FDP. Drittens lässt sich 
seit dem 1997 einsetzenden Konjunkturaufschwung – während der ersten un-
tersuchten Periode 1991–1995 herrschte wirtschaftliche Rezession und Stag-
nation (BfS 2005, 2010) – eine Stärkung wirtschaftspolitischer Motive fest-
stellen: Neben der SPS und den Grünen setzen sich nun in der zweiten unter-
suchten Periode 2003–2007 auch die FDP und die CVP für die bessere Ver-
einbarung von Familie und Beruf ein, die FDP mindestens ebenso stark mit 
wirtschaftspolitischen wie mit gleichstellungspolitischen Motiven. Bei der 
CVP scheinen die Motive intern unterschiedlich ausgeprägt sein: bei den 
Frauen und beim sozialpolitisch orientierten Flügel der CVP dürften die sozi-
al- und gleichstellungspolitischen Motive im Vordergrund stehen, bei Vertre-
tern des Wirtschaftsflügels eher die wirtschaftspolitischen Motive. 
Zusammenfassend lässt sich folgern, dass die „neue“ Familienpolitik im 
eidgenössischen Parlament mehrheitsfähig wird, weil a) die CVP mindestens 
teilweise ihre weltanschauliche Position hinsichtlich Familie geändert hat, 
weil b) sowohl die CVP als auch die FDP der Gleichstellungspolitik eine 
wichtigere Rolle zuzuschreiben beginnen und weil sie c) unter Bedingungen 
des wirtschaftlichen Aufschwungs die Beschäftigungsquote von Frauen, ins-
besondere von gut ausgebildeten Frauen, aus wirtschaftspolitischen Gründen 
erhöhen wollen: „Familienpolitik ist Wachstumspolitik“ (Dostert/Engler/ 
Huth 2005, S. 6). 
Dieser Wandel der parteipolitischen Ausrichtung kann am Beispiel der 
CVP sehr schön aufgezeigt werden. In der CVP hatte man das traditionelle 
konservativ-christliche Familienbild als umfassende Grundlage der Familien-
politik bereits Ende der 1970er Jahre in Frage zu stellen begonnen, auch 
wenn die Partei in Fragen des Schwangerschaftsabbruchs und bis in die 
1980er Jahre auch in Fragen des Mutterschutzes weiterhin an einer konserva-
tiven Position festhielt (vgl. Ludwig 2009, S. 63ff.). In einem Sammelband 
zur „CVP zwischen Programm und Wirklichkeit“ (Altermatt/Faganini 1979) 
wurde die Wende bei der CVP hin zu einer „neuen“ Familienpolitik bereits 
1979 deutlich, wenn auch die Hauptausrichtung nach wie sozialpolitisch 
blieb: Familienpolitik müsse heißen, „für die schwächeren Familien in unse-
rer Gesellschaft Politik machen“, also für die „kinderreichen und unvollstän-
digen Familien“ (Frei/Marthy 1979, S. 245). Programmatisch zeigte sich dies 
dann zehn Jahre später im von der CVP-Studiengruppe für Familienpolitik 
ausgearbeiteten Programm „Für eine neue Familienpolitik“, in dem unter an-
derem eine Hinwendung von der Familie zu den Familien und ein stärkeres 
Engagement des Bundes verlangt wurde (CVP 1991). 
Im Programm 1991–95 wurde die stärkere Verbindung der Familienpoli-
tik mit der Gleichstellungspolitik erstmals sehr deutlich: Einerseits wurde die 
Stärkung der Familie, andererseits der „rasche Vollzug der Gleichberechti-
gung von Mann und Frau in allen Lebensbereichen“ gefordert; und in Ver-
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bindung dieser beiden Anliegen: „Beide Elternteile sollen in gleichem Maße 
an der Erziehung der Kinder partizipieren können. Die CVP setzt sich ein für 
flexible Arbeitszeiten, für die Erleichterung des ‚Job-Sharings‘, für die Er-
richtung von Kinderhorten, Tagesschulen und ähnlicher Institutionen. […] 
denn keine Frau sollte heute mehr vor der Entscheidung ‚Beruf oder Familie‘ 
stehen“ (CVP o.J., S. 5f.). 
Den Schritt hin zur wirtschaftspolitischen Argumentation vollzog die 
CVP offensichtlich mit dem Konjunkturaufschwung am Anfang der 2000er 
Jahre: Sie fordert im Parteiprogramm 2004 eine liberal-soziale Marktwirt-
schaft nach dem Grundsatz „gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ mit dem Ziel 
der Vollbeschäftigung und unterstützt deshalb die stärkere Arbeitstätigkeit 
von Frauen (Teilzeitarbeit, Wiedereinstieg, Qualifizierung und Weiterbil-
dung): „Wir fördern die Erwerbstätigkeit von Frauen. Wir steigern den Bei-
trag der Frauen an der Wirtschafskraft der Schweiz. Dazu braucht es Kinder-
krippen, flexible Arbeitszeitmodelle, die Einführung des Mutterschaftsur-
laubs und Tagesstrukturen an den Schulen“ (CVP 2004, S. 16). 
Nicht so eindeutig präsentiert sich die Entwicklung bei der FDP Schweiz, 
insbesondere auch, weil sie bis 2002 kein eigentliches Ressort „Familienpoli-
tik“ kannte. Das Positionspapier „Für eine liberale Familienpolitik, die Chan-
cen bietet und Wachstum ermöglicht“ (FDP 2002) zeigt dann allerdings be-
reits im Titel, wo die Partei ihre familienpolitischen Schwerpunkte setzt. 
„Viele gut ausgebildete Frauen ziehen sich aus dem Berufsleben zurück; so-
mit bleiben ihre beruflichen Kapazitäten ungenutzt, was wiederum große 
volkswirtschaftliche Ausfälle verursacht. Dabei ist die Wirtschaft gerade jetzt 
und auch in Zukunft auf die weiblichen Arbeitskräfte und deren Qualifikati-
onspotential angewiesen“ (ebd., S. 2). Die Vorteile einer stärkeren Einbin-
dung von Frauen in die Erwerbstätigkeit sieht die FDP in zusätzlichen Steu-
ereinnahmen, einer besseren und längeren Verfügbarkeit von Arbeitnehme-
rinnen, größerem Wirtschaftswachstum, der Steigerung der Konsumfreudig-
keit und in der finanziellen Sicherung der Sozialversicherungen. Hinsichtlich 
der familienergänzenden Betreuung von Kindern vertritt die FDP differen-
zierte Positionen: Sie erachtet sie bei Kindern im Vorschulalter primär als 
Privatangelegenheit, die nur beschränkt mit staatlichen Mitteln unterstützt 
werden soll. Hingegen sieht die FDP die Verantwortung für die Schaffung 
familienfreundlicher Schulstrukturen und für die familienexterne Betreuung 
für Kinder im Schulalter bei den Gemeinden und den Kantonen. Die Anstoß-
finanzierung des Bundes für die familienergänzende Kinderbetreuung war 
deshalb für die FDP aus programmatischer Sicht ein doppelter ordnungspoli-
tischer Fauxpas: Die Finanzierung der Kinderbetreuung gehört gemäß FDP-
Programmatik zumindest im Vorschulbereich nicht zu den Aufgaben des 
Staates – und wenn schon zu denjenigen von Kantonen und Gemeinden. Die 
Widersprüche in grundlegenden beliefs zwischen individueller Verantwor-
tung und Wirtschaftsförderung machen familienpolitische Entscheide für die 
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FDP-Mitglieder offensichtlich schwieriger als für die CVP-Mitglieder – oder 
lassen die Parteimitglieder weniger einheitliche Positionen beziehen. 
Insgesamt profitierte von der familienpolitischen Neuausrichtung der 
beiden Mitteparteien die Partei im rechten politischen Lager, die Schweizeri-
sche Volkspartei (SVP), deren Parteistärke sich im bearbeiteten Zeitraum 
mehr als verdoppelte (vgl. Anmerkung 5). Sie argumentierte in beiden unter-
suchten Zeiträumen vor dem Hintergrund eines konservativen Familienideals 
und dualen Geschlechtermodells, blieb staatlichen familienpolitischen Maß-
nahmen gegenüber kritisch eingestellt und beurteilte das Aufgabenwachstum 
des Bundes im familienpolitischen Bereich negativ. Die wirtschaftspoliti-
schen Argumente der Mitteparteien sind vor diesem Hintergrund für die SVP 
nicht akzeptierbar – obwohl sie sich als wirtschaftsfreundliche Partei positio-
niert. 
Insgesamt setzt sich die „neue“ Familienpolitik aber gegen die konserva-
tive Position der SVP vor allem aufgrund der geschlechterpolitischen und der 
wirtschaftspolitischen Argumente der Mitteparteien durch. Davon profitiert 
zwar die Familienpolitik. Es wird aber auch deutlich, dass familienpolitische 
Innovationen vor allem mehrheitsfähig werden, wenn die Anliegen vor dem 
Hintergrund unterschiedlicher Motivlagen unterstützt werden können. Oder – 
etwas pointierter formuliert: Erst wenn qualifizierte Frauen in der Wirtschaft 
fehlen, lassen sich sozialpolitisch und geschlechterpolitisch motivierte Fami-
lienanliegen politisch auch durchsetzen. 
Bei der vorliegenden nationalen Fallstudie handelt es sich um eine erste, 
auf die Schweiz fokussierte empirische Studie dieser Art. Letztlich geht es 
um die Frage, wie sich beliefs über Familie(n) bei unterschiedlichen politi-
schen Akteuren (hier: Parteien) verändern und sich auf die Mehrheitsfähig-
keit familienpolitischer Maßnahmen auswirken. Dabei geraten in einer 
akteursorientierten Analyse neben sozialpolitischen und gleichstellungspoliti-
schen Überzeugungen auch wirtschaftspolitische, fiskalpolitische, ordnungs-
politische oder – zunehmend – generationenpolitische Aspekte der Familien-
politik in den Fokus der Aufmerksamkeit; dies nicht zuletzt, weil die Akteure 
selbst meist nicht analytisch zwischen unterschiedlichen Argumentations-
strängen unterscheiden. Um die internationale Generalisierungsfähigkeit der 
Schweizer Ergebnisse zu prüfen, müssten ähnliche, auf politische Akteure 
fokussierte Studien für andere Nationalstaaten vorliegen. Bislang vorliegende 
internationale Vergleiche (vgl. z.B.: Dienel 2002, S. 243ff.; Kaufmann 2006; 
Rüling/Kassner 2007; Schultheis 1999) sind allerdings stark auf Maßnah-
menvergleiche und weniger auf Vergleiche der Überzeugungen, welche die 
politische Durchsetzung von Maßnahmen erst ermöglichen, und deren Ver-
änderung ausgerichtet. 
Die Zeit seit der zweiten, in der vorliegenden Studie untersuchten Perio-
de (2003-2007) ist unseres Erachtens zu kurz, um bereits entscheiden zu kön-
nen, ob die dargestellten Veränderungen nachhaltig sind. Weil sich Überzeu-
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gungen von Akteuren in der Regel nicht schnell verändern, ist in einer späte-
ren, mit größerer zeitlicher Distanz durchgeführten Untersuchung insbeson-
dere zu prüfen, ob die Mitteparteien durch die Wirtschaftskrise der letzten 
Zeit wieder in alte Argumentationsmuster zurückfallen. 
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„Wenn ich groß bin, werde ich Humankapital“ – 
Anmerkungen über die institutionelle Fremdbetreuung 
von Kindern  
Julia Seyss-Inquart 
Die institutionelle Fremdbetreuung von Kindern1 hat in den Diskussionen 
über Bildung lange Zeit eine, wenn überhaupt, marginalisierte Rolle einge-
nommen. Sichtbarer wurde dieser Bereich nach einer Reformwelle in den 
1970er Jahren erst seit der Jahrtausendwende. Es taucht gegenwärtig in unter-
schiedlicher Art und Weise sowohl in gesellschaftlichen, in politischen als 
auch in wissenschaftlichen Debatten auf, wie unter anderen Reyer und Fran-
ke-Meyer (vgl. 2010, S. 725) belegen, die von einer „zweiten Vorschulre-
form“ sprechen. Stamm (2010, S. 137f.) beschreibt die Forschungslandschaft 
im Bereich der Frühpädagogik als „fragmentiert“ und nach verschiedenen 
„Akteurgruppen“ ausgerichtet. „Lehrpersonen“ seien „an anwendungsorien-
tierter Forschung interessiert“, während für „Anbieter eher die Frage der in-
stitutionellen Qualität“ und für Eltern die „Auswirkungen des Vorschulbesu-
ches auf das kindliche Verhalten“ von Interesse seien. Doch neben der For-
schung, die an verschiedenen AkteurInnen orientiert ist, bedarf es auch einer 
historisch-kritische Auseinandersetzung mit der institutionellen Fremdbe-
treuung von Kindern – diese Lücke soll durch den diskursanalytischen Zu-
gang dieses Beitrags sichtbar gemacht und einige Bausteine zur Schließung 
sollen zusammengetragen werden. Auch wenn das Interesse der Wissenschaft 
an diesem Bereich zunimmt,2 so gibt es kaum historisch-kritische Projekte.3 
In diesem Beitrag wird der Versuch unternommen, die Formation und 
Transformation des politischen Diskurses der institutionellen Fremdbetreu-
ung von Kindern am Beispiel der Wiener Landes- und Gemeindepolitik zu 
rekonstruieren. Die Analyse wird auf zwei Diskursstränge fokussiert: Erstens, 
                                                                          
1  In diesem Beitrag werden unter „institutioneller Fremdbetreuung von Kindern“, sowie unter 
„Kindertagesheimwesen“ und „Kindertagesheimen“, in Anlehnung an die österreichische 
Gesetzeslage, alle Einrichtungen verstanden, die nicht unter das Jugendwohlfahrtsgesetz 
fallen und der Betreuung von Kindern vor Schuleintritt dienen - wie etwa Kindergärten, 
Kinderkrippen, alterserweiterte Einrichtungen.  
2  Siehe u.a. den Thementeil Frühpädagogik der Zeitschrift für Pädagogik (2/2010) oder das 
journal für lehrerInnenbildung (1/2010) zu Akademisierung in der Elementarpädagogik. 
3  Erwähnenswert ist das von der DFG geförderte Projekt von Adrian Schmidtke und Margret 
Kraul an der Universität Göttingen über „Bildungsdiskurse und Institutionenwandel: Kin-
dergarten und Vorschule in der Bundesrepublik Deutschland 1965–1976“. 
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welchen Bedeutungswandel erfährt der Begriff „Chancen“? Zweitens, auf 
welche Weise verschiebt sich die gesellschaftliche Funktion von Kinderbe-
treuungseinrichtungen? Besonderes Augenmerk wird dabei zum einen auf die 
Frage gelegt, wie sich veränderte ökonomische Rationalitäten in der diskurs-
analytischen Betrachtung der Verschiebung der Bedeutung von Begrifflich-
keiten herausarbeiten lassen, und zum anderen geht es um die Frage nach der 
Bedeutung, die der Strukturkategorie Geschlecht in der Formation und Trans-
formation des Diskurses zukommt. In einem ersten Schritt wird die theoreti-
sche und methodische Ausrichtung der Forschungsperspektive dargelegt und 
das Material beschrieben, im zweiten Abschnitt werden einige Ergebnisse der 
Analyse präsentiert. Es geht dabei nicht um eine rein semantische Analyse, 
sondern um eine „Analyse der formalen Bedingungen der Entstehung von 
Sinn“ (Foucault 2001, S. 771). Als Diskurs werden in diesem Beitrag „gere-
gelte und diskrete Serien von Ereignissen“ (Foucault 1974/2010, S. 38) be-
zeichnet. Diese Annahme ermöglicht es, „den Zufall, das Diskontinuierliche 
und die Materialität in die Wurzel des Denkens einzulassen [Hervorhebung 
im Original]“ (Foucault 1974/2010, S. 38).4 Die Diskursanalyse Foucaults 
und dessen Verständnis von Macht schaffen die Voraussetzung, um „a 
distinctive and penetrating analytical approach with which to undertake the 
task of critically reading education policy” (Doherty 2007, S. 193) zu skizzie-
ren.  
Der Datenkorpus der Untersuchung besteht aus Gesetzen, Gesetzesent-
würfen, Verordnungen, schriftlichen Protokollen und Anfragen des Wiener 
Landtages und Gemeinderates seit 1964,5 wobei dieses Material laufend 
durch relevante Dokumente wie etwa Bundesgesetze oder Nationalratsdebat-
ten erweitert wird. Charakteristisch für das Material sind die verschiedenen 
Textformate, die in die Analyse einbezogen werden.6 
                                                                          
4  Methodisch knüpft mein Forschungsansatz damit an die Diskursanalyse nach Foucault an – 
genauer an Archäologie und Genealogie, wie sie Foucault in Die Archäologie des Wissens 
(1981) und Die Ordnung des Diskurses (1974/2010) einführt – und an methodische Aus-
formulierungen dieses Ansatzes durch Kendall und Wickham (vgl. 2003), Carabine (vgl. 
2001) und Keller (vgl. 2007). Es wird von Kendall und Wickhams (2003, S. 31) Vorschlag 
Gebrauch gemacht, die beiden Verfahren nicht zu trennen, sondern als komplementär zu 
betrachten: „archaeology can be understood as Foucault’s method; geneaology is not so 
much a method as a way of putting archaeology to work, a way of linking it to our present 
concerns“. Die Kombination beider Verfahren soll letztlich neben einer „reinen Beschrei-
bung der diskursiven Ereignisse“ (Foucault 1981, S. 41) durch die Archäologie mit Hilfe 
der Genealogie eine Analyse vornehmen, die danach fragt „wie sich durch diese Zwangs-
systeme hindurch […] Diskursserien gebildet haben; welche spezifischen Normen und wel-
che Erscheinungs-, Wachstums- und Veränderungsbedingungen eine Rolle gespielt haben“ 
(Foucault 1974/2010, S. 39). 
5  1964 wurde das erste Gesetz auf Landesebene erlassen, das den Bereich der institutionellen 
Fremdbetreuung betrifft.  
6  Gesetzesentwürfe und Gesetzestexte werden etwa anders produziert als stenographische 
Protokolle von Landtags- und Gemeinderatsdebatten oder auch Erläuterungen und Kom-
mentare zu Gesetzestexten. Während die Gesetzestexte nicht nur juristischen Kriterien ge-
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Die gesetzlichen Regelungen, mit denen in diesem Forschungsprojekt 
gearbeitet wird, bewegen sich auf drei Ebenen: Bund, Land und Gemeinde. 
Mit der Übergabe des Kindergarten- und Hortwesens 1962 wird die Verant-
wortung vom Bund an die (Bundes-)Länder abgegeben, doch erst 1967 ge-
lingt eine umfassende gesetzliche Regelung des „Kindertagesheimwesens“ in 
Wien. Zehn Jahre später wird ein zusätzlicher Paragraf eingeführt, der die 
„Zusammenarbeit mit Erziehungsberechtigten“ klärt. Mit einer kleineren Än-
derung 2001 und besonders mit der völligen Neufassung des Gesetzes im 
Jahr 2003 beginnt eine Reformwelle, die bis zum Jahr 2010 – dem vorläufi-
gen Ende des Untersuchungszeitraumes – andauert7 und hier noch einmal ei-
ne einschneidende Veränderung erfährt: Mit dem „Wiener Frühfördergesetz“ 
2010, in dem der verpflichtende Besuch von Kinderbetreuungseinrichtungen 
für alle Kinder im letzten Jahr vor Schuleintritt festgelegt wird, entsteht eine 
Wendung von der gesetzlichen Regelung der institutionellen Fremdbetreuung 
zu einer gesetzlichen Verpflichtung zum Besuch einer solchen Einrichtung.  
Ökonomische Perspektive in der institutionellen 
Fremdbetreuung 
Wie sich in der Fachliteratur zeigt, sind ökonomische Argumentationsmuster 
im Bereich der institutionellen Fremdbetreuung von Kindern angekommen. 
Dies wird etwa bei Apolte und Funcke sichtbar, deren Anliegen es ist, eine 
„ökonomische Perspektive“ zum „Ausgangspunkt für die Betrachtung früh-
kindlicher Bildung und Betreuung“ zu machen (Apolte/Funcke 2008, S. 11) 
und die Fremdbetreuung von Kindern vor diesem Hintergrund aus drei Grün-
den als sensible oder kritische Periode qualifizieren: Erstens führe es zu „ho-
hen individuellen und volkswirtschaftlichen Verlusten“, wenn das Humanka-
pital der Eltern durch Kinderbetreuung brach liege; deshalb müsse die Zahl 
der zur Verfügung stehenden Kinderbetreuungsplätze schnell erhöht werden. 
Zweitens würde die „Einkommensposition“ bereits im frühen Kindesalter de-
                                                                                                                             
nügen müssen und deswegen auch durch eine spezifische Sprache gekennzeichnet sind, sol-
len mit diesen Dokumenten außerdem Regelungen für eine Praxis der Betreuung geschaffen 
werden. Erläuterungen zu Gesetzestexten brechen hingegen mit dieser juristischen Fach-
sprache und sind Begründung sowie Erklärung der Gesetze. Protokolle der Debatten unter-
scheiden sich von den anderen Textformaten, da sie nicht schriftlich hergestellt werden, 
sondern eine Verschriftlichung von Gesprochenem sind. Auch wenn das Gesprochene im 
Regelfall eine schriftliche Grundlage hat, so handelt es sich doch um mündliche Diskussio-
nen im Landtag oder Gemeinderat, die schriftlich festgehalten werden. 
7  Einen ähnlichen Verlauf des Diskurses konstatiert Grochla (vgl. 2008, S. 17) für Deutsch-
land: Den Beginn setzt die Autorin mit dem „Sputnik-Schock“ Mitte der 1960er Jahre an, 
ein Abflauen der Diskussion „Ende der 1970er Jahre“ und ein Wiederaufleben „Ende der 
1990er Jahre“.  
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terminiert; eine außerfamiliäre frühkindliche Bildung könne die „Chancen-
gleichheit“ verbessern. Und drittens scheinen Kinderwunsch und Beruf 
schwer vereinbar zu sein, was wiederum auf einen Ausbau der frühkindlichen 
Betreuung hindeuten würde (ebd., S. 5f.). Dabei sei die Intention, „die Be-
deutung dieses Bereiches für die Entwicklungsfähigkeit einer Gesellschaft 
und einer Volkswirtschaft aufzuzeigen“ (ebd., S.11). Andererseits gehe es um 
das „geeignete Instrumentarium“, das die Ökonomie biete „um aus der Psy-
chologie sowie der Pädagogik formulierte Anforderungen an das System 
möglichst effektiv und effizient umzusetzen“ (ebd.).  
Pfeiffer und Reuß (2008, S. 25) gehen davon aus, dass „Investitionen in 
institutionelle, frühkindliche Bildung […] nachweislich deutlich höhere Er-
träge als spätere Investitionen“ haben. Nachdem im deutschsprachigen Raum 
diese entscheidenden Jahre vor Schuleintritt in großen Teilen unbeeinflusst 
von pädagogischen Institutionen sind und sich somit auch deren Kontrollme-
chanismen zum Teil entziehen können, wird der gegenwärtige Ausbau der in-
stitutionellen Früherziehung mit der Rechtfertigung einer Herstellung von 
„Chancengleichheit“ forciert – dies wird am analysierten Datenmaterial ge-
zeigt werden. 
Welche Chancen? 
Bereits in der ersten Phase der Analyse des Datenkorpus lassen sich Diskurs-
stränge identifizieren. Einer davon ist um den Begriff der „Chancen“ organi-
siert. Durch das Kindertagesheim sollen Chancen von Kindern hergestellt 
oder verbessert werden. Eine erste Erwähnung findet der Terminus 1966 im 
Stenographischen Bericht zur 22. Sitzung des Landtages. Hier wird dem Kin-
dergarten eine Doppelfunktion zugeschrieben: zum einen eine Fürsorgefunk-
tion, die notwendig wird, weil Familien durch die Berufstätigkeit der Mütter 
belastet sind, und zum anderen ist die Rede von der „Chance, das richtige 
Milieu in der Gemeinschaft mit Gleichaltrigen zu finden“ (Protokoll 22. Sit-
zung 1966, S. 3). Die Verwendung des Begriffs lässt zwei Interpretations-
möglichkeiten zu: Einerseits könnte die Chance gemeint sein, die eine peer 
group und damit auch die Betreuung in einer peer group bietet; diese Argu-
mentationsweise findet sich in pädagogischen Debatten der 1970 Jahre auch 
unter dem Stichwort „Gleichaltrige als Erzieher“ (vgl. z.B. Naudascher 
1977). Andererseits könnte das „richtige Milieu“ auch auf eine statische Ge-
sellschaftsvorstellung verweisen, in der Kinder aus demselben Milieu in Kin-
dergruppen betreut werden, um Kontakt zu „Ihresgleichen“ zu bekommen. 
1977 taucht der Begriff von Chance abermals auf, jedoch in einer völlig an-
deren Bedeutung: Kinder, die aus einem finanziell schlechteren Milieu kom-
men, sollen durch den Besuch eines Kindertagesheims die gleichen Chancen 
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erhalten wie Kinder aus einem „finanziell besseren Milieu“ (Protokoll 32. 
Sitzung 1977, S. 3). Es geht also nicht mehr nur um Chancen, die die Betreu-
ung in einer Gruppe Gleichaltriger bietet, sondern um die Kompensation ei-
ner schlechteren Ausgangslage, die durch die Zugehörigkeit zu einem be-
stimmten Milieu bedingt ist. In der gleichen Sitzung wird der Terminus 
„Chancengleichheit“ erstmals eingeführt: Eine Förderung und ein Ausbau des 
Kindergartenwesens seien „sicherlich auch auf einen weiteren Schritt zur 
Chancengleichheit ausgerichtet“, wobei in der folgenden Passage lediglich 
darauf hingewiesen wird, dass für Familien, die nicht im Stande seien, das 
„Kleinkind im eigenen Kreis“ zu erziehen, das Kindertagesheim diese Auf-
gabe übernehmen müsse (Protokoll 32. Sitzung 1977, S. 4). Chancengleich-
heit meint hier die Herstellung gleicher Chancen für Kinder, deren Familien 
nicht in der Lage sind, eine adäquate Betreuung zu gewährleisten oder eine 
„begabende“ Situation zu schaffen. Dieser Nachteil soll durch ein Kinderta-
gesheim ausgeglichen werden. Die Verwendung des Terminus „Chancen-
gleichheit“ in den Protokollen der Landtagssitzungen schließt an pädagogi-
sche Diskussionen der 1970er Jahre an, in denen „Chancengleichheit“ eine 
zentrale Rolle spielt und vorwiegend unter einem kompensatorischen Aspekt 
abgehandelt wird.8 In der Neuformulierung des Gesetzestextes 2003 kommen 
die Begriffe „Chancen“ oder „Chancengleichheit“ nicht vor. Einzig im Pro-
tokoll zur Debatte 2002 wird erwähnt, dass die Rahmenbedingungen wie et-
wa die Gruppengröße einen Einfluss „auf die Entwicklungschancen und auf 
die Entwicklungsmöglichkeiten“ haben (Protokoll 11. Sitzung 2002, S. 59). 
Dies kann als Bruch im Diskursstrang interpretiert werden, da der Topos, der 
in den Jahren zuvor Teil der Argumentationen war, fast gänzlich verschwin-
det. Mit dem „Gesetz über die verpflichtende frühe Förderung in Kinderbe-
treuungseinrichtungen“ (2010), kurz „Wiener Frühfördergesetz“, zeigt sich, 
dass die Rede von „Chancen“ wieder auftaucht und nicht aus dem Diskurs 
verschwunden ist, sondern im Gegenteil eine zentrale Stellung einnimmt; die 
Bedeutung und Verwendung des Begriffes hat sich allerdings entscheidend 
verändert. Als „Zielsetzung“ des Wiener Frühfördergesetzes wird angeführt, 
dass mit der Einführung des verpflichtenden Kindergartenjahres die Absicht 
verbunden sei, „beste Bildungsmöglichkeiten und Startchancen in das weitere 
Bildungs- und spätere Berufsleben“ zu schaffen. Anders als 1977 ist nicht die 
                                                                          
8  Im Wörterbuch der Pädagogik (1977) findet sich unter dem Begriff „Chancengleichheit“: 
„Die Familienerziehung […] bedarf dabei entsprechend dem Sozialstaatprinzip der Ergän-
zung durch Maßnahmen kompensatorischer Vorschulerziehung [Hervorhebung im Origi-
nal]“ (Vath 1977, S. 163). Auch das Pädagogische Taschenlexikon (1978) betont den kom-
pensatorischen Aspekt von Chancengleichheit: „Auf Grund der Erkenntnis, daß außerhalb 
und vor der Schule wesentliche Bedingungen für erfolgreiche Bildungsprozesse liegen, 
setzt die praktische Verwirklichung der Chancengleichheit bei der Unterstützung der Sozia-
lisation und Erziehung in der Familie und in der Vorschulzeit ein. Die Bestrebungen und 
Programme zur kompensatorischen Erziehung […] sind weitgehend auf den Gedanken der 
Chancengleichheit zurückzuführen“ (Maier 1978, S. 60). 
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Rede von gleichen Chancen, sondern zentral sind „beste […] Startchancen“ 
für alle Kinder. Diese werden auf die Chancen im Bildungssystem, aber auch 
auf die Chancen im Beruf bezogen. Das Faktum, das ungünstige Chancen 
entstehen lässt, sei die „sozioökonomische Herkunft“, die durch ein ver-
pflichtendes Jahr in einer Kinderbetreuungseinrichtung kompensiert werden 
soll (Landesgesetzblatt 21/2010, S. 91). Im Vorblatt des Wiener Frühförder-
gesetzes wird bemerkt, dass die „Auswirkungen auf die Beschäftigung und 
den Wirtschaftsstandort Wien“ durchwegs positiv seien. Zum einen werden 
neue Arbeitsplätze für Fachpersonal geschaffen, zum anderen wird erwartet, 
dass sich durch „das frühere Einsetzen von Bildungsmaßnahmen […] bessere 
Ausbildungschancen“ ergeben, die sich wiederum „positiv auf den Wirt-
schaftsstandort“ auswirken würden (Vorblatt zum Landesgesetzblatt 21/2010, 
o.S.). Während die „Startchancen“ im Gesetzestext noch auf das Bildungs- 
und Berufsleben bezogen waren, geht es nun lediglich um die Chancen bei 
der Ausbildung, die durch den Besuch einer Kinderbetreuungseinrichtung 
verbessert werden sollen. Eine Verknüpfung von Kompensation – der päda-
gogischen Argumentationslinie – mit ökonomischen Auswirkungen tritt hier 
zum ersten Mal deutlich hervor. Auch im Protokoll zur Diskussion des Ge-
setzes spielt das Thema Chancen eine Rolle: Das Wiener Frühfördergesetz 
wird als „positiver Schritt“ gesehen, besonders weil die „Startchancen ins ös-
terreichische Bildungssystem leider nicht gleich verteilt sind“ (Protokoll 29. 
Sitzung 2010, S. 29). Von einer Maßnahme zum verpflichtenden einjährigen 
Besuch des Kindergartens wird also erwartet, gleiche Startchancen für alle 
Kinder herzustellen. Der Argumentationsstrang der „verbesserten Chancen“ 
findet sich, wie gezeigt wurde, in unterschiedlichen Ausformungen im Dis-
kurs wieder: Geht es zu Beginn um die Chance, in einer Gruppe Gleichaltri-
ger betreut zu werden, wandelt sich die Bedeutung hin zu Chancengleichheit, 
um schließlich als „beste Startchancen“ an prominenter Stelle im Gesetzes-
text aufzutauchen.9 
Eine Verknüpfung mit Ökonomie und Geschlecht taucht im zeitlichen 
Verlauf des Diskurses in unterschiedlichen Facetten auf. Während die Argu-
mentation in den 1960er und 1970er Jahren auf die Kompensation einer 
(ökonomisch) schlechteren Ausgangslage – als Milieu beschrieben – bzw. der 
damit einhergehenden Berufstätigkeit von Müttern gerichtet ist, wird mit der 
gesetzlichen Änderung 2010 ein völlig neues Bild sichtbar: Die „Startchan-
cen“ dienen dezidiert dem späteren Berufsleben, ungleiche Chancen ergeben 
sich aus der „sozioökonomischen Herkunft“ und die Auswirkungen der Ein-
führung des Gesetzes werden auf den „Wirtschaftsstandort Wien“ bezogen. 
Das Ökonomische im Sinne einer Unterstützung einzelner Familien wandelt 
sich zu volkswirtschaftlicher Ökonomie, die durch Fremdbetreuung von Kin-
dern gestärkt wird. Außerdem wird sichtbar, dass der Effekt des Gesetzes 
                                                                          
9  Für eine kritische Analyse des Begriffs der Chancengleichheit siehe Sattler (2006). 
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1966 noch ausschließlich mit der Ermöglichung der Berufstätigkeit von Müt-
tern gekoppelt ist: „der immer stärker werdende Einbau der Frauenarbeit in 
die Volkswirtschaft ruft einen ebenso immer stärker werdenden Bedarf an 
Plätzen in Kindertagesheimen hervor“ (Erläuternde Bemerkungen 1966, S. 
17). 2010 sind „bessere Ausbildungschancen“ für Kinder zentral geworden. 
Die Adressat_innen des Gesetzes sind demnach nicht mehr Frauen, sondern 
Kinder, die nun bereits vor Schuleintritt für ihre Berufs- und Bildungsbiogra-
fie verantwortlich sind. Dieser Wendung liegt die Annahme zu Grunde, dass 
in das Humankapital von Kindern schon so früh wie möglich investiert wer-
den soll und nicht erst, „wenn ich groß bin“, wie eingangs angedeutet wur-
de.10 Diese Überlegungen und der Schritt, den Besuch einer Kinderbe-
treuungseinrichtung vorzuschreiben um gleiche „Startchancen“ herzustellen, 
schließen an Diskussionen um ability an, wie sie in der Humankapitaltheorie 
geführt werden. Becker (1964/1975, S. 84) stellt folgende Hypothese auf: „if 
two persons have the same investment in human capital, the one who earns 
more is demonstrating greater economic talent“. Allerdings erfährt diese An-
nahme eine Einschränkung: „a compromise might be reached through defin-
ing ability by earnings only when several variables have been held constant” 
(ebd. S. 84). Das „economic talent” oder die „ability” von Personen ist dem-
nach nur vergleichbar, wenn die Differenzen einiger Variablen, unter ande-
rem Erziehung und Schulbildung, so gering wie möglich gehalten werden. 
Der Ansatz, den Besuch einer Institution verpflichtend zu machen, kann als 
Versuch gedeutet werden, gleiche Chancen zu gewährleisten, um Vergleich-
barkeit herzustellen und diese zu legitimieren – wenn alle die gleichen Chan-
cen hätten, könnten Unterschiede, wie Becker in seiner Argumentation zeigt, 
auf das Talent oder das Potential zurückgeführt werden und Faktoren wie das 
Geschlecht, das Herkunftsmilieu oder die Muttersprache müssten nicht mehr 
berücksichtigt werden. 
Von Betreuung zu Bildung? 
Ein weiterer Bereich, der über den untersuchten Zeitraum hinweg starken 
Veränderungen unterliegt, ist die primäre Funktion bzw. Aufgabe des Kin-
dertagesheimwesens. Im Gesetzesentwurfes von 1966 wird Kindertageshei-
men die Aufgabe zugewiesen, „Kindern während eines Teiles des Tages 
Pflege, Aufsicht und Beschäftigung zu gewähren […] und so die Familiener-
ziehung zu unterstützen“ (Gesetzesentwurf 1966, §2). Auch im Protokoll zur 
Debatte über das Gesetz wird die unterstützende Erziehungsfunktion der In-
                                                                          
10  Der Slogan „Wenn ich groß bin werde ich Humankapital“ wurde im Zuge der internationa-
len Studierendenproteste im Dezember 2009 mehrmals verwendet. 
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stitutionen stark gemacht: „die Erziehung hat einzig und alleine die Mutter zu 
besorgen, die Kindergärten sind nur eine Hilfe, eine Unterstützung und Ent-
lastung“ (Protokoll 22. Sitzung 1966, S. 8). Die Begriffe, die in dieser Zeit 
den Diskurs prägen und gesetzlichen Niederschlag finden sind „Pflege“, 
„Aufsicht“, „Beschäftigung“, „Erziehung“, „Unterstützung“ und „Hilfe“.11 
Allerdings tauchen auch andere Funktionen auf: Im Protokoll von 1966 wird 
erwähnt, dass Kindertagesheime „nicht nur die Aufgabe von Kinderbewahr-
anstalten“12 haben sollten, „sondern sie erfüllen vor allem bei den Drei- bis 
Sechsjährigen auch eine wichtige pädagogische Funktion im Hinblick auf 
den bevorstehenden Schulbesuch“ (Protokoll 22. Sitzung 1966, S. 5). Hier 
wird, in Abgrenzung zu reinen Kinderbewahranstalten, zum ersten Mal von 
einer explizit pädagogischen Funktion von Kindertagesheimen gesprochen. 
Eine erste Erwähnung des Bildungsbegriffes in Bezug auf Kindertagesheime 
taucht in der Debatte zum Gesetz von 1977 auf: Der Kindergarten wird als 
„Bildungsinstitution“ bezeichnet, „die ihren festen Platz im gesamten Bil-
dungswesen unseres Landes hat“ (Protokoll 32. Sitzung 1977, S. 4). Damit 
wird der Kindergarten13 in die Reihe der Bildungsinstitutionen eingegliedert. 
Daraus kann geschlossen werden, dass im politischen Diskurs der 1970er 
Jahre die Aufgabe des Kindergartens zwar noch eindeutig mit Betreuung 
festgelegt ist, der Bildungsbegriff jedoch an Bedeutung gewinnt. Bei der 
nächsten großen gesetzlichen Veränderung, der Neuformulierung, des Wiener 
Kindertagesheimgesetzes 2003, ist der Wechsel sehr deutlich: die „Aufgaben 
der Kindertagesheime“ werden nun als „Ergänzung zur Familie“ und als „Be-
treuung, Erziehung und Bildung“ definiert und das Kindertagesheim wird als 
Bildungsort mit einem „Bildungskonzept“ verstanden (Landesgesetzblatt 
17/2003, §1 und §3). Der Bildungsbegriff hat also zwischen 1977 und 2003 
seinen Weg in das Kindertagesheimgesetz und dort eine Verankerung in der 
gesetzlich festgelegten Funktion der Institutionen gefunden. Im gegenwärtig 
gültigen Gesetzestext, dem Wiener Frühfördergesetz, tritt Bildung noch deut-
licher in den Vordergrund und wird bereits im Eingangssatz erwähnt. Es gehe 
um „beste Bildungsmöglichkeiten und Startchancen in das weitere Bildungs- 
und Berufsleben“ (Landesgesetzblatt 21/2010, S. 91). Kinderbetreuungsein-
                                                                          
11  Ein Hinweis darauf, dass institutionelle Fremdbetreuungseinrichtungen in den 1960er Jah-
ren nicht als Bildungsinstitutionen gesehen wurden, liefert das Pädagogisches Taschenlexi-
kon (o.J. ca. 1969), das unter Bildungswesen folgendes versteht: „Sammelbezeichnung für 
die öffentlichen Schulen und Bildungseinrichtungen […] umfaßt das allgemeinbildende 
Schulwesen, das berufsbildende Schulwesen, die Einrichtungen der freien und gebundenen 
Erwachsenenbildung“ (Schorb o.J., S. 46). 
12  Unter Kinderbewahranstalten werden die ersten Formen von institutioneller Fremdbetreu-
ung im 19. Jahrhundert verstanden, die im Zuge der Industrialisierung gegründet wurden 
(vgl. Reyer 2006, S. 269f.). 
13  Ob hier das Kindertagesheimwesen oder speziell der Kindergarten gemeint ist, kann nur 
vermutet werden. Es spricht jedoch einiges dafür, dass ausschließlich der Kindergarten als 
Bildungseinrichtung gemeint ist und nicht alle Institutionen des Kindertagesheimwesens. 
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richtungen werden demnach als erste institutionelle Station im „Bildungsle-
ben“ verstanden, die „Bildungsmöglichkeiten“ gewähren kann. Im wörtlichen 
Protokoll der Debatte zum Wiener Frühfördergesetz wird die Bedeutung des 
Kindergartens hervorgehoben: „Der Kindergarten ist eine sehr wichtige vor-
schulische Bildungseinrichtung. Er wurde bisher viel zu sehr unterschätzt“ 
(Protokoll 29. Sitzung 2010, S. 26). Damit findet einerseits eine klare Positi-
onierung des Kindergartens als wichtige Stätte von Bildung statt, andererseits 
wird dieser in eine historische Linie eingegliedert, in der diesem bis jetzt we-
nig Aufmerksamkeit geschenkt wurde. Ein weiterer Ankerpunkt für eine 
Veränderung der gesellschaftlichen Funktion des Kindergartens findet sich 
im so genannten „Bildungsplan der Magistratsabteilung 10 der Stadt Wien“, 
der seit 2006 gültig ist. Bereits die Bezeichnung „Bildungsplan“ verdeutlicht, 
dass in dieser Institution Bildung in einer strukturierten Art und Weise statt-
findet. Im Vorwort (Magistratsabteilung 10 2006, S. 4) wird gleich zu Beginn 
darauf verwiesen, dass die Zeit vor Schuleintritt eine Phase des Lebens dar-
stellt, in der Lernen möglich sei. Diese Zeit soll auch auf institutioneller Ebe-
ne genutzt werden, und zwar durch eine „verbindliche Beschreibung“ des 
„Bildungsauftrages“. Es scheint allerdings fast so, als wäre der Übergang zur 
Bildungsinstitution noch nicht vollzogen, denn der Kindergarten müsse „als 
erste Bildungsstätte etabliert werden“. Noch deutlicher wird dies im folgen-
den Beispiel (Magistratsabteilung 10 2006, S. 9): „Bildung im Kindergarten – 
was war bisher?“. Aufgrund dieses Titels hätte erwartet werden können, dass 
Bildung im Kindergarten etwas Neues sei. Dass dem so aber nicht ist, wird 
im folgenden Absatz erklärt: „Bildung im Kindergarten war immer ein gro-
ßes Anliegen für alle Pädagoginnen und Pädagogen“, allerdings wurde dieses 
„Anliegen“ bisher nicht nach außen transportiert.  
Der Funktion der Betreuung, die Tagesheimen in den 1960er Jahren zu-
geschrieben wurde, ist durch deren Verankerung in der Fürsorge und Sozial-
pädagogik, wie sie etwa Wustmann (vgl. 2009) oder Reyer und Franke-
Meyer (vgl. 2010) beschreiben, erklärbar. Die Betonung des Bildungsbe-
griffs, die mit der Reformwelle um 2000 aufkommt, könnte demnach auf eine 
Annäherung an Schule hinweisen. Dies zeigt sich auch durch die Zuordnung 
zeitlicher Logiken der Schule wie dem „Unterrichtsjahr“ (Landesgesetzblatt 
21/2010, S. 91) oder dem „Bildungsplan“ (Magistratsabteilung 10, 2006), der 
Assoziationen zum „Lehrplan“ von Schulen nahelegt. Eine Verknüpfung mit 
schulischen Logiken kann auch im Sinne der Humankapitaltheorie interpre-
tiert werden. Wenn eine Schule als „institution specializing in the production 
of training“ definiert wird, wie Becker (1964/1975, S. 37) vorschlägt, dann 
könnten auch Institutionen des Kindertagesheimwesens durchaus in diese Ka-
tegorie fallen, wenn ihre gesellschaftliche Funktion ein Bildungsauftrag ist. 
Diese Verbindung von Bildung und Betreuung verändert aber nicht nur die 
gesellschaftliche Funktion von Kinderbetreuungseinrichtungen, sondern auch 
die Bedeutung von institutioneller Bildung. Die traditionelle Trennung zwi-
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schen Bildung und Erziehung wird dadurch aufgehoben und hat einen Wan-
del von Institutionen zur Folge. Dies zeigt sich nicht nur am Beispiel vor-
schulischer Institutionen, sondern auch in Diskussionen über die Ganztags-
schule und deren Aufgaben. 
Ein derartiger Blick auf diese semantische Veränderung macht mehrere 
Konsequenzen sichtbar: Erstens wird die Attraktivität von Kindertageshei-
men gesteigert, wenn diese eine Form der Bildungsinvestition darstellen. 
Zweitens werden dadurch die Idee des „Unternehmers seiner selbst“ und die 
Logik des „Homo oeconomicus“, wie sie Foucault beschreibt, auf den Le-
bensabschnitt vor Schuleintritt ausgedehnt – das Kind kann im Rahmen der 
institutionellen Fremdbetreuung durch Bildung Kompetenzen erwerben, sein 
Humankapital vergrößern und gilt somit als „aktives Wirtschaftssubjekt“ 
(vgl. Foucault 2006, S. 311ff.). Drittens ergibt sich aus den eben beschriebe-
nen Konsequenzen ein volkswirtschaftlicher Gewinn; in den Worten von 
Apolte und Funcke (2008, S. 12): „Da die Entwicklungsfähigkeit einer Ge-
sellschaft entscheidend vom Faktor Bildung abhängt, ist es von großer Be-
deutung, das Potenzial aller Kinder in der frühkindlichen Phase zu erschlie-
ßen.“ 
Es wird deutlich, dass der Bildungsauftrag, den das Kindertagesheimwesen 
mit dem Gesetz 2003 übernommen hat, nicht primär eine Bezugnahme auf 
theoretische Konzepte zu „Bildung“ markiert. Vielmehr geht es um die Ver-
meidung von Verlusten durch elterliche Betreuungszeiten. Nachdem diese 
Betreuung noch immer in großen Teilen Aufgabe der Mütter ist,14 handelt es 
sich um eine Nutzbarmachung von Humankapital von Frauen, gesprochen 
wird aber seit 2000 von der Vereinbarkeit von Beruf und Familie – hier zeigt 
sich, dass das Geschlecht neutralisiert wird, selbst wenn es eigentlich eine 
entscheidende Rolle spielt. Betreuungsarbeit wird in der Regel noch immer 
von Frauen übernommen, im Diskurs ab 2000 bleibt dies völlig unerwähnt. 
Dadurch wird eine scheinbare Gleichstellung von Frauen und Männern in 
Bezug auf Betreuungsarbeit und Vereinbarkeit hergestellt. In den 1960er und 
1970er Jahren wird in den Dokumenten deutlich, dass Kinder idealerweise 
durch ihre Mütter zu Hause betreut werden und nur Kinder, deren Mütter ge-
zwungen sind zu arbeiten, fremdbetreut werden. Dieses Mutterideal ist einer 
scheinbar neutralen Formulierung von Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
gewichen, die sich durch Statistiken allerdings als nicht haltbar herausstellt. 
Die Bedeutung von Geschlecht im Diskurs der Fremdbetreuung von Kindern 
zeigt sich demnach gerade in der fehlenden Thematisierung der Kategorie. 
Angesichts des wachsenden (bildungs-)politischen Interesses an instituti-
oneller Fremdbetreuung von Kindern ist es wichtig, dieses Feld diskursanaly-
tisch zu betrachten, um einen kritischen Blick auf die Entstehung des Diskur-
ses, seine Formen, Veränderungen und praktischen Auswirkungen zu ermög-
                                                                          
14  Laut Angaben des österreichischen Bundesministeriums für Wirtschaft, Familie und Jugend 
vom September 2010 sind 95 % der Personen, die Kindergeld beziehen, weiblich. 
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lichen. Dabei zeigt sich, dass zentrale Diskursstränge wie der Begriff der 
Chancen und die Verschiebung von Betreuung hin zu Bildung einschneiden-
de Veränderungen erfahren haben. Teil dieses Wandels ist das Eindringen 
ökonomischer Rationalitäten in den Diskurs und somit gewinnt der volks-
wirtschaftliche Mehrwert, der durch die Bildung von Kindern und durch In-
vestitionen in Humankapital erwirtschaftet wird, an Bedeutung. Die ohnehin 
provokative Losung: „Wenn ich groß bin werde ich Humankapital“, stellt 
sich daher schon nach der ersten Analyse als nicht weitreichend genug heraus 
– es müsste eigentlich heißen: „Ich bin zwar noch nicht groß, aber schon 
Humankapital“. 
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Der ökonomische Charme der Gleichstellung in der 
Neuausrichtung der deutschen Familienpolitik  
Heike Kahlert 
1.  Neuausrichtung der Familienpolitik in Deutschland 
unter Rot-Grün  
Zumindest im westlichen Teil Deutschlands war die Familienpolitik seit ihrer 
1953 erfolgten Etablierung als Politikfeld mit eigenständigem Ministerium 
seitens der Hauptakteure eher wenig geschätzt, wobei die gesetzliche Kompe-
tenz gering und das finanzielle Volumen beachtlich war. Familienpolitik 
wurde in Westdeutschland über fünf Jahrzehnte hinweg als Querschnittspoli-
tik betrieben, die einem sozialstaatlichen „Dreisatz“ folgte, der lautete: „1. 
Der Staat muss den Familien 2. mehr Geld geben und zwar 3. möglichst allen 
gleichermaßen.“ (Ristau 2005, S. 17) Im Bundestagswahlkampf 2002 avan-
cierte die Familienpolitik zu einem zentralen Thema fast aller Bundestagspar-
teien: Die Positionen der großen Volksparteien bei vielen ‚harten‘ wirt-
schaftspolitischen Themen hatten sich inzwischen weit angenähert, sodass 
Politikfelder wie die Familienpolitik für die inhaltliche Profilierung der Par-
teien zunehmend an Bedeutung gewinnen konnten (vgl. Schratzenstaller 
2002, S. 1133).  
In ihrer zweiten Amtszeit leitete die rot-grüne Koalition unter Bundeskanz-
ler Gerhard Schröder einen Politikwechsel in der Familienpolitik ein und ver-
knüpfte diesen mit der Agenda 2010, die im Einklang mit der Lissabon-
Strategie auf Vorstellungen einer aktivierenden und sozialinvestiven Politik ba-
siert. Diese Politik des dritten Wegs1 fordert die Bürgerinnen und Bürger zur 
Entwicklung ihrer Potenziale auf und will sie bei der optimalen Verwertung ih-
rer Ressourcen in Freiheit und Selbstverantwortung fördern. Mit dem Füh-
rungswechsel an der Spitze des Bundesministeriums für Familie, Senioren, 
                                                                          
1  Der Begriff einer Politik des dritten Wegs taucht in der politischen Geschichte des 20. Jahr-
hunderts im Zusammenhang mit Ideen von ‚neuer Fortschrittlichkeit‘ bzw. ‚neuer Zeiten‘ 
auf, die in Reaktion auf sozialen Wandel in unterschiedlichen Politikkontexten, vor allem 
aber in der Sozialdemokratie oder im Sozialismus entstanden sind. Seit den späten 1990er 
Jahren wird der Begriff verwendet, um eine Politikrichtung vor allem der europäischen So-
zialdemokratie zu beschreiben, die von der britischen New-Labour-Regierung unter Füh-
rung von Tony Blair und der deutschen SPD unter Führung von Gerhard Schröder geprägt 
wurde. Blair und Schröder ließen sich dabei von Anthony Giddens beraten, der seine Vor-
stellungen zu einem dritten Weg als Möglichkeit jenseits von Links und Rechts – so ein 
gleichnamiger Buchtitel (vgl. Giddens 1997) – bzw. jenseits von Sozialismus und Konser-
vativismus versteht. 
144 Heike Kahlert 
 
Frauen und Jugend (BMFSFJ) von Christine Bergmann zu Renate Schmidt 
wurde ein neuer Kurs in der Familienpolitik eingeschlagen, der in den Grund-
zügen bis heute auch von Teilen der CDU bestätigt wird. Unter Rot-Grün wur-
den die Konturen der neuen Familienpolitik entworfen, die unter dem Label 
„Nachhaltige Familienpolitik“ eingeführt wurde, und es erfolgten Weichenstel-
lungen für das bis heute auf Regierungsebene andauernde familienpolitische 
Handeln. Wenngleich die Couleur der Regierenden und die Farbenspiele der 
zugehörigen Koalitionen seither mehrfach gewechselt haben, hält der zentrale 
Stellenwert der Familienpolitik im Regierungshandeln bis heute an, und an den 
unter Rot-Grün eingeleiteten familienpolitischen Reformen wurden seither le-
diglich geringfügige Kurskorrekturen vorgenommen. 
In Selbstbeschreibungen charakterisiert das Bundesfamilienministerium 
die Neuausrichtung der Familienpolitik als aus einer Rezeptur herrührend, die 
als „reizvoll“ (Schmidt 2005, S. 3; Ristau 2005, S. 22) bezeichnet und als be-
ruhend „auf einer ungewöhnlichen Mischung aus ökonomischer Rationalität 
und moralischer Verantwortung, aus Gleichstellungszielen und Wertkonser-
vativismus“ (Ristau 2005, S. 22; vgl. Schmidt 2005, S. 3) beschrieben wird. 
Zielsetzung des vorliegenden Beitrags ist eine kritische Analyse dieser politi-
schen Rezeptur auf der Basis von familienpolitischen Dokumenten und Ver-
lautbarungen. Dabei liegt der Fokus in der Tat auf Deutschland, denn die 
Familienpolitik gehört bis heute, trotz um sich greifender Transnationalisie-
rung und Europäisierung der Politik, zu den Politikbereichen in ausschließ-
lich nationaler Zuständigkeit. Im ersten Schritt erörtere ich das Nachhaltig-
keitsverständnis der neuen deutschen Familienpolitik unter Rückgriff auf ihre 
fünf Indikatoren. Dann beleuchte ich die Legitimation dieses Politikkonzepts 
durch die eng miteinander verknüpften Strategien der Ökonomisierung des 
familienpolitischen Diskurses und die Instrumentalisierung anerkannter sozi-
alwissenschaftlicher Experten für die Fundierung der nachhaltigen Familien-
politik. Im dritten Schritt diskutiere ich die Geschlechterleitbilder dieser Poli-
tik und argumentiere, dass sie gleichzeitig Geschlechterkonstruktionen und -
verhältnisse stabilisieren und wandeln. Im abschließenden Fazit soll deutlich 
werden, dass gleichstellungspolitische Ziele in der nachhaltigen Familienpo-
litik nur dann Berücksichtigung finden, wenn sie im Einklang mit ökonomi-
schen Interessen sind.  
2.  Das Nachhaltigkeitsverständnis der neuen deutschen 
Familienpolitik 
Der eigentlich aus der Sozialökologie stammende Begriff der Nachhaltigkeit 
meint in der Auffassung des Bundesfamilienministeriums zunächst einmal 
„einfach ‚Wirksamkeit‘„ (Ristau 2005, S. 18). Diese macht das Ministerium 
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an fünf Indikatoren fest: „Geburtenrate, Vereinbarkeit, Armutsrisiko, Bil-
dungsniveau und Erziehungskompetenz“ (ebd.). Die Indikatoren verdeutli-
chen die konzeptuellen Grundlagen der neuen Familienpolitik und sollen im 
Folgenden kurz umrissen werden.  
Als ersten Indikator nennt das Familienministerium die Geburtenrate. 
Als mittelfristige „Zielmarke“ (BMFSFJ 2005, S. 2) setzt die nachhaltige 
Familienpolitik eine Geburtenrate von 1,7 Kindern pro Frau. Diese Zielmarke 
relativiert die in der Demographie üblicherweise als notwendig für die gesell-
schaftliche Bestandssicherung erachtete Fertilitätsrate von 2,1 Kindern pro 
Frau, liegt aber über der in Deutschland zum Zeitpunkt der Veröffentlichung 
der Publikation im Jahr 2005 zu verzeichnenden Geburtenrate (1,37). Auf 
den ersten Blick könnte man meinen, dass die Politik im Hinblick auf die 
Quantität der Bevölkerung im Zuge der nachhaltigen Familienpolitik nun-
mehr anstrebt, den gesellschaftlichen Schrumpfungsprozess verlangsamen, 
aber nicht gänzlich aufhalten oder gar umkehren zu können. Der zweite Blick 
verdeutlicht aber, dass die Zielmarke von 1,7 Kindern pro Frau aus einem 
Gutachten des Kölner Wirtschafts- und Sozialstatistikers Eckart Bomsdorf im 
Auftrag des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
stammt und darin als ausreichend für die Stabilisierung des Bevölkerungsum-
fangs angesehen wird.2 Nach Bomsdorf könne eine konstante Bevölkerung 
unter Berücksichtigung der Zuwanderung dauerhaft auf dem heutigen Niveau 
schon mit einer Fertilitätsrate von 1,7 erreicht werden. Laut Bundesfami-
lienministerium ist diese Zielmarke realistisch:  
„Im Kontext unserer nachhaltigen Familienpolitik stellt die Erhöhung der Geburtenrate auf 
1,7 bis 2015 ein realistisches Ziel dar. Dies zeigt auch der Blick auf die unterschiedlichen 
Fertilitätsraten in den Ländern der Europäischen Union“ (BMFSFJ 2005, S. 3).  
Der zweite Indikator der nachhaltigen Familienpolitik ist die Vereinbarkeit. 
Die nachhaltige Familienpolitik sieht die Verbesserung der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf als Voraussetzung für die Erhöhung der Frauenerwerbs-
quote und für einen Anstieg der Geburtenrate an. Hierfür setzt das Familien-
ministerium auf die Förderung des Zwei-Verdiener-Modells und den damit 
nötig werdenden Ausbau der Kinderbetreuung, auch für unter Dreijährige. 
Flankiert werden soll dieser Perspektivenwechsel in der Familienpolitik 
durch eine gesellschaftlich breit angelegte und von verschiedenen Akteuren 
getragene Allianz für die Familie.3 Diese sieht Familienpolitik als zivilgesell-
schaftliches Handeln auch auf Bundesländer- und lokaler Ebene an, an dem 
sich neben den verschiedenen Ebenen der Politik auch Wirtschaft, Gewerk-
                                                                          
2  Da das Gutachten nicht publiziert ist und das Bundesfamilienministerium nur eine Kurzfas-
sung der Ergebnisse veröffentlicht hat, aus denen ich hier auch zitiere, kann leider nicht 
nachvollzogen werden, worauf Bomsdorf diese Annahmen stützt. 
3  Dieses Modell wurde unter der Deutschen EU-Ratspräsidentschaft auf Initiative von Fami-
lienministerin Ursula von der Leyen auf die europäische Ebene übertragen (vgl. Ley-
en/Spidla 2009). 
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schaften, Unternehmen, Kirchen sowie Wohlfahrts- und Familienverbände 
beteiligen sollen. Hierzu wurden auf kommunaler Ebene lokale „Bündnisse 
für Familie“ initiiert und den verschiedenen Akteuren als vorteilhaft präsen-
tiert:  
„Eine deutliche Verbesserung der Balance von Familie und Arbeitswelt bringt wichtige Vor-
teile: für unsere Volkswirtschaft, betriebswirtschaftliche für die Unternehmen, für die Bevöl-
kerungsentwicklung und für die Stabilität der sozialen Sicherung“ (Ristau 2003, S. 40).  
Interessant an diesem Argument ist nicht nur die explizit zum Ausdruck ge-
brachte ökonomische Begründung der angestrebten Verbesserung der Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie, sondern auch die fehlende Perspektive auf 
die Subjekte, namentlich Mütter, Väter und Kind(er), um deren familialen 
Alltag es bei einer verbesserten Balance von Familie und Beruf schließlich 
auch geht.  
Als dritten Indikator für die nachhaltige Familienpolitik stellt das Bun-
desfamilienministerium die Vermeidung des Armutsrisikos vor. Die Vermei-
dung von Armutsrisiken für Familien soll weniger über großzügige staatliche 
Transferleistungen erfolgen, denn diese zementierten in den meisten Fällen 
Armutskarrieren über Generationen hinweg, so Malte Ristau4 (2005, S. 19). 
Erfolgversprechender seien frühe Förderungen für Kinder, Lebensberatung 
für Eltern, die sich den Aufgaben des Lebens als nicht gewachsen erwiesen, 
Betreuungsplätze für Alleinerziehende und die Ermöglichung der Erwerbstä-
tigkeit für (beide) Eltern. Anreize wie die Reform von Erziehungsurlaub und 
Erziehungsgeld sollen die erziehungsbedingte Phase des Erwerbsausstiegs 
verkürzen. Auch die gegenüber dem Erziehungsgeld verkürzte Bezugsdauer 
des Elterngelds stellt einen Anreiz für den raschen Wiedereinstieg ins Er-
werbsleben dar. Außerdem stellt das Elterngeld einen Anreiz dar, vor der Ge-
burt eines Kindes Vollzeit erwerbstätig zu sein, und es fördert durch die 
Möglichkeit einer Teilzeitbeschäftigung während des Elterngeldbezugs die 
Bindung von Eltern an den Arbeitsmarkt.  
Als vierter Indikator der nachhaltigen Familienpolitik gilt das Bildungs-
niveau. Dieser und auch der fünfte Indikator verdeutlichen, wie eng Fami-
lien- und Bildungspolitik in der nachhaltigen Familienpolitik miteinander 
verknüpft sind. Als familienpolitisch wirksam wird hier die Anhebung des 
Bildungsniveaus vorgestellt, insbesondere in Gestalt einer Verbesserung der 
frühkindlichen Förderung etwa in Kinderbetreuungseinrichtungen mit hohen 
pädagogischen Standards. Eine qualitativ hochwertige institutionelle Kinder-
betreuung kann nämlich nicht nur das Problem der Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie lösen, sondern auch eine wesentlichen Beitrag dazu leisten, die 
                                                                          
4  Ristau leitete im Bundesministerium für Familien, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) 
bis vor kurzem die Abteilung Familienpolitik/Wohlfahrtspflege/Bürgerschaftliches Enga-
gement und hatte in dieser Funktion auch die Umsetzung der nachhaltigen Familienpolitik 
zu verantworten. 
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Lebenschancen von Kindern zu verbessern und damit soziale Ungleichheit 
abzubauen. Insofern kann und soll die Anhebung des Bildungsniveaus auch 
zur Vermeidung späterer Armutsrisiken beitragen.  
Der fünfte Indikator für die nachhaltige Familienpolitik besteht schließ-
lich in der Erziehungskompetenz. Um die optimale Entwicklung der Kinder 
bereits vor Eintritt in das Schulsystem sicher zu stellen, sollen Eltern in ihrer 
Erziehungskompetenz gestärkt werden, denn die Schule habe es mit Kindern 
und jungen Jugendlichen zu tun, die bereits bei der Einschulung ihre je eige-
nen Bildungs- und Lebenserfahrungen in der Familie (sowie im Kindergarten 
und in der Gruppe der Gleichaltrigen) gemacht hätten und deshalb in ihre 
schulische Bildungslaufbahn mit recht unterschiedlichen Basiskompetenzen 
einträten. Damit wird die Familie als für die nachhaltige Familienpolitik 
wichtige Erziehungs- und Bildungsinstanz (an)erkannt und gefördert (vgl. 
Wissenschaftlicher Beirat 2002).  
Zusammengenommen lautet die Botschaft der nachhaltigen Familienpo-
litik, dass die Zukunft der Gesellschaft im Wesentlichen von der Erhöhung 
der Geburtenrate und der Ausschöpfung der (knapper werdenden) ‚Human-
vermögen‘ für die ökonomische Entwicklung der Gesellschaft abhängt. Im 
Interesse der gesellschaftlichen und politischen Zukunftssicherung des deut-
schen Wohlfahrtsstaats werden hier die Steigerung der Quantität der Bevöl-
kerung – in Form der Erhöhung der Fertilität – und die Steigerung der ‚Quali-
tät‘ der Bevölkerung – in Form der verbesserten Förderung und Nutzung der 
‚Humanressourcen‘ von der frühen Kindheit an – strategisch miteinander 
verknüpft. Die gewählte Terminologie suggeriert, dass Staat, Gesellschaft 
und Ökonomie durch den Geburtenrückgang in Gefahr sind, diese Gefahr er-
kannt haben und bereit sind, ihr durch entschlossenes politisches Handeln 
entgegenzutreten und in die Familienpolitik zu investieren. Sigrid Leitner 
(2008, S. 74) bringt den Tenor auf den Punkt: „Eine ‚nachhaltige Familienpo-
litik‘ rechnet sich, so die zentrale Botschaft aus dem Familienministerium.“  
3.  Die Legitimation der nachhaltigen Familienpolitik  
Legitimiert wird die eng an den Tenor der Agenda 2010 geknüpfte Neuaus-
richtung der deutschen Familienpolitik durch zwei eng miteinander verknüpf-
te Strategien: die „strategische Ökonomisierung des familienpolitischen Dis-
kurses“ (Leitner 2008, S. 72) durch die Instrumentalisierung betriebs- und 
volkswirtschaftlicher Argumente und die wissenschaftliche Fundierung des 
Politikkonzepts durch die Instrumentalisierung anerkannter sozialwissen-
schaftlicher Experten.  
Ristau (2005, S. 19) erklärt offen, dass der in der zweiten Amtszeit von 
Rot-Grün erfolgte Aufstieg der Familienpolitik zu einem Schwerpunkt regie-
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rungspolitischen Handelns einer stärkeren Ausrichtung an ökonomischen Er-
fordernissen zu verdanken sei. Die Wirkmächtigkeit der nachhaltigen Fami-
lienpolitik beruhe in weiten Teilen auf ihrem „ökonomischen Charme“ (ebd., 
S. 16). Bundesfamilienministerin Renate Schmidt habe in der Wirtschaft und 
in vielen Medien vor allem immer dann aufmerksame Zuhörer gefunden, 
wenn sie über betriebswirtschaftliche Vorteile für Unternehmen oder volks-
wirtschaftliche Perspektiven ohne genügend Kinder gesprochen habe. Genau 
deshalb hätte das Bundesfamilienministerium seit 2002 auch eine wesentlich 
intensivere Zusammenarbeit mit ökonomischen Sachverständigen gesucht. 
Familienfreundlichkeit gerät in der Terminologie Ristaus (2005, S. 22) selbst 
zum „Unternehmen“.  
Die zuvor skizzierten fünf Indikatoren der nachhaltigen Familienpolitik 
lassen sich entsprechend mit ökonomischen Argumenten begründen:  
„Höhere Geburtenraten sichern zukünftige Arbeitskräfte, diese sind umso besser einsetz-
bar, wenn sie von kompetenten Eltern erzogen werden und eine durch die Frühförderung 
erworbene hohe Lernkompetenz aufweisen. Außerdem sichert eine gute Vereinbarkeitspo-
litik den Zugriff auf qualifizierte Arbeitskräfte und entlastet den Sozialstaat von Transfer-
zahlungen [...]. In der Summe zeigt sich, dass ökonomische Argumente systematisch ein-
gesetzt wurden, um der Familienpolitik einen neuen Anstrich zu geben und ihre Bedeutung 
in der Öffentlichkeit zu stärken“ (Leitner 2008, S. 73, 79).  
Dabei handelt es sich Leitner zufolge keineswegs ‚nur‘ um Rhetorik, sondern 
die ökonomischen Argumente ‚stimmten‘: Die neue Familienpolitik erweise 
sich tatsächlich als funktional für die Ökonomie, und das Familienministeri-
um habe es geschafft, die ökonomische Notwendigkeit der neuen Familien-
politik für die Öffentlichkeit deutlich zu machen. Dieser Erfolg hat aber auch 
einen Preis, denn nach Leitner wird die Familienpolitik so eindimensional, 
und es würde nur noch ein kleiner Teil des inhaltlichen Gesamtspektrums ei-
ner umfassenden Familienpolitik abgedeckt: „Es kommt nur noch auf die po-
litische Agenda, was einer ökonomischen Argumentation zugänglich ist“ 
(ebd., S. 80).  
Oliver Nachtwey (2006, S. 274) macht zwei Motive aus, die hinter dem 
„Produktivismus mit familiarem Gesicht“ der SPD stünden: Das erste sei das 
„‚Interesse des Staates an sich selbst‘ (Claus Offe)“ (ebd., S. 275) auf Basis 
auch einer zukünftigen Funktionsfähigkeit der Grundlagen der Wirtschaftswei-
se; das zweite Motiv sei die Idee, dass die Politik bis in alle Kapillaren mit der 
Logik des (Neo-)Liberalismus zu durchdringen sei: „Der Markt soll mit den 
Mitteln des Sozialen gefördert und das Soziale nach Marktprinzipien organi-
siert werden“ (ebd.). Dementsprechend hätte die unter Rot-Grün entworfene 
Familienpolitik kaum noch etwas mit Politik gegen die Märkte zu tun, mit der 
Ruhezone, der entschleunigten, wertebasierten Gemeinschaftlichkeit und Ge-
selligkeit, sondern sie sei Politik für die Märkte und mit den Märkten.  
Zur öffentlichen Legitimierung des neuen familienpolitischen Konzepts 
ließ sich die rot-grüne Bundesregierung durch sozialwissenschaftliche Poli-
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tikberatung anregen und unterstützen, vor allem in Gestalt des Volkswirt-
schaftlers und ‚Wirtschaftsweisen‘ Bert Rürup sowie des (Familien-)Sozio-
logen Hans Bertram. Beide hatten den Vorsitz zentraler Kommissionen der 
Bundesregierung inne und verfassten für diese wegweisende Expertisen zur 
Familienpolitik. Ergänzt wurden die in diesen Expertisen entwickelten Vor-
stellungen zur Neuausrichtung der Familienpolitik durch die Sachverständi-
genkommission des Siebten Familienberichts ebenfalls unter Vorsitz von 
Hans Bertram, die 2003 von Familienministerin Schmidt einberufen wurde 
und ihre Ergebnisse 2005 vorlegte.  
Rürup und Gruescu ist die ökonomische Begründung der nachhaltigen 
Familienpolitik zu verdanken. In die Zukunft gerichtete Familienpolitik ist 
ihrer Ansicht nach durch das Erreichen zweier Ziele charakterisiert: erstens 
„eine ausreichende Kinderzahl, die der Alterung der Gesellschaft entgegen-
wirkt“ und „durch eine Erhöhung der Geburtenrate zu einer langfristig stabi-
len Bevölkerung führen kann“ (Rürup/Gruescu 2003, S. 7, 56, Herv. i.O.), 
und zweitens „eine Erhöhung der Frauenerwerbstätigenquote, um das Er-
werbspersonen- und Fachkräftepotenzial [...] auch kurzfristig“ (ebd.) zu er-
höhen bzw. zu stabilisieren. Diese Ziele korrespondieren mit den auf europäi-
scher Ebene beispielsweise in der Lissabon-Strategie und in den Barcelona-
Zielen verankerten politischen Maßnahmen insofern, als sie die Akzentuie-
rung auf die Geburtenförderung und die Erhöhung der Frauenerwerbsbeteili-
gung aufgreifen. Den sowohl kurz- wie langfristigen Zielsetzungen der nach-
haltigen Familienpolitik entsprechend plädieren Rürup und Gruescu (2003, S. 
76) für einen „Policy-Mix“, der eine Kombination aus einem einkommens-
abhängigen Elterngeld in Anlehnung an das schwedische Modell sowie ei-
nem flächendeckenden, flexiblen und qualitativ hochwertigen Angebot an 
Kinderbetreuungsmöglichkeiten – auch für Kinder unter drei Jahren – in 
Verknüpfung mit einer Flexibilisierung starrer Arbeitszeitmuster vorsieht.  
Bertram und Mitautorinnen erweiterten die von Rürup und Gruescu 
(2003) eingenommene ökonomische Perspektive auf die nachhaltige Fami-
lienpolitik um einige demographische und soziologische Argumente und ar-
beiteten den vorgeschlagenen Policy-Mix näher als „Dreiklang von Zeitpoli-
tik, finanzieller Transferpolitik und Infrastrukturpolitik“ (Bertram et al. 2005, 
S. 1) aus. Sie fordern, dass die nachhaltige Familienpolitik unterschiedliche 
Lebensvorstellungen und individuelle Planungen zur Familiengründung und -
erweiterung unterstützen und dabei die unterschiedlichen Präferenzen von 
Frauen hinsichtlich ihrer Berufs- und Familienorientierung berücksichtigen 
müsse. Dabei weisen Bertram et al. unter Rückgriff auf Ergebnisse der Ju-
gend- und Geschlechterforschung darauf hin, dass sich die Motive und Ein-
stellungen junger Frauen in Bezug auf Kinder und Beruf deutlich von männ-
lichen Lebensentwürfen unterscheiden. Zudem stellten die jungen Frauen 
keine in sich homogene Gruppe dar, sondern hätten eine Vielfalt an Lebens-
plänen und konkurrierenden Interessen, in denen Familie und Beruf höchst 
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unterschiedliche Bedeutung zukäme. Eine Familienpolitik, die diese unter-
schiedlichen Zukunftsvorstellungen nicht in und mit ihren Maßnahmen re-
flektierte und von einer homogenen Motivlage bei allen Frauen ausginge, 
würde demzufolge „kaum Erfolg haben können“ (ebd., S. 16). Die Sicherung 
der Nachhaltigkeit muss demzufolge auch mit der Differenzierung der fami-
lienpolitischen Instrumente einhergehen, so das Fazit.  
4.  Die Gleichzeitigkeit von Stabilität und Wandel der 
Geschlechterleitbilder in der nachhaltigen 
Familienpolitik  
Die Protagonisten und Protagonistinnen der nachhaltigen Familienpolitik 
werden nicht müde zu betonen, dass diese Politik gleichstellungsorientiert sei 
(vgl. Ristau 2005, S. 22; Schmidt 2005, S. 3; Bertram 2006; von der Leyen 
2007, S. 207). Bei näherer Betrachtung zeigt sich, dass die nachhaltige Fami-
lienpolitik trotz der gepflegten Gleichstellungsrhetorik nicht primär auf die 
Herstellung von Geschlechtergleichheit zielt, sondern auf die Geburtenförde-
rung und damit verbunden auf die Steigerung der Frauen- und vor allem Müt-
tererwerbstätigkeit. Die bereits dargelegte „ökonomische Funktionalität“ 
(Leitner 2008) der nachhaltigen Familienpolitik wird auch in ihrem Umgang 
mit der Frauenfrage deutlich. Dabei sind die politischen Zuschreibungen an 
die Geschlechter hochgradig widersprüchlich: Einerseits wird mit den Kurs-
korrekturen der nachhaltigen Familienpolitik die Erosion des Ernährer-
modells gefördert, das für die Gleichstellung als problematisch angesehen 
wird, andererseits bleibt das Geschlechterleitbild der neuen deutschen Fami-
lienpolitik traditionellen Vorstellungen von geschlechtlicher Arbeitsteilung 
verhaftet, denn Kinderkriegen und Kinderhaben werden in der nachhaltigen 
Familienpolitik nach wie vor primär als Aufgabe der Frauen vorgestellt.  
Zunächst fällt an der nachhaltigen Familienpolitik auf, dass sie einen 
bemerkenswerten Wandel im Leitbild der ‚guten Mutter‘ vollzieht: Das bis-
herige Geschlechterleitbild der westdeutschen Familienpolitik propagierte ein 
modifiziertes bzw. modernisiertes Ernährermodell, in dem sich die ‚gute 
Mutter‘ vor allem durch ihre Zuständigkeit für das Kind bzw. die Kinder aus-
zeichnete und allenfalls Teilzeit erwerbstätig für den Familienunterhalt dazu 
verdiente; das Geschlechterleitbild der (ehemaligen) DDR hingegen orientier-
te sich am Zwei-Verdiener-Modell, in dem die ‚gute Mutter‘ Vollzeit er-
werbstätig war und in ihren Mutterpflichten durch staatlich organisierte Kin-
derbetreuung und andere familien- und geschlechterpolitisch relevante Maß-
nahmen unterstützt wurde. Im Zuge der Ökonomisierung der neuen deut-
schen Familienpolitik erscheint nunmehr im vereinten Deutschland ein Mut-
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terleitbild als funktional, das sich an jenes in der DDR anlehnt (vgl. Ostner 
2006) – auch wenn das so in Deutschland nicht laut ausgesprochen wird, 
sondern eher Bezug auf nordeuropäische Vorbilder und die EU-europäische 
Geschlechter- und Familienpolitik genommen wird. Das deutsche Mutterleit-
bild sieht nunmehr eine hoch qualifizierte Frau, in der Regel Akademikerin, 
vor, die möglichst bereits während ihres Studiums mindestens zwei Kindern 
das Leben schenkt, um nach dem Studienabschluss als Mutter dem Arbeits-
markt zur Verfügung zu stehen, oder die nach der Geburt möglichst kurz die 
Erwerbstätigkeit für die Kleinstkindbetreuung unterbricht, unterstützt vom 
für maximal zwölf Monate gezahlten Elterngeld. Das ist ökonomisch und 
demographisch nützlich und stützt zugleich das System sozialer Sicherung.  
Mit dem Wandel im Männer- und Vaterleitbild hingegen tut sich die 
nachhaltige Familienpolitik eher schwer: Die aktive Vaterschaft und paritä-
tisch geteilte Elternschaft schlagen sich in den neuen familien- und ge-
schlechterpolitischen Leitbildern erst langsam nieder. So ist beispielsweise in 
der Bilanz des BMFSFJ zur ersten Hälfte der 16. Legislaturperiode (2005-
2007) unter dem Stichwort „Familie“ zu lesen:  
„Noch haben es Frauen und Männer schwer, Familie und Beruf miteinander zu vereinba-
ren. Dem veränderten Rollenverständnis – Frauen wollen nicht alle Hausfrauen, Männer 
nicht ausschließlich Ernährer sein – wird noch immer zu wenig Rechnung getragen. Noch. 
Denn die Familienpolitik der vergangenen zwei Jahre hat begonnen, dies zu ändern“ 
(BMFSFJ 2007, S. 9). 
Dieses Zitat spielt darauf an, dass das einkommensabhängige Elterngeld auch 
zwei so genannte Partnermonate enthält, die zwar nicht explizit als ‚Vätermo-
nate‘ benannt, aber faktisch so vorgestellt werden. Unter dem Stichwort 
„Gleichstellung“ wird diese Veränderung etwas später in dem betreffenden 
Text gar als eine „Säule aktiver Gleichstellungspolitik“5 der Bundesregierung 
benannt:  
„Die zweite Säule aktiver Gleichstellungspolitik unterstützt Männer und Frauen darin, sich 
von starren Klischees zu lösen. Frauen und Männer wünschen sich gleichermaßen Kinder 
und sie möchten ihre Fähigkeiten im Beruf entfalten. Die Vaterrolle wandelt sich: Männer 
möchten zunehmend Erzieher und nicht nur Ernährer ihrer Kinder sein – sie wollen im All-
tag die großen Freuden und kleinen Katastrophen mit ihren Kindern leben. Auch die Frau-
en definieren ihre Wünsche und Perspektiven neu, wollen ihren Berufs- und Karrierevor-
stellungen mit der Kindererziehung oder der Pflege älterer Angehöriger vereinbaren kön-
nen. Dafür, dass Frauen und Männer gemeinsam Fürsorge, Verantwortung füreinander und 
Selbstständigkeit leben können, kann die Politik gute Rahmenbedingungen schaffen“ 
(BMFSFJ 2007, S. 35f.). 
Auch auf der Webseite des Bundesfamilienministeriums ist neuerdings die 
Rede vom Abschied von der Männerrolle des Familienernährers: „Heutzuta-
ge orientiert sich die Lebensplanung junger Frauen und Männer an den Mög-
                                                                          
5  Die beiden anderen Säulen sind „die gleichberechtigte Teilhabe am Erwerbsleben“ und „der 
Schutz vor Gewalt und die Hilfe in Notlagen“ (BMFSFJ 2007, S. 35f.).  
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lichkeiten Erwerbstätigkeit und Familienleben miteinander zu vereinbaren“ 
(BMFSFJ 2008). Die Vereinbarkeit von Beruf und Familie wird damit auch 
als ein Thema von Männern vorgestellt. Das könnte als ein Hinweis gedeutet 
werden, dass die Familienpolitik die traditionelle geschlechterasymmetrische 
Arbeitsteilung innerhalb der Familie in symbolischer Hinsicht zögerlich in 
Frage zu stellen beginnt. Deutlich wird allerdings auch, dass diese Infrage-
stellung sich wesentlich auf die Frage der Kindererziehung bezieht, während 
die Sorgearbeit für ältere Mitmenschen weiterhin den Frauen zugeordnet 
wird. Und die Hausarbeit spielt in den familienpolitischen Verlautbarungen 
keine Rolle, sodass davon auszugehen ist, dass diese weiterhin als Aufgabe 
von Frauen angesehen wird. Zudem fällt auf, dass Männer immer in Relation 
zu Frauen betrachtet und adressiert werden und dass die vorsichtig angedeu-
teten Veränderungen auf männlicher Seite in der Regel mit einer sich verän-
dernden sozialen Praxis begründet werden, auf die die Politik zu reagieren 
habe. Das mag ein rhetorisch kluger Schachzug sein, um Männer auf dem 
Weg zu einem demokratischeren Verständnis von Familie mitzunehmen und 
sie dafür zu gewinnen, will aber nicht so recht zu der Titulierung als „aktive 
Gleichstellung“ passen.  
Festzuhalten ist: Das im konservativen westdeutschen Wohlfahrtsstaats-
regime über lange Zeit hinweg in der Familienpolitik erfolgte Festhalten am 
Ernährermodell lässt stark nach, denn das damit verbundene traditionelle 
Frauen- und Familienleitbild passt nicht mehr recht zur politisch angestrebten 
Steigerung der Frauen- bzw. Müttererwerbstätigkeit. Hierfür ist ein Bündel 
an Ursachen verantwortlich: Die Wirtschaft kann und will angesichts des 
demographischen Wandels nicht mehr auf das weibliche Erwerbspotenzial 
verzichten und benötigt die Frauen als Arbeitskräfte. Hinzu kommen materi-
elle Realitäten, denn ein Einkommen reicht zumindest in den mittleren und 
unteren Einkommensgruppen kaum mehr aus für die Sicherung des Fami-
lienunterhalts, und ein Wertewandel vor allem auf Seiten der Frauen, zöger-
lich aber auch auf Seiten der Männer, hinsichtlich der familialen Arbeitstei-
lung.  
Auf der politischen Agenda steht nunmehr hinsichtlich der Erwerbsbetei-
ligung der Geschlechter eine Orientierung am Zwei-Verdiener-Modell, das 
auch das auf europäischer Ebene propagierte Familien- und Geschlechterleit-
bild der Zukunft ist (vgl. Daly 2004; Lewis 2004). Weitgehend ausgeblendet 
wird in der nachhaltigen Familienpolitik aber die historisch konstituierte ge-
schlechtliche Arbeitsteilung in privaten und öffentlichen Räumen, die die 
Hausarbeit als Arbeit von Frauen tradierte und bis heute die Geschlechter-
symmetrie stabilisiert. Zudem haben im Leitbild des Zwei-Verdiener-Modells 
andere Lebensmodelle, zum Beispiel ein Leben ohne Kinder oder das traditi-
onelle Ernährermodell, keinen Platz mehr. Dies ist in Deutschland aber nicht 
unwidersprochen, wie der in konservativen Politikkreisen anhaltende Streit 
um das so genannte Betreuungs- oder Familiengeld für familien- und haus-
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haltsorientierte Frauen, von Kritikerinnen und Kritikern auch ‚Herdprämie‘6 
genannt, zeigt, das ab 2013 für diejenigen Eltern eingeführt werden soll, die 
ihre Kinder von ein bis drei Jahren nicht in Einrichtungen betreuen lassen 
wollen oder können. Dieser Streit kann gleichzeitig als Beleg für den mental 
noch nicht gänzlich vollzogenen Abschied vom Ernährermodell gedeutet 
werden.  
5.  Eine reizvolle Mischung: Gleichstellungsziele im 
Einklang mit ökonomischen Interessen?  
Die seit dem unter Rot-Grün eingeleiteten Politikwechsel in der Familienpo-
litik amtierenden Bundesregierungen und die sie beratenden Sozialwissen-
schaftler verabschieden sich in der von ihnen konturierten nachhaltigen Fami-
lienpolitik nur zögerlich von der sozialen Norm der traditionellen Zuständig-
keit von Frauen für die Familie.7 Im Einklang mit ökonomisch begründeten 
Forderungen der Lissabon-Strategie zur Steigerung der Frauen- und Mütter-
erwerbsbeteiligung und dem demographischen Druck zielt das neue familien- 
und geschlechterpolitische Leitbild des Zwei-Verdiener-Modells auf eine 
Neutralisierung von Geschlecht hinsichtlich der Partizipation am Arbeits-
markt und ist einem liberalen Individualismus verbunden: Frauen und insbe-
sondere Mütter sollen verstärkt erwerbstätig sein und damit auch ökonomisch 
an Unabhängigkeit gewinnen.  
Die politisch verstärkt propagierte und geförderte Vereinbarkeit von Be-
ruf und Familie und der damit verbundene Politikwechsel vom Ernährer-
modell zum Zwei-Verdiener-Modell tragen demnach hinsichtlich der indivi-
duellen Existenzsicherung sukzessive zur Verwirklichung eines egalitären 
Geschlechterverhältnisses bei, ungeachtet dessen, dass, mit Oliver Nachtwey 
                                                                          
6  Die plakative Wortschöpfung ‚Herdprämie‘ wurde von der Jury um den Sprachwissen-
schaftler Horst Dieter Schlosser in Frankfurt am Main zum ‚Unwort des Jahres‘ 2007 ge-
kürt. Mit dem ‚Unwort des Jahres‘ werden seit 1991 ‚sprachliche Missgriffe‘ aus dem öf-
fentlichen Leben hervorgehoben, die im jeweils zurückliegenden Jahr besonders negativ 
aufgefallen sind und möglicherweise sogar die Menschenwürde verletzen (vgl. Spiegel On-
line 2008). 
7  Durchaus konform mit der Annahme einer Resistenz von sozialen Normen bezweifelt 
Claudia Pinl (2006, S. 271) allerdings, dass sich dieser Wandel im Leitbild auch bereits 
mental vollzogen hat: „Auch wenn die Parteiprogramme das Gegenteil aussagen: Das Leit-
bild vom ‚Familienernährer‘ erfreut sch nach wie vor unter der Anhängerschaft aller Partei-
en großer Beliebtheit, haben doch die meisten männlichen Politiker ihr Privatleben genau 
nach diesem Muster organisiert.“ Und auch in den Expertisen zur Legitimation der nachhal-
tigen Familienpolitik – zu denken ist an die Studien von Rürup/Gruescu (2003) und Bert-
ram et al. (2005) – stehen wesentlich die Frauen als (potenzielle) Mütter im Fokus, während 
Männer als (potenzielle) Väter weit weniger politische Aufmerksamkeit erregen.  
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(2006, S. 274f.) gesprochen, die Frauenemanzipation in dieser Politik mehr 
Mittel als Zweck ist: „Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist nur ober-
flächlich an der weiblichen Emanzipation ausgerichtet. Es geht vielmehr um 
die Vereinbarkeit von Produktion und Reproduktion.“ Demnach erscheint die 
Förderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf ökonomisch funktional, 
denn sie trägt dazu bei, das auf dem (Arbeits-)Markt verfügbare Erwerbspo-
tenzial zu steigern, gemäß der hinlänglich bekannten Strategie, Frauen als 
‚Reservearmee‘ der Wirtschaft zu nutzen. Gleichstellung wird hier also ge-
nutzt, um die Lücke, die sich angesichts demographischer Veränderungen auf 
dem Arbeitsmarkt öffnet, zu schließen.  
Die primär an der ökonomischen Rationalität ausgerichtete neue Fami-
lienpolitik nimmt zwar die auf europäischer Ebene formulierte Herausforde-
rung des Gender Mainstreaming an und versteht sich als Geschlechter- und 
Generationenpolitik: „Eine nachhaltige Familienpolitik ist also Kinder-, 
Frauen- und Männerpolitik“ (Rürup/Gruescu 2003, S. 75). Faktisch ist diese 
Politik jedoch von der konsequenten Herstellung und Durchsetzung von Ge-
schlechtergleichheit noch weit entfernt, denn sie ist durchsetzt von neoklassi-
schen ökonomischen Ideen hinsichtlich frei und gleich agierenden Individuen 
auf dem (Arbeits-)Markt und einer geschlechtlich codierten Arbeitsteilung in 
der Familie, die nicht in Frage gestellt werden. Entsprechend finden ökono-
mische Umverteilungen zwischen den Geschlechtern, etwa durch konsequen-
te Förderung von Entgeltgleichheit oder die Abschaffung des Ehegattensplit-
tings, in der deutschen Regierungspolitik politisch kaum Unterstützung. 
Ebenso gewichtig ist, dass im Leitbild des Zwei-Verdiener-Modells ein 
Wandel der geschlechtlichen Arbeitsteilung in der Hausarbeit, die eine we-
sentliche Ursache geschlechtlicher Ungleichheit darstellt, in Deutschland 
nicht zur politischen Disposition steht: Hausarbeit ist weiterhin Frauensache 
und aus dieser hält sich der deutsche Wohlfahrtsstaat heraus. Wesentliche 
Eckpfeiler des Ernährermodells bleiben also von den familienpolitischen 
Umgestaltungen nach wie vor unberührt. Von besonderer Brisanz ist zudem, 
dass sich die nachhaltige Familienpolitik im Kern vor allem für die hoch qua-
lifizierten Frauen als Arbeitskräfte und (potenzielle) Mütter interessiert: Aka-
demikerinnen ohne Kind(er) werden aufgrund ihrer Kinderlosigkeit stigmati-
siert, während Mütter mit niedrigem Bildungsstatus ebenfalls als ein Problem 
dargestellt werden, da sie als familieninterne ‚Hilfslehrerinnen‘ nicht qualifi-
ziert genug für die Kompetenzförderung ihrer Kinder seien.  
Die Rezeptur der nachhaltigen Familienpolitik erweist sich also in der 
Tat als „reizvoll“ (Schmidt 2005, S. 3; Ristau 2005, S. 22), wenn auch mit 
anderen Vorzeichen als von ihren Urheberinnen und Urhebern intendiert: Sie 
basiert auf einem als neoliberal zu bezeichnenden Menschenbild marktfähi-
ger freier Individuen, die unabhängig von Geschlecht und anderen Ungleich-
heit begründenden Kategorien ihre Arbeitskraft auf dem Markt verkaufen 
(können) und deren Reproduktion in der Familie wie eh und je durch die 
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Haus- und Sorgearbeit vor allem von Frauen erfolgt, partiell unterstützt durch 
‚aktive Väter‘, die angereizt durch so genannte Partnermonate Anteile vor al-
lem an der frühkindlichen Erziehung übernehmen. Der vom Familienministe-
rium hoch gelobte „Wertkonservativismus“ (Ristau 2005, S. 22; Schmidt 
2005, S. 3) der nachhaltigen Familienpolitik besteht also unter dem Etikett 
des ökonomischen Charmes in einem Marktverständnis, das auf die Ge-
schlechterungleichheit mit freiwilligen Vereinbarungen8 und Bündnissen ver-
schiedener Akteure, nicht aber mit verbindlichen politischen oder rechtlichen 
Regelungen reagiert, und einem Familienverständnis, das Frauen nach wie 
vor die Hauptlast der Reproduktion zuschreibt. Gleichstellungspolitische Zie-
le finden in dieser Politik nur insofern Berücksichtigung, als sie im Einklang 
mit ökonomischen Interessen sind. Ihr ökonomischer Charme kann sich also 
nur entfalten, wenn sie funktional für den Markt sind. Die diskursive Ver-
knüpfung von Gleichstellungspolitik und Ökonomie deutet auf Verschiebun-
gen im Umgang mit der Frauenfrage im sozialinvestiven Wohlfahrtsstaat hin. 
Dieser Verknüpfung analytisch weiter nachzugehen, gerade auch mit einem 
auf den Vergleich verschiedener Wohlfahrtsstaatsregime und mit der europä-
ischen Ebene, bleibt weiteren Untersuchungen vorbehalten.  
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Zur methodologischen Dekonstruktion von 
Normalitätserwartungen in der qualitativen Forschung 
am Beispiel stationärer Jugendhilfe 
Jeannette Windheuser  
Obwohl eine Sensibilisierung gegenüber Kategorisierungen in erziehungs-
wissenschaftlichen Forschungsprojekten zu beobachten ist, wird die Bestim-
mung von Subjektivität in der pädagogischen Praxis und in der Forschung 
vor allem durch vorausgesetzte Kategorien gerahmt. Besonders deutlich kann 
das anhand der stationären Erziehungshilfe gezeigt werden. Praxis und For-
schung setzen dort häufig Kategorien, in die stationär untergebrachte Jugend-
liche eingeordnet werden, als nicht zu hinterfragende Ausgangspunkte. 
So hat sich das Hilfesystem in spezifische Einrichtungsformen ausdiffe-
renziert, die sich vor allem nach Geschlecht, ‚Störungsbildern‘ und Betreu-
ungsbedarf unterscheiden. Um Jugendliche beim Eintritt in die stationäre Ju-
gendhilfe oder beim Einrichtungswechsel entsprechend zuordnen zu können, 
müssen die Kategorien zu abfragbaren Größen werden. Zugleich nehmen 
Forschungsprojekte zu stationären Erziehungshilfen kaum eine kritische Po-
sition gegenüber determinierenden Kategorisierungen ein. Vielmehr gehen 
sie ebenfalls von diesen Zuschreibungen als empirischen Tatsachen aus. Vor 
allem die Kategorien Geschlecht und Alter werden nicht aus dem ‚Feld‘ ge-
neriert, sondern vorausgesetzt.1 Weitere häufig anzutreffende Differenzkate-
gorien, die entweder bereits beim Sampling gezielt gesucht werden oder in 
der Untersuchung abgefragt werden, sind: sozioökonomischer Status der Fa-
milie, Nationalität, Schulform, Formen von Gewalterfahrungen, (psychiatri-
sche) Störungsbilder, sexuelle Orientierung und Konfession. 
Soziale Arbeit, die „als eine mit Ambivalenzen aufgeladene Praxis“ 
(Kleve 2010, S. 98) verstanden werden kann, ist sowohl mit sozialer Komple-
xität als auch mit den Anforderungen von Professionalisierung und Verwis-
senschaftlichung konfrontiert (vgl. ebd., S. 100). Diese Anforderungen ver-
langen nach Vereindeutigungen und Spezialisierungen, was sich sowohl in 
den ausdifferenzierten Hilfeangeboten mit zuvor definierter Klientel als auch 
in kategorisierenden Forschungsdesigns widerspiegelt. Problematisch ist da-
                                                                          
1  Beispielhaft seien hier Luise Hartwig (1990) zu sexuellem Missbrauch von Mädchen in der 
Heimerziehung, die Evaluationsstudie Jule (2002), Margarete Finkel (2004) zu Mädchen in 
der stationären Erziehungshilfe und Matthias Hamberger zu „Erziehungshilfekarrieren“ 
(2008) genannt. 
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ran, dass mit vereindeutigenden Kategorien eine „Indifferenz der Differenz 
gegenüber“ (Derrida 2004, S. 132) einhergeht und sich in den so kategorisier-
ten Subjekten materialisiert. 
Dieser Beitrag verfolgt das Anliegen, die konstituierende Macht von Ka-
tegorisierungen aufzuzeigen und zugleich die so hervorgebrachten Subjekti-
vierungen zum Untersuchungsgegenstand zu machen. Es geht sowohl um die 
Kritik gängiger Forschungspraxis als auch um die methodologische Frage, 
wie mit Kategorien dekonstruierend umgegangen werden kann. 
Dies wird durch Auszüge aus meinem laufenden Dissertationsprojekt zu 
„Geschlechtlichen Subjektivierungsprozessen in der stationären Jugendhilfe“ 
illustriert. Es behandelt die Frage, ob und wie eine dekonstruierende Perspek-
tive, angelehnt an Jacques Derridas Dekonstruktion und Judith Butlers Hete-
ronormativitätskritik, zu einen gendersensiblen Zugang zu Jugendlichen in 
der stationären Erziehungshilfe in Praxis und Forschung beitragen kann. Das 
empirische Vorgehen konzentriert sich darauf, welche (geschlechtlichen) 
Subjektivierungen in der stationären Jugendhilfe ermöglicht werden und wie 
sich diese in diskursiven Selbstdarstellungen und Materialisierungen der dort 
lebenden Jugendlichen äußern. Dazu gehe ich von einem verbalen und kör-
perlich-visuellen Diskurs aus, der mittels einer Fotobefragung2 und einem 
bildgestützten Interview erhoben wird. 
Die Abbildungen 1 und 2 zeigen exemplarisch einen Ausschnitt der Er-
gebnisse eines Fotoworkshops und einer Ausstellung unter dem Motto „Eine 
Woche Ich“. Dazu wurden Bewohner_innen stationärer Jugendhilfeeinrich-
tungen im Rahmen des Forschungsprojekts eingeladen. 17 Bewohner_innen 
von sechs stationären Jugendwohngruppen trugen knapp 2.000 Fotos zu-
sammen und 15 beteiligten sich an einem bildgestützten Interview. Zur Illust-
ration der genannten methodologischen Problematik begrenzt sich dieser Bei-
trag auf die Möglichkeit das bildgestützte Interview dekonstruierend anzule-
gen.3 
Der Beitrag stellt zunächst die Kritik an Kategorisierungen in erzie-
hungswissenschaftlicher qualitativ-empirischer Forschung anhand von Publi-
kationen zur stationären Erziehungshilfe dar, wobei der Schwerpunkt auf der 
Kategorie ‚Geschlecht‘ liegt. Anschließend wird diskutiert, wie eine De-
konstruktion der damit einhergehenden Normalitätserwartungen in einem 
empirischen Forschungsprojekt verlaufen kann. 
                                                                          
2  Eine „Fotobefragung“ (Kolb 2008, S. 1) lässt die Untersuchten selbst ‚forschen‘, indem sie 
mit der Kamera Datenmaterial sammeln. Im konkreten Projekt wurden die Jugendlichen 
aufgefordert, sich selbst eine Woche lang mit der Digitalkamera zu dokumentieren. 
3  Im Forschungsprojekt werden die Fotografien zudem einer dekonstruierenden Bildanalyse 
unterzogen, und es wird auf die Besonderheiten des Mediums Fotografie eingegangen, was 
an dieser Stelle nicht geleistet werden kann. 
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1.  Die Kategorien – unhinterfragte 
Normalitätserwartungen? 
Der Begriff der Kategorie wird unter dem zunehmenden naturwissenschaftli-
chen Einfluss im 19. und 20. Jahrhundert, entgegen vorheriger philosophi-
scher Traditionen, inflationär als „allgemeines Bestimmungsprinzip von 
Seiendem im weitesten Sinne“ gebraucht (Baumgartner u.a. 2007, S. 775). 
Dies lässt sich auch im empirischen Umgang mit Kategorien in den Sozial- 
und Erziehungswissenschaften beobachten. So werden Geschlecht, Klassen-
zugehörigkeit oder psychische Gesundheit als objektive Tatsachen verstan-
den, mit denen soziale Realität adäquat beschrieben werden könne. 
Allerdings zeigt sich eine implizite Verschiebung des Kategorienver-
ständnisses in der qualitativen Forschung. Dem Begriff der Kategorie wird 
dort keine Beschreibung von Wirklichkeit zugeschrieben, sondern ihm 
kommt eine analytische Funktion im Forschungsprozess zu. In aktuellen Ein-
führungen in qualitative sozial- und erziehungswissenschaftliche Forschung 
wird der Begriff ‚Kategorie‘ vorrangig genutzt, um zu beschreiben, wie Da-
tenmaterial in Form von „Begriffsnetzen“ (Flick 2005, S. 259) in die Theo-
riebildung überführt wird (nach dem Verständnis der Grounded Theory) oder 
es geht um theoretische Kategorien, die Relevanzen im Material herauszufil-
tern sollen.4 Kategorien werden als theoretische Auswertungsschemata oder 
als Ergebnis qualitativer Forschung verstanden, die mittels Interpretation erst 
hervorgebracht werden. 
Unterbeleuchtet bleiben jedoch der Begriff der Kategorie selbst, der zwar 
als Eintrag in den Stichwortregistern zu finden ist, jedoch nicht explizit erläu-
tert wird, und die vorausgesetzten Kategorien, welche ohne nähere Erklärung 
im Sampling der meisten Studien aufgeführt werden. Letzteren soll in diesem 
Beitrag die Aufmerksamkeit gelten. Unter vorausgesetzten Kategorien ver-
stehe ich „Identitätskategorien“ im Sinne vermeintlich bruchloser Repräsen-
tationen, die „von den zeitgenössischen Rechtsstrukturen erzeugt, naturali-
siert und verdinglicht werden“ (Butler 1991, S. 21).5 Solchen Kategorien 
wird also die Eigenschaft zugesprochen, die einheitliche Realität und Identi-
tät bestimmter Subjekte repräsentieren zu können, da diese ‚natürlich‘ vor-
handen seien. Butlers Kritik folgend, sind sie jedoch Materialisierungen eines 
machtvollen diskursiven Produktionsapparates.  
Diese Kritik scheint unberechtigt angesichts der Auffassung, theoretical 
sampling sei die „klassische Samplingmethode für rein qualitative Untersu-
                                                                          
4  Vgl. beispielhaft: Przyborski/Wohlrab-Sahr 2008, S. 194ff.; Friebertshäuser 2009, S. 702; 
König/Bentler 2003, S. 94 
5  Mit Rechtsstrukturen ist an dieser Stelle nicht ausschließlich der juristische Diskurs ge-
meint, sondern es geht um „die Rechtsstrukturen „juridical structures“, J.W. von Sprache 
und Politik, die das zeitgenössische Feld der Macht bilden“ (Butler 1991, S. 20). 
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chungsdesigns“ (Przyborski/Wohlrab-Sahr 2008, S. 178) und vorab bestimm-
te Samplings bildeten hingegen die Ausnahme. Allerdings divergieren an die-
ser Stelle der Anspruch methodischer ‚Sauberkeit‘ und die forschende Praxis. 
Zudem wird übersehen, dass bereits in der Feldauswahl, Fragestellung und 
Stichprobenziehung identifizierende Kategorien als objektiv gegeben angese-
hen werden. 
Diese Problematik soll exemplarisch anhand aktueller Forschungen zu 
Geschlecht in der stationären Jugendhilfe erläutert werden. Dieses Feld wur-
de ausgewählt, da dort gezeigt werden kann, dass geschlechtlichen Kategori-
sierungen in pädagogischer Praxis und Forschung wenig Bedeutung beige-
messen wird. Für die Kinder- und Jugendhilfe kann generell festgehalten 
werden, dass trotz des seit zehn Jahren bestehenden Gender-Mainstreamings 
in der Kinder- und Jugendhilfe und des vor zwanzig Jahren eingeführten § 9 
des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (zur Gleichberechtigung von Mädchen 
und Jungen) das angestrebte Ziel der Geschlechteregalität „zwischen symbo-
lischer Politik und tatsächlich angestoßenen Veränderungen mäandert“ 
(Helming/Schäfer 2006, S. 18). Als folgenreich erweist sich dies in der stati-
onären Jugendhilfe, wenn Fachkräfte Einweisungen nach dem Motto „Mäd-
chen prostituieren sich, Jungen probieren sich“ vornehmen, wie es Ulrike 
Werthmanns-Reppekus (2008, S. 111) provokant auf den Punkt bringt. 
Erziehungswissenschaftliche Forschung und Theoriebildung scheinen im 
Bereich der stationären Erziehungshilfe wenig zu einer kritischen Betrach-
tung insbesondere geschlechtlicher Kategorisierungen und kategorisierender 
Subjektverständnisse beizutragen. Derzeit konzentriert sich empirische For-
schung zu Geschlecht in der stationären Jugendhilfe auf die Situation von 
Mädchen, arbeitet primär mit biographischen Interviews und wird von einer 
zweigeschlechtlichen Sichtweise dominiert.6 Anhand zweier Beispiele wird 
nun aufgezeigt, dass erfolgte Kategorisierungen in der Analyse genutzt wer-
den, um Subjektivität kausal zu erklären. Zu beachten ist, dass mit den bio-
graphischen Interviews eine weitere kritisch zu betrachtende Subjektvorstel-
lung einhergeht. 
                                                                          
6  Die wichtigsten Autor_innen sind Marianne Kieper (1980), Luise Hartwig (1990, 2001, 
2002), Hartwig und Martina Kriener (2004), Sabine Pankofer (1997), Margarete Finkel 
(2004) und Julia Fontana (2007), die mit ihren interviewbasierten Studien unterschiedliche 
Schwerpunkte setzen. Kiepers und Hartwigs Arbeiten lassen sich, grob gesagt, einem diffe-
renztheoretischen Ansatz zuordnen. Hartwig wendet sich gar gezielt gegen eine konstrukti-
vistische Sicht auf Geschlecht, da sie darin einen Bedeutungsverlust von Geschlecht aus-
macht (vgl. Hartwig/Muhlak 2006, S. 99). Pankofer und Finkel integrieren hingegen die 
Diskussion um doing gender und dekonstruierende Perspektiven in der Frauen- und Ge-
schlechterforschung. Trotz ihrer Feststellung, „verfügbares Wissen über Lebenslagen von 
[...] Jungen [in den Erziehungshilfen sei] quasi nicht vorhanden“ (Finkel 2004, S. 20), ana-
lysiert Finkel ausschließlich Interviews mit Mädchen. Fontana (2007) untersucht die „Spu-
ren der Heimerziehung in den Biographien von Frauen“, ohne dabei eine explizit feminis-
tisch-theoretisch geleitete Fragestellung zu verfolgen. Alle genannten Studien arbeiten pri-
mär mit biographieanalytischen Zugängen. 
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Hauptsächlich orientieren sich die genannten Autor_innen (vgl. Fußnote 
5) bei der Interviewkonzeption und der Auswertung auf die Methoden von 
Fritz Schütze (1977), Ulrich Oevermann u.a. (1980) und Gabriele Rosenthal 
(1989). Auf den ersten Blick erscheint es naheliegend, sich ‚dem‘ Subjekt 
über Biographieforschung zu nähern. Die objektive Hermeneutik nach 
Oevermann, nach der auch Rosenthals biographieanalytische Methode er-
folgt, bringt jedoch aus der Perspektive der Dekonstruktion Schwierigkeiten 
mit sich. Die dabei aufgestellte „Strukturhypothese“ wird mittels systemati-
schen Ausschließens zuvor (extensiv) generierter vielfältiger Sinnauslegun-
gen ermittelt (vgl. Garz 2003, S. 541). Das heißt, es geht darum, vielfältige 
Interpretationsmöglichkeiten zu vereindeutigen und auszuschließen. Zudem 
bilden „Normalitätserwartungen“ und Fallbesonderheiten „wechselseitig Ge-
genhorizonte“, so dass der „jeweils vorliegende Fall immer als Abweichung 
von der Normalitätsfolie“ (Marotzki 2006, S. 124) gelesen werden kann, wo-
bei die Normalitätsfolie auf identifizierenden Kategorien beruht. 
Daneben zeigen sich in den Studien trotz häufiger Verweise auf Groun-
ded Theory oder die korrigierende Wirkung individueller Erzählungen auf 
vorschnell vorausgesetzte Kollektive – Werner Fuchs-Heinritz spricht von 
einem „Enttypisierungsschock“ (2005, S. 129) – starke Kategorisierungen 
und Normierungen. Beispielsweise interpretiert Julia Fontana (vgl. 2007, 
S.109 und 128) die ihr erzählte Lebensgeschichte einer Interviewpartnerin als 
‚Entwicklung‘ der Interviewten zugleich kausal aus lebensgeschichtlichen 
Ereignissen und mittels entwicklungspsychologischen Annahmen, nämlich 
der Bindungstheorie. Diese Erklärungen und implizit theoretischen Voraus-
setzungen sind eingebettet in normativ besetzte Begriffe von „Beziehung“, 
„Familie“ und „Identität“. 
Margarete Finkels (vgl. 2004, S. 46) zunächst kritischer Ansatz referiert 
in der Analyse ebenfalls ‚harte Fakten‘ wie familiäre Eckdaten, und „ent-
wicklungspsychologische Kenntnisse“. In der fallvergleichenden biographi-
schen Analyse zielt Finkel auf eine „grundsätzliche Anwendbarkeit der so 
ermittelten Kategorien auf Biographien von Mädchen mit Heimerziehungs-
erfahrungen in der Jugendphase“ (ebd., S. 49). Zwar versteht Finkel (vgl. 
ebd., S. 34f.) die biographische Erzählung als Konstrukt, nicht jedoch das 
Subjekt, das seine biographische Erzählung konstruiert. Wie Fontana sucht 
sie nach kausalen Erklärungen für die Selbstbeschreibungen ihrer Interview-
partnerinnen in deren (psychischen) Lebensgeschichten. Die entscheidenden 
Kategorien sind die Familienverhältnisse, das Geschlecht und die (entwick-
lungs-)psychologischen Voraussetzungen der Interviewten. 
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2.  Kategorie und Subjekt in der Kritik 
Dekonstruierend vorgehende Autor_innen wie Judith Butler und Jacques 
Derrida verstehen hingegen das Subjekt nicht als biographisch erklärbar, 
sondern Subjekt-Sein werde erst durch das Einschreiben in den Diskurs und 
das Annehmen spezifischer Anrufungen als (geschlechtliches) Subjekt mög-
lich. Diese Sicht eröffnet ein anderes Kategorienverständnis. „Das Subjekt 
wird nur sprechend und bedeutend (generell durch Sprechen oder andere 
Zeichen), wenn es sich in das System von Differenzen einschreibt“ (Derrida 
2004, S. 130, Herv.i.O.). In diesem System aufeinander verweisender Diffe-
renzen sind Zeichen keine Repräsentation, sondern Präsentation einer ver-
meintlichen Präsenz (vgl. ebd., S. 119). Ebenso möchte ich auch Kategorien 
als nicht einfach vorhanden, sondern als in der Bewegung der différance kon-
stituiert verstehen. Mit Derridas Perspektive gehören vorausgesetzte Katego-
rien einem dualistischen Denken an, in dem sie als realistische Abbildung der 
ihnen zugeordneten Subjekte verstanden werden. Kategorien zu dekonstruie-
ren bedeutet, ihre Präsenz als Effekt vorhergehender Differenzierungsprozes-
se zu verstehen. Sie sind erst durch das von ihnen ausgeschlossene Andere 
möglich und können nur als zitierende und historisch gemachte Differenzen 
verstanden werden, die aufeinander verweisen (vgl. auch Casale 2001). 
Subjektkategorisierungen müssten demnach ihre Präsenz in einem spezi-
fischen Subjekt-„Wortschatz“ (ebd., S. 132) beziehungsweise in sich verän-
dernden und zitierenden Codes gewinnen. Welche Stolpersteine diese An-
nahme mit sich bringt, zeigt sich in meinem Versuch eines dekonstruktiven 
Interviews. Wie weiter unten genauer beispielhaft dargelegt, wird in den In-
terviews nur auf Kategorien zurückgegriffen, die durch die Interviewten ein-
geführt werden. Allerdings ist es kaum möglich, sich dem von Kategorien 
durchzogenen Diskurs zu entziehen. So wählte ich zur Bezeichnung der In-
terviewpartner_innen den Begriff Jugendliche_r, ohne zu sehen, dass auch 
dieser eine differenzierend hervorgebrachte Voraussetzung ist. In der folgen-
den Interviewpassage greife ich die von Clayren genannte Kategorie ‚Ge-
schlecht‘ auf und muss feststellen, wie in der Antwort Jugendlichkeit ebenso 
fraglich wird: 
Interviewerin: Du hast vorhin gesagt, das ist ein Mädchen, ne, (...) woran erkennt man 
denn, dass das ein Mädchen ist? 
Clayren: (...) Ein Mädchen hat, drückt, also das hat, ein Mädchen hat eine bestimmte Aus-
strahlung, irgendwie. (...) Man merkt, wie Erwachsene gucken, sich (...) darstellen und man 
sieht auch, wie Jugendliche sich darstellen. Das ist unterschiedlich, ein Riesenunterschied. 
(...) Die Jugendlichen machen sich so, mehr Gedanken, (...) machen sich mehr Gedanken 
darüber und so. (...) Und (...) die haben so total bescheuerte Ideen manchmal, und die Er-
wachsenen, die zeigen sich auch erwachsen. (...) 
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Zwar wurde zuvor von Clayren der Begriff ‚Mädchen‘ genannt, jedoch zeigt 
sich, dass für Clayren in dieser Passage nicht die Kategorie ‚Geschlecht‘ ent-
scheidend ist, sondern die Kategorie ‚Alter‘. Auch zeigt sich, dass meine 
Vorab-Kategorisierung als Jugendliche auch Effekt von Differenzierung ist 
und nicht von mir vorausgesetzt werden kann. Jugendlich-Sein wird in 
Clayrens Ausführungen durch die Grenzziehung zum Erwachsen-Sein mar-
kiert. Eine Leerstelle bleibt, was denn nun die Ausstrahlung eines Mädchens, 
das Gucken der Erwachsenen, die jugendliche Selbstdarstellung und das 
Sich-Erwachsenzeigen der Erwachsenen ist. Klar ist für die Interviewte, dass 
es einen „Riesenunterschied“ macht. 
Dieses Beispiel macht deutlich, wie unabschließbar Dekonstruktion ist 
und dass sie selbst immer wieder ihr eigenes „Opfer“ sein muss (vgl. Derrida 
1976, S. 24; Derrida 1967, S. 39).7 Die Dekonstruktion als kontrapunktische 
Lesepraxis zielt nicht auf ein Außerhalb der Metaphysik oder auf ein 
reifizierendes Denken und auch so muss die Kategorienkritik eine Verschie-
bung in dem Kategorien und Kritik konstituierenden Diskurs vornehmen 
(vgl. Derrida 2004, S. 143). 
3. Heteronormativitätskritik und geschlechtliche Subjekte 
in der qualitativen Forschung 
Wird Geschlecht als eine Kategorie verstanden, die diskursiv hervorgebracht 
wird, und zugleich Butlers Bezugnahme auf körperliche Inszenierungen ge-
schlechtlicher Subjektivität (Butch- und Femme-Identitäten, Travestie) ernst 
genommen, ermöglicht der Diskurs nicht nur verbal (geschlechtliche) Sub-
jektivität. 
Butlers Begriff der Performativität, wird hier ausschließlich in einem 
diskursiven Sinne als „sich ständig wiederholende und zitierende Praxis“ 
(Butler 1997, S. 22) verstanden, die diskursiv die bezeichneten Wirkungen 
erst erzeugt. Das heißt Butler begreift performative Äußerungen als abgeleitet 
(vgl. ebd., S. 36). Was so zitierend hervor gebracht wird, entspringt keinem 
vordiskursiv geschlechtlichen Subjekt, sondern der Körper erlangt seine Ma-
terialität erst durch die Wirkung von Macht. „Das ‚biologische Geschlecht‘ 
wird ... als eine kulturelle Norm, die die Materialisierung von Körpern re-
giert, ausgelegt„ (ebd., S. 22f.). Die Norm ist der „implizite Standard der 
                                                                          
7  Derrida schreibt: „... l’entreprise de déconstruction est toujours d’une certaine manière 
emportée par son propre travail“ (1967, S. 39), wobei die deutsche Übersetzung (von 
Rheinberger/Zischler: Derrida 1983, S. 45) von emportée par mit ‚vorantreiben‘ verharm-
lost, was Gayatri C. Spivak (Derrida 1976) mit to fall prey, also ‚zum Opfer fallen‘ oder 
‚anheim fallen‘, zum Ausdruck bringt. 
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Normalisierung“ (Butler 2009, S. 73, Herv.i.O.) in sozialen Praktiken. Durch 
sie wird eine Praktik sozial intelligibel und „... definiert die Parameter des-
sen, was innerhalb des Bereichs des Sozialen erscheinen wird und was nicht“ 
(ebd.). Die Heteronormativität steckt ab, was intelligibel und lebbar ist und 
bringt somit geschlechtlich determinierte Körper und Subjekte hervor. Sub-
jekte zitieren sprachlich und körperlich zuvor als möglich angesehene Sub-
jekte und Körper, während der sie hervorbringende kulturelle Konstruktions-
apparat ausgeblendet wird. Diese Zweigeschlechtlichkeit ist Teil der abend-
ländischen „Metaphysik der Substanz“ (Butler 1991, S. 28). Sie fasst das 
Sein als „erstes und schlechthin irreduzibles Signifikat“ (Derrida 1983, S. 
42f.), als Präsenz auf. Damit diese Fassung vom Sein und damit die Vorstel-
lung eines anwesenden Subjekts möglich ist, muss das Sein in seiner Irredu-
zibilität auf die Präsenz vergessen werden (vgl. Derrida 2004, S. 141f.). Das 
heißt, die heteronormative Ordnung kann nur als natürlich verstanden wer-
den, wenn ausgeblendet wird, wie gender sex zu einer Naturtatsache macht.  
Interviews können folglich nicht ausreichen, um die Bedingungen von 
Subjektivierungsprozessen zu untersuchen. Daher muss nach einer Möglich-
keit gesucht werden, körperliche und visuelle Subjektivierungen einzubezie-
hen. Ein Weg, soziale Praktiken der Differenzierung und ihre körperlichen 
Materialisierungen in einem qualitativ empirischen Projekt zu erheben, ist die 
Fotobefragung. In Fotografien schlagen sich komplexe soziale Phänomene, in 
diesem Fall geschlechterzeugende Praktiken, materiell nieder (vgl. Fuhs 
2003, S. 267). Sie sind damit keine Wahrheitsabbildungen, sondern werden 
als visuelle Artefakte verstanden. Diese unterliegen ebenso wie das Interview 
diskursiven Codes. Allerdings handelt es sich um visuelle Codes aus Zeichen, 
Symbolen, Gesten, Posen und Bildern. Susan Sontag (1980, S. 9) spricht gar 
von einer „Erziehung durch Fotografie“, durch die ein neuer visueller Code 
unser Sein in der Welt verändert. Das Fotografieren unterliege einer „Gram-
matik ... des Sehens“ (ebd.). 
Fotos erfüllen dementsprechend in der Forschung eine dreifache Funkti-
on: Sie ermöglichen einen Zugang zu den in der sozialen Praxis und inner-
halb kultureller Normen erzeugten Materialitäten. Darüber hinaus zeigen sie, 
was erscheinen kann, was erlaubt und was verboten, also ausgeschlossen 
wird. Kombiniert mit einem bildgestützten Interview, wird zusätzlich danach 
gefragt, was von diesen Codes für die Interviewten sichtbar ist und was nicht, 
was in ihren Augen erscheinen kann. 
Abschließend soll gezeigt werden, wie unter diesen theoretischen und 
methodologischen Voraussetzungen ein bildgestütztes Interview angelegt 
werden kann. 
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4.  Dekonstruierend Fragen und Wahrnehmen im 
bildgestützten Interview 
Im Folgenden wird exemplarisch anhand zweier Fragen aus meinem Inter-
viewleitfaden ein methodischer Einblick in das Vorhaben, geschlechtliche 
Subjektivierungen in verbalen und visuellen Diskursen dekonstruierend zu 
untersuchen, gegeben. Im Sinne der genannten Kategorienkritik wurde der 
Leitfaden nach folgenden Themenfeldern ausgerichtet: 
• Präsenz, Repräsentation, Sichtbarkeit 
• Subjekt 
• Spur, Zitieren, Normen, Wiederholen und Überzeichnen 
• Körper, Geschlecht und intelligible Beziehungen 
• Differenz und Ausschluss 
Wie in der oben dargestellten Interviewpassage mit Clayren versuche ich im 
Interview, die von den Interviewpartner_innen genannten identifizierenden 
Kategorien aufzugreifen und die ihnen ‚vorausgehenden‘ Differenzierungen 
nachzuzeichnen. Das heißt, Kategorien werden nicht durch den Leitfaden 
eingeführt, sondern aus dem Gesagten gefiltert und wieder in das Interview 
eingebracht.8 
Das Feld „Präsenz, Repräsentation, Sichtbarkeit“ fragt zu Beginn des In-
terviews danach, was präsentiert wird und damit als wahre Präsenz erscheint, 
um die dieses Sein ermöglichende Bewegung der différance (wenn auch nur 
bis zu ihrem erneuten Verschwinden) sichtbar zu machen (vgl. Derrida 2004, 
S. 114). 
Leitfadenfrage: Beschreibe das Bild, als könnte ich es nicht sehen. Was muss man wissen, 
um zu wissen, was zu sehen ist? 
Clayren: Ja also auf (...) nennt Abb.1 (...) [Ich habe] meine schwarze Decke genommen, 
da meine, ein paar von meinen Tokio-Hotel-Sachen habe ich drauf getan. Und dann halt 
mein Lieblings-Bandmitglied, Tom, habe ich dann halt da drauf getan. (...) Hab, damit 
wollte ich halt zeigen, dass ich (...) also was ich alles mag so, was wichtig für mich ist. (...) 
  
                                                                          
8  Vgl. Derrida 1983, S. 45: „Die Dekonstruktion hat notwendigerweise von innen her zu ope-
rieren ...“. 




Im weiteren Verlauf zählt Clayren detailliert die Gegenstände im Bild auf 
und bezeichnet sich selbst als Tokio-Hotel-Fan. Neben diesem „Fan-Dasein“ 
werden unter anderem folgende Selbstbezeichnungen genannt: „fröhlicher 
Mensch“, „Mädchen“, „Person, (...) die ihren Körper nicht mag“ und „Nor-
malo“. Diese Identifizierungen werden dann nach ihrer vergessenen ‚Ge-
schichte‘ befragt. Beispiele für solche Fragen sind: Hast du schon einmal sol-
che Bilder gesehen? Wie werden fröhliche Menschen/Mädchen ... sonst dar-
gestellt? Stell dir vor, in einer Ausstellung hängt gegenüber an der Wand das 
Gegenteil von diesem Bild. Wie sähe das aus? Diese Fragen zielen auf Zitate, 
Normalitätserwartungen und Differenzierungen.  
Wie Butler in ihrer kritischen Auseinandersetzung mit Luce Irigaray auf-
zeigt (vgl. 1997, S. 83), ist in einem männlichen Diskurs Intelligibilität nur 
mittels Ausschluss möglich. Diese „Originalität“ von Männlichkeit (und 
Weiblichkeit) ist mittels aufgezeigter Ähnlichkeiten angreifbar. In den Fel-
dern „Körper, Geschlecht und intelligible Beziehungen“ und „Differenz und 
Ausschluss“ werden geschlechtliche Eindeutigkeiten durch die Frage nach 
Ähnlichkeiten ins Wanken gebracht. So wird danach gefragt, ob und wie sich 
die Jugendlichen geschlechtlich in und an den Grenzen heteronormativer 
Intelligibilität zeigen und beschreiben und wo homogen erscheinende Kate-
gorisierungen infrage gestellt werden. 
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Leitfadenfrage: Wenn Mädchen/Jungen ... machen/sind, was ist wenn Jungen/Mädchen das 
machen/sind? Sind die dann weniger männlich/weiblich? 
Clayren beschreibt Abb. 2 als „sehr weiblich“, und ich frage, woran man das erkenne. 
Clayren: Ja, dass man sich so durch die Haare geht oder so (...) so die Jungs machen ja eher 
so hält sich den Zeigefinger der rechten Hand links unter den Mundwinkel so dieses ko-
mische Gangsterzeichen. 
Interviewerin: Gibt es denn Mädchen, die sich so gangstermäßig zeigen? 
Clayren: Ja, Mannsweiber oder Assipacks! 
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Auf Nachfrage erläutert Clayren eine Typologie von „asozialen Mädchen“, 
„Eingebildeten“ und „Normalos“. Die zunächst eindeutige Differenzierung 
hinterfragt Clayren im Anschluss selbst mit der Frage: „Was heißt normales 
Mädchen“? Die Suche nach dem Ähnlichem im Anderen dekonstruiert die 
zuvor einheitlich erscheinende Kategorie, sowohl für Interviewte wie Inter-
viewende. 
Bei dieser Interviewkonzeption sind Kategorien das, was für die Inter-
viewten Subjekte ermöglicht und ordnet. Dass diese Kategorien Wirklichkeit 
schaffende Differenzierungen sind, wird einerseits durch das zur Dekonstruk-
tion anleitende Fragen herausgearbeitet. Dabei wird diese Form des Fragens 
als aktive Intervention verstanden, die die Unmöglichkeit wissenschaftlicher 
Neutralität in eine Strategie der Kritik wandelt. Andererseits zeigt sich im In-
terviewmaterial, dass die Befragten in der Lage sind, vorhergehende Diffe-
renzierungen zu benennen und sich zugleich auch nicht mit vereindeutigen-
den Bezeichnungen zufrieden geben. Dekonstruierend mit Kategorien in qua-
litativen Forschungsprojekten umzugehen, kann also ermöglichen, den Blick 
auf jene diskursiven Prozesse zu lenken, die Kategorien hervorbringen. Be-
zogen auf die materialisierende Kraft von Kategorien kann zudem aufgezeigt 
werden, welche subjektivierenden Funktionen sie erfüllen und wie sie Sub-
jekte anhand von Normen intelligibel machen.  
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Mütterlichkeitsideologie und soziale Praxen 
Rita Braches-Chyrek 
Ausgehend von der These, dass Mütterlichkeit als ideologische Konstruktion 
gesellschaftlich genutzt wird, um soziale Praxen zu normieren und Setzungs-
akte in der Sozial- und Familienpolitik zu legitimieren, werden gegenwärtige 
postfeministische Diskurse herangezogen, die im Sinne einer Aufdeckungs-, 
Ernüchterungs- und Aufklärungsarbeit artikulieren, wie es durch inhaltliche 
Akzentverschiebungen und die scheinbare Umsetzung feministischer Forde-
rungen in neoliberalen Politiken möglich wird, bestehende Geschlechterhie-
rarchien zu verfestigen (vgl. Bourdieu 1997b, S. 225; Holland-Cunz 2003, S. 
255). Denn erst eine kritische Betrachtung der tatsächlichen sozialen Praxen 
zeigt, dass spezifische Formen von Freiheit und Unabhängigkeit, die für 
Frauen postuliert werden, individuelle Wahlfreiheit und gleichberechtigte ge-
sellschaftliche Teilhabe suggerieren, gleichzeitig aber Ungleichheitslagen 
und Verschränkungen der zentralen Achsen Geschlecht, Klasse und Ethnizi-
tät verschleiern (vgl. Becker-Schmidt 2007, S. 56; Braches-Chyrek 2010, S. 
73f.).  
Öffentliche Debatten werden durch stereotype Geschlechterkonzeptionen 
bestimmt, die sich in dem höchst ambivalenten Konstrukt der „guten“ Mutter 
und der scheinbar natürlichen Mutterliebe verdichten, während gleichzeitig 
feministische Haltungen abgewertet und als unweiblich desartikuliert wer-
den.1 In diesem Kontext erfahren konservative Formen weiblicher Selbster-
mächtigung eine Reformulierung. Das Postulat der Gleichberechtigung wird 
mit dem Gedankengut schrankenloser ökonomischer Freiheit vermischt und 
dadurch zu einer Möglichkeit stilisiert, gleichzeitig das Recht auf Arbeit und 
Mutterschaft gesellschaftlich und privat einlösen zu können. Hier gilt es die 
Beschränkungen, Ungleichzeitigkeiten und Ambivalenzen, die in diese Frei-
heitsdiskurse konstitutiv eingeschrieben sind, aufzuzeigen (vgl. McRobbie 
2010, S. 51).  
                                                                          
1  In aktuellen Debatten erfahren die stereotypen Bezeichnungen „Rabenmutter“, „Karriere-
mutter“ oder „Mutterglucke“ eine Renaissance (Thiessen/Villa 2008, S. 277; Radisch 2007, 
S. 17f.). McRobbie (vgl. 2010, S. 46) ermöglicht durch ihr Konzept der Desartikulation ei-
ne Analyse dieser medialen Konstruktionen.  
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Vor dem Hintergrund dieser Überlegungen werden nach einer kurzen 
Darstellung der zentralen ideenhistorischen Kontexte in einem zweiten 
Schritt die Ungleichzeitigkeiten der mütterlichen Praxen, die sich in der 
Vermittlung zwischen gesellschaftlichen Strukturen und der subjektiven An-
eignung zeigen, diskutiert. Anschließend gilt es, die Kontinuitäten und Dis-
kontinuitäten wesentlicher familienpolitischer Maßnahmen in ihren Wirkun-
gen auf mütterliche Praxen nachzuzeichnen. 
1. Ideenhistorische Kontexte 
Die historische Rekonstruktion des ideologischen Konstrukts der Mütterlich-
keit führt unmittelbar zu Veränderungen in der politischen und gesellschaftli-
chen Ideengeschichte des 18. Jahrhunderts (vgl. Allen 2000). Diskurse der 
Aufklärungsphilosophie beförderten die Herausbildung kultureller Deutungs-
muster und konnten neue Werthaltungen gegenüber dem Kind und der bür-
gerlichen Familie begründen. Auf Grund von wirtschaftlichen und sozialen 
Umbrüchen veränderten sich die familialen Strukturen und leiteten neben der 
Ausdifferenzierung der Kompetenzbereiche auch die Herausbildung von Ge-
schlechterrollen ein, die mit der Ausformung der mütterlichen Rollen und des 
Status einhergingen. Mutterschaft beschränkte sich jetzt nicht mehr nur auf 
die Möglichkeit Kinder zu gebären, sondern wurde erweitert um die Funktion 
der Erziehung und Wissensvermittlung, bei gleichzeitiger Bindung der Frau-
en an die Ehe- und Hausfrauenrolle.2 Als Produkt einer regelrechten rituellen 
und sachlichen Setzungsarbeit bediente sich die Familie unzähliger Bekräfti-
gungs- und Bestärkungsakte, die durch Pflichtaffekte und affektive Ver-
pflichtungen der individuellen Empfindungen die Integration der Familien-
mitglieder dauerhaft bewirken sollte (vgl. Bourdieu 1998, S. 130).  
An der historischen Semantik des Begriffs der Liebe zeigt sich, dass er 
zum einen der Selbstbeschreibung sozial konstruierter Normierungen 
menschlicher Empfindungen diente und zum anderen mit ihm die Vorausset-
zung von Glück und Gleichheit in Familien beschrieben wurde (vgl. Schütze 
1991, S. 72; Ossege 1998, S. 54). Erweitert zum Begriff der Mutterliebe, 
                                                                          
2  „Von der guten Konstitution der Mutter hängt zunächst die der Kinder ab; die erste Erzie-
hung der Männer hängt von der Fürsorge der Frauen ab; von ihnen hängen auch ihre Sitten, 
ihre Neigungen, ihre Zerstreuungen, selbst ihr Glück ab. So muß sich die ganze Erziehung 
der Frauen im Hinblick auf die Männer vollziehen. Ihnen gefallen, ihnen nützlich sein, sich 
von ihnen lieben und achten lassen, sie großziehen, solange sie jung sind, als Männer für 
sie sorgen, sie beraten, sie trösten, ihnen ein angenehmes und süßes Dasein bereiten: das 
sind die Pflichten der Frauen zu allen Zeiten, das ist es, was man sie von Kindheit an lehren 
muß. Solange man nicht zu diesem Prinzip zurückgeht, entfernt man sich vom Ziel, und alle 
Regeln, die man für sie aufstellt, dienen weder ihrem noch unserem Glück“ (Rousseau 
1978, S. 129). 
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wird ein scheinbar natürlicher und gesellschaftlich wichtiger Wert geschaf-
fen, der gleichzeitig eine Normierung und Disziplinierung von Weiblichkeit 
ermöglichte:  
„Die Normalitätsdefinition von Weiblichkeit bedurfte der Aufwertung des Kindes. Daran 
schließt sich der Diskurs der Natürlichkeit des Mutterhaften, des Mutterinstinktes und der 
Mutterliebe. Zwei Mechanismen entstehen daraus: Erstens wird die Frau enger (ja fast aus-
schließlich) an den Ort des Mannes und an das Haus gebunden und ist bestimmt durch die 
Ehe- und Hausfrauenrolle. Zweitens übernimmt sie – und zwar freiwillig durch die Liebe – 
die Rolle der Mutter und Ehefrau“ (Ossege 1998, S. 57).3  
Elisabeth Badinter (1992) kommt bei ihrer Untersuchung der kulturellen 
Norm der Mutterliebe im Frankreich des 17. Jahrhunderts zu dem Ergebnis, 
dass Mutterliebe kein natürlicher und unabänderlicher Instinkt sei, kein Be-
standteil der weiblichen Natur, sondern ein menschliches Gefühl, das in un-
terschiedlichen Ausprägungen historisch bestimmt ist. Mutterliebe entsteht in 
der direkten Wechselbeziehung mit geschlechtsspezifischen Zuschreibungen 
als kulturelles Deutungsmuster (vgl. Schütze 1991). Damit ähnelt Badinter in 
ihrer Darstellung de Beauvoir, die im Kontext einer Beschreibung der zwie-
spältigen Gefühle von jüngeren Müttern gegenüber ihren Kindern und Part-
nern folgende Bestimmung vornimmt: „Alle diese Beispiele zeigen, dass es 
keinen ‚Mutterinstinkt‘ gibt. Jedenfalls läßt dieser Begriff sich nicht auf die 
menschliche Spezies anwenden. Die Haltung der Mutter ergibt sich aus deren 
gesamter Situation und aus der Art und Weise, wie sie diese annimmt“ (de 
Beauvoir 1998, S. 647).  
Eine historisch gesättigte Kritik an diesen ideologischen Konstruktionen 
von Mütterlichkeit4 respektive Mutterschaft wurde bereits in den wissen-
schaftlichen Diskursen, die im Kontext der Frauen- und Geschlechterfor-
schung der 1970er Jahre ihren Ursprung haben, geleistet. Sie ermöglichten 
die Analyse des Konstrukts der „guten Mutter“ und der scheinbar natürlichen 
„Mutterliebe“ und beförderten nachhaltig die Herausbildung anderer Denk- 
und Wissensformen, die eine Dekonstruktion der mit dem Begriff der Mut-
terschaft verwobenen kulturell und gesellschaftlich gesetzten Normen und 
Privilegien möglich machten (vgl. Kortendiek 2004, S. 385; Schütze 1991, S. 
7f.; Vinken 2007, S. 108f.).  
Verallgemeinerbare Vorstellungen von Mütterlichkeit sind jedoch nach 
wie vor schwierig zu formulieren, da sie zeitgeschichtlichen und gesellschaft-
lichen Veränderungen in unterschiedlichen Epochen der Menschheitsge-
schichte unterliegen und immer wieder durch die Herausbildung von hetero-
                                                                          
3  Zum Leitbild der Weiblichkeit siehe Betty Friedan (1991). 
4  Mit Mütterlichkeit wird im ursprünglichen Sinn eine Hege- oder auch Pflegebeziehung be-
zeichnet, die nicht unmittelbar an ein Geschlecht gebunden ist. Der Begriff Mutterschaft 
charakterisiert einen biologischen, juristischen und sozialen Status. Mutterschaft entsteht 
erst durch die Geburt oder Annahme eines Kindes und kann daher nur im Kontext von Fa-
milie gedacht werden (zur Norm der Mütterlichkeit vgl. auch Scheepers 2008, S. 236). 
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genen Familienidealen und unterschiedlichen Gestaltungsmöglichkeiten im 
Umgang mit den Kindern modifiziert wurden.  
Die sozialen Praxen von Mütterlichkeit und ihre symbolische Wirksam-
keit als gesellschaftliche Hierarchisierungs- und Evaluierungsprinzipien wei-
sen also bei näherer Betrachtung eine Vielzahl von Verflechtungszusammen-
hängen (familiale Wert- und Normenkontexte, soziale Netzwerke, biographi-
sche Be- und Verschränkungen) auf, die die konkrete Ausgestaltung beein-
flussen (vgl. de Beauvoir 1998, S. 652f.; Chodorow 1985, S. 265; Chodorow/ 
Contratto 1982, S. 54f.). Frauen wird durch die Umwandlung der Liebes-
pflicht in Liebesdisposition die Aufgabe zugewiesen, die unzähligen, konti-
nuierlichen und normalen Tauschakte in den Familien zu pflegen, um durch 
dieses affektive Prinzip der Kohäsion den Erhalt der Familie zu gewährleis-
ten (vgl. Bourdieu 1998, S. 131). 
2.  Ungleichzeitigkeiten mütterlicher Praxen 
Festhalten lässt sich, dass mütterliche Praxen sozial und kulturell überformt 
sind. Reduzierungen auf biologische und damit naturwüchsige Funktionen 
von Mütterlichkeit, wie sie in alltagsweltlichen Zusammenhängen angewen-
det werden, bedürfen demnach einer Relativierung. „Kaum eine andere Di-
mension von Weiblichkeit ist im deutschsprachigen Raum bis heute so sehr 
als natürliche Anlage kodiert wie Mütterlichkeit. Muttersein, so die alltags-
weltliche Semantik, ist naturgegebene Fähigkeit, ist biologisches Programm, 
ist genetische Notwendigkeit“ (Thiessen/Villa 2008, S. 275). Gesellschaftli-
che Normalitätsdefinitionen von einer „guten Mutter“ wirken auf Einstellun-
gen, Handlungsmuster und sozialen Praxen in Familien und lassen sich in den 
konkreten Prozesslogiken der Vergeschlechtlichung von Elternschaft nach-
weisen (vgl. Nentwich 2000, S. 100).  
Neben der Fixierung auf die Mutter-Kind-Dyade als notwendiger Bedin-
gung für eine gelingende kindliche Sozialisation und Begründung für die be-
wusste Konstruktion von vergeschlechtlichten Rollenverteilungen in Fami-
lien werden geschlechtsspezifische Stereotypisierungen angeführt, um diese 
genuinen Rollenzuweisungen und damit Geschlechterdifferenzen zu rekon-
struieren (vgl. ebd.). Im Kontext neoliberaler Politiken verwandeln sich die 
Benachteiligungen von Frauen – durch die selbstverständliche Übernahme 
von Erziehungsarbeit und Ausbeutung ihrer Arbeitskraft in Familie und 
Haushalt – in individuelle Entscheidungen und dienen so der Verdeckung he-
gemonialer gesellschaftlicher Verhältnisse. Die soziale Genese und soziale 
Prozessualität mütterlicher Praxen zeigen sich gerade in der familialen Rep-
roduktionsfunktion, die unmittelbar mit weiblicher Tätigkeit verbunden ist 
und nach wie vor dem Zweck der emotionalen und wirtschaftlichen Stabili-
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sierung der Familie dient; beispielsweise die Aufrechterhaltung der sozialen 
Beziehungen, die ästhetische Pflege und Ausstattung der Familie und der 
Wohnung bzw. des Hauses (vgl. Bourdieu 1997a, S. 210).  
Auch wenn vermehrt zu konstatieren ist, dass Frauen ihre Erwerbstätig-
keit nur noch kurz für die Geburt eines Kindes unterbrechen, bewirkt diese 
Entwicklung zwar einerseits eine Neupositionierung der Mütter auf dem Ar-
beitsmarkt, da gestützt durch veränderte Sozialpolitiken – feministische For-
derungen wie beispielsweise die Vereinbarkeit von Beruf und Kindererzie-
hung wurden teilweise umgesetzt – eine verstärkte Erwerbsbeteiligung von 
Müttern möglich wurde. Andererseits kommt es hier zur gesellschaftlichen 
Überformung „sozialer Kompromisse“, die die Restabilisierung der Ge-
schlechterverhältnisse nachhaltig befördern, da die innerfamiliale Arbeitstei-
lung und die wettbewerbsorientierten Unternehmenskulturen von Frauen 
deutliche Zugeständnisse abverlangten, damit sie ihre familialen Pflichten – 
auch unter veränderten Rahmenbedingungen – adäquat erfüllen (vgl. 
McRobbie 2010, S. 119).  
Mit familienpolitischer Unterstützung entsteht scheinbar ein neuer Ge-
schlechtervertrag, der Frauen individuelle Freiheit lässt, wie sie ihre Teilhabe 
an den gesellschaftlichen Produktions- und Reproduktionsaufgaben gestalten 
(vgl. Hochschild 2002). Erwerbstätigkeit, Kindererziehung und die häusliche 
Organisation des Alltagslebens eigenständig und eigenverantwortlich zu be-
wältigen, wird zum Ziel jeder „leistungsfähigen“ und „hochgebildeten“ Frau 
(ebd., S. 108). Eine Konsequenz dieser Entwicklung ist, dass weder konkrete 
Veränderungen in der Aufteilung der Reproduktionsarbeit eingefordert wer-
den noch die weibliche Allzuständigkeit für private Belange in Frage gestellt 
oder die männliche Hegemonie grundlegend kritisiert wird. Erfolgt dennoch 
die männliche Partizipation an der häuslichen Organisation und/oder Kinder-
erziehung, wird sie individualisiert als „glückliche“ Partnerwahl dargestellt. 
Kritisch in den Blick zu nehmen sind die gesellschaftlichen Verwerfun-
gen, die sich bei der näheren Betrachtung der privaten Ausgestaltung sozialer 
Praxen zeigen. Erwerbstätigkeit und Familienarbeit zu vereinbaren heißt jetzt 
Umverteilung der Familienarbeit auf andere Frauen.5 Die Folge ist, dass tra-
ditionelle Betreuungsmuster in neue wettbewerbsorientierte Arbeitsverhält-
nisse eingelassen werden und dadurch zur Verfestigung prekärer Lebens- und 
Arbeitsbedingungen beitragen. Belegt werden kann diese Entwicklung durch 
die hohe Anzahl ungeschützter und illegaler Beschäftigungen in privaten 
Haushalten. Von staatlicher Seite wird diese Umverteilung von Familienar-
beit mithilfe eines vereinfachten Meldeverfahrens, Mini-Job-Regelungen und 
Ermäßigungen in der Einkommenssteuer unterstützt (vgl. BMFSFJ 2005, S. 
                                                                          
5  Eine Erklärung für die Umverteilung der Familienarbeit auf andere Frauen ist sicherlich in 
der tradierten Logik alltäglicher Identitätsmuster zu suchen, die nicht zur Disposition ste-
hen, da das Selbstbild der „guten Mutter“ durch die Verlagerung der Tätigkeiten auf andere 
Frauen respektive Mütter nicht angetastet wird (vgl. Lutz 2007, S. 224). 
178 Rita Braches-Chyrek 
 
159). Um ihr berufliches Engagement auch nach der Geburt eines Kindes 
fortführen zu können oder die Betreuung und Pflege bedürftiger älterer An-
gehöriger zu ermöglichen, greifen insbesondere einkommensstarke Eltern auf 
haushaltsfremde Personen6 zurück, die an ihrer Stelle die familiale Alltags-
versorgung und -organisation sicherstellen. Einkommensschwache Haushalte 
hingegen können die Verlagerung von Familienarbeit an bezahlte Arbeits-
kräfte nicht finanzieren. Frauen dieser sozialen Klasse übernehmen traditio-
nell für andere Haushalte gegen Entgelt die Familienarbeit. Ihre Erwerbstä-
tigkeit beschränkt sich also noch sehr häufig auf die gering entlohnten Berufe 
der Haushaltshilfe, Reinigungskraft, Pflegerin, Erzieherin und Amme. 
Gleichzeitig jedoch stehen auch sie vor der Aufgabe, die Reproduktionsarbei-
ten für ihre eigene Familie zu bewältigen. Aktuelle politische Bestrebungen, 
die Sozialausgaben entscheidend zu verringern und insbesondere Kürzungen 
in der Kinder- und Jugendhilfe vorzunehmen, werden die familialen Situatio-
nen der gering qualifizierten und schlecht bezahlten Frauen noch verschärfen, 
da sie überproportional häufig öffentliche Betreuungsangebote für ihre Kin-
der in Anspruch nehmen und aufgrund ihrer prekären wirtschaftlichen Situa-
tion nicht in der Lage sind, ihre langen und ungünstigen Arbeitszeiten zu ver-
ändern. Unterversorgung und chronische Überforderung sind eine logische 
Folge,7 wenn nicht auf unentgeltliche Hilfe aus dem Verwandtschaftsnetz-
werk und Freundeskreis zurückgegriffen werden kann (vgl. BMFSFJ 2005, S. 
160).  
Bei einer kritischen Betrachtung dieser Entwicklungen zeigen sich struk-
turelle und damit eben auch soziale Ungleichheiten, für die die Organisation 
der care Arbeit als global care chain ein weiteres Beispiel ist. Überwiegend 
Familien, die über ein mittleres Einkommen verfügen, beschäftigen Migran-
tinnen, die anstelle der Eltern die Familienarbeit verrichten und dort zeitweise 
die Rolle der „guten Mutter“ einnehmen (vgl. Lutz 2007, S. 224). Die Schief-
                                                                          
6  Ihren historischen Ursprung hat diese Entwicklung in der Zeit der Industrialisierung, in der 
es zu einer immer stärkeren Nachfrage nach weiblichen Arbeitskräften kam. Die weibliche 
Erwerbstätigkeit erforderte eine Neuverteilung der Familienarbeit, deren Folge die massive 
Umverteilung der Hausarbeit auf haushaltsfremde Frauen war. Erst deren Einsatz gestattete 
die Freisetzung der bürgerlichen Frauen für Beruf und Bildung. Durch diese Entwicklung 
wurde die Klasse der Dienstmädchen geschaffen. Das Zusammenfallen eines Überangebots 
von weiblichen Arbeitskräften und einer starken Arbeitsnachfrage führte zu einem deutli-
chen Einkommensgefälle zwischen den verschiedenen Klassen. Mit der gesellschaftlichen 
Funktion von Dienstmädchen hat sich schon Alice Salomon kritisch auseinandergesetzt 
(1997, S. 28f., S. 358; 2000, S. 68f.). Auch möchte ich daran erinnern, dass sich bei wohl-
habenden Frauen schon früh die Tradition herausgebildet hat, ihre Kinder zu Ammen zu 
geben. „Mit der Entscheidung für eine Amme, die nicht nur nach medizinischen und hygie-
nischen, sondern auch nach moralischen Gesichtspunkte auszuwählen ist, beginnt der Vater 
jenes Erziehungswerk, das er ohne Eingriffe seitens der Frau zu Ende bringen wird“ (Vec-
chio 2006, S. 144) – ein Trend, der aktuell wieder eine Renaissance erfährt. 
7  Sozial- und familienpolitisch wird auf diese prekären Lebenslagen durch den Einsatz von 
Familienhilfen und dem Ausbau institutioneller Betreuungsarrangement reagiert (vgl. Top-
pe 2010, S. 80). 
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lage der Einkommensverhältnisse zwischen Ost- und Westeuropa werden ge-
nutzt, um ökonomisch und emotional von der Beschäftigung einer Migrantin 
zu profitieren.8 Insbesondere Frauen werden gezielt für die Familienarbeit ge-
sucht und eingestellt, weil aufgrund ihrer Geschlechtszugehörigkeit davon 
ausgegangen wird, dass sie für diese Tätigkeiten geeignet sind. Die Migran-
tinnen hingegen setzen ihre weibliche Identität und ihre Ethnizität als Res-
source ein, um für den Lebensunterhalt ihrer Familien in ihrem Herkunfts-
land zu sorgen. Dafür nehmen sie prekäre, schlecht bezahlte und sozial wenig 
abgesicherte Arbeitsverhältnisse ebenso in Kauf wie die jahrelange räumliche 
Trennung von ihrer Familie (vgl. ebd., S. 216).9 Wie sich an diesen Beispie-
len zeigt, bedeutet insbesondere für gering qualifizierte10 Frauen die konkrete 
Ausgestaltung mütterlicher Praxen – entlang des Imperativs der Selbstopti-
mierung – eine Verminderung sowohl ihrer Lebensqualitäten als auch ihrer 
Chancen auf Selbstverwirklichung und Selbstbestimmung. Die Doppelbelas-
tung von Familie und Beruf und die Finanzierbarkeit von Mutterschaft wer-
den zur persönlichen Bewältigungsaufgabe.  
Da Reproduktionsarbeit von staatlicher Kontrolle weitgehend ausge-
nommen ist und ihre gesellschaftliche Anerkennung gering ist, gibt es auch 
keine politischen Initiativen, care Arbeit adäquat zu bezahlen und zu legali-
sieren. Dieser arbeitsmarkt- und familienpolitisch durchaus wichtige Dienst-
leistungsbereich ist eine gesellschaftliche und politische Tabuzone. Durch die 
fehlende rechtliche Verankerung, die im Ausschluss aus dem Arbeitsrecht 
sichtbar wird, und die mangelhaften Möglichkeiten, Missbrauch aufzuspüren 
und Sanktionen gegen ArbeitgeberInnen sowie die vielfältigen Vermittlungs-
organisationen einzuleiten, bleibt eine gerechtere Verteilung der Familienar-
beit problematisch; den Versorgungsdefiziten und dem Abfluss von Bil-
dungskapital in strukturell schwächeren Familien und Ländern kann so nicht 
offensiv entgegengetreten werden.  
„Mir scheint, man muß die Frauen immer in dieser doppelten Relation sehen, im Verhältnis 
zu den Männern derselben Position und im Verhältnis zu den Frauen anderer Positionen. 
Und man darf nicht vergessen, dass es eine dominierende Weise gibt, dominiert zu sein. 
Und um die eingeschlagenen Argumentation bis zum Ende zu verfolgen: Ich denke erstens, 
dass die sozialen Teilungen unter den Frauen zu Unterschieden in ihrer Sicht der Lage der 
Frau und der männlichen Herrschaft führen, die für das Zusammengehen aller Frauen in 
                                                                          
8  Ethnizität wird von Helma Lutz (2007, S. 225) in diesem Kontext als Strukturkategorie ver-
standen und Doing Ethnicity als relationale Kategorie, die durch Interaktion habitualisiert 
wird und der Grenzziehung von Nähe und Distanz in Familien dient, also die sozialen Posi-
tionierungen zwischen ArbeitgeberInnen und ArbeitnehmerInnen im Privathaushalt be-
stimmt. 
9  Durch diese Entwicklung entsteht ein Versorgungsdefizit in den Herkunftsländern, und Bil-
dungskapital „fließt ab“, da sehr häufig gut ausgebildete Frauen den Weg der Migration 
wählen. Dies bedürfe einer umfassenden Analyse (vgl. Lutz 2007, S. 217). 
10  Zu den gering qualifizieren Frauen zählen auch die Frauen, deren schulische und berufliche 
Qualifikation von ArbeitgeberInnen oder der Agentur für Arbeit aufgrund ihrer Migrations-
biographie nicht anerkannt werden. 
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ein und derselben feministischen Bewegung ein Hindernis bilden. Und ich denke zweitens, 
dass die Frauen, die von der Emanzipations- und Befreiungsbewegung am meisten hatten, 
zumeist strukturell untergeordnet bleiben, da die Positionen, die sie errungen haben, (mö-
gen es auch bisweilen Machtpositionen sein) in den untergeordneten Regionen des sozialen 
Raumes liegen, wie in der symbolischen Produktion“ (Bourdieu 1997b, S. 224). 
Die beliebige Verfügung über Frauen in der Arbeitswelt, die durch das unbe-
dingte Einfügen in die neuen neoliberalen Arbeitsregime noch verstärkt wird 
– je nach wirtschaftlicher Lage werden sie eingestellt oder entlassen –, be-
schreibt ihre gesellschaftliche Benachteiligung.11 So lässt sich auch erklären, 
dass die Erwerbsbeteiligung von Frauen in den letzten Jahren – außer in der 
Teilzeitarbeit, der geringfügigen Beschäftigung und in deregulierten Arbeits-
verhältnissen – weitgehend stagniert.12 Verstärkt wird dieser Prozess durch 
die zunehmende Verschmelzung neoliberaler Politiken mit wohlfahrtsstaatli-
chen Maßnahmen (vgl. Dixon 2000, S. 105), welche die lebenslange Partizi-
pation von Frauen am Erwerbsleben einfordern. Ziel ist, die Kosten für sozi-
alstaatliche Maßnahmen, die insbesondere Frauen in Anspruch nehmen – 
nicht nur weil care Arbeit traditionell gering entlohnt wird, sondern auch, 
weil die Entlohnung von Männer- und Frauenarbeit nach wie vor eine be-
trächtliche Diskrepanz aufweist, wie der jährliche gender pay gap zeigt13 – 
dauerhaft zu senken. Auch die verstärkt auf Frauen zugeschnittene Konsum-
kultur zeigt, dass sie zwar einerseits zu den privilegierten Subjekten ökono-
mischer Leistungsfähigkeit gezählt werden können, andererseits wird von ih-
nen verlangt, diesem Standard durch eine ausgeprägte Leistungsorientierung, 
der Akzeptanz und Anpassung an die zunehmende Deregulierung als auch 
Privatisierung von Arbeitsverhältnissen, gerecht zu werden (vgl. McRobbie 
2010, S. 121).14  
Demzufolge stellt sich die Frage, inwieweit diese Flexibilitätsanforde-
rungen und sozialen Kompromisse, die den Frauen abverlangt werden – 
gleichzeitig aber eine emanzipatorische sowie demokratische gesellschaftli-
che Praxis postulieren – in politischen Debatten wahrgenommen wurden und 
zu inhaltlichen Akzentverschiebungen in der Familienpolitik geführt haben.  
 
                                                                          
11  Eindrucksvoll belegt werden kann dieses Argument durch eine Untersuchung über die 
staatlichen Krisenhilfen, die in ihrer Konsequenz zur Sicherung der Jobs männlicher Indust-
riearbeiter geführt haben. Es wird davon ausgegangen, dass zukünftige staatliche Sparpro-
gramme hauptsächlich frauendominierte Sozial- und Dienstleistungsbranchen treffen wer-
den (vgl. Schambach 2010). 
12 Siehe dazu die aktuellen Statistiken aus dem Gender Datenreport: www.bmfsfj.de/ 
Publikationen/genderreport/2-erwerbstaetigkeit-arbeitsmarktintegration-von-frauen-und-
maenner.html 
13  http://www.ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=681&langId=de 
14  Anzuführen sind hier unter anderem die ambivalenten Entgrenzungstendenzen in Familien, 
die durch die Ausdehnung der Erwerbsarbeit im Bereich des Privaten zu einer räumlichen 
und zeitlichen Vermischung von Arbeits- und Lebensbereichen führen (vgl. Thiessen/Villa 
2008, S. 286). 
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3. Kontinuitäten und Diskontinuitäten in der 
Familienpolitik 
Zielsetzung der deutschen Familienpolitik ist es, nachhaltig und demokra-
tisch die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen so zu verändern, dass der 
Dynamik und Vielfalt familialer Zusammenhänge Rechnung getragen wird 
und die Familie ihren Sorgeaufgaben nachkommen kann. Denn trotz aller ge-
sellschaftlichen Veränderungen und Modernisierungsbestrebungen ist die 
Familie nach wie der Ort, der das Alltagsleben von Kindern, Jugendlichen 
und ihren Eltern prägt. Zwar verlangen die Dynamiken des gesellschaftlichen 
Wandels von den Familien Anpassungsleistungen an die Flexibilitäts- und 
Mobilitätsanforderungen der Wirtschaft, die mit einer ständigen Neupositio-
nierungen ihrer Akteur_innen einhergehen – der Topos doing family rahmt 
diese Prozesse –, trotzdem werden Mütter nach wie vor als die zentralen Ak-
teur_innen in der Familie angesehen (vgl. Schier/Jurczyk 2007). Der hohe 
Anteil der Mutter-Kind-Familien bei Alleinerziehenden und die vorwiegend 
mütterliche Inanspruchnahme von Elternzeit – früher Erziehungsurlaub – 
sind ein Indikator dafür, dass eine Veränderung der mütterlicher Praxen nicht 
wirklich feststellbar ist.15  
Erklärungen für diese gesellschaftliche und familienpolitische Fixierung 
am Leitbild der Normalfamilie und der „guten Mutter“, die entscheidend zur 
Konstruktion der Geschlechterverhältnisse beitragen, haben ihren Ursprung 
in der Entstehungsgeschichte der Familienpolitik (vgl. Jurczyk 1978; Tyrell 
1988). Erste familienpolitische Ansätze entstanden im Schatten der Nach-
kriegszeit und wurden neben nachwirkenden Apologien, die sich aus natio-
nalsozialistisch geprägten Vorstellungen von Mutterschaft speisten,16 auch 
durch den ökonomischen Aufschwung geprägt. Sie entwickelten sich in Kon-
kurrenz zur Familienpolitik der DDR, die kollektive Erziehung als Ideal pro-
pagierte und durch staatliche Institutionen (Kinderkrippe, Kindergarten und -
hort, Ganztagsschulen) institutionalisierte.17 Aber auch in der DDR wurde 
trotz eines staatlich verordneten Gleichstellungspostulates und der weitge-
henden Durchsetzung der Doppelerwerbestätigkeit beider Partner die fakti-
                                                                          
15  Die Inanspruchnahme von Elternzeit orientiert sich am klassischen männlichen Ernährer-




16  Die Frage der Sexualmoral und das Ideal der Mutterschaft sind seit der ersten bürgerlichen 
Frauenbewegung zentrale Streitpunkte (vgl. Dienel 1995, S. 217f.). 
17  Siehe hierzu die Ausführungen von Maria Fölling-Albers (1987) über die Kibbutz-
Erziehung. In dieser kollektiven Arbeits-, Lebens- und Lernform war das Kinderkollektiv 
die zentrale Sozialisationsinstanz. Es wurde an allen wichtigen Prozessen und Aspekten des 
Lebens gleichrangig mit den Eltern und Erzieherinnen beteiligt (vgl. ebd., S. 35). 
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sche Diskriminierung der Frauen durch ihre primäre Zuständigkeit für Haus-
halt und Kinderbetreuung nicht aufgehoben.18  
In Westdeutschland bestimmte das „Ernährermodell“ die Ausgestaltung 
wohlfahrtsstaatlicher Institutionen und damit die soziale Positionierung von 
Frauen und Männern – sicherlich auch, um die ideologischen Grenzen zur 
DDR in diesem Bereich zu markieren. Frauen wurden abgeleitete, über den 
Ehemann erworbene Sicherungsleistungen zugestanden (vgl. Kulawik 2005, 
S. 8).19 Individualität und der Schutz der familialen Privatsphäre waren die 
wesentlichen Aspekte der westlichen Ideologie; die Orientierung am Leitbild 
der Normalfamilie und dem männlichen Ernährermodell verstärkte die tradi-
tionellen Rollenvorstellungen. Kinder sollten in der Familie erzogen werden. 
Die Rolle der Mutter als Erzieherin und Wissensvermittlerin war zentral und 
wurde durch normative Vorstellungen von Mutterschaft, die eine „natürli-
che“, emotional geprägte Mutter-Kind-Beziehung implizierten, verfestigt 
(vgl. Bauer/Wiezorek 2007, S. 614).  
Der mangelnde Ausbau des Kinderbetreuungsystems ist ein Beispiel da-
für, wie Familienpolitik mit Arbeitsmarktpolitik vermischt wurde, denn so 
konnte eine aktive Verhinderung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
durchgesetzt werden. Die Orientierung der Familienpolitik am patriarchalen 
Leitbild des „Ernährer-Ehemanns“ (Ostner 1995) subventioniert den Ausstieg 
aus der Erwerbsarbeit von Frauen bei der Geburt eines Kindes und die an-
schließende Aufnahme einer Teilzeitbeschäftigung.  
Getragen wird dieses Familienmodell bis heute durch das Ehegattensplit-
ting im Steuersystem, aber auch im Sozial- und Arbeitsrecht sind die Trans-
ferleistungen auf Familien zugeschnitten. Überwiegend Alleinerziehende und 
nichteheliche Lebensgemeinschaften werden hier benachteiligt, indem zum 
Beispiel die Anrechnung des Partnereinkommens den Leistungsbezug im Ar-
beitslosengeld II vermindert (vgl. Jurczyk 2009, S. 72). Um der zunehmen-
den Inanspruchnahme von staatlichen Transferleistungen entgegenzutreten, 
stehen alleinerziehende Mütter als sogenannte Risikogruppe im Fokus staatli-
cher Interventionsprogramme, wie die gesellschaftlichen Wahrnehmungs- 
und Deutungsmuster jugendlicher Mutterschaft zeigen: Sie erfahren über die 
Grenzen von Klasse und Ethnizität hinweg negative Zuschreibungen. Eine 
                                                                          
18  Aufgrund der Doppelbelastung entschieden sich viele Frauen zum Reproduktionsverzicht 
(vgl. Nickel 1993, S. 233f.). 
19  Deutschland gehört neben Irland und Großbritannien zu dem Typus des starken 
Ernährermodells. Mit dem Typus des schwachen männlichen Ernährermodells werden die 
Sicherungssysteme in Schweden, Finnland und Dänemark beschrieben. Hier weisen die 
Frauen hohe Erwerbsquoten auf, da sich die Sicherungssysteme an einem „geschlechtslosen 
Erwerbs-Eltern-Bürger“ orientieren. Frankreich und Belgien werden als moderate Typen 
beschrieben, da weder Familienformen noch die konkrete Ausgestaltung von Erwerbstätig-
keit und Kindererziehung normierenden sozialpolitischen Vorgaben unterliegen. Die Nie-
derlande gelten aufgrund der Ausrichtung ihres Sozialversicherungssystems an Mutter-
schaft als Mischform (vgl. Kulawik 2005, S. 8f.). 
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„gute Mutterschaft“ wird ihnen nicht zugetraut, das Wohl ihrer Kinder sei po-
tentiell gefährdet, da sie die Regeln der verantwortungsbewussten Eltern-
schaft nicht eingehalten haben. Dies bedeutet, dass für jugendliche Mütter die 
neuen Freiheitsregeln nicht gelten. Mutterschaft habe planvoll und nach einer 
erfolgreichen Berufstätigkeit zu erfolgen (vgl. McRobbie 2010, S. 125).20 
Hier zeigt sich, dass erst die Kontextualisierung der tatsächlichen Erwerbsbe-
teiligung von Frauen eine Analyse der sozialen Ungleichheitslagen ermög-
licht. 
Eine weitere Folge dieser Verschmelzung familien- und arbeitsmarktpo-
litischer Rahmungen ist die dauerhafte Segregation weiblicher Berufsverläu-
fe, wie eine genaue Betrachtung der Einkommensgefälle, Erwerbsbeteili-
gung, Erwerbs- und Ausbildungspräferenzen und Karrieremöglichkeiten 
zeigt. Trotz der deutlichen Zunahme junger Frauen mit hohen schulischen 
und beruflichen Abschlüssen,21 die von staatlicher Seite politisch als Bil-
dungserfolge postuliert und als Maßstab für die erfolgreiche Umsetzung von 
Gleichstellungspolitiken herangezogen werden, ordnen sich die Frauen bei 
Familiengründung der tief verwurzelten Ideologie Mütterlichkeit unter und 
begeben sich in die Rolle der Familienmanagerin. Mit Aufgabe ihrer wirt-
schaftlichen Unabhängigkeit wird gleichzeitig die Abhängigkeit von der In-
stitution Ehe neu begründet. Wenn dieses Versorgungsmodell nicht greift und 
die Frauen aufgrund finanzieller Notlagen gezwungen sind, auf staatliche 
Unterstützungsleistungen zurückzugreifen, werden die daraus folgenden so-
zialen Schieflagen individualisiert und als familieninterne Probleme und 
Dysfunktionalitäten22 dargestellt; mit dem Ergebnis, dass die eigentlichen ge-
sellschaftlichen Verursachungsketten erfolgreich aus den öffentlichen Debat-
ten ausgeblendet werden können.23 
Es zeigt sich, dass Ideologie der Mütterlichkeit familienpolitisch genutzt 
wird, um hegemoniale gesellschaftliche Verhältnisse dauerhaft zu reprodu-
zieren. Die enge Verwobenheit sozial- und bildungspolitischer Vorgaben 
restabilisiert die bisherigen Geschlechterhierarchien, die zwar einerseits die 
                                                                          
20  Zur Diskussion über den „Auftrag“ der Mütter und der Mutterideologie insbesondere bei 
Alleinerziehenden siehe Woods (2005, S. 93f.) und zu den familienpolitischen Leistungen 
(vgl. BMFSFJ 2009). 
21  Über 50 % der Studienanfänger_innen sind mittlerweile weiblichen Geschlechts, jedoch 
studieren sie immer noch bevorzugt Fächer wie Geistes- und Kulturwissenschaften, Bil-
dungswissenschaften und Sprachen. Die Abschlussquoten von Frauen (40,6 %) liegen über 
denen der Männer (37,8 %). Mittlerweile verfügen mehr Frauen unter dreißig als Männer 
über einen Fachhochschul- oder Hochschulabschluss (vgl. Mogge-Grotjahn 2008, OECD 
2008). 
22  Als Dysfunktionalitäten werden auch Zeugungsunfähigkeit und die soziale Situation allein-
erziehender Mütter bezeichnet (vgl. Braches-Chyrek 2002, 2006; McRobbie 2010, S. 125). 
23  Dieser weibliche Erfolg ist jedoch sehr ungleich verteilt, da sowohl die Klassenherkunft als 
auch rassistisch motivierte Benachteiligungen junger Frauen mit einer Migrationsbiogra-
phie quer durch alle sozialen Schichten deren Bildungschancen massiv unterhöhlen (vgl. 
McRobbie 2010, S. 111; Bettie 2003, 167f.). 
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weibliche Teilhabe am Arbeitsmarkt einfordern und als Erfolg darstellen, an-
dererseits ihre Partizipation mit der Familiengründung klar begrenzen. Nicht 
zuletzt führt auch die starre Konstruktion des deutschen Bildungssystems, das 
die Halbtagsschule als zentrale Institution schulischer Bildung konserviert 
hat, zum Ausschluss von Frauen aus dem Erwerbssystem.24 Ganztagsbetreu-
ung in Schulen und Kindergärten galt lange Zeit als staatliche Einmischung 
in die private Freiheit und das Recht auf individuelle Gestaltung der Fami-
lien. Frauen respektive Müttern wurde die Hauptverantwortung für die Erzie-
hungs- und Bildungsarbeit ihrer Kinder zugeschrieben, deren schulischer Er-
folg deshalb auch ein Ergebnis des pädagogischen Einsatzes und Könnens 
der Mütter ist, wie insbesondere in den Erwartungshaltungen an Mütter deut-
lich wird, zusätzlich dafür Sorge zu tragen, dass ihre Kinder außerschulische 
Bildungsangebote wahrnehmen.25 „Die symbolische Konstruktionsarbeit, die 
sich in einer Arbeit praktischer Konstruktions-, einer Bildungs- und einer Er-
ziehungsarbeit vollendet, verfährt logisch gesehen durch Unterschiedbildung 
in bezug auf das gesellschaftlich konstituierte andere Geschlecht“ (Bourdieu 
1997a, S. 186) und ermöglicht durch Sozialisationsarbeit die Tradierung von 
Geschlechterrollen. 
Kindererziehung bleibt im Kontext der privaten Umsetzung der fami-
lienpolitischen Vorgaben Domäne der Frauen, nicht nur mit der Gründung 
einer Familie, die zur Unterbrechung, wenn nicht sogar zum kompletten Aus-
stieg aus der Erwerbstätigkeit führt, sondern auch in den institutionalisierten 
Bereichen der frühkindlichen Bildung, der schulischen Elementarbildung und 
der Sozialen Arbeit. In diesen Bereichen sind überwiegend Frauen beschäf-
tigt, jedoch häufig in weisungsgebundenen Positionen. „So ist es zwar rich-
tig, dass im öffentlichen Dienst Frauen immer stärker vertreten sind, aber vor 
allem in den niedrigsten und unsichersten Positionen. Und unter sonst glei-
chen Umständen haben sie fast immer und auf allen Ebenen der Hierarchie 
Positionen und Einkommen, die niedriger als die der Männer sind“ (Bourdieu 
1997b, S. 226f.). Die sichtbare Zunahme weiblicher Erwerbstätigkeit verbirgt 
gleichzeitig die Kontinuitäten weiblicher Benachteiligung durch die gesell-
schaftlichen Strukturen. 
                                                                          
24  Siehe hierzu die Diskussionen über die Ergebnisse der PISA-Studien (vgl. Kuhlmann 2008; 
OECD 2008; Vester 2008). 
25  „Jeder in solchen Familien ist angehalten, Höchstleistungen zu bringen, die Mutter im Büro 
bei der harten Kernarbeit am Computer und beim Meeting und im Anschluss zu Hause bei 
der weichen Familienarbeit, beim Filzen, Musizieren und Töpfern. Die Kinder in der Elite-
Schule, danach noch am Klavier, beim Ballett, in der Theatergruppe, beim Judokurs und am 
Schachbrett“ (Radisch 2007, S. 179). 
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4.  Zusammenfassung 
Es kann festgehalten werden, dass die Ideologie der Mütterlichkeit politisch 
genutzt wird, um hegemoniale gesellschaftliche Verhältnisse dauerhaft zu re-
produzieren. Gesellschaftliche Neuordnungsprozesse suggerieren zwar die 
Umsetzung der zentralen feministischen Forderungen nach gleichberechtigter 
gesellschaftlicher Teilhabe, konkret führt jedoch die enge Verwobenheit fa-
milien-, bildungs- und arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen nur scheinbar zu 
neuen Formen weiblichen Erfolgs. Neoliberale Politiken korrumpieren Frau-
en durch den freien Zugang zur Konsumsphäre, Bildung und Arbeitswelt. 
Das Versprechen dauerhafter weiblicher Freiheit und Unabhängigkeit kann 
nicht eingelöst werden, da sich gesellschaftliche Ungleichheitslagen, die ent-
lang der zentralen Achsen von Geschlecht, Klasse und Ethnizität bestehen, 
durch Normierungen und Setzungsakte in der Sozial- und Familienpolitik 
verfestigen. Die vorgenommenen inhaltlichen Akzentverschiebungen in der 
Sozial- und Familienpolitik können nicht darüber hinwegtäuschen, dass die 
symbolische Konstruktionsarbeit, die Umwandlung der Liebespflicht in eine 
Liebesdisposition den Frauen immer noch die Aufgabe zuweist, die unzähli-
gen kontinuierlichen und normalen Tauschakte in den Familien zu pflegen, 
jetzt allerdings unter dem Imperativ der Selbstoptimierung – mit anderen 
Worten die Industrialisierung des Innenlebens ist erfunden (vgl. Bourdieu 
1998, S. 131; McRobbie 2010, S. 109; Radisch 2007, S. 179). 
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Tove Soiland: Luce Irigarays Denken der sexuellen 
Differenz. Eine dritte Position im Streit zwischen Lacan und 
den Historisten. Wien/Berlin: Turia + Kant 2010, 479 S.,  
€ 40,00  
Mit der Publikation ihres Buches Luce Irigarays Denken der sexuellen Diffe-
renz hat Tove Soiland ein weiträumiges Terrain abgesteckt, in dem Debatten 
über jene Probleme neu entfacht werden könnten, welche in der feministi-
schen Theoriebildung augenblicklich keine Konjunktur haben. Gemeint sind 
die Zusammenhänge zwischen Subjektkonstitution und Geschlecht, der Mar-
kierung der Geschlechter und Gesellschaft. Um Problemstellungen aus die-
sem Kontext kreisen sowohl die Theoreme von Judith Butler als auch die von 
Luce Irigaray, die Soiland in den Mittelpunkt ihres Buches stellt. 
Ohne Foucault, den Historisten, auf den Butler Bezug nimmt, und ohne 
Lacan, den poststrukturalistischen Psychoanalytiker, mit dem sich Irigaray 
auseinandersetzt, sind beide Autorinnen nicht zu verstehen. Folgerichtig 
schickt Soiland der Beschäftigung mit Butler eine eingehende Textexegese 
der Schriften von Foucault voraus. Und ebenso verfolgt sie Lacans theoreti-
sche Entwicklung, ehe sie sich Irigaray zuwendet. 
Hinter der Gegenüberstellung von Butler und Irigaray – die eine promi-
nente Vertreterin einer destrukturalistischen Strömung in dem Feld, das Soi-
land summarisch „gender-Theorie“ nennt, die andere eine der wichtigsten 
Repräsentantin einer feministischen Psychoanalyse – steckt die alte Fehde 
zwischen Foucault und Lacan, wer die fortgeschrittenste kritische Subjekt-
theorie formuliert hat. Soiland geht es um die Fortführung dieser Streitfrage 
unter feministischen Vorzeichen. Die Streitfrage lautet: Kann die dekonstruk-
tivistische Subjektkritik, welche den Zwangscharakter von Geschlechtsidenti-
täten angreift, von sich behaupten, die psychoanalytische Konzeption des 
dezentrierten Subjekts hinter sich gelassen zu haben? Sind es die kulturellen 
Prozesse, in denen durch Machtwillkür hypostasierte geschlechtliche Diffe-
renzen durch kulturelle Konstruktionen von Weiblichkeit und Männlichkeit 
durchgesetzt werden, die Frauen entsubjektivieren? Oder sind es die Einwir-
kungen einer androzentrischen Logik, welche die sexuelle Differenz ver-
drängt, den Subjektstatus dem Mann vorbehält und sein Eingebundensein in 
Geschlechterverhältnisse verleugnet, die psychische Strukturierungen inkohä-
rent und brüchig machen? 
Ehe die Stichhältigkeit der konkurrierenden Positionen in dieser Kontro-
verse zum Thema gemacht wird, spricht Soiland die Einwände gegen Irigaray 
von Feministinnen an, die sie dem Dekonstruktivismus zurechnet. Auf Wi-
derstände stößt dort vor allem Irigarays Idee, dem maskulinen Genus als dem 
Vorstellungshorizont männlicher Signifikanz ein „genre féminin“ zur Seite 
zu stellen, in dessen Medium sich eine spezifisch weibliche Subjektposition 
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entwerfen lassen soll. Dieses Konzept wird nicht nur als Rückfall hinter die 
gesamte Subjektkritik der Postmoderne interpretiert; es erweckt auch den 
Argwohn, Irigaray könnte am Prinzip der Heterosexualität festhalten und 
damit auch am System der Zweigeschlechtlichkeit. Und auch Irigarays Visi-
on, es müsste sich aus der Perspektive von Frauen eine Geschichte der Mut-
ter-Tochter-Beziehung schreiben lassen, welche patriarchale Überlagerungen 
durchbricht, wird als „Ursprungsmythos“ abgetan. 
Zwischen Butler und Irigaray gibt es für Soiland zunächst einmal eine 
grundlegende Gemeinsamkeit: das ist die Kritik an der Verdinglichung des 
Subjektbegriffs durch eine phallokratische Bestimmung der sexuellen Diffe-
renz. Uneinigkeit zwischen ihnen besteht jedoch darin, was verdinglicht wird. 
Hier setzt Soilands Kritik an Butler ein. Sie wirft ihr vor, nicht das zu 
dekonstruieren, was eigentlich die Verdinglichung vor allem des weiblichen 
Geschlechts ausmacht. Nicht die Zuschreibungen, welche Frauen diskrimi-
nieren und Männer aufwerten, stünden zur Disposition, sondern die struktu-
relle Positionierung der Frauen in einer imaginären, symbolischen und realen 
Ordnung, in welcher ihnen kein Subjektstatus zukommt. (Auf ihre Kritik an 
Butlers feministischen Umschrift der Freudschen Konzeption eines melan-
cholischen Subjekts gehe ich nicht ein, weil das eine intensive Auseinander-
setzung mit einem psychoanalytischen Begriff von Identifikation implizieren 
würde, der sich nicht auf das reduzieren lässt, was heute unter „Ich-Psycho-
logie verstanden wird.) 
Soiland trifft mit ihren Einwand nicht genau genug, was Butler eigentlich 
zum Gegenstand ihrer subjekt- und herrschaftskritischen Theorie macht. Ihr 
kommt es in einer politischen Perspektive darauf an, jene Identitätslogiken zu 
dechiffrieren, die Menschen keinen Raum für Wahl, für Anderssein und für 
Widerstand gegen Zurichtungen lassen. Davon sind Juden, Schwule, Lesben 
und der Häresie Verdächtigte betroffen, aber Frauen in spezifischer Weise: 
sie werden zu einer homogenen Gruppe mit gemeinsamen Merkmalen, Inte-
ressen und sozialen Verpflichtungen geformt, die sich gesellschaftlich 
dienstbar machen lässt, ohne dafür honoriert zu werden. Die Zuschreibungen 
sind also Derivate einer tiefer liegende Problematik: Sie ist im ausschließen-
den Charakter einer Identitätslogik zu suchen, die in fortexistierenden patri-
archalischen Strukturen seine Zeitlichkeit hat. Der Diskurs über Heterosexua-
lität bringt das nicht zur Sprache, was ihn antreibt. Das ist die kulturell ver-
drängt Homosexualität, die in homosozialen Allianzen, die männliche Hege-
monie befestigen, insgeheim wiederkehrt. Die nicht eingestandene Homose-
xualität richtet sich zunächst gegen Frauen und Männer. Allem, was mit 
Weiblichkeit kontaminiert ist, wird die Anerkennung versagt. Aber bei Män-
nern schlägt die verweigerte Identifikation, die sich auf das andere Ge-
schlecht bezieht, in Ranküne gegen alles Weibliche um. In dieser Zone des 
Unbewussten liegt die psychische Dynamik, die Identitätszwänge aus sich 
hervortreibt, welche Individuen auf zwei in sich kohärente, aber strikt zu un-
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terscheidende Geschlechter festlegt. Hier sind nicht in erster Linie kulturelle 
Geschlechtskonstruktionen am Werk, sondern das, was man in Anlehnung an 
Marx eine „gesellschaftspolitische Gedankenform“ nennen könnte: Identitäts-
logik. Wird sie auf soziale Phänomene angewandt, die aus Verschiedenem 
zusammengesetzt sind, so bedeutet das eine Auftrennung des Zusammenge-
hörigen in Identisches und Nicht-Identisches. Das, was konstitutiv für das 
Identische ist, nämlich das, von dem es sich durch Unterscheidung abhebt, 
wird abgespalten und ins Exil, in eine Krypta des Unbewussten ausgewiesen. 
Klar und prägnant ist Soiland da, wo sie die Verdinglichungen freilegt, 
denen Irigaray auf der Spur ist. Irigaray findet sie in Lacans Psychoanalyse, 
die das Haben/Sein oder das Nicht-Haben/Nichtsein des Phallus zum Kern 
des Unbewussten macht. Hier hat das Phantasma von der Kastration des Sub-
jekts seinen Ort. Folgerichtig sieht Irigaray in dieser Konzeption der symbo-
lischen Ordnung den Schlüssel, der aufschließt, warum es für Lacan keine 
Geschlechterrelationen und damit auch keine Geschlechterdifferenz geben 
kann. Es existiert kein weibliches Äquivalent zum herrschenden Symbol des 
Phallus, d.h. es gibt im Unbewussten keine Signifikanz des Weiblichen. Da-
rum ist die Frau symbolisch kastriert. Der Phallus, den sie nicht hat, kann 
konsequenter Weise kein Verlust sein, den sie imaginieren und so ins Bild 
setzen könnte. Damit gibt es auch keine Passage vom Imaginären zum Sym-
bolischen. Das hat nach Lacan Konsequenzen für ihren Subjektstatus. Ist es 
ihr verwehrt, in die symbolische Ordnung einzutreten, so hat sie auch keinen 
Zugang zur Sprache. Das impliziert, dass sie von beidem abgeschnitten ist: 
von der Potenz des Begehrens, denn Sehnsucht entzündet sich an einem Ver-
lust, der signifizierbar ist, und vom Sozialen, in der die Gesetze des Tausches 
sprachlich vermittelt sind. „La femme n’existe pas“ (Lacan). Was ihr bleibt, 
ist der Status eines Phantasie- und Begehrensobjekts des Mannes und eines 
Tauschobjekts, das zwischen Männern zirkuliert. Oder sie erscheint als 
„Ding“, dem keine Bedeutung zukommt außer der, etwas Unbegreifbares zu 
sein. Dieses „Ding“ kann dann als das geheimnisvolle Andere in das Reich 
des Realen, des Himmels entrückt werden. Gegen diese Verdinglichung des 
Weiblichen, die zugleich seine Entwirklichung ist, erhebt Irigaray Einspruch. 
Wie Soiland zeigt, liest Irigaray Lacans Werk wie ein gedoppeltes Palimp-
sest. Zum einen wird in ihm die abendländische Religions- und Philosophie-
geschichte als Dokumentation davon entziffert, wie ein männlicher Logos 
sich einen Gottvater als Ebenbild erschafft, dessen Vollkommenheit er zwar 
niemals erreichen, in dem er sich aber narzisstisch spiegeln kann. Diese Seite 
der Lacanschen Analyse bezweckt die radikale Aufklärung über die Fiktiona-
lität und Ortlosigkeit von Subjektivität. Zum anderen dechiffriert Irigaray 
Lacans Theorie als eine nicht zu Ende geführte Reflexion über eine 
androzentrische Psychoanalyse, in der die Frau als Leere, als Loch imaginiert 
wird, in dem der horror vacui des maskulinen Geschlechts und seine Angst 
vor der übermächtigen Mutter zum Verschwinden gebracht werden. Die 
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Rückprojektion der großen abendländischen Erzählungen von Vater, Sohn, 
heiligem Geist und die Gottesmutter auf die psychische Realität geht erneut 
mit metaphysischen Setzungen einher: Sprache erscheint als universell, das 
Unbewusste als transindividuell und geschichtlich kontingent. Das legt nahe 
davon auszugehen, dass Lacan auch den Status der Frau als unveränderbar 
hinnimmt. 
Überaus hilfreich sind Soilands Interpretationen, welche die nicht so ein-
fach nachzuvollziehenden Theoreme von Irigaray erschließen. Ihre Idee, dem 
„genre masculin“ ein „genre féminin“ zur Seite zu stellen, wird verständlich, 
wenn man sie – wie Soiland vorschlägt – als Imagination begreift, die einen 
Vorstellungsraum eröffnet, in dem Frauen ohne männliche Vermittlung in ein 
soziales Verhältnis zueinander treten. Dort könnten sie sich gemeinsam darü-
ber verständigen, ob sie weiterhin Mütter und Töchter des Vaters bleiben 
oder ob sie sich zu etwas Drittem auf den Weg machen wollen. Das Dritte, 
ein „Zwischen“, in dem sie intersubjektiv zu Subjekten werden könnten, wäre 
die wechselseitige Anerkennung als Schwestern im Medium der Alterität. 
Um diesen Weg vom Imaginären zum Symbolischen und darüber hinaus in 
die soziale Realität zu beschreiten, braucht es Energie. Es leuchtet ein, 
Irigarays Vorstellung von Spiritualität in diesem Kontext zu sehen. Das legt 
auch ihre Metaphorik von der weiblichen Körpermorphologie nahe, in der 
mehre Lippenpaare im Spiel sind. Sie öffnen und schließen sich, berühren 
sich und sprechen. Spiritualität ist vor diesem Hintergrund als eine Bewe-
gung auf die Anderen und das Andere zu, die noch nicht eingeholte Trans-
zendenz, zu denken, welche mit dem Körper verbunden bleibt. Spiritualität 
als Liebe zu dem, was wir ersehnen, schließt nicht nur Geistigkeit ein, son-
dern auch erotische Gefühle: Das Angesprochensein von etwas noch nicht 
Eingeholtem, das wir Transzendenz nennen, ist zu spüren, weil es berührt. 
Ohne den Körper könnten wir uns überdies keinen Weg erschaffen, der aus 
dem Hier und Jetzt herausführt. Er entsteht erst, indem wir anfangen, ihn zu 
gehen. 
Tove Soilands Buch zu lesen, das mit langem Atem, fundierten Kennt-
nissen und viel Engagement geschrieben ist, ist ein spannendes Unterneh-
men: es regt an, fordert da und dort zu Widerspruch heraus, und gibt Anlass, 
eigene Positionen zu konturieren. Denn mit welcher Bestimmtheit Soiland 
auch immer ihre Interpretationen vorträgt, sie macht immer auch auf andere 









Elisabeth Badinter: Der Konflikt. Die Frau und die Mutter. 
München: C. H. Beck 2010, 222 S., € 17,95 
Im Zentrum des neuen Buchs der französischen Philosophin und Feministin 
Elisabeth Badinter stehen zwei politische Sorgen: Wie kann der postmoder-
nen Frau ihr Recht auf Mutterschaft zurückgegeben werden, ohne sie in alte 
und neue Käfige einzusperren? Werden es die jungen Französinnen in den 
kommenden Jahren schaffen, jenem im Gang befindlichen institutionellen 
und kulturellen Versuch, sie endlich zur „guten Mutter“ zu machen, wider-
stehen? Diese zwei Sorgen basieren ihrerseits auf zwei Annnahmen: Seit 
dreißig Jahren finde in den industrialisierten Ländern eine „stille Revolution“ 
(S. 13) statt, in der die Mutterschaft wieder in den Vordergrund des weibli-
chen Lebens gerückt werde, die Gleichberechtigung zwischen den Ge-
schlechtern in eine tiefe Krise geraten sei und die Männerrolle in alte Muster 
verfalle; die französischen Frauen, wenn auch besser ausgerüstet als ihre eu-
ropäischen Schwestern, zeigten immer mehr Zeichen der Vulnerabilität ge-
genüber den Schößen dieses neuen Patriarchats. 
Badinter lenkt die Aufmerksamkeit auf den Anfang der siebziger Jahre, 
um die Entstehung dieses reaktionären Prozesses zu verstehen. Die Wirt-
schaftskrise von 1973 schafft die Voraussetzungen einerseits für die Aufwer-
tung der Mutterschaft und andererseits für ihre Renaturalisierung. Der Ver-
lust des Arbeitsplatzes und die neue, nicht immer gewollte häusliche Situati-
on der Frauen werden durch die Aufwertung des Familienlebens und der die-
sem verbundenen weiblichen Verpflichtungen sublimiert. Theorien, die sich 
vornehmen, die Frau wieder zu ihrer „natürlichen Rolle“ – der Erzeugung 
und Erziehung der Kinder – zu bringen, fassen auf diese Weise Fuß. 
Für die neue Bestimmung der Mutterschaft auf biologischer Basis sind 
nach Badinter drei Diskurse maßgeblich verantwortlich: Der Diskurs der 
Ökologie, jener der Verhaltenstheorie und jener eines „maternalistischen“ 
Feminismus (S. 11). 
Die Rückkehr zur Natur und das entsprechende Misstrauen gegenüber al-
len Veränderungstechniken der natürlichen Prozesse, die von der Ökologie ab 
den 1970er Jahren propagiert werden, haben unter anderem den Effekt, die 
Naturalität der Mutterschaft zu glorifizieren. Dies führt nicht nur zur Zelebra-
tion der natürlichen Entbindung in den vertrauten häuslichen Wänden und zur 
Dämonisierung jener in den aseptischen Kreißsälen. Mit einem medizini-
schen und einem behavioristischen Diskurs verflochten, provoziert der öko-
logische die Wiederherstellung traditioneller Geschlechterverhältnisse. In 
diesem Sinn, betont Badinter, sei der starke Akzent zu deuten, den in den 
1970er Jahren die amerikanische Pädiatrie und in den 1980er und 1990er Jah-
ren der medizinische und anthropologische europäische Diskurs auf den ins-
tinktiven Charakter der Mutterschaft und deren entsprechende Animalisie-
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rung legte. Wie Ziegen, Kühe und Schafe haben die Frauen ein instinktiv ge-
steuertes Verhalten gegenüber Säuglingen und werden von Mutterschafts-
hormonen bedient. Wie Ziegen, Kühe und Schafe entwickeln Frauen eine 
Bindung zum Neugeborenen nur, wenn sie unmittelbar nach der Geburt in 
physischen Kontakt mit ihm kommen. Es folgt der Imperativ an die Frau, 
während des ersten Lebensjahres des Kindes zu Hause zu bleiben. Trotz der 
zahlreichen kritische Reaktionen und bedeutender Abschwächungen, denen 
die Bindungstheorie und ihre instinktbezogenen Voraussetzungen unterzogen 
worden sind, findet sie noch Ende der neunziger Jahre überzeugte Anhänger. 
Badinter weist auf die Primatenforscherin, Anthropologin und Soziologin Sa-
rah Blaffer Hrdy hin, die in ihrem Buch Mother Nature: A History of 
Mothers, Infants, and Natural Selection (1999) das Stillhormon Prolaktin als 
den entscheidenden Faktor, der die Bindung der Mutter ans Kind auslöst, be-
zeichnet. 
Die in den neunziger Jahren betonte Bedeutung des Stillens ist ihrerseits 
– präzisiert Badinter – das Ergebnis eines langen ideologischen Kampfes, der 
in der Mitte der 1950er Jahre in USA begann, als sieben streng katholische 
Mütter in einem Vorort von Chicago La Leche League (LLL) gründeten, mit 
der Absicht, die Frauen von „Mutter zu Mutter“ (S. 81) nicht nur vom Stillen, 
sondern auch vom Verzicht auf eine Berufstätigkeit und von einer völligen 
Zuwendung zum Kind zu überzeugen. Zu den Argumenten dieser Überre-
dung, die in den 1970er und 1980er Jahren auch in Kanada (Quebec) und Eu-
ropa verfolgt wird, zählen nicht nur die anscheinend unzähligen physischen 
und psychischen Vorteile des Stillens für Mutter und Kind, sondern auch die 
wichtige soziale Rolle einer stillenden Mutter: Mit dem Zuhause-Bleiben und 
dem Kümmern ums Kind sorgt diese für eine harmonische Entwicklung des 
Kindes, für die Verstärkung der familiären Bindungen und darüber hinaus für 
den Zusammenhalt der Gesellschaft. Stillende Mütter führen somit eine mo-
ralische Reform herbei und werden Akteurinnen eines „sozialen Wandels“ 
(S. 91). 
Dass die Mutterschaft jene Grunderfahrung ist, auf deren Grundlage eine 
gesellschaftliche Erneuerung entstehen könnte, wird – nach Badinter – auch 
von jenen Feministinnen vertreten, die Ende der siebziger, Anfang der acht-
ziger Jahre mit dem egalitären Feminismus à la Beauvoir brechen und den 
Akzent auf die Differenz zwischen den Geschlechtern legen. Sie tun dies in 
der Überzeugung, dass nur die Wahrnehmung und die Problematisierung der 
Unterschiede zu der noch nicht realisierten Gleichberechtigung führen kön-
nen. Badinter verweist dabei auf jene Welle des Feminismus, der in den 
Werken von Luce Irigaray seinen Ausgangspunkt findet. Diesem „differen-
tialistischen Feminismus“ (S. 69) räumt die Autorin bedauerlicherweise we-
nig Platz ein und erwähnt ausschließlich deren angeblichen Schwächen: Er 
würde die von einer Generation von Feministinnen bestrittene Zentralität von 
Mutterschaft zurückbringen und dieser eine ethische Bedeutung zuweisen. 
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Bildete für Simone de Beauvoir vor allem das Muttersein die Hauptursache 
der jahrtausendelangen Unterdrückung der Frau, stellt es für die ‚neuen‘ Fe-
ministinnen die wichtigste Erfahrung der Weiblichkeit dar. Besonders prob-
lematisch an diesem Gestus ist für Badinter die erneute Verknotung jener ge-
fährlichen Fäden zwischen Frau und Natur, die der Feminismus der 1970er 
Jahre durch ein kulturalistisches Verständnis der Weiblichkeit voneinander 
gelöst haben wollte. 
Das lasse sich insbesondere bei der sogenannten Philosophie der Fürsor-
ge – ein bedeutendes Moment des neuen Feminismus, der in Carol Gilligans 
In a Different Voice (1982) seine theoretischen Grundlagen findet – ablesen. 
„Care“, oft mit „Fürsorge“ übersetzt und als „Sorge für das Wohl der anderen 
verstanden“ (S. 72), sei das Resultat der Erfahrung von Mutterschaft: Auf 
Grund ihrer „natürlichen“ Fähigkeit, die Bedürfnisse des Kindes zu begrei-
fen, haben die Frauen eine besondere Aufmerksamkeit für die Abhängigkeit 
und die Verwundbarkeit ihrer Mitmenschen entwickelt. 
In dem Begriff der Fürsorge und in der sich auf sie stützenden Moral 
sieht Badinter nichts anderes als die Voraussetzung und Weiterentwicklung 
des Darwinismus. Hatte Darwin den Unterschieden zwischen den Geschlech-
tern eine natürliche Basis gegeben und der „weiblichen Natur“ ein ausgepräg-
teres Zartgefühl und eine geringere Selbstsucht zugeordnet, übernimmt die 
Philosophie der Fürsorge solche Bestimmungen und gründet auf sie ihre 
Theorie einer spezifisch weiblichen Ethik. 
Indem der biologische Unterschied zwischen den Geschlechtern wieder 
betont, die mütterliche Rolle aufgewertet und der Mutterschaft eine morali-
sche Dimension zugeschrieben wird, habe der maternalistische Feminismus 
letztlich mit dem ökologischen und behavoristischen Diskurs koaliert und das 
gleiche reaktionäre Spiel gespielt. 
Ein solches Spiel wird in den heutigen postmodernen Gesellschaften wei-
ter getrieben: Der „Naturalismus“ steht im Begriff, zur „vorherrschenden 
Ideologie“ (S. 74) zu werden. Für seine Verbreitung sprechen Badinters Er-
achtens nach mehrere Faktoren: die allgemeine Zunahme der stillenden Müt-
ter in den westlichen Ländern; die von der La Leche League und anderen In-
stitutionen wie der WHO (Weltgesundheitsorganisation) ausgeübte Kontrolle 
über die Vermarktung von Milchersatzprodukten mit dem Hauptziel, deren 
Produktion zu begrenzen; die Regulierung und Förderung des Stillens durch 
politische Gesundheitsmaßnahmen, wie die Innocenti-Deklaration, die 1990 
von 32 Regierungen, WHO und UNICEF unterschrieben worden ist und 
Richtlinien hinsichtlich der ideellen Dauer des Stillens enthält.  
In der Durchsetzung der naturalistischen Ideologie sieht Badinter eine 
Wiederbelebung des Rousseauismus. Wie dieser versucht jene die Frau zu ih-
rer mütterlichen Pflicht zurückzuführen. Die neuen Argumente aber seien an-
ders: Nicht im Namen des Überlebens der menschlichen Spezies und der 
Stärke der Nation, sondern im Namen des Besten für das Kind wird heute die 
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Mutter-Frau aufgefordert, sich dem Neugeborenen vollständig zu widmen. 
Im Namen des „unschuldigen Babys“ (S.111) reetabliert sich heute eine be-
stimmte Form des Patriarchats. Unterstützt und bestärkt von medizinischen 
und institutionellen Diskursen, fühlt sich der zeitgenössische Mann legiti-
miert, nach der Geburt des Kindes alle seine Kräfte in seinem Beruf einzuset-
zen und die Versorgung der Familie sowie der Hausarbeiten der Frau zu 
überlassen. 
Der ungeheuere soziale Druck auf die Frau und deren Angst, ihre Mut-
terpflichten nicht adäquat zu erfüllen, hat drei unerfreuliche Auswirkungen: 
Wollen die Frauen bewusst keine Kinder, werden sie im Namen des herr-
schenden Diskurses zu Objekten von Stigmatisierungen; entscheiden sie sich, 
Mutter zu werden und berufstätig zu bleiben, leiden sie unter dem ständigen 
Verdacht, keine perfekte Mutter sein zu können; befürchten sie, die Ansprü-
che nicht erfüllen zu können, verzichten sie auf das Mutterwerden. Mit einem 
besonderen Hinweis auf jene Länder, in denen der Mythos der „guten Mut-
ter“ noch stark in der Gesellschaft verankert ist – Deutschland, Italien und 
Japan –, zeigt Badinter eine enge Verbindung zwischen einer großen sozialen 
Erwartung an den Körper und das Leben der Frauen und einer niedrigen Ge-
burtenrate. 
Wie sieht die Lage der französischen Frauen aus? Werden sie vom reak-
tionären Wind, der im restlichen Europa weht, verschont? Nicht ganz. Auf 
die zentralen Thesen ihrer 1980 veröffentlichten Studie L’amour en plus. 
Histoire de l’amour maternel (XVIIe-XXe siècle) verweisend, zeichnet die 
Autorin zunächst die französische Anomalie hinsichtlich des Mutterbildes 
nach und weist dabei auf die Unterschiede zu jenem Mutterbild hin, das sich 
in der deutschen Gesellschaft historisch durchgesetzt hat. Im Gegensatz zu 
diesem findet in der französischen Gesellschaft keine Identifikation zwischen 
femme und mère statt, und die Mutterschaft stellt keine Verkörperung und 
Verwirklichung der Weiblichkeit dar. Badinter verweist hier auf jene gesell-
schaftliche Konstruktion der Weiblichkeit, die im 17. Jahrhundert entstanden 
ist. Sie erinnert daran, dass die perfekte französische Frau in der Zeit der 
Aufklärung zunächst Gattin, dann eine Person mit gesellschaftlichen Pflich-
ten und erst danach Mutter ist. Diese letzte Rolle wird als Hindernis für die 
Erfüllung der anderen Rollen angesehen: Als Gattin hat die Frau an erster 
Stelle die sexuellen Bedürfnisse des Ehegatten zu erfüllen. Das ärztliche Ver-
bot, während des Stillens sexuellen Verkehr zu haben, um das Sauerwerden 
der Milch zu vermeiden, trägt dazu bei, dass die Delegierung der mütterli-
chen Pflichten einen männlichen und sozialen Konsensus findet. Obwohl zu-
nächst am Ende des 18. Jahrhunderts der Einfluss des Rousseauismus und der 
Aufstieg des Bürgertums und danach seit Ende des 19. Jahrhunderts die Ver-
breitung der Psychoanalyse dafür sorgen, dass nun die Frauen aktive und lie-
be Mütter werden sollen, verschwinde in der französische Gesellschaft das 
Ideal der von mütterlichen Pflichten befreiten Frau nicht. Wohlhabende Frau-
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en übergeben ihre Kinder im Laufe des 19. und 20. Jahrhunderts zur Betreu-
ung an Ammen. Erst der Feminismus der 1960er Jahre gebe den Französin-
nen ein emanzipiertes Verhältnis zur Mutterschaft wieder, die von ihnen nicht 
als entscheidender Faktor ihrer Selbstverwicklung verstanden wird. Entlastet 
von der Rolle der perfekten Mutter und legitimiert in ihrem Anspruch, be-
rufstätig zu sein, werden die heutigen französischen Frauen viel lieber als die 
anderen Europäerinnen Mütter und erreichen damit die höchste Kinderzahl 
Europas. 
„Doch inzwischen ist Gegenwind aufgekommen“ (S. 40). Auch in Frank-
reich, obwohl weniger erfolgreich, gewinne der Naturalismus an Boden. Ins-
besondere seit Mitte der 1990er Jahre lasse sich gemeinsam mit der Wirt-
schaftskrise und den entsprechenden staatlichen Maßnahmen, die die Frauen 
zu einem massiven Verlassen der Arbeitsplätze drängen, eine neue Tendenz 
registrieren: jüngere Frauen stellen jenes feminstische Modell der eigenen 
Mütter, die sich weder als gute Mütter noch als erfolgreiche Frauen erwiesen 
haben, in Frage oder lehnen es ab. Die kritisierenden Töchter nehmen sich 
nun vor, „gute Mütter“ für ihre eigenen Kinder zu sein. Eine deutliche Zu-
nahme des Verlassens der Arbeitsplätze und der Teilzeitbeschäftigungen von 
Müttern und der Lohnungleichheit zwischen den Geschlechtern sind die Fol-
ge. 
Was tun? Wie kann in Frankreich sowie in den restlichen europäischen 
Ländern diese reaktionäre Welle bekämpft werden? Und wie kann zugleich 
das weibliche Recht auf Mutterschaft und Gleichberechtigung garantiert bzw. 
erreicht werden? 
Badinters Antworten sind weder konventionell noch bequem. Sie provo-
zieren. Und es ist diese Provokationskraft, die die Hauptstärke ihres Buchs 
ausmacht. Indem die Autorin die Notwendigkeit von politischen und institu-
tionellen Maßnahmen – wie ganztags geöffneten Kinderkrippen, flexiblen 
Arbeitszeiten – aufruft, deklariert sie zugleich, dass es bis heute keine Fami-
lienpolitik, die die Gleichberechtigung zwischen den Geschlechtern garan-
tiert, gibt. Badinter dementiert damit eine zentrale Annahme der liberal-
demokratischen europäischen Überzeugungen: die Progressivität der skandi-
navischen Familienpolitik. Sie stützt sich auf die Studie der Soziologin Ca-
therine Hakims, Key Issues in Women’s Work. Female Diversity and the Po-
larisation of Women’s Employment (1996) und zeigt, wie die in den letzen 
dreißig Jahren in Schweden getroffenen familienpolitischen Entscheidungen 
nur die Geburtenraten, aber keineswegs die Gleichstellung der Geschlechter 
positiv beeinflusst haben: Schwedische Frauen verdienen wie die Französin-
nen und Engländerinnen 20 % weniger als ihre männliche Kollegen. 
Ist vielleicht Deutschland, das im Begriff ist, seine Familienpolitik zu 
verändern, dabei, ein emanzipatorisches Modell von Weiblichkeit und Mut-
terschaft zu entwickeln? Auch hier rät Badinter zu Recht von zu schneller 
Begeisterung ab und verweist auf die ungeheure kulturelle Arbeit, die in der 
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deutschen Gesellschaft wie in den restlichen europäischen Ländern dafür 
noch zu leisten ist: Nur durch eine vollständige Aufteilung der familiären und 
häuslichen Aufgaben zwischen den Geschlechtern kann eine Gleichberechti-
gung erreicht werden. Und hier fordert Badinters Buch seine deutschen Le-
ser_innen heraus: Inwieweit sind diese bereit, die Notwendigkeit des Stillens 
in Frage zu stellen und die gerechte Aufteilung der Sorge um das Kind zwi-
schen den Eltern ab der Geburt mittels der „unnatürlichen“ Flasche zu akzep-
tieren? Inwieweit sind sie bereit, ihr sakrales Verhältnis zum Kind zu säkula-
risieren? Inwieweit sind sie somit in der Lage, eine Rekulturalisierung des 




Angela McRobbie: Top Girls. Feminismus und der Aufstieg 
des neoliberalen Geschlechterregimes. Hgg. von Sabine 
Hark und Paula-Irene Villa. Wiesbaden: VS Verlag 2010, 
240 S., € 24,95 
Angela McRobbie, die am Goldsmiths College der University of London eine 
Professur für Kommunikationswissenschaften innehält, weist ihre Studie Top 
Girls zu Beginn explizit als soziologisch aus. Dennoch lassen sich Fragen der 
Kommunikation hier durchaus als „rote Fäden“ ausmachen – und zwar nicht 
nur, weil McRobbie ihre Analyse an Artefakten der Populärkultur konkreti-
siert. Vielmehr arbeitet sie vor allem heraus, wie effizient die ökonomische 
und die kulturelle Sphäre in der Ära des „Postfeminismus“ dabei ineinander-
greifen, Frauen als Subjekte von Konsum und Trägerinnen von Arbeitskraft 
und gleichzeitig als Objekte geschlechtlich stratifizierter Herrschaft hervor-
zubringen.  
Ihrer vor allem die politische Kultur Großbritanniens fokussierenden 
Analyse ist eine Einleitung zur deutschen Ausgabe vorangestellt, in der die 
Herausgeberinnen Sabine Hark und Paula-Irene Villa die „Ambivalenzen der 
Sichtbarkeit“, wie sie die Effekte des neoliberalen Geschlechterregimes zu-
sammenfassen, außerdem in Bezug auf die deutsche Gesellschaft präzisieren. 
Hark und Villa bringen einführend schon die Grundthese des Buches auf den 
Punkt: Die scheinbare neue Freiheit vor allem junger Frauen, die inzwischen 
im Rampenlicht gesellschaftlicher Aufmerksamkeit stehen, ist verbunden mit 
der stillen Implementierung eines neuen Geschlechtervertrags. Die zuneh-
mende gesellschaftliche Partizipation von Frauen, ihre Integration in den Ar-
beitsmarkt und die öffentliche Sphäre gehen einher mit einem undoing des 
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Feminismus, dessen Ziele nun als erreicht erscheinen. Dabei werden zahlrei-
che Regulierungs- und Optimierungsstrategien, die vor allem auf die Beherr-
schung von Frauen und ihre Körper zielen, unsichtbar gemacht, ebenso wie 
solche konkreten staatlichen und supranationalen Politiken, die entlang von 
race und Klasse neue Ausschlüsse produzieren.  
Wie diese Transformationen über die Konsumkultur vermittelt werden, 
zeichnet McRobbie in sechs Kapiteln nach. Sie führt in deren Verlauf einige 
Konzepte ein, die jeweils anhand der Entwicklungen in den Bereichen Film, 
Fernsehen und Frauenzeitschriften und den jüngsten Forschungen dazu 
exemplifiziert und vertieft werden. Dabei unterzieht sie nicht nur die Cultural 
Studies einer feministischen Revision, sondern bezieht, um die visuellen Poli-
tiken des Neoliberalismus adäquat erfassen zu können, in einer „Rückbesin-
nung auf wichtige Ergebnisse der feministischen Wissenschaft“ (S. 23) auch 
psychoanalytisch fundierte Forschungsansätze der 1980er Jahre mit ein. 
Im ersten Kapitel, Postfeminismus und Populärkultur: Bridget Jones und 
die neue Geschlechterordnung, stellt McRobbie einige Begriffe vor, mit de-
nen das Phänomen des „Postfeminismus“ erschlossen werden kann. Diesen 
Terminus will sie jedoch nicht einfach als chronologische Einordnung ver-
standen wissen. Sie bezeichnet damit vielmehr „den Prozess der fortgesetzten 
aktiven Unterminierung der Erfolge des Feminismus in den 1970er und 
1980er Jahren“ (S. 31), der sowohl durch die Populärkultur als auch die sozi-
ologischen Theorien der Gegenwart vorangetrieben wird. Die Historisierung 
des Feminismus in beiden Feldern, so ihr Argument, ermöglicht erst seine 
Demontage, weil seine Ziele als erreicht dargestellt werden. So erklärt sich 
die seltsame Synchronizität von neokonservativer Familienpolitik und Libe-
ralisierungstendenzen, wie sie zum Beispiel die annähernde Gleichstellung 
nicht-heterosexueller Partnerschaften darstellt. Während der auf Chancen-
gleichheit gerichtete liberale Feminismus reüssiert, werde der radikale sozial-
kritische Feminismus zum Objekt von Hass und Verachtung gerade der jün-
geren Generation. Anhand einer Analyse des Films Bridget Jones – Schoko-
lade zum Frühstück zeigt McRobbie, wie die postfeministischen Themen der 
Selbstoptimierung und die Reifizierung klassischer, romantischer Bezie-
hungskonzepte über eine scheinbare Anerkennung des Feminismus durchge-
setzt werden, die letztlich dessen implizite Ablehnung befördert: eine 
„Komplexifizierung des Backlash“ (ebd). 
Ist der Feminismus am Ende? Die Politik der Desartikulation, das zweite 
Kapitel, zeichnet unter Rückgriff auf Texte von Stuart Hall, Wendy Brown, 
Judith Stacey, Susan Faludi und Lisa Duggan nach, wie verfälschende und 
reduktionistische Darstellungen ,des‘ Feminismus der Auflösung gruppen-
übergreifender Solidaritäten zuarbeiten. Indem einzelne Aspekte ehemals fe-
ministischer Politik als „Statthalter für den Feminismus“ (S. 57) auf die neo-
liberale Agenda gesetzt werden, können antifeministische Ressentiments als 
akzeptabel erscheinen. McRobbie arbeitet u.a. anhand des Films Fatal 
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Attraction und der Mini-Fernsehserie Big Women heraus, wie narrative und 
stilistische Strategien solcher Texte dazu beitragen, „den Feminismus eindeu-
tig als vergangenes Phänomen zu markieren“ (S. 70). Sie problematisiert 
die hegemoniale Whiteness der sichtbaren Weiblichkeit und deren Funktion 
für das Zurückdrängen antirassistischer Politiken. Nicht nur diagnostiziert 
McRobbie eine „nostalgische Re-Privilegierung des Weißseins“ (S. 72), son-
dern auch die generationenübergreifende Tradierung feministischer Erkennt-
nisse werde unmöglich gemacht. Stattdessen finde eine Individualisierung 
statt, die Frauen als „selbstbewusste Konsumentinnen“ adressiert. Dies „un-
terminiert eine Erneuerung des Feminismus und begünstigt Apathie und Ent-
politisierung“ (S. 73). Anschließend untersucht McRobbie unter Heranzie-
hung der feministischen Kritik von Lisa Adkins, wie die Theorien von Ulrich 
Beck und Anthony Giddens zur reflexiven Modernisierung diese Tendenzen 
soziologisch reproduzieren und verstärken. Ein Rekurs auf Judith Butlers Ar-
beiten über den Zusammenhang zwischen Migrationspolitik und staatlichen 
Regulierungen, die auf die Konsolidierung der Kleinfamilie zielen, verdeut-
licht, wie alternative Lebensentwürfe zu Reproduktion und Elternschaft aus 
dem gesellschaftlichen Möglichkeitsraum verdrängt werden. 
Das titelgebende dritte Kapitel, Top Girls? Junge Frauen und der Ge-
schlechtervertrag, fragt nach den Zwängen, denen der neue Typus junger 
Frauen als Personifizierung der heutigen Meritokratie unterworfen ist. 
McRobbie nimmt zunächst eine dialektische Lesart der erhöhten Präsenz von 
Hochzeitsritualen in der Populärkultur vor: Je mehr sozialstaatliche familien-
politische Maßnahmen reduziert werden, desto relevanter wird die kulturelle 
Präsenz traditioneller Entwürfe. Der auf weibliche Körper gerichtete Zwang 
zur andauernden Optimierung ist durch die Mode- und Schönheitsindustrie 
vermittelt und erscheint so als Wahlfreiheit und positive Teilhabe an der 
Konsumkultur. Als „postfeministische Maskerade“ charakterisiert sie die 
Selbstinszenierung junger Frauen anhand als ,weiblich‘ und ,schwach‘ co-
dierter äußerer Zeichen wie Kleidung und Gestus, die habituell verharmlo-
send wirken und es den Frauen ermöglichen, „auf dem Terrain der hegemo-
nialen Männlichkeit navigieren zu können, ohne ihre sexuelle Identität aufs 
Spiel zu setzen“ (S. 102f.). 
Unter Rückgriff auf Joan Riviere and Judith Butler betont McRobbie 
aber auch die unterdrückte Aggression, die an diesen Unterwerfungsgesten 
ablesbar ist. Die neoliberalen Elemente der Selbstdisziplinierung und der 
Narzissmus, der dem perfekten Styling zugrunde liegt, zeugen außerdem von 
einer „heterosexuellen Melancholie“ (Butler) und beinhalten darüber hinaus 
rassifizierte Subtexte – ein „Prozess der doppelten Resubordination“ (S. 107) 
unter die Normen des Weißseins und der Männlichkeit. Dabei sind Positio-
nen der Sichtbarkeit immer auch statusgebunden: Bildung und Berufstätigkeit 
fungieren als Grenzen, entlang derer klassenbezogene Ausschlüsse begründet 
werden. Das für gegenwärtige Diskurse so elementare selbstbewusste Auftre-
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ten von Frauen erschwere es dabei aber, Exklusionsmechanismen überhaupt 
zu thematisieren: „zugunsten des Kompromisses wird von einer Kritik an 
der männlichen Hegemonie abgesehen“ (S. 117). Dieser Kompromiss hin-
sichtlich der Doppelbelastungen von Frauen durch Beruf und Familie bei an-
haltendem gender pay gap und zunehmend männlich dominierter, flexibili-
sierter und prekarisierter Arbeitskultur werde durch staatliche Unterstüt-
zungsmaßnahmen abgesichert.  
Die ,berufstätige Frau‘ sei neben der postfeministischen Maskerade die 
zweite von vier Figuren von Weiblichkeit, die der neue Geschlechtervertrag 
anbiete. Als dritte Strategie führt sie Butlers tabubrechende „phallische Frau“ 
bzw. Lesbe ein, die eine Performanz von Männlichkeit ermögliche – bei-
spielsweise durch aggressives sexuelles oder ausfallendes Verhalten –, ohne 
dabei weniger weiblich zu erscheinen. Ihr Prototyp sei das „Glamour-Model“ 
(S. 122), das sich über den Verkauf von softpornographischen Körperbildern 
finanziert. Mc Robbie erkennt diese Strategie jedoch als „lizenzierte Trans-
gression“ (S. 123), als nur scheinbare Gleichberechtigung und provokative 
Geste gegen den Feminismus. Unmittelbar deutlich werde dies am Aus-
schluss junger Lesben, für die dieser Entwurf nicht verfügbar sei. So repro-
duzieren Repräsentationen der phallischen Frau zwangsläufig die dominanten 
Grenzen der heterosexuellen Matrix. Mit der Methode des komparativen 
Tests zeigt McRobbie auch die Rassifizierung dieser Figur: Eine betrunkene, 
grölende und sich sexuell freizügig verhaltende Gruppe schwarzer oder asia-
tischer Frauen sei schwerlich denkbar aufgrund der Achtbarkeitskodizes, die 
in die sexuelle Identität von women of color eingeschrieben sind. Dagegen 
verkörpere die Figur der ,globalen Frau‘ im Zuge der Rekolonialisierung 
normativer Geschlechterbilder eben solche ehrbaren, ,natürlichen‘Qualitäten, 
verbunden mit einem wenig staatlich regulierten, transnationalen und hoch 
flexiblen Status. 
Das vierte Kapitel untersucht Unlesbare Wut: Postfeministische Störun-
gen, als die McRobbie die Normalisierung von Ängsten und destruktiven, 
selbstverletzenden Verhaltensweisen als Teil weiblicher Identität fasst. Sie 
greift das Konzept der heterosexuellen Melancholie auf und bestimmt den 
Feminismus als Objekt des Verlustes für junge Frauen: So gesehen, sei es 
„besser, ein krankes Mädchen zu sein, als ein Mädchen, das [...] die Macht 
der heterosexuellen Matrix herausfordert“ (S. 133). Vor diesem Hintergrund 
unternimmt sie eine psychoanalytisch informierte Analyse von Modefotogra-
fie als dramatische Form dieser Melancholie. Sie zeigt, wie diese Bildproduk-
tion mit selbstbezogenen, lesbisch kodierten und fragmentierten Frauen-
imagos homosexuelles Begehren erzeugt, um es unterdrücken zu können und 
so die schwierige Herstellung heterosexueller Frauen zu ermöglichen. Wieder 
dient der komparative Test zum methodischen Aufdecken geschlechtlicher 
Asymmetrie in der Funktion von Modefotos: Es gibt kein ähnlich hegemonia-
les Phänomen in Bezug auf Männer, die Bilder von Männern konsumieren. 
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In ,What not to wear‘ und postfeministische symbolische Gewalt, dem 
fünften Kapitel, führt McRobbie die Betrachtung neuer Klassenhierarchien 
mit ihrem Konzept der „Aufmerksamkeitsräume“ zusammen, indem sie so-
genannte Makeover-Fernsehsendungen analysiert. Diese Shows unterziehen 
,ganz normale‘ Frauen einer Stilberatung und bieten öffentlich Hilfe zur 
Selbstoptimierung, die oft sehr abwertend und persönlich verletzend stattfin-
det. Die Bewegung in die Sichtbarkeit sei vermittelt über das Ziel „glamourö-
ser Individualität“, die allerdings als negatives Distinktionsmerkmal für Al-
ters- und Klassengrenzen fungiert – Frauen aus der Mittelschicht sollen statt 
„Glamour“ über ,mühelose Eleganz‘ verfügen. Gleichzeitig ist die gelungene 
Selbstdarstellung über Kleidung und Make-up ein Türöffner für die erfolgrei-
che Beschäftigung auf dem Arbeitsmarkt. So werden feminine Sichtbarkeits-
normen mit neoliberalem Optimierungsdruck und gesellschaftlichen Hierar-
chisierungen verknüpft. Auch in dieser Analyse populärkultureller Texte 
kann McRobbie erhellen, wie solche Repräsentationen mit rassifizierter Ex-
klusion vermittelt sind, da schwarze Kandidatinnen von expliziten, körperbe-
zogenen Herabsetzungen verschont werden – diese würden statt als klassen-
spezifische unweigerlich als rassistische Diffamierung dekodiert werden. 
Anhand dieser Sendungen arbeitet sie die Möglichkeiten und Grenzen von 
Bourdieus Feld- und Habitustheorie heraus, um die appellative „General-
überholung“ (S. 193) weiblicher Körper im Kontext biopolitischer Folge-
maßnahmen der ökonomischen Entwicklungen zu erfassen. 
Der Titel des letzten Kapitels spielt auf Gayatri Spivaks Arbeiten an: In 
Innerhalb und außerhalb der feministischen Wissenschaft problematisiert 
McRobbie einerseits die desartikulierenden Implikationen von institutionali-
sierten und akademisierten Formen feministischer Anstrengungen, anderer-
seits versucht sie, anhand solcher „Kontaktzonen“ (S. 211) Ansatzpunkte für 
eine Reaktualisierung des Feminismus zu finden und Orte zukünftiger Kritik 
zu bestimmen. Sie betrachtet dazu das Konzept des Gender Mainstreaming 
als Vorreiter vermeintlicher Gleichstellungspolitik, den sogenannten third 
wave feminism, die Geschlechterpolitik der feministischen Philosophin Rosi 
Braidotti und schlussendlich den Konnex aus feministischen Praktiken und 
Studien, Globalisierung und postkolonialer Pädagogik. Dieser letzte Zusam-
menhang gilt ihr letztlich auch als Motor möglicher Veränderung, als Raum, 
in dem feministische Praktiken wieder Gewicht bekommen könnten: „[...] 
hier tritt die affektive Kraft des akademischen Feldes als Gegendiskurs zu 
den herrschenden sozialen Normen in Erscheinung“ (S. 215), schreibt sie, 
Bezug nehmend auf „leidenschaftliche Diskussionen“ in den eigenen Semi-
naren zu feministischer und postkolonialer Theorie. Spivaks skeptischer Ana-
lyse folgend, ist McRobbie zwar vorsichtig, die Rolle der Pädagogik nicht zu 
hypostasieren. Dennoch bezieht sich ihre einzige affirmative Geste auf das 
Potenzial von Selbstermächtigung durch Bildung, insbesondere auf die in 
solchen „kleinen Gegenkulturen“ (S. 218) entstehenden Lernprozesse. 
Angela McRobbie: Top Girls 205 
 
Ihre Hoffnung richtet sich auf jene jungen Frauen, die in den Universitä-
ten der Metropolen als globalen Knotenpunkten, in solchen „Kontaktzonen“ 
ihre eigene Erfahrung als transnational agierende Subjekte mit den akademi-
schen Diskursen verschränken, die genau diese Konstellationen in den Blick 
nehmen. Angesichts des aktuellen Backlash, von McRobbie vorab präzis ana-
lysiert, mag diese Einschätzung zwar als leap of faith erscheinen. Dennoch ist 
sie plausibel, obgleich dadurch die Möglichkeitsräume derer, die in der Peri-
pherie verbleiben – wie es Spivak thematisiert –, aus dem Blick geraten.  
Die Diskussion darüber, welche Orte künftiger Transformation zu privi-
legieren sind, wäre jedoch eine strategische, die zu führen hier nicht 
McRobbies explizites Anliegen ist. Ihr Ausblick auf die Zukunft feministi-
schen Wirkens mag bescheiden anmuten. Er gründet sich aber auf eine zuvor 
entwickelte Analyse der bestehenden kulturellen Konsolidierung von Herr-
schaft, die nicht nur gekonnt zwischen den Ebenen medialer Texte und ge-
sellschaftstheoretischer Reflektion wechselt und für ein breites, transdiszipli-
näres Publikum von Interesse sein dürfte, sondern darüber hinaus dank der 
Übersetzung von Carola Pohlen, Katharina Voß und Michael Wachholz auch 
stilistisch lesenswert ist. McRobbies Ergebnisse lassen sich schnell an unzäh-
ligen medialen Produkten überprüfen, und Fans von Serien à la Californica-
tion werden nicht umhin kommen, die antifeministischen Implikationen ihrer 
Lieblingssendung zur Kenntnis zu nehmen, nachdem sie das Buch gelesen 
haben. 
So überfällig eine kritische Untersuchung der vergeschlechtlichen Sub-
jektivierungsprozesse im Neoliberalismus war, so wünschenswert wäre aller-
dings auch eine Vertiefung ökonomisch begründeter Kritik der Geschlechter-
verhältnisse im Kapitalismus gewesen. Das Wissen um die Bedeutung unbe-
zahlter Reproduktionsarbeit für die Produktion als selbstverständlich voraus-
zusetzen, mag eine Folge der Institutionalisierung von Geschlechterforschung 
oder Gender Studies sein. Gerade für die jungen Frauen und Nachwuchsaka-
demikerinnen, die McRobbie einerseits als symptomatisch für den Typus der 
„globalen Frau“ in den Blick nimmt, andererseits auch hoffnungsvoll als 
Subjekte kommenden Wandels anruft, ist eine schweigende Historisierung 
dieser marxistischen Aspekte feministischer Kritik aber nicht hilfreich.  
Dagegen stellt insbesondere McRobbies Aktualisierung psychoanalyti-
scher Theoreme eine Stärke der Studie dar. Erstaunlicherweise hat der iconic 
turn, der mittlerweile nicht nur in den Geistes- und Sozialwissenschaften, 
sondern auch in den Naturwissenschaften Effekte zeitigt, bisher kaum auf de-
ren Erkenntnisse in Bezug auf den Konnex zwischen Bildern, Sehen und 
Wahrnehmung und Identifikation und Begehren zurückgegriffen. Dabei ist 
diese Perspektive höchst fruchtbar, vermag sie doch das Zusammenwirken 
ökonomischer Makro- und Mikroebenen, also der individuellen, psychischen 
und der gesellschaftlichen Ökonomie auf eine Weise zu lesen, die eine kriti-
sche Lesart der gegenwärtigen Konsumkultur einführt, ohne an deren ledig-
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lich moralische Verdammung, wie sie in weiten Teilen der globalen Gegen-
kultur gängig ist, anschließen zu müssen. Darüber hinaus könnte diese Per-
spektive auch ermöglichen, das Ausbleiben einer materialistischen Analyse 
der neoliberalen Geschlechterverhältnisse zu überwinden und die verge-
schlechtliche und rassifizierte globale Arbeitsteilung auf die wissenschaft-
liche Agenda zu setzen. Wie Donna Haraway als große Denkerin theoreti-
scher Entwürfe, die über herrschende Dualismen hinausweisen, es formulier-
te: „Who cleans up the shit in a companion species relationship?“ (Donna 
Haraway (2004): A Kinship of Feminist Figurations, in: Dies.: The Haraway 
Reader, London/New York, S. 321–342; hier S. 317) 
Eben dieses vom-Kopf-auf-die-Füße-stellen leistet Top Girls zumindest 
schon für die Cultural Studies, deren Vertreter_innen gern – oft durchaus zu 
Recht – für ihre Überbetonung der widerständigen Potentiale kultureller 
Praktiken kritisiert werden: Das Moment der Kontingenz wie auch die be-
grenzten Handlungsräume der vermeintlich widerständigen Subjekte erhiel-
ten so in der wissenschaftlichen Rezeption allzu leicht Vorrang gegenüber je-
nen Aspekten, die in Bezug auf gesellschaftliche Machtverteilung eher kon-
solidierende Wirkung haben. Dass aber gerade die dominante Lesart kulturel-
ler Texte Aufschluss über zeitgenössische Machtverhältnisse und die Rolle 
der Kulturindustrie für deren Erhaltung zu geben vermag, zeigt die Studie auf 
eindrückliche Weise. 
McRobbies besondere Leistung besteht jedoch darin, nicht nur die ge-
genwärtige Position des Feminismus im Gesamtkontext gesellschaftlicher 
Transformationen zu analysieren, sondern dessen Abwicklung im Zuge des-
sen gleichzeitig entgegenzuwirken. Indem sie die Forschungen zahlreicher 
feministischer Theoretikerinnen neu rezipiert und ihre Bedeutung für aktuelle 
Phänomene herausstellt, arbeitet sie zum einen der zeitgenössischen Redukti-
on ,des‘ Feminismus entgegen, der verkürzt wird auf scheinbar maßlose, de-
struktive Forderungen von sich selbst viktimisierenden „Männerhasserin-
nen“. Angesichts des breiten Spektrums oft widersprüchlicher feministischer 
Positionen zu einem Thema wird deutlich, dass die pauschale Abwertung 
,des‘ Feminismus auf einer unzulässigen Vereinheitlichung beruhen muss. 
Zum anderen demonstriert McRobbie in solchen Transfers die analytische 
Schärfe und mögliche Aktualität der herangezogenen Theorien und macht 
damit klar, dass die Musealisierung der feministischen Bewegung keine 
Notwendigkeit der Geschichte, sondern eine politische Maßnahme der Ge-









Regina Brunnett: Die Hegemonie symbolischer Gesundheit. 
Eine Studie zum Mehrwert von Gesundheit im 
Postfordismus. Bielefeld: transcript 2009, 374 S., € 33,80 
Schlagwörter wie lebenslanges Lernen, Selbstoptimierung, Flexibilität oder Ri-
sikobereitschaft werden in den letzten Jahren oftmals unter dem unpräzisen 
Begriff des Humankapitals zusammengefasst. Für die Erziehungswissenschaft 
und ihre Bedeutung in der Geschlechterforschung stellt sich die Frage, welchen 
Einfluss die Anrufung der ständigen Selbstüberwachung auf das Subjekt hat 
und welche Rolle Geschlechterunterschieden dabei zukommt. Die Vermutung 
liegt nahe, dass diese im Zuge umfassender gesellschaftlicher Transformatio-
nen im Postfordismus gar nicht mehr auf dem Plan stehen und viel eher unter 
dem Deckmantel „Diversity“ zum Verschwinden gebracht werden.  
Regina Brunnett richtet den Schwerpunkt des Buches Die Hegemonie 
symbolischer Gesundheit. Eine Studie zum Mehrwert von Gesundheit im Post-
fordismus nicht entlang dieser Fragen aus. Ihre inhaltlichen Ausführungen zum 
Postfordismus und die damit verbundenen Vorstellungsveränderungen in Be-
zug auf Gesundheit, Politik und Produktion liefern aber wertvolle Ideen, die 
auch für die Erziehungswissenschaft Berücksichtigung finden können.  
Die Autorin führt in Kapitel 1 in die Theorie der Regulation und Akku-
mulation ein und zeigt anhand des durch Gramsci geprägten Begriffes der 
Hegemonie, wie sich im Zuge der Umwandlung vom Fordismus zum Post-
fordismus eine immer stärkere Differenzierung von Lebensstilen herauskris-
tallisiert hat. Die Proklamation eines homo oeconomicus als Unternehmer 
seiner selbst wird dabei mit dem Abbau des sozialen Sicherungssystems 
(Schlagwort „Re-Privatisierung“) in Beziehung gesetzt, womit gleichzeitig 
der theoretische Rahmen für das folgende Kapitel gelegt wird.  
Der Schwerpunkt von Kapitel 2 liegt in der Darstellung einer neuen Kul-
tur von Gesundheit im Postfordismus. Von der Autorin wird aufgezeigt, wie 
die Popularisierung alternativer Gesundheitspraktiken die kulturelle Grenze 
zwischen Kultur und Natur erodieren lässt, womit eine wesentliche Bedin-
gung erfüllt ist, Gesundheit zu ökonomisieren und als politisch umkämpftes 
Feld in die Gesundheitspolitik einfließen zu lassen. Durch das neue Leitbild 
der gesunden Selbstmodellierung gewinne Gesundheit symbolische Bedeu-
tung, welche u.a. durch Konsum Mehrwert produziere und Parallelen zum 
Leitbild des Unternehmers seiner selbst aufweise. „Die Dynamik der Repro-
duktion symbolischer Gesundheit speist sich daraus, dass Gesundheit als 
symbolisches Kapital unter Bedingungen der Verschärfung von Wettbewerb 
und Konkurrenz im Arbeitsbereich, aber auch der Generalisierung des Wett-
bewerbs als Vergesellschaftungsform, der beständig der Möglichkeit der 
Entwertung ausgesetzt ist“ (S. 102). 
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In Kapitel 3 wird unter hegemonietheoretischer Perspektive der Rahmen 
für die spätere Diskursanalyse vorgestellt. Brunnett bezieht sich dabei auf den 
dynamischen Regulationsbegriff von Bob Jessop und in weiterer Folge auf die 
methodischen Grundlagen der Critical Discourse Analysis (CDA) von Norman 
Fairclough. Sie erweitert den Analyserahmen um die politikwissenschaftlichen 
Konzepte von Polity, Policy und Politics, um damit eine Brücke zwischen Dis-
kursen zu Gesundheit und konkreter politischer Praxis zu schlagen.  
Mit dem Konzept der Interdiskursivität werden in Kapitel 4 von der Au-
torin politische Texte die an die Öffentlichkeit gerichtet sind und antagonisti-
sche Positionen beziehen, auf ihre Verschränkungen hinsichtlich diskursiver 
und politischer Praktiken untersucht.  
Ausgehend von Texten als Einzelfall (Kapitel 5) rekonstruiert Brunnett 
auf verschiedenen Ebenen wie sich Repräsentationen innerhalb eines Diskur-
ses regeln, wie diese durch die Praktiken der politischen Akteurinnen und 
Akteure produziert werden und wie diese unterschiedlichen Repräsentationen 
verdichtet und miteinander verbunden werden. Ein besonderes Augenmerk 
wird dabei auf Metaphern als politischer Praktik zur Produktion solcher Re-
präsentationen gelegt.  
Die empirische Untersuchung von politischen Texten aus dem Kontext 
des Arbeitsschutzes (Kapitel 6) ergibt zwei gegensätzliche Positionen und, 
damit verbunden, unterschiedliche Praktiken der Politisierung. Es zeigt sich, 
dass sich eine „Gesundheit zur Norm“ auf der einen Seite und ein Gover-
nance-Modell von „Gesundheit als Humankapital“ auf der anderen Seite ge-
genüberstehen. Den zweiten Fall identifiziert Brunnett als „politische Kultur 
der Harmonie“, in der Konflikte nicht thematisiert werden und eine dys-
hegemoniale De-Politisierung stattfindet. Gerade dadurch werde Humankapi-
tal zur strategischen Praxisbeeinflussung geeignet.  
Ob wirtschaftliche Ziele und Humanisierung tatsächlich ohne Konfliktli-
nien auskommen, wird in Kapitel 7 von Brunnett kritisch hinterfragt. Der posi-
tiv konnotierte Humankapitalbegriff ist für die Autorin auf die enge Verknüp-
fung mit symbolischer Gesundheit zurückzuführen. Am Beispiel psychischer 
Erkrankungen zeigt Brunnett, wie diese die Kehrseite der Bedeutung von Hu-
mankapital für postfordistische Wertschöpfung repräsentieren und strukturelle 
Widersprüche der postfordistsichen Regulationsweise aufzeigen. Gesundheit 
besitze demnach keine entlastende Funktion mehr, sondern würde über hege-
monial eingebettete, ätiologische Diskurse wesentlich die politische Praxis an-
leiten. Hier kommt die Autorin nochmals auf den Ansatz der Selbstmodellie-
rung zurück und zeigt, dass gegenwärtig vor allem mit zwei Krankheitsursa-
chen operiert wird: mit der Fähigkeit des Individuums, Krankheit selbstregulie-
rend zu begegnen und dem Willen zur Gesundheit, was die Verantwortung für 
Krankheit und Gesundheit direkt auf die Leistungsbereitschaft des Individuums 
überträgt. Beide Ursachen wirken disziplinierend auf das Individuum, insofern 
damit der Druck steigt, einerseits sozial anschlussfähig zu sein und andererseits 
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nicht von sozialem Ausschluss bedroht zu werden. Konflikte und Probleme 
werden zugunsten selbstoptimierender Strategien ersetzt, was mit der politi-
schen Kultur der Harmonie in Gleichklang steht.  
Ungleichheitsverhältnisse entlang von Geschlecht, Klasse, Ethnie oder 
Status werden von Brunnett als im Hegemoniekonzept involviert betrachtet. 
Ebenso wird auf die Grenze zwischen Privatheit und Öffentlichkeit hingewie-
sen, sowie auf die fordistisch geprägte männliche Normalarbeitszeit. Eine nä-
here Differenzierung dieser Ungleichheitsverhältnisse und die explizite Ein-
beziehung nach wie vor bestehender androzentrischer hegemonialer Kräfte-
verhältnisse bleibt allerdings aus der Diskussion weitgehend ausgeschlossen. 
Hier stellt sich die Frage, ob dieser Ausschluss nicht auch als paradigmati-
sches Beispiel für die derzeitige Auseinandersetzung mit Ungleichheitsver-
hältnissen gelesen werden kann, welche – wie bereits zu Beginn kurz erläu-
tert – immer mehr verflüssigt und damit unlesbar werden.  
Ich möchte nicht bestreiten, dass es im Zuge neoliberaler politischer Pro-
gramme nicht auch zu positiven Veränderungen innerhalb von Geschlechter-
verhältnissen gekommen ist. Die Verwischung privater und öffentlicher 
Grenzen, die Schwerpunktlegung auf immaterielle Arbeit und die Anrufung 
der eigenen Ressourcen zur Steigerung des Humankapitals verweisen aller-
dings auf neue Formen der Grenzziehung zwischen Ausschluss und Ein-
schluss, die im Wesentlichen nach wie vor auf fordistischen Vorstellungen 
der Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern aufbauen. Die neuen Ent-
grenzungspraktiken rekurrieren jedoch nicht mehr auf Ideen über die Natur 
der Geschlechter, sondern speisen sich aus neoliberalen Vorstellungen des 
Kapitals und der Unterscheidung zwischen brauchbar bzw. leistungsfähig ei-
nerseits und fehlender Wettbewerbsfähigkeit andererseits. Die Gefahr, durch 
diese neue Subjektivierung Geschlecht zu neutralisieren ist meiner Ansicht 
nach nicht zu unterschätzen, zumal die Negierung von Konfliktlinien, wie sie 
auch im von Brunnett identifizierten Governance-Modell vorgestellt wurden, 
fraglich werden lässt, ob Geschlechterdemokratie unter diesen Vorzeichen 
noch vorangetrieben werden kann.  
Zusammenfassend bietet das Buch von Regina Brunnett sowohl theore-
tisch als auch methodisch eine interessante Lektüre und ist nicht nur inner-
halb der Sozialwissenschaften lesenswert. Die Komplexität der verschiede-
nen mit einander verwobenen Ansätze ist für Leserinnen und Leser, die mit 
dieser Thematik Neuland betreten, sicher eine Herausforderung und bedarf 
daher einer näheren Auseinandersetzung und Kommentierung. Brunnetts in-
haltliche und methodische Ausführungen bieten dabei gerade für die Erzie-
hungswissenschaft gute Ansätze für die Betrachtung von Gesundheit als Hu-
mankapital, wenngleich dafür die explizite Einbeziehung von Geschlecht und 
anderer trennender Klassifikationen mit einbezogen werden müssten.  
 
Sabine Menapace  
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Verena Bruchhagen/Iris Koall/Beate Kortendiek/Julia 
Nentwich/Ursula Offenberger (Hrsg.): GENDER. Zeitschrift 
für Geschlecht, Kultur und Gesellschaft. 
Geschlechtertheorie und Diversity Management. H. 2, 2. Jg., 
2010, 157 S., € 18,90 
Die Herausgeberinnen der Zeitschrift Gender legen mit dem zweiten Heft 
dieses Jahres eine aufschlussreiche und gelungene Komposition vor, beste-
hend aus fünf Beiträgen mit dem Schwerpunkt Geschlechtertheorie und 
Diversity Management. Ergänzt wird der Themenschwerpunkt mit Aufsätzen 
aus Forschung, Politik und Praxis. Zudem werden in der Zeitschrift unter an-
derem im offenen Teil ein Beitrag von Manuela Gamsjäger zum Thema Se-
xuelle Belästigung am Arbeitsplatz präsentiert und Tagungsberichte, zum 
Beispiel von Marianne Kriszio über die im Februar in Hamburg veranstaltete 
Fachtagung mit dem Titel Wissenschaft und Geschlecht. Karrieren und Bar-
rieren auf dem Weg an die Spitze. Abgerundet wird diese Ausgabe mit vier 
Rezensionen.  
Die steigende Relevanz von Gender- und Diversity-Management als 
gleichstellungsorientiertes Praxisfeld innerhalb der Geschlechterforschung 
und -politik haben die Herausgeberinnen zum Anlass genommen, eine grund-
ständige Auseinandersetzung mit diesen Instrumenten zu führen und diesen 
gleichsam den Schwerpunkt der Zeitschrift zu widmen. Zudem nennen die 
Herausgeberinnen im Vorwort als eine weitere Intention für die Bearbeitung 
des Themas die Weiterentwicklung von Verbindungslinien zwischen Ge-
schlechtertheorie und Diversity Management-Praxis.  
Zu den Artikeln im Einzelnen: Die Autorinnen der Zeitschrift nähern 
sich dem Konzept Diversity Management aus verschiedenen Perspektiven. 
Eröffnet wird der Themenschwerpunkt mit dem Beitrag von Nathalie Ams-
tutz Diversity Management: theorie- und politikfern? Für Mehrstimmigkeit in 
der Konzeptualisierung von Diversity Management. Amstutz stellt aktuelle 
Bezüge zwischen dem Konzept des Diversity Managements und Intersektio-
nalität einerseits sowie Intertextualität andererseits her und überprüft den 
Diversity-Ansatz auf sein kritisches Potential. Diese Überprüfung geschieht 
in der Analyse der Begriffe Anerkennung, Repräsentation und Em-
powerment, die als Zielsetzungen einiger Diversity-Konzepte anvisiert sind. 
Der Aufsatz kann als ein Plädoyer gelesen werden, welches die Forderung 
nach einer Bearbeitung der Aussagekraft des Diversity Management-
Konzepts aus politikwissenschaftlicher, (organisations-)soziologischer, recht-
licher und betriebswirtschaftlicher Perspektive beinhaltet. Amstutz möchte so 
die Wirksamkeit des Konzepts plausibilisieren. Die Intention des Plädoyers 
zeigt deutlich die ökonomische Perspektive, die mit der Implementierung von 
Diversity-Management in Organisationen einhergeht. Ihr gelingt es nicht 
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vollständig, sich von dieser Perspektive zu lösen und gleichsam für den Nut-
zen des Konzepts zum Abbau sozialer Ungleichheiten einzutreten. Vor die-
sem Hintergrund ließe sich nun fragen: Wo ist denn nun das kritische Poten-
tial des Diversity Management-Ansatzes? 
Edelgard Kutzner knüpft an die Ausführungen von Amstutz an und denkt 
sie weiter, indem sie sich mit Diversity Management im Spannungsfeld von 
Ökonomisierung und Gleichstellungspolitik beschäftigt. Einleitend stellt sie 
die durchaus anfechtbare These auf, dass es sich bei Diversity Management 
um ein ökonomisches Modell und eben nicht um ein Konzept von Chancen-
gleichheit handelt. Weiterhin präsentiert sie ein von ihr entwickeltes Tool, 
das Unternehmen die Möglichkeit zur Selbsteinschätzung von Strukturen und 
Handlungsweisen bietet, ihnen die Möglichkeit gibt, sich über das Thema 
Diversity zu informieren und die Diversity-Kompetenz zu fördern. Am Ende 
ihrer Ausführungen votiert Kutzner dafür, Machtfragen und Ungleichheitsre-
flexionen im Horizont von Diversity Management mitzudenken. Dadurch 
könne, so die Autorin, Diversity Management zu einem umfassenden betrieb-
lichen Konzept von Ökonomie und Chancengleichheit werden.  
Ähnlich wie Kutzner nimmt Roswitha Hofmann eine ökonomisch argu-
mentative Perspektive ein und eröffnet in ihrem Beitrag Lernperspektiven für 
ein nachhaltigkeitsorientiertes Gender- und Diversitäts-Management, wobei 
Lernen als ein alltäglicher und vor allem sozialer Prozess verstanden wird. 
Hofmann hält eine Verknüpfung zwischen Diversity Management-Konzepten 
und Ansätzen des nachhaltigen Wirtschaftens für sinnvoll, da Organisationen 
aktuell immer mehr gesellschaftspolitischen Anforderungen ausgesetzt seien, 
die sie dazu anhalten, ihr Handeln nicht nur ökonomisch und ökologisch, 
sondern auch sozial verantwortlich zu gestalten. Deshalb folgt sie der These, 
dass Veränderungsprozesse auf (Ver-)Lernprozessen basierten. Darin sieht 
sie die Möglichkeit gesellschaftliche „Treiberfaktoren“ – für Hofmann bei-
spielsweise die Forderung nach Geschlechtergleichstellung – in nachhaltig-
keitsorientierte betriebswirtschaftliche Überlegungen stärker einzubeziehen 
als bisher. Somit versteht sie Diversity als Lernchance für Organisationen 
und orientiert sich hierbei am „learning and effectiveness“-Paradigma von 
Thomas und Ely, die dem Lernen von Diversity eine zentrale Bedeutung zu-
weisen. Hofmann favorisiert das Konzept des „situativen Lernens“ als Ver-
bindung zu den Konzepten doing gender und doing difference. Dadurch er-
hofft sie sich, die Reproduktion von Differenzpraktiken in konkreten Macht-
relationen sichtbar zu machen. 
In ganz anderer, nämlich sportwissenschaftlicher Perspektive setzen Bet-
tina Rulof und Britt Dahmen die Konzepte Gender und Diversity in ein Span-
nungsverhältnis von Konkurrenz und Verstärkung. Diese Frage verorten sie 
im Kontext von Sport und Sportwissenschaften, da – so die Annahme der 
Autorinnen – gerade Sportvereine vor Herausforderungen im Umgang mit 
der wachsenden sozialen Vielfalt stehen würden. Der Anteil von Frauen, älte-
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ren Menschen und Menschen mit Migrationshintergrund sei in den vergange-
nen Jahren deutlich gestiegen. Daher sei die Erforschung sozialer Ungleich-
heiten im Sport mit dem Intersektionalitätsansatz sinnvoll, weil die Analyse 
von nur einer sozialen Kategorie nicht genüge. Weiterhin fordern Rulof und 
Dahmen für die intersektionale Forschung im Sport die besondere Bedeutung 
der Strukturkategorie Körper hervorzuheben, die bislang nur unzureichend 
berücksichtigt worden sei. 
Aus einer machtanalytischen Perspektive bearbeitet Heike Kahlert das 
Konzept Diversity Management innerhalb der triadischen Karriereberatung 
im Kontext von Wissenschaft und versteht dies als eine Politik der Chancen-
gleichheit. Dabei unterscheidet sie Diversität in personale, organisationale 
und soziale Vielfalt und nimmt eine normativ politische Argumentationswei-
se von Gender und Diversity ein. Kahlert entwirft in Anlehnung an Rappe-
Giesecke ein triadisches Karriere- und Beratungskonzept, wendet dieses auf 
Wissenschaftskarrieren an und unterzieht es einer kritischen Reflexion im 
Horizont von Gender und Diversity. 
Die inhaltliche Vielfalt der Aufsätze spiegelt das zugrundeliegende The-
ma Diversity Management wider und bietet interessierten Leser_innen die 
Möglichkeit, sich durch dieses breit angelegte Spektrum einen Einblick zu 
verschaffen und weiterhin von aktuell geführten Theoriediskursen beispiels-
weise zum Konzept der Intersektionalität innerhalb der Geschlechterfor-
schung zu erfahren. 
Die in den Beiträgen immer wiederkehrende ökonomische Perspektive 
liegt eben in der auf den wirtschaftlichen Nutzen ausgerichteten Intention von 
Diversity Management begründet. Dennoch wäre es wünschenswert, an die-
ser Stelle eine verstärkte, sowohl gerechtigkeitstheoretisch als auch -politisch 
orientierte Bearbeitung von Diversity im Kontext von Chancengleichheit und 
Abbau von sozialer Ungleichheit vorzunehmen. Die Thematisierung von po-
sitiven wirtschaftlichen Aspekten im Diversity Management fällt in der Ge-
samtschau des Heftes doch deutlich zu Ungunsten von Antidiskriminierungs-
politiken aus. Auch fällt auf, dass vielfach Gender als Hauptkategorie sozia-
ler Ungleichheit angesehen wird. Dies bedeutet, dass mindestens implizit ei-
ne Hierarchisierung sozialer Ungleichheitskategorien vorgenommen und so-
mit dem Verständnis von Diversity nicht genügend Rechnung getragen wird. 
Kutzner etwa erklärt in ihrem Beitrag die vorwiegende Fokussierung auf das 
Verhältnis von Gender und Diversity durch den bereits breiten und kontro-
vers geführten Diskurs.  
Zu fragen bleibt allerdings, wie der Begriff Diversity überhaupt gehand-
habt werden kann, da sich die Diversity-Kategorien als äußerst komplex dar-
stellen und die Benennung einzelner Strukturkategorien andere vernachlässigt 
und in den Hintergrund treten lässt. Um Gender zu anderen Ungleichheitska-
tegorien in Verhältnis setzen zu können, äußern viele Wissenschaftler_innen 
Bedenken, dass die Kategorie Gender im Diversity-Konzept verschwinden 
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und an Bedeutung verlieren könnte. In diesem Sinne könnte die vorrangige 
Thematisierung von Gender mit einer Entnennung u.a. kulturalisierter Diffe-
renzlinien einhergehen. Darauf verweisen etwa postkoloniale Einwände, die 
als eine Gegenbewegung zu dieser ‚Sorge‘ und Rückfall hinter den erreichten 
Stand der Debatte um die Gewichtung von Benachteiligungskategorien ge-
deutet werden können. 
Zum Schluss bleibt festzuhalten, dass das Anliegen der Herausgeberin-
nen, Verbindungslinien zwischen Geschlechtertheorie und Diversity Mana-
gement-Praxis aufzuzeigen und weiterzuentwickeln, nicht im vollen Umfang 
eingelöst wird. Gleichwohl stellt sich diese Ausgabe der Zeitschrift Gender 
hinsichtlich des benannten Schwerpunkts Ökonomie als lesenswert dar. Die 
große Stärke des Heftes besteht darin, kenntnisreich in das Thema einzufüh-
ren und weiterzudenken, so werden die Leser_innen dazu angeregt den Dis-
kurs um Geschlechtertheorie und Diversity Management fortzusetzen. 
 
Miriam Mauritz 
Sünne Andresen/Mechthild Koreuber/Dorothea Lüdke 
(Hrsg.): Gender und Diversity: Albtraum oder Traumpaar? 
Interdisziplinärer Dialog zur „Modernisierung“ von 
Geschlecht und Gleichstellungspolitik. Wiesbaden: VS 
Verlag für Sozialwissenschaften 2009, 260 S., € 39,95  
In den Gouvernementalitätsstudien erklärt Foucault, wie sich seinerzeit in der 
neoliberalen Arbeitsanalyse ein ebenso spannender wie brisanter Paradig-
menwechsel von einer kapitalismuskritischen „historischen Prozeßlogik“ zu 
einer kompetenzbasierten, auf die ganze Person des Subjekts zugreifenden 
„Analyse der internen Rationalität, der strategischen Planung der Handlungen 
von Individuen“ (Foucault, Michel: Geschichte der Gouvernementalität II. 
Die Geburt der Biopolitik, Frankfurt a.M. 2004, S. 310) abzeichnete. Unter 
dem Stichwort Humankapital ergab sich das Verständnis von Arbeit als einer 
subjektiven, unternehmerisch dem Kompetenzbereich von Individuen zuge-
hörigen Größe. Mit dieser Entwicklung und unter der fortschreitenden Ver-
quickung von Gender Mainstreaming (GeM) und Diversity Management 
(DiM) zu Gender Marketing gerät der Mensch, insbesondere die Frau, als 
biopolitisch zu vermarktendes, nicht vollständig genutztes humanes ‚Kapi-
tal‘, d.h. als Ensemble von angeborenen oder erworbenen Kenntnissen, Er-
fahrungen, Fertigkeiten und Fähigkeiten in den Mittelpunkt der neoliberalis-
tischen Marktlogik. Freilich, der zunächst wertneutrale Gedanke und die his-
torisch lange vorfindbare (Ver-)Wertungsweise des Menschen als Kapital ist 
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zwar nicht neu (vgl. Scheler, Max: Gesammelte Werke. Politisch-päda-
gogische Schriften, Bern 1982, S. 619f.), doch ob die unhinterfragte politi-
sche, wissenschaftliche und ökonomische Befürwortung der Vermählung des 
nach langen politischen Kämpfen errungenen, auf eine geschlechtergerechte 
Gleichstellungspolitik abzielenden Top-down-Instruments GeM mit dem 
ökonomisch orientierten DiM angebracht oder ob besser deren strikte Tren-
nung einzuhalten sei, damit beschäftigen sich die Artikel des Tagungsbandes.  
Unter der kritischen Beleuchtung der Subjektivierung von Arbeit in der 
Wissensgesellschaft und mit Rekurs auf den Amsterdamer Vertrag von 1999, 
der auf administrativ-hierarchischer Ebene GeM als Instrument zur Gleich-
stellung der Geschlechter verankerte, begründet Michael Meuser in seinem 
Beitrag Humankapital Gender. Geschlechterpolitik zwischen Ungleichheits-
semantik und ökonomischer Logik sehr differenziert und komplex die Dialek-
tik, Attraktivität und Gefahren der Kombination von GeM und DiM, indem er 
die „Erweiterung des Genderdiskurses“ um eine „ökonomische Semantik“ (S. 
96) als problematisches, dennoch verheißungsvolles Mittel zur „Reduktion 
von Ungleichheit zwischen den Geschlechtern“ (S. 106) betrachtet. Während 
GeM Gleichstellungspolitik aus der Randständigkeit in den Mittelpunkt von 
Organisationen brachte und die Inklusion von Frauen und Männern fokus-
siert, knüpft DiM an die schon lange aufgekommene Notwendigkeit, struktu-
rell bedingte Ungleichheitslagen der Geschlechter aus intersektionaler Sicht 
zu analysieren. Obwohl in der organisationalen Umsetzung die Befragung der 
Geschlechtslage ressourcenorientiert auf Potenziale und multiple Fähigkeiten 
abzielt und damit auch berufliche Gleichstellung initiiert, birgt die marktlogi-
sche Betrachtung von Geschlecht als Humankapital, weil sie einseitig weib-
lich konnotiert wird, die Gefahr der Reifikation hegemonialer Männlichkeit. 
Entschieden lehnt Tove Soilands Gender als Selbstmanagement. Zur Re-
privatisierung des Geschlechts in der gegenwärtigen Gleichstellungspolitik 
DiM als geeignetes Mittel zur Gleichstellung ab, denn nach ihrer Sicht akzentu-
iere und markiere das Konzept in der marktlogischen Orientierung an Gender 
die letze Etappe eines verengenden Prozesses, der zunehmend vom erwünsch-
ten „Zugang beider Geschlechter zu den Ressourcen Zeit, Geld, und Entschei-
dungsmacht“ (S. 37f.) abrückt. Ihre Kritik betrifft mehrere Punkte: Die syste-
matische Unklarheit von DiM, das mit dem Ziel der Freilegung der Einmalig-
keit der Individuen unter „Freisetzung von Vielfalt“ ungewollt und geradezu 
aporetisch hierarchisierende Differenz erzeuge. Dem Anspruch, Strukturen zu 
verändern, werde das Konzept deswegen nicht gerecht, weil es erstens nicht 
freilegt, welche Strukturen überhaupt Geschlechtersegregation erzeugen, und 
zweitens mit „Personalpolitik die strukturpolitische Ebene vollkommen ver-
nachlässigt“ (S. 40), damit strukturelle Idiosynkrasien der Benachteiligung ge-
radezu katalysiere. In der selbsttechnologischen Suggestion, Genderkonstrukti-
on liege unternehmerisch in der Hand der Individuen, reprivatisieren GeM und 
DiM strukturelle Zwänge und stellen sie täuschend als individuell auflösbare 
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Strukturen dar. Überzeugend ist ihre an weiblich besorgten Care-Tätigkeiten 
veranschaulichte Beanstandung der Reprivatisierung des Politischen. 
Claudia von Braunmühls Beitrag Diverse Gender – Gendered Diversity: 
Eine Gewinn-und-Verlust-Rechnung zeichnet am genauesten die Ursprünge 
und Entwicklung von GeM im Kontext der internationalen Frauenbewegung 
nach. Auffallend ist ihre Kontextuierung von Diversity – als kritisches Prinzip 
der Vereinigung von Vielfalt in der Einheit (unity in diversity) – in GeM. Es sei 
eine Tautologie und obsolet, ein Prinzip, das von Anbeginn an konzeptuell in 
GeM verankert, das zudem zwar in den oberen, jedoch nicht den obersten Ma-
nagementebenen anzusiedeln ist, begünstigen zu wollen. Zweifellos, wenn 
auch nicht undifferenziert ablehnend, begreift sie DiM als deutlich unterlegenes 
Konzept, das lediglich unter Zugriff auf weibliche Subjektivität der Gewinn-
maximierung diene. Auch Susanne Schröters Aufsatz Gender und Diversität. 
Kulturwissenschaftliche und historische Annäherungen liefert unter dem As-
pekt der Teilhabe am ökonomischen, kulturellen und sozialem Kapital eine 
sehr lesenswerte feministische Synopse der Entwicklung von GeM und DiM. 
Vor dem Hintergrund, dass Ethnie und Religion über das Geschlecht hinaus 
Barrieren konstruieren und so unabdingbar den Ausbau der DiM-Perspektive 
erforderlich machen, geben Schröters Ausführungen einen erhellenden Einblick 
darin, wie hegemoniale, eurozentristische Weiblichkeiten den ethnisch und re-
ligiös pluralisierten Genderdiskurs konterkarieren. 
Eindeutig für die Vernunftehe zwischen GeM und DiM als konkurrierende, 
eigenständige, komplementäre Konstrukte spricht sich Gertraude Krell in ihrer 
Analyse Gender und Diversity. Eine ‚Vernunftehe‘ – Plädoyer für vielfältige 
Verbindungen aus. Krells empirische Befunde belegen die Notwendigkeit der 
Implementierung von DiM. Sie zeigt unter anderem, dass die Allokation von 
statusreichen Positionen an Frauen gerade dort erfolgen kann, wo dies am we-
nigsten antizipiert werden könne. Auch wenn im Humankapitaldiskurs von der 
humankapitalistischen Nutzbarkeit weiblicher Kompetenzen die Rede ist, so 
entfaltet Krells Beitrag instruktiv, inwieweit ein selektiver eurozentristischer 
Habitus bis dato nachhaltig determiniert, welches Frauenbild der Logik des 
Humankapitals zugrunde liegt. Es wird klar, dass nicht allein Geschlecht, son-
dern weitere Ungleichheiten Benachteiligung generieren. Diese werden aber im 
DiM berücksichtigt. Folglich begrüßt Krell DiM wenigstens auf Ebene der Per-
sonalpolitik als wirksames Instrument der Integration. Dabei sollten selbst Um-
setzungsprobleme nicht vorschnell als ‚Schwäche des Konzepts‘ ausgelegt 
werden. Nicht zuletzt aufgrund des seit 2006 greifenden Allgemeinen Gleich-
behandlungsgesetzes (AGG) illustriert Günther Vedder in Diversity Manage-
ment: Grundlagen und Entwicklungen im internationalen Vergleich in einem 
international vergleichenden Zugang (USA, Deutschland, Australien) detail-
liert, welche Dimensionen DiM umfasst und wie es als Motor für heterogene 
Belegschaften zum Einsatz kommt, somit für ethnische Vielfalt sorgen und In-
dividuen ressourcenorientiert gleichberechtigte Teilhabe an Beschäftigungsver-
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hältnissen ermöglichen kann. Wenngleich dieser Rahmen keinen Platz für die 
würdigende Besprechung der im Tagungsband beschriebenen Projekte bietet, 
so sei im internationalen Diskurs ausdrücklich auf die informationsreiche Do-
kumentation des Versuchs von Debra M. Meyerson und Deborah M. Kolb hin-
gewiesen, feministische Theorie aus der trockenen Stube der Wissenschaft her-
auszuholen und diese in betriebliche Praxis umzusetzen. Das Projekt erörtert 
sehr klar, mit welchen konkreten Problemen sich AkteurInnen bei der Anwen-
dung von Genderinstrumenten in der Praxis konfrontiert sehen. 
Sehr ausgewogen, weil konkret auf Erfolge und Probleme der sozialpoli-
tischen Implementierung von GeM hinweisend, ist der Beitrag Diversity als 
Herausforderung für die Sozialpolitik von Barbara Riedmüller und Dagmar 
Vinz. Sie arbeiten aus Forschungsergebnissen zu Lebenslagen von Frauen 
und Männern „explizite“ und „implizite Genderbezüge“ heraus. Explizite 
Genderbezüge wären dabei solche, die deskriptiv und analytisch „Unter-
schiede zwischen den Geschlechtern“ und ihren Lebenslagen herauskristalli-
sieren, somit konkrete theoretische und politische Aktionsflächen für Gleich-
stellungsarbeit bieten. Hingegen beleuchten implizite Genderbezüge „struktu-
rell-symbolische Dimensionen von Geschlechterverhältnissen“ (S. 66), indem 
sie Schieflagen und blinde Flecken der Sozialpolitikforschung dekonstruie-
ren. Der Vermählung von GeM und DiM, die komplementäre Forschungs- 
und Themenfelder abdecken, sehen die Forscherinnen freudig entgegen, da 
DiM verspricht, die durch Globalisierung und Zuwanderung verursachten 
Herausforderungen an den Arbeitsmarkt durch Vielfalt in der Erwerbsbevöl-
kerung anstatt durch Ideen von Homogenität aufzulösen.  
Nahezu alle Beiträge implizieren, dass die Aufgabe von GeM als Top-
down- Gleichstellungsinstrument ein nicht hinzunehmender Verlust wäre. 
Dennoch legen nicht wenige Analysen und aufgeführten Befunde nahe, dass 
DiM eine berechtigte und komplementäre Steuerungsmacht hinsichtlich der 
Verpflichtung zur Herstellung von Chancengleichheit in allen Lebenslagen zu-
zuschreiben sei, weil es Ungleichheiten freilege und die Anerkennung von Dif-
ferenzen fordere, die von der Kategorie Geschlecht allein nicht erfasst werden. 
Es wäre zu wünschen, dass der hier begonnene kritische Diskurs angemessene 
Fortsetzung in allen gesellschaftlichen Bereichen fände. Dies umso mehr, da 
das von Foucault referierte neoliberale Verständnis von Arbeit vorab den Ein-
druck humaner Ressourcenorientierung der Wirtschaft und Selbstverantwor-
tung des Subjekts erweckt, die ökologische Semantik des Diskurses und die so-
ziale Wirklichkeit indessen eher nahelegen, dass die mit dem Ansatz verbunde-
ne „Umkehrung des Verhältnisses des Sozialen zum Wirtschaftlichen“ (Fou-
cault, Michel: Geschichte der Gouvernementalität II, a.a.O, S. 332) weniger ei-
nen verantwortungsbewussten Umgang mit Humanressourcen, sondern viel-
mehr die Verwertung des Menschen nach reiner Marktlogik zur Folge hat. 
 
Caroline Kolisang  
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Marianne Friese (unter Mitarbeit von Eva Anslinger, Ilka 
Brenner, Dorothea Piening, Sabine Pregitzer, Barbara 
Thiessen, Michael Walter): Kompetenzentwicklung für 
junge Mütter. Förderansätze der beruflichen Bildung. 
Bielefeld: W. Bertelsmann Verlag 2008, 246 S., € 29,90 
Das hier zu besprechende Buch ist in einem Projektteam unter der Gesamtkon-
zeption von Marianne Friese entstanden und fasst die Ergebnisse einer Reihe 
von transdisziplinären Projekten zusammen, die seit dem Jahr 2000 vorbereitet 
und dann kontinuierlich umgesetzt, erweitert und ergänzt wurden. Grundlage 
bildet das Forschungs- und Entwicklungsprojekt MOSAIK „Kompetenzent-
wicklung für junge Mütter. Zur Kooperation von Beratung, Ausbildung und 
Beruf“. In theoretischer, empirischer und praxisorientierter Perspektive werden 
die Lebenswelt und Ausbildungssituation von jungen Müttern in den Blick ge-
nommen und damit in der Berufspädagogik erstmals umfassend dargestellt. Die 
Relevanz und Einordnung des Buches wird im Folgenden vor dem Hintergrund 
berufspädagogischer (Handlungs-)Forschung vorgenommen. 
Der Band bilanziert in deskriptiver und präskriptiver Weise die Projekt-
zusammenhänge, die auf forschendes Problemlösehandeln in der Berufsbil-
dungspraxis zielen. Berufsbildung als soziale Praxis und Berufsbildungsfor-
schung als soziales System reagieren wechselseitig aufeinander. Diese 
Responsivität zeigt sich unter anderem in den dargestellten Evaluationen und 
Gestaltungsempfehlungen, die in die Praxis der Bildungsarbeit mit jungen 
Müttern zurückgespiegelt und in Kooperationen und Netzwerkstrukturen ver-
stetigt wurden. Der Anspruch auf Erkenntnisgenerierung steht bei diesem 
Forschungstypus im Spannungsfeld zum Anspruch auf Gestaltung und Inter-
vention im Praxisfeld.  
Zielgruppenspezifische Ansätze zielen bildungspolitisch auf die Erweite-
rung der Partizipationsmöglichkeiten und bildungspraktisch auf ein verbes-
sertes (didaktisches) Passungsverhältnis zwischen Lern- und (Aus)Bildungs-
angeboten und den spezifischen Lebenslagen und Lernbedarfen typisierter 
Zielgruppen. Zur Frage, wie sich die Ausbildungssituation von jungen Frauen 
und Männern mit Familienverantwortung gestaltet, liegen so gut wie keine 
Erkenntnisse vor. Der Band leistet hier Aufklärung. Dabei richtet sich die 
Aufmerksamkeit auf die Entwicklung individueller Förderangebote und an-
gemessener professioneller Handlungsstrategien, welche die alltags- und le-
bensweltlichen Kompetenzen junger Mütter berücksichtigen. In den teils re-
gionalen und teils bundesweiten empirischen Analysen wird auch die grup-
peninterne Heterogenität junger Mütter und ihrer Lebenslagen sichtbar ge-
macht. 
Das Projekt MOSAIK unterscheidet sich von traditionellen Ansätzen der 
Berufspädagogik, die mit ihren Forschungs- und Handlungsfeldern vorwie-
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gend an männlichen Erwerbsbiografien als Normalitätskonstitution orientiert 
ist. In der beruflichen Aus- und Weiterbildung herrschen nach wie vor Per-
spektiven und Regulationsverfahren vor, die die bestehende geschlechtsspezi-
fische Arbeit und Arbeitsteilung und somit das Geschlechterverhältnis stabi-
lisieren. Ihrem Selbstverständnis nach konzentriert sich die Berufspädagogik 
bis heute auf die Beobachtung der Entwicklung des dualen Systems der Be-
rufsbildung. Das Projekt MOSAIK arbeitet hingegen interdisziplinär bzw. 
multiprofessionell. Es integriert gleichermaßen Förderbedarfe der beruflichen 
Bildung, der Sozialpädagogik sowie der Frühpädagogik mittels Netzwerk-
strukturen und interdisziplinären Kooperationen zu einer Förderkette für jun-
ge Mütter und ihre Kinder.  
Leitkategorie der beruflichen Bildung ist die berufliche Handlungsfähig-
keit und damit der Kompetenzbegriff. Kompetenz, verstanden als die Befähi-
gung zu eigenverantwortlichem Handeln in beruflichen, gesellschaftlichen 
und privaten Situationen, eröffnet aus der Sicht des Projektes Chancen auf 
die Anerkennung der spezifischen Kompetenzen von jungen Müttern: „Die 
Vereinbarkeit von Ausbildung und Mutterschaft setzt ein hohes Maß an ei-
genverantwortlichem Handeln in beruflichen, gesellschaftlichen und privaten 
Situationen voraus sowie die Fähigkeit, die in komplexen Strukturen vorhan-
denen Umgebungsressourcen wie auch die eigenen Ressourcen kontinuierlich 
für die Bewältigung des Alltags in Lebenswelt und Beruf nutzbar zu ma-
chen.“ (S. 90). Die fachliche Anerkennung von in der Lebenswelt informell 
erworbenen Kompetenzen setze jedoch entsprechende „didaktische Reflexi-
onsräume und Erfassungsinstrumente“ (S. 92) voraus, wie sie insbesondere in 
der Benachteiligtenqualifizierung ausgestaltet wurden. Hier zeigt sich die in-
novative Sichtweise, die die Problem- und Lebenslagen junger Mütter zum 
Ausgangspunkt veränderter Handlungsansätze beruflicher Bildung nimmt. 
Die Darstellung ist von der übergeordneten These geleitet, dass junge Mütter 
bei qualitativ hochwertiger, professioneller Betreuungsinfrastruktur in der 
Lage sind, eine Ausbildung zu absolvieren. Damit werden die Voraussetzun-
gen für eine eigenständige Lebensführung und Erwerbstätigkeit geschaffen 
jenseits von dauerhaften ökonomischen Abhängigkeiten von Transferleistun-
gen und Partnerschaft. 
Der Band ist in neun Kapitel gegliedert. Während die einführenden Kapi-
tel zwei und drei zunächst einige theoretische Explorationen zur Lebenswelt 
und empirische Erkundungen zur Geburtenentwicklung, zu Schwanger-
schaftsabbrüchen sowie zur sozialen Situation junger Mütter aufzeigen, er-
folgt mit dem vierten Kapitel die vertiefte theoretische Auseinandersetzung 
mit den unterschiedlichen Teilhabechancen von jungen Frauen und Männern 
im Berufsausbildungssystem. Die gewachsenen geschlechtssegmentierenden 
Strukturen des Berufsbildungssystems und des Arbeitsmarktes seien Mitur-
sache für die Benachteiligung junger Mütter im System der beruflichen Bil-
dung: „Während die männliche Facharbeiterausbildung mit der Orientierung 
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am Berufsprinzip und der Entwicklung spezifischer Qualitätsstandards in der 
dualen Ausbildung vollzogen wird, mündet die Ausbildung für haushaltsna-
he, pflegerische und soziale Frauenberufe auf der normativen Basis der Kul-
turaufgabe der Frau vornehmlich in vollzeitschulische Formen mit einem ge-
ringen Status an Standardisierung, formaler Bildung, Professionalisierung, 
niedriger Wertschätzung und Entlohnung.“ (S. 75). Die hier beschriebenen 
entfalteten Segregationen haben sich bis heute auf dem Ausbildungs- und 
Arbeitsmarkt verfestigt. So weist auch der aktuelle Berufsbildungsbericht 
2010 aus, dass Frauen mit rund 42 % Anteil im dualen System in geringerem 
Maße vertreten sind als Männer. Zudem konzentrieren sie sich dort auf weni-
ge Ausbildungsberufe. Im vollzeitschulischen Ausbildungssystem, welches 
auf dem Arbeitsmarkt in der Regel weitaus schlechtere Berufs- und Auf-
stiegschancen gewährt, finden sich hingegen überwiegend Frauen. Das insti-
tutionelle Gefüge des Berufsbildungssystems bildet den gesellschaftlichen 
Wandel in den Wertorientierungen und Lebenslagen nicht ab: „Haben sich 
die Familienstrukturen gesellschaftlich weitgehend verändert, sind die beruf-
lichen Strukturen und Entlohnungssysteme in ihrer geschlechtsspezifischen 
Konstruktion bis in die Gegenwart jedoch weitgehend in ihren tradierten 
Strukturen verblieben“ (S. 78). 
Kapitel fünf beschreibt die Netzwerkarbeit als Nachhaltigkeits- und 
Transferinstrumente, die maßgebliche Qualitätskriterien von berufspädagogi-
scher Forschungs- und Entwicklungsarbeit sind. Kapitel sechs widmet sich 
dann den Förderansätzen aus der Projektarbeit in der vorberuflichen Bildung, 
wozu Berufsorientierung (6.1), Berufsvorbereitung (6.2) und Berufswegebe-
ratung (6.3) gezählt werden, wobei die biografischen Kurzporträts zu den Be-
rufswegeberatungen leider unkommentiert bleiben. Die Darstellung tritt in 
diesem Teil des Buches nicht über den Rahmen des Einzelfalls im Projektzu-
sammenhang oder der spezifischen biografischen Situation hinaus, lässt sich 
aber als exemplarische Exploration divergenter Lebenssituationen und Kons-
tellationen lesen.  
Kapitel sieben analysiert Förderansätze im institutionellen Angebot der 
beruflichen Bildung. Die Teilzeitberufsausbildung in Betrieben bzw. in über-
betrieblichen Bildungsstätten sind hier Neuerungen, die im Rahmen des Pro-
jektes untersucht wurden. Eine wichtige Grundlegung für Teilzeitberufsaus-
bildung ist durch ihre rechtliche Verankerung im reformierten Berufsbil-
dungsgesetz (BBiG) von 2005 sichergestellt worden, womit erstmals „le-
bensweltliche Bezüge im ordnungsrechtlichen Rahmen des Regelsystems be-
ruflicher Bildung thematisiert“ seien, „die eine entscheidende formale Vo-
raussetzung für die Vereinbarkeit von qualifizierter Ausbildung und Kinder-
betreuung schaffen“ (S. 177). Trotzdem sei eine Ausbildung in Teilzeit für 
junge Menschen mit Erziehungsverantwortung eher die Ausnahme, die in der 
Berufsbildungspraxis auf viele Widerstände stoße. So brachte das Projekt 
hervor, dass Kammern, Betriebe, Arbeitsagenturen und Bildungsträger die 
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rechtlich abgesicherte Möglichkeit der Teilzeitberufsausbildung nicht regel-
haft umsetzen. Der Band möchte hier mit der Darstellung der Evaluationser-
gebnisse Lösungen aufzeigen, die konzeptionell in neuen Projekten Berück-
sichtigung finden sollen. 
Im Fazit werden die Analyse und Handlungsempfehlungen zusammenge-
fasst und mit einem Nachwort abgerundet. Das „Strukturprinzip kumulativer 
Ungleichheit“ (S. 220, Herv. i.O.), wie es für die Ausbildungssituation junger 
Mütter gezeigt wurde, sei durch die reformorientierten Förderansätze und 
konzeptionellen Neuerungen überwindbar. Von den aufgezeigten innovativen 
Ansätzen profitieren nicht nur die jungen Mütter, sondern auch die Berufs-
bildung erfährt eine konzeptionelle und theoretische Bereicherung.  
Insgesamt ist der Buchcharakter von der Zusammenführung unterschied-
licher Textsorten wie etwa Projektberichte, statistische Befunde, konzeptio-
nelle Ideen und Evaluationen geprägt. Die Darstellung wechselt entsprechend 
vom verallgemeinernden Abstraktionsniveau zur konkreten Projekt- und Ein-
zelfallarbeit, von Konzeptionen zu bilanzierenden Reflexionen und bezieht 
dabei regionale und bundesweite empirische Analysen ein. Hier fehlen gele-
gentlich Erläuterungen und Rückbindungen zur Übersicht und Orientierung. 
Irritierend ist an mancher Stelle die Darstellungsform quantifizierender empi-
rischer Ergebnisse, die auf sehr kleinen Fallzahlen beruhen (zum Teil mit n < 
10), an deren Stelle ausführlichere Falldarstellungen aussagekräftiger und in 
ihrem Aussagegehalt weitreichender gewesen wären. Der Band eignet sich 
auch zum Stöbern in den Falldarstellungen und Förderkonzepten und ist für 
alle ein Gewinn, die zielgruppenspezifisch konzeptionell oder praktisch ar-
beiten. 
Im Spannungsfeld zwischen subjektorientierter Einzelfalldifferenzierung 
und verallgemeinernder Strukturaussage gilt es, theoriegeleitete Re-Interpre-
tationen zu derartigen Förderansätzen weiterzuführen. Solchermaßen gehalt-
volle und tragfähige Referenztheorien zur Systematisierung und Klärung in-
novativer berufsbildnerischer Praxis finden sich im Reservoir der Berufsbil-
dungsforschung jedoch kaum, was nicht den Autor/inn/en anzulasten ist. 
Vielmehr stiftet das Buch an, solche theoretischen Zusammenhänge weiter zu 
erschließen und letztlich die Betrachtung der sozialen Konstitution des Be-










Ulrike Auga/Claudia Bruns/Levke Harders/Gabriele 
Jähnert (Hrsg.): Das Geschlecht der Wissenschaft. Zur 
Geschichte von Akademikerinnen im 19. und 20. 
Jahrhundert. Frankfurt a.M.: Campus 2010, 337 S., € 34,90 
Im letzten Jahrzehnt gab es beinahe an jeder nicht erst im Zuge der Bildungs-
reform in den späten 1960er Jahren gegründeten deutschen Universität Aus-
stellungen, Festveranstaltungen, Tagungen und Vorlesungsreihen, mit denen 
an die 100. Wiederkehr eines zentralen Vorgangs in der deutschen Bildungs-
geschichte erinnert wurde: an die Zulassung von Frauen als ordentliche Stu-
dentinnen.  
Dass mit dem Gedenken an diesen simplen Verwaltungsakt vielfältige 
Aspekte des Themas „Geschlecht und Wissenschaft“ verbunden werden kön-
nen, zeigt auch ein jüngst von vier Berliner Wissenschaftlerinnen veröffent-
lichter Sammelband. Dafür haben die Herausgeberinnen 15 Beiträge zusam-
mengefasst, die während des Wintersemesters 2008/09 – zum WS 1908/09 
wurde die Frauen als ordentliche Studentinnen an preußischen Universitäten 
immatrikuliert – in verschiedenen Veranstaltungen präsentiert worden waren. 
Diese sind in die drei Bereiche geschlechtertheoretisch, historisch und wis-
senschaftskritisch sortiert worden. Als leitend für den gesamten Band ist die 
Frage nach der „nachhaltige[n] Wirkmächtigkeit der Kategorie Geschlecht“ 
vorangestellt, die „bis heute vielen Frauen den Zugang zur Wissenschaft er-
schwert und ihre Teilhabe an den Spitzenpositionen der Wissenschaft nach 
wie vor stark einschränkt“ (S. 10). 
Im ersten geschlechtertheoretisch orientierten Teil äußert sich zuerst die 
Romanistin Friederike Hassauer in einer rhetorisch gut aufbereiteten Form über 
„Die schlauen Frauen“ (S. 25-42) und stellt dabei die Frage, warum Wissen-
schaftlerinnen und intellektuelle Frauen immer nur als „Teilbürgerinnen“ der 
akademischen Welt gesehen werden. Eine Antwort könnte – so ihr Vorschlag – 
auch über die Historisierung aktueller Probleme gefunden werden. Gerade dies 
versucht die Historikerin Claudia Bruns in ihren Ausführungen zur Jugendbe-
wegung und Weiblichkeit (S. 43-74). Diese in der Weimarer Republik angesie-
delte Debatte führt sie zusammen mit aktuellen Auseinandersetzungen um „F-
Klasse“ und „Alpha-Mädchen“ und konstatiert hier eine gewisse Parallele be-
züglich der (notwendigen?) Abgrenzung der einzelnen Frauengenerationen in 
der alten und neuen Frauenbewegung. Die Amerikanistin Renate Hof nimmt in 
ihrem Beitrag „‘Merely Culturale‘?“ (S. 75-89) Bezug auf derzeitige Diskussi-
onen über Kultur und Kulturkritik und fragt konkret: „Welche Rolle spielt 
Gender für die Kultur als ‚Wissensreservoir?“ (S. 76) Während sie in der Ref-
lektion der Konzepte der Öffentlichkeit und der sozialen Organisationen Berei-
che ausmacht, in denen Geschlechterforschung sehr wohl substantielle Beiträge 
leisten kann, ist es für die Juristin Susanne Baer in den „Interventionen in der 
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Akademie“ (S. 91-109) der Begriff der Gleichstellung, genauer Gleichstellung 
in der Wissenschaft, welcher in der Genderforschung weiter zu klären ist. Aus-
gehend von der Unterscheidung „Gleichstellung als Präsenzpolitik“ und 
„Gleichstellung als Repräsentationskritik“ (S. 91) skizziert sie Tendenzen, die 
eine Hochschul- und Wissenschaftspolitik nach Jahren der formalen Frauenför-
derung weiterverfolgen sollte. 
Der zweite Teil, in dem die Geschichte(n) studierender Frauen aus den 
Anfangsjahrzehnten und die Karrieren einzelner Wissenschaftlerinnen thema-
tisiert werden, eröffnet mit einem Beitrag der us-amerikanischen Historikerin 
Patricia Mazón. Indem sie vergleichend auf die Zulassungsgegebenheiten von 
Frauen zu den us-amerikanischen Colleges und Universitäten sowie zu den 
deutschen Hochschulen eingeht, verweist sie zum einen zwar auf die frühe 
Zulassung von Frauen in den Colleges Oberlin, Wellesley und Bryn Mawr, 
zeigt aber zum anderen, dass diese vermeintlichen Erfolge von den Rahmen-
bedingungen der Institutionen und von der Anlage der Studiengänge abhän-
gig waren. Die Beiträge der Germanistin Alexandra Tischel und der Kommu-
nikationswissenschaftlerin Silke Helling fokussieren auf die Biographien 
zweier Berliner Wissenschaftlerinnen: Die eine, die Germanistin Helene 
Herrmann, die in ihrem Wirken in der „Wissenschaft jenseits des Berufs“ (S. 
127-140) beschrieben wird, steht für eine Gruppe der ersten Studentinnen – 
bürgerlich, jüdisch, hochmotiviert und von den Eltern unterstützt –, die im 
späteren Lehrberuf Hervorragendes leisteten. Nach 1933 emigrierten sie oder 
kamen in den Vernichtungslagern zu Tode. Die andere, die „frühe Journalis-
tin und politische Lobbyistin“ (S. 141-156) Else Frobenius, hinterließ autobi-
ographische Selbstzeugnisse, welche nun zum Ausgangspunkt der Beschrei-
bung der Studienzeit einer baltischen, nationalistisch orientierten Adeligen 
wurden. Mit Arbeitsplätzen jenseits der Universität, nämlich mit denen in der 
Preußischen Akademie der Wissenschaften, beschäftigt sich die Historikerin 
Petra Hoffmann (S. 157-182). Sie analysiert Arbeitsbedingungen und Ar-
beitsstrukturen von 90 Wissenschaftlerinnen, die zwischen den 1890er Jahren 
und 1950 an der Akademie in den verschiedenen Disziplinen tätig waren. Mit 
einem anderen Frauennetzwerk im akademischen Bereich befasst sich die 
Historikerin Christine von Oertzen (S. 183-202). Sie zeichnet zum einen die 
Geschichte der nach dem Ersten Weltkrieg gegründeten Internation Federa-
tion of University Women (IFUW) nach und arbeitet vor allem die transatlan-
tische Unterstützung der Organisation für emigrationswillige Wissenschaftle-
rinnen heraus. Einen ganz anderen Zugang zum Thema Wissenschaft und 
Geschlecht zeigt der Historiker Massimo Perinelli. Er analysiert den Film 
„Studentin Helene Willfüer“ (S. 203-218), der auf einen Roman von Vicki 
Baum aus dem Jahr 1928 aufbaute und der 1956 in die westdeutschen Kinos 
kam, vor dem Hintergrund der Wirtschaftswunderzeit. 
Im dritten Teil werden die Disziplinen Germanistik, Geschichtswissen-
schaft, Nationalökonomie und Theologie zum Gegenstand der Auseinander-
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setzung gemacht. Der Historiker Falko Schnicke befasst sich mit Heinrich 
von Treitschke, über Berlin hinaus bekannt für seine Studentinnen missach-
tenden Äußerungen und Handlungen. Er arbeitet in „Obrigkeit ist männlich“ 
(S. 219-236) heraus, dass Treitschkes Vorstellung von den Aufgaben von 
Frauen und Männern letztendlich in seinem Staatsverständnis begründet liegt. 
Ebenfalls mit der Geschichtswissenschaft und aber auch mit der Germanistik 
– beide Fachentwicklungen in USA und Deutschland bis 1945 bilateral ver-
gleichend – beschäftigt sich die Historikerin Levke Harders (S. 259-280). Ihr 
Ziel ist es, das Zusammenspiel von wissenschaftsexternen Faktoren (z.B. 
Hochschulsystem) und wissenschaftsinterne Faktoren (z.B. Fachkulturen, 
Förderstrukturen, Anerkennung der Arbeitsgebiete) aufzuzeigen, welches 
sich dann auf die Karrierechancen von Wissenschaftlerinnen nachhaltig aus-
gewirkt hatte. Weiterführend auf der Suche nach den Exklusionsmechanis-
men im Wissenschaftssystem ist der Beitrag „Umstrittene Anerkennung“ (S. 
237-258) der österreichischen Geschlechterforscherin Christina Altenstraßer. 
Ihr gelingt es, indem sie sich auf die Feldtheorie Pierre Bourdieus bezieht, 
das Habilitationsverfahren nicht nur als eine weitere Prüfung im akademi-
schen Werdegang einzuordnen, sondern zugleich die Bewertung der wissen-
schaftlichen Persönlichkeit, die hier im Selbstrekrutierungsverfahren vorge-
nommen wird, differenziert zu beschreiben. Mit der Quelle Habilitationsgut-
achten arbeitend, zeigt sie eindrücklich, wie sich disziplinäre Orientierungen 
mit geschlechtlichen Orientierungen kreuzen. Die beiden evangelischen The-
ologinnen Rajah Scheepers und Ulrike Auga befassen sich auf unterschiedli-
chen Ebenen mit dem Fach Evangelische Theologie. Während die erstge-
nannte den Weg von Frauen in das theologische Studium und in das Pfarramt 
nachzeichnet, diskutiert die andere unter dem treffenden Titel „Stiefschwes-
tern“ (S. 303-326) die unterschiedlichen Entwicklungen Feministischer Theo-
logien in Ost- und Westdeutschland.  
Sammelbände können einen Forschungsgegenstand in seiner Breite prä-
sentieren, aber sie können ebenso vielfältige Sichtweisen auf einen Gegen-
stand thematisieren. Der vorliegende hat von beiden Ansprüchen etwas: Er 
dokumentiert auf jeden Fall verschiedene theoretische Positionen und histori-
sches Wissen, welches bei den Veranstaltungen im Rahmen des öffentlichen 
Gedenkens und Feierns, vorgetragen worden sind. Dem zweiten Anspruch 
kommt er nur bedingt nach. Mit der Dreiteilung in geschlechtertheoretisch, 
historisch und disziplinär haben die Herausgeberinnen zwar schon drei mög-
liche Blickrichtungen vorgegeben, aber diese weisen noch große Lücken auf: 
Die Geistes-, Kultur- und Sozialwissenschaften sind die Referenzdisziplinen 
für wissenschaftsgeschichtliche Fragestellungen, ingenieur- und naturwissen-
schaftliche Disziplinentwicklungen unter geschlechtergeschichtlicher Per-
spektive werden in Zusammenhang mit der Preußischen Akademie der Wis-
senschaften nur etwas gestreift. Veränderungen in der Studienmotivation, in 
den Studienbedingungen und im Studienverhalten begrenzen sich mit Aus-
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nahme von Perinellis Beitrag auf die Zeit bis zum Nationalsozialismus, ob-
wohl für diesen Zeitraum und auch für die 1950er Jahre bereits einige aussa-
gekräftige Untersuchungen vorliegen. Unklar sind auch die Grenzen des Bil-
dungsraumes: Ist die heutige Humboldt-Universität zu Berlin, die Stadt Ber-
lin oder der ehemalige Staat Preußen gemeint, wenn das Geschlecht der Wis-
senschaften zum Gegenstand der Debatte gemacht werden soll? Selbst wenn 
es die Rahmung der Festveranstaltung nicht zulässt, alle Aspekte ausreichend 
zu würdigen, so wäre es doch für die Buchpublikation angezeigt gewesen, 
dass in einem zusammenfassenden Schlusskapitel Desiderate und weiterfüh-
rende Betrachtungsweisen wenigstens skizziert werden, um der eingangs auf-
geworfenen Frage nach der „Wirkmächtigkeit der Kategorie Geschlecht“ im 
universitären Raum wenigstens einen Antwortrahmen zu geben. 
 
Edith Glaser 
Brigitte Aulenbacher/Michael Meuser/Birgit Riegraf: 
Soziologische Geschlechterforschung. Eine Einführung. 
Lehrbuchreihe Studienskripten zur Soziologie. Wiesbaden: 
VS Verlag für Sozialwissenschaften 2010, 282 S., € 19,95 
Wenngleich in jüngerer Zeit einige Überblicke über Grundlagen und Ge-
schichte der Geschlechterforschung erschienen sind und damit eine jahrelan-
ge Leerstelle bearbeitet wurde, haben Brigitte Aulenbacher, Michael Meuser 
und Birgit Riegraf mit ihrer Einführung in die Soziologische Geschlechter-
forschung einen konzeptionellen Vorschlag gemacht, der bisher nicht zur 
Verfügung stand. Vor dem Hintergrund ihrer Arbeits- und Forschungs-
schwerpunkte in den Bereichen der ungleichheitsfokussierten Gesellschafts-
analyse und der feministischen Arbeitssoziologie, der (qualitativen) Metho-
den und Methodologien und der Männlichkeitsforschung sowie der Organisa-
tionssoziologie und der geschlechtersoziologischen Staats- und Politikanalyse 
haben die Autor_innen Kernbereiche der soziologischen Geschlechterfor-
schung in ihrer historischen Genese, ihren theoretischen Positionen und aktu-
ellen Herausforderungen rekapituliert und interpretiert. Damit haben sie eine 
pointierte Bestandsaufnahme geleistet. Die Einführung ist knapp und über-
schaubar; sie lässt sich als Text gut in ihrer Gänze lesen und verschafft damit 
einen schnellen, ordnenden, Kontroversen berücksichtigenden Überblick über 
das Fach – gerade auch für Studierende. 
Ähnlich wie beispielsweise die Einführung in Feministische Theorien 
von Regina Becker-Schmidt und Gudrun-Axeli Knapp, auf deren Arbeiten 
sich die drei Autor_innen ausführlich beziehen, haben Brigitte Aulenbacher, 
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Michael Meuser und Birgit Riegraf vielfältige Forschungs- und Theoriestän-
de einer positionierten Lektüre unterzogen, bei der sie ihren gesellschaftsana-
lytischen Anspruch an die Geschlechterforschung betonen. Sie verstehen 
‚Gesellschaft‘ als interdependenten, widersprüchlichen Gesamtzusammen-
hang, in dem ‚Geschlecht‘ und seine intersektionale Verschränkung mit sozi-
alen Ungleichheitsdimensionen als strukturelle Verhältnisse zu begreifen und 
die Phänomene der Hierarchisierung, Spaltung und Privilegierung in diesem 
Strukturzusammenhang zu verorten sind. Durch den Ausweis der jeweiligen 
Autor_innenschaft in den Kapiteln und Unterkapiteln werden zugleich die 
unterschiedliche Schwerpunkte und Zugänge für die Leser_innen transparent. 
Die gemeinsame ‚Grundausrichtung‘ der von ihnen vertretenen Geschlechter-
forschung lässt so Raum für spezifische Sichtweisen und Akzentuierungen. 
Anders als beispielsweise die dreibändige Lehrbuchreihe zur sozialwissen-
schaftlichen Frauen- und Geschlechterforschung oder als umfassende lexika-
lische Überblicke wie das Handbuch Frauen- und Geschlechterforschung 
versteht sich der Band als disziplinär verankerte Einführung in die soziologi-
sche Geschlechterforschung. Diese Begrenzung ermöglicht trotz des handli-
chen Formats eine recht umfängliche Entfaltung einiger Fragestellungen. Al-
lerdings werden damit auch epistemologische Verknüpfungen und theoreti-
sche Entwicklungen abgeschnitten. Dies mag auch ein Grund dafür sein, dass 
die Darstellung dekonstruktivistischer und queertheoretischer Zugänge über 
die schon zu Beginn der 1990er Jahre zu kurz gegriffene Formel ‚Alles ist 
Kultur‘ (vgl. S. 76) nicht wesentlich hinauskommt und die reichhaltige Theo-
rieentwicklung seitdem wenig berücksichtigt. Sehr aktuell und in den ver-
schiedenen Positionen differenziert herausgearbeitet sind die soziologischen 
Diskurse um das Verhältnis zwischen Gleichstellungspolitiken und Ge-
schlechterforschung und zu Themengebieten wie der Gewalt im Geschlech-
terverhältnis. 
Insgesamt ist der Band in drei Schwerpunkte gegliedert: Im ersten Teil 
Entwicklungen der soziologischen Geschlechterforschung wird zunächst ein 
knapper und sehr brauchbarer Orientierungsrahmen über Ausgangspunkte 
(Wissenschaftskritik) und Dynamiken (Komplexität und Ausdifferenzierung) 
geschaffen. Die anschließende Betrachtung gesellschaftsanalytischer Arbei-
ten der Geschlechterforschung stellt Transformationsprozesse in die Mittel-
punkt, wie sie in (kritischer) Anknüpfung an marxistische, modernetheoreti-
sche, differenzierungs- und systemtheoretische Zugänge und an Ansätze der 
(älteren und neueren) Kritischen Theorie und der Ungleichheits- und Regula-
tionstheorie gefasst wurden. Die folgende Einführung in die konstruktivisti-
sche Diskussion der Geschlechterforschung nimmt Kerndebatten und zentrale 
Untersuchungen seit den 1970er Jahren auf. Den Abschluss des ersten Teils 
bildet eine Rekonstruktion der Methoden- und Methodologiediskussionen. 
Hier wird zum einen die Auseinandersetzung mit der Frage der Parteilichkeit, 
mit Standpunkttheorien einerseits und den methodologischen Konsequenzen 
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der konstruktivistischen Wende andererseits aufgenommen; zum anderen 
werden gängige stereotype Gegenüberstellungen von quantitativer und quali-
tativer Forschung problematisiert und Impulse der Geschlechterforschung für 
die empirische Sozialforschung darstellt.  
Der zweite Schwerpunkt befasst sich mit ausgewählten Gegenstandsbe-
reichen der Geschlechterforschung. Die Stärke liegt hier in der unterschiedli-
chen Bearbeitung der ausgewählten Themenfelder. So wird zu ‚Arbeit und 
Geschlecht‘ eine knappe Skizze geliefert, die sich auf die besondere Perspek-
tive der Geschlechterforschung auf Arbeit konzentriert und sich nicht in der 
Breite arbeitssoziologischer Forschungen verliert. Auch die Themenbereiche 
‚Körperbereiche und Körperpraxen der Geschlechterdifferenz‘ und ‚Ge-
schlecht, Politik, Staat‘ bieten eher einen komprimierten, synoptischen Über-
blick. Die Kapitel zur geschlechtersoziologischen Organisationsforschung 
und zu Gewalt im Geschlechterverhältnis dagegen schließen ihre Thematiken 
anhand der Darstellung von Grundlagen und Kontroversen bzw. über die Ein-
führung und Sensibilisierung für analytische Konzepte (etwa der Verlet-
zungsmacht und Verletzungsoffenheit zur Analyse von Gewaltverhältnissen) 
zunächst einmal überhaupt auf und binden sie in aktuelle Forschungsstände 
ein. 
Im dritten Teil zum Stand der Forschung und Perspektiven werden zwei 
Entwicklungen und gegenwärtige Herausforderungen an die Geschlechterfor-
schung(en) herausgehoben: das Verhältnis zwischen Geschlechterforschung 
und Gleichstellungspolitik und die ‚Wiederentdeckung komplexer Ungleich-
heiten‘ in der Intersektionalitätsforschung. Die Auswahl der beiden abschlie-
ßenden Schwerpunkte überzeugt, gerade weil diese in einer gewissen Span-
nung zueinander stehen. In der Blickrichtung ‚Von der Frauenförderung zum 
Diversity Management‘ werden die gleichstellungspoltischen Anliegen, ge-
rechtigkeitstheoretischen Problematiken, die Fangstricke und eher begrenzten 
Erfolge der Frauenförderung rekapituliert und verstehbar gemacht. Die kriti-
sche Diskussion der aktuellen Gleichstellungspolitiken Gender Mainstrea-
ming und Managing Diversity inklusive der Rekonstruktion ihrer unter-
schiedlichen Genesen führt die Autor_innen schließlich dazu, die Eigenstän-
digkeit und Differenz zwischen den Feldern der Gleichstellungspolitik und 
der professionalisierten und akademisierten Geschlechterforschung zu beto-
nen – nicht zuletzt um das kritische Potential der Geschlechterforschung 
nicht dem Handlungsdruck und den Zwängen des institutionalisierten politi-
schen Feldes zu unterwerfen und zugleich das Handeln der gleichstellungspo-
litischen Akteur_innen zu würdigen. 
Die Einführung in die Wissenschafts- und Zeitgeschichte des heteroge-
nen Intersektionalitätsansatzes verweist hingegen auf seine starke Einge-
bundenheit in die us-amerikanischen Bürgerrechtsbewegungen und steht da-
mit für den Eingang einer kritischen und durchaus politischen Perspektive in 
die aktuelle Theorienentwicklung einer Ungleichheitskonfigurationen fokus-
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sierenden Geschlechterforschung. Insofern lädt der letzte Teil der Einführung 
in seiner inhaltlichen gerade nicht aufgelösten Spannung zur Diskussion ein. 
Es werden sowohl die Professionalisierungsprozesse als Eingang der Ge-
schlechterforschung in die „normal science“ (Holland-Crunz) herausgearbei-
tet und damit die Differenz der Wissens- und Handlungssphären zwischen 
Wissenschaft und Politik akzentuiert, als auch mit Verweis auf die 
Intersektionalitätsforschung auf einer kritischen Theoriebildung bestanden, 
die der Offenlegung von (und damit Parteinahme gegen) Privilegierungen, 














„ ,Eigen‘ und ‚anders‘. Abgrenzungen und Verstrickungen. 
Geschlechterforschung und Psychoanalytische Pädagogik im 
Dialog“. Symposium, 8. bis 9. Oktober 2010,  
Universität Paderborn 
Die Begegnung mit dem Anderen stellt ein anthropologisches Grundverhält-
nis dar. Menschen unterhalten Beziehungen zueinander, lehnen sich aneinan-
der an, grenzen sich voneinander ab, ahmen sich gegenseitig nach oder pas-
sen sich an. Die Identität des Einzelnen wie der Gruppe erwächst aus Diffe-
renz und Abgrenzung, entwickelt sich also durch Konfrontationen und Irrita-
tionen in Beziehungen zu anderen Menschen und Dingen, anderem Denken 
und Handeln. Ob etwas als andersartig erlebt und wie es bewertet wird, vari-
iert je nach Situationsdefinition und Deutungsmustern, nach subjektiven 
Vorverständnissen und der eigenen Selbstverortung. Das ‚Andere‘ ist somit 
eine Konstruktionsleistung des Subjekts und das Verstehen des ‚Anderen‘ ist 
eine Tätigkeit, die auf Akten der Selbstauslegung beruht.  
Bei diesem anthropologischem Grundverhältnis setzten die zwei Veran-
stalterinnen, Elke Kleinau (Universität zu Köln) und Barbara Rendtorff (Uni-
versität Paderborn) an und luden mit der Sektion Frauen- und Geschlechter-
forschung und mit der Kommission Psychoanalytische Pädagogik in der 
DGfE (der Deutschen Gesellschaft für Erziehungswissenschaft) gemeinsam 
zum Symposium ‚eigen‘ und ‚anders‘ – Abgrenzungen und Verstrickungen 
ein. Ihr Ziel war, die unterschiedlichen Herangehensweisen an das Konzept 
der ‚Andersheit des Andern‘ zusammenzubringen und miteinander in Aus-
tausch treten zu lassen. Dieser gemeinsame interdisziplinäre Austausch sollte 
zur Differenzierung der Frage beitragen, was es heißen kann, die Andersheit 
des Anderen sowohl zu respektieren als auch in Richtung auf ein gesell-
schaftliches Miteinander zu überschreiten. Unter diesem Motto trafen am 8. 
und 9. Oktober 2010 an der Universität Paderborn Teilnehmer_innen aus ver-
schiedenen wissenschaftlichen Disziplinen und Theorierichtungen zusam-
men. Das Symposium wurde mit dem Zentrum für Gender-Studien der Uni-
versität Paderborn veranstaltet.  
Einen Einstieg in das Thema bot Rolf Pohl (Universität Hannover) mit 
einem Eröffnungsvortrag über die Weiblichkeitsabwehr in der Konstitution 
von Männlichkeit. Subjektivität konstituiert sich, so Pohl, über die Verarbei-
tung von Differenzerfahrungen, womit unter psychoanalytischer Perspektive 
vor allem die Entwicklung spezifischer Selbst- und Fremdrepräsentanzen im 
Rahmen der Unterscheidung zwischen dem ‚Eigenen‘ und dem ‚Anderen‘ 
einhergeht. In männlich hegemonialen Gesellschaften geht in die Konstituti-
on des vorherrschenden Geschlechts nach wie vor eine Abwertung der Weib-
lichkeit ein, die zusammen mit dem eigenen Überlegenheitsanspruch psy-
chisch und bis in den Körper des heranwachsenden Jungen eingeschrieben 
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wird. Das geschieht sukzessiv und insbesondere auf dem Weg der Nachträg-
lichkeit. Männer betonen, argumentierte Pohl weiter, Differenzen in der Re-
gel stärker als Frauen und versehen sie unbewusst mit Auf- und Abwertun-
gen. Aber spätestens die ‚normale‘ heterosexuelle Orientierung unterwirft 
den Mann einem unlösbaren Dilemma zwischen Autonomiewunsch und Ab-
hängigkeitsangst. Das hat zur Folge, dass die vorherrschenden Einstellungen 
zu Frauen und zur Weiblichkeit von einer Mischung aus Lust, Angst, Neid 
und einer bis zum Hass reichenden feindseligen Tönung gekennzeichnet sind. 
Weiblichkeit und die mit ihr assoziierbaren Phänomene werden damit zu Re-
präsentanzen des grundsätzlich ‚Anderen‘, das fremd bleibt und insbesondere 
bei inneren und äußeren Krisen unbewusst als bedrohlich erlebt werden kann. 
Hier liege eine der wichtigsten Quellen für häusliche und außerhäusliche, se-
xuelle und nicht-sexuelle Gewalt gegen Mädchen, Frauen, aber auch gegen 
Schwule, die ebenso als Infragestellung der erwünschten, jedoch grundsätz-
lich gefährdeten männlichen Integrität erlebt werden. Mit dieser Darstellung 
führte Pohl eine kritische Auseinandersetzung mit zwei zusammenhängenden 
Erklärungsansätzen zur männlichen Sozialisation ein, die den psychoanalyti-
schen, sozialisations- und geschlechtertheoretischen Mainstream am stärksten 
prägen: die These von der notwendigen Ent- und Gegenidentifizierung des 
Jungen und das Konzept der männlichen Geschlechtsidentitätsentwicklung. 
Sein Fazit: Beide Ansätze reichen an die Tiefendimension des unbewussten 
Männlichkeitsdilemmas nicht heran und reproduzieren vor allem mit ihrem 
Konzept der ‚schuldigen‘ Mutter gängige Geschlechterstereotypen in Gesell-
schaften mit männlicher Dominanz und Vorherrschaft. 
Auf diesen Eröffnungsvortrag folgten zwei Vortragsrunden mit mehreren 
Parallelvorträgen.In den einzelnen Vorträgen wurden die Geschlechterbilder, 
die Abgrenzungen und Verstrickungen der Geschlechterverhältnisse in den 
unterschiedlichsten Kontexten aufgegriffen: Michael Herschelmann (Olden-
burg) thematisierte den Zugang männlicher Spätadoleszenten zu nicht-
bewussten geschlechtlichen Selbstentwürfen. Vor dem Hintergrund seiner 
qualitativ-empirischen Studie zu der Frage, welche biographischen Erfahrun-
gen bei jungen Männern dazu beigetragen haben, sich von stereotypen 
Geschlechtsidentitätskonstrukten zu distanzieren, zeigte Herschelmann ver-
schiedene Spiegelungsprozesse eines jungen Mannes in Bezug auf den Film 
Fight Club. Bildungsorientierte adoleszente Migrantinnen und deren Identi-
tätsfindung zwischen Anpassung und Ausgrenzung waren das Thema von 
Angela Schmidt-Bernhardts (Universität Marburg) Beitrag. Die Andere ver-
stehen und Zugang zu jungen Migrantinnen finden, betonte Schmidt-Bern-
hardt, bedeutet ‚fremden‘ Adoleszenzverläufen nachzuspüren, Identitätsent-
würfe im Übergangsraum zwischen familialen und schulischen Welten zu 
verorten und die weibliche Bindungsfähigkeit – insbesondere an die Mütter 
und an die innerethnische Peergroup – als Ressource der jungen Frauen zu 
entdecken. 
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Im Anschluss an das Thema der Identitätsfindung zwischen Anpassung 
und Ausgrenzung wies Simone Danz (Frankfurt am Main) in der zweiten 
Vortragsrunde darauf hin, dass die Anpassung auch eine Frage des Dazuge-
hörens bzw. Nichtdazugehörens ist. Vollständigkeit und Mangel, Angewie-
senheit und Unvollständigkeit und so auch Behinderung fungieren als Kate-
gorien. In diesem Zusammenhang ist zu fragen, inwiefern sich das Subjekt 
im Kontext seiner normativen Orientierung konstituiert und dabei das ‚Un-
vollkommen-Sein‘ und ‚Angewiesen-Sein‘ das Bedrohliche und Abgespalte-
ne bleiben muss. Astrid Messerschmidt (PH Karlsruhe) erweiterte die Analy-
se der Differenzlinien mit der Untersuchung der Projektionen von Geschlech-
terverhältnissen im antimuslimischen Diskurs. Sie wies einerseits auf die 
Vermischung der Differenzlinien Kultur, Religion und Nation hin, anderer-
seits auf die kulturkonstrastiv benutzte Geschlechterlinie (die ‚muslimische 
Frau‘ als Opfer gegenüber dem westlich-patriarchalischen Retter, der kultu-
relle Aufklärung leistet). Statt die Reproduktion solcher dichotomen Wahr-
nehmungsmuster bräuchte die interkulturelle und geschlechterreflektierende 
Pädagogik eine Perspektive, die ‚einen Rahmen für Undurchsichtigkeit‘ bie-
tet und Mehrfachzugehörigkeiten und Nichtzugehörigkeiten erlaubt, sodass 
Geschlecht nicht mehr als Aufhänger für die Repräsentation von Fremdheit, 
Bedrohung und Rückständigkeit stilisiert werden kann. 
Beispiele aus der Praxis lieferte Lisa Rosen (Universität zu Köln). In ih-
rem Vortrag über Erlebte Bildungsbenachteiligung – erzählte Männlichkeit 
zeigte sie die (Re-)Konstruktion von Geschlecht, Ethnizität und sozialer Un-
gleichheit in biographischen Interviews. Anhand der schulbiographischen Er-
zählung eines jungen Mannes mit Migrationshintergrund wurden des Weite-
ren die sich überlagernden und -kreuzenden Prozesse des doing gender und 
doing student beleuchtet. Diskutiert wurden nach Rosens Beitrag insbesonde-
re das Spannungsverhältnis und das gegenseitige Unsichtbarmachen von Ge-
schlecht, Ethnizität und anderen (re)konstruierten Differenzen. 
Am zweiten Tag des Symposiums fanden ebenfalls zwei Vortragsrunden 
statt. In der ersten Vortragsrunde am Vormittag stellte Anna Stach (Universi-
tät Kassel) Muster der Geschlechter und die Bedeutung der Gruppe im Film 
Der Herr der Ringe dar. Sie wies darauf hin, dass die Idealisierung der Ei-
gengruppe und des Kampfes die Szenen des Films und das Erleben prägen. 
Am Ende des Films und des Kampfes zwischen Gut und Böse stehen Bilder 
glücklicher Paare und Bilder des Opfertodes. Der Paarentwurf hat gegenüber 
der Kampfgruppe und dem heldischen Selbstopfer auf der Ebene des Erle-
bens keine Attraktion. Die Frau als Ehefrau wird stereotyp als Negativfigur 
gezeichnet, die Abwesende als selbstlose Heldin idealisiert. Die Identifikati-
on mit der Gruppe ist mit Angst und mit Kampflust verbunden und sie wird 
von männlichen wie weiblichen Zuschauern durchlebt. Ihre tiefenhermeneu-
tische Medienanalyse ließ darauf schließen, dass es die für fundamentalisti-
sche Gruppen charakteristischen Beziehungstypen und Affektlagen sind, die 
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die Szenen tragen und im Sehvorgang als attraktiv erlebt werden. Wolfgang 
Gippert (Universität zu Köln) ist den Fremdheitskonstruktionen und dem 
Kulturtransfer in Frauenreiseschriften des 18. und 19. Jahrhunderts nachge-
gangen. Er zeigte an den Beispielen von Ida Hahn, Frieda Freiin von Bülow, 
Cecilia Seler-Sachs und Leonore Nießen-Deiters, wie sich in den Reisebe-
richten geschlechtsspezifische Vorstellungen über das ‚Eigene‘ und das ‚An-
dere‘ manifestieren, des Weiteren wie diese Reiseschriften ‚Wissen‘ über die 
kulturelle ‚Fremde‘ produzieren und Auskunft über fremdkulturelle Aneig-
nungs- und Vermittlungsprozesse geben. In dem Beitrag von Wilfried Datler 
(Universität Wien) wurden Ausschnitte aus einem Forschungsprojekt zur Le-
bensqualität dementer Menschen im Pflegeheim vorgestellt, in dem mit Hilfe 
der Methode des Beobachtens nach dem Tavistock-Konzept untersucht wur-
de, welchen Einfluss Beziehungserfahrungen und organisationsdynamische 
Prozesse auf die Lebensqualität von BewohnerInnen des Pflegeheims haben. 
Aufgrund der dargestellten Sequenzen wurde gezeigt, dass die wechselseitige 
Durchdringung von bewussten und unbewussten Prozessen der Abgrenzung 
und Verstrickung nicht zuletzt von der Bedeutung getragen werden, welche 
der Aspekt der ‚Andersheit‘ in Hinblick auf die Dimensionen Geschlecht, Al-
ter, Erleben von Attraktivität sowie Mobilität und Gesundheit für die Perso-
nen erhalten, die im Interaktionsgeschehen miteinander verbunden sind. An-
schließend wurden Fragen nach den Konsequenzen für die Bildungstheorie 
und für die Aus- und Weiterbildung des Pflegepersonals gestellt und in der 
Gruppe diskutiert. 
In der zweiten Vortragsrunde beleuchtete Jochen Schmerfeld (FH Frei-
burg) den Ablauf tiefenhermeneutischer Interpretationsprozesse und die sich 
dadurch ergebenden Zugänge zum Anderen und zum Selbst. Anhand der Be-
schreibung der Gruppenphänomene bei der Interpretation eines biografischen 
narrativen Interviews mit studentischen Interpretationsgruppen, wies er da-
rauf hin, dass es in den Interpretationsprozessen oft die Irritationen sind, die 
einen Zugang zu latenten Sinnebenen eröffnen. So stelle sich die Frage, ob 
die Irritation diejenige (methodische) Form ist, in der die (originale) Unzu-
gänglichkeit des Anderen in einer ‚paradoxen Form der abwesenden Anwe-
senheit‘ zugänglich werde.  
Die Konstruktionen von ‚Heimat‘ und ‚Fremde‘ in dem autobiografisch 
inspirierten Briefroman Leid und Freud einer Erzieherin in Brasilien bildeten 
den Gegenstand des Vortrags von Elke Kleinau (Universität zu Köln). Sie 
widmete sich der Frage, wie ‚Fremdheit‘ und ‚Andersein‘ in dem genannten 
autobiografischen Briefroman konstruiert werden. Die Differenzkategorien 
Klasse, Geschlecht, Nation und ‚Rasse‘ standen im Mittelpunkt ihrer Analy-
se. Sebastian Winter (Universität Hannover) berichtete gleichzeitig in einer 
Parallelgruppe über ‚Geschlechterdifferenz versus völkisch-antisemitische 
Differenzkonstruktionen‘ und versuchte mithilfe von Irene Fasts Konzept der 
‚Rekategorisierung‘, das die Geschlechterdifferenz als Verdinglichung der 
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Differenz- und Ambivalenzerfahrungen der frühesten Kindheit auffasst, einen 
Ansatz zu entwickeln, der den Unterschied und Zusammenhang zwischen 
dieser Rekategorisierung und der darauf aufbauenden Rekategorisierung un-
ter dem Vorzeichen der völkisch-antisemitischen Weltanschauung herausar-
beitet.  
Seinen Abschluss nahm das Symposium mit dem Vortrag von Mona 
Singer (Universität Wien) über Migration und Reisen, Erfahrung und Er-
kenntnis. Singer wies kritisch darauf hin, dass in den gegenwärtigen Diskur-
sen um Migration die Vorstellung vorherrschend sei, dass die Migrantin un-
freiwillig ihre Heimat verlasse und ihre kulturelle Identität aufs Spiel setze. 
Migration auch als Reisen beziehungsweise als Erfahrung zu begreifen, ver-
stehe sie hingegen als Auftakt, Fragen von Identität und Erkenntnis neu zu 
verhandeln. Die ‚Entwurzelung‘ durch Migration sei kein adäquates Denk-
muster für das Verstehen dessen, wie in den Zeiten der Globalisierung sich 
Identitäten konstituieren. Vielmehr wäre es, so Singers kritischer aber auch 
provokativer Ansatz, Zeit darüber nachzudenken, welchen Perspektiven-
wechsel es mit sich bringen würde, Niederlassungsfreiheit als Menschenrecht 
zu definieren und Gebürtigkeit weder als Voraussetzung für Staatsbürger-
schaftsrechte anzusehen noch als Schicksal zu akzeptieren. Statt auf das Kon-
zept der gemeinsamen Herkunftskultur zurückzugreifen (und damit die 
Abgrenzugnen zu betonen), könnte die gemeinsame Migrationserfahrung (die 
Verstrickungen) den Ausgangspunkt neuer Überlegungen darstellen und da-
mit auch eine neue Annäherung an den vielfältig dynamischen Selbstdefiniti-
onen bieten. 
Die rege Debatte, die sich zwischen den Teilnehmer_innen (auch) in 
Folge dieses Vortrags entwickelt hat, legitimierte die Zielsetzung des Sympo-
siums, Fachleute interdisziplinär zusammenzubringen und dazu anzuregen, 
die Fragen und Antwortangebote der jeweils anderen stärker wahrzunehmen, 
um so auf die Verkürzungen im eigenen disziplinären Diskurs aufmerksam 
zu werden. Nichtsdestotrotz unterblieb auch dieses Mal eine Vertiefung bzw. 
eine ausgeprägtere Reflexion über Anschlussmöglichkeiten der verschiede-
nen Ansätze. Insgesamt gestalteten sich die zwei Tage des Symposiums 





„Jugendbewegte Geschlechterverhältnisse“. Jahrestagung 
im Archiv der deutschen Jugendbewegung, 22. bis 24. 
Oktober 2010, Burg Ludwigstein/Witzenhausen 
Die Tagung Jugendbewegte Geschlechterverhältnisse im Oktober 2010, die 
von Meike Sophia Baader (Universität Hildesheim) und Susanne Rappe-
Weber (Archiv der deutschen Jugendbewegung, Burg Ludwigstein) organi-
siert wurde, widmete sich der Frage nach der Bedeutung von Geschlechtszu-
gehörigkeit als zentraler Kategorie bei der Erforschung der deutschen Ju-
gendbewegung um 1900 – sie könnte als gender turn in die Geschichte der 
Jugendburg Ludwigstein eingehen. Zumindest resümierte Sabine Hering die 
Konferenz pointiert mit den Worten: „Gender wird nun auch auf dem Lud-
wigstein zum Querschnittsthema erhoben.“ Dieses Fazit erschließt sich erst 
mit dem Verweis auf die Jahrestagung vor 27 Jahren, während der zum letz-
ten Mal das Thema Geschlecht in einem solchen Rahmen verhandelt wurde. 
Seither hatte es wiederholt Forderungen gegeben, Jugendbewegung im Zu-
sammenhang mit Genderfragen zu diskutieren. Schließlich kamen im Wan-
dervogel nicht nur die Jugend in Bewegung, sondern auch die Geschlechter-
verhältnisse sowie daran geknüpfte Konventionen. Der Aufbruch der Jugend 
verflüssigte Ideen von Weiblichkeit und Männlichkeit, zog aber auch die 
Verfestigung dominanter Entwürfe nach sich. Durch die Tagung sollten diese 
Perspektiven zu einem erweiterten Verständnis der Jugendbewegung verhel-
fen.
Die meisten der insgesamt zwölf Vorträge näherten sich den jugendbe-
wegten Geschlechterverhältnissen mit Hilfe jüngerer Ansätze der Genderfor-
schung, in denen Geschlecht als relational, also im Verhältnis konstruierte 
Kategorie beschrieben wird. Im Rahmen der normativ bipolaren Zweige-
schlechtlichkeit wurden so die Materialisierung sowohl hegemonialer Struk-
turen wie auch selbstbewusster Identitätsentwürfe in der Jugendbewegung 
erklärt. Dazu bedienten sich die Referent_innen am häufigsten der Diskurs- 
und verschiedener Formen der Bildanalyse. Darüber hinaus wurde aber auch 
deutlich, dass es weiterhin kritisch-feministischer Ansätze bedarf, zum Bei-
spiel der Erschließung von Biographien jugendbewegter Frauen und der Of-
fenlegung dominant männlicher Strukturen im Wandervogel wie auch in der 
späteren bündischen Jugend. Die Beiträge verdeutlichten, dass sich diese bei-
den Strömungen, also die feministische und die dekonstruktivistische nicht 
ausschließen, sondern aufeinander aufbauen und sich so ergänzen.  
Im Eröffnungsvortrag, in dem Claudia Bruns (Berlin) ausgewählte As-
pekte aus ihrer Publikation Politik des Eros vorstellte, wurde dieser Erkennt-
nishorizont grundlegend entfaltet. Ausgehend von Hans Blühers Schrift Der 
deutsche Wandervogel als erotisches Phänomen aus dem Jahr 1912 zeigte die 
Referentin die Konstruktion des Mythos vom homoerotisch determinierten 
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Männerbund als der staats- und kulturschaffenden Gemeinschaftsform im 
Gegensatz zur Familie auf. In diesem Werk, das zur Zeit seines Erscheinens 
Reaktionen von begeisterter Zustimmung bis hin zu schroffer Ablehnung 
auslöste, formulierte Blüher im Rückgriff auf die damals jungen Erkenntnisse 
aus Psychoanalyse und Sexualforschung und deren geschickter Verknüpfung 
mit aktuellen Debatten zur Homosexualität oder der Frauenbewegung seine 
als originell empfundenen Thesen. Viele männliche Jugendliche des Wander-
vogels fühlten sich davon angesprochen. Wie Meike Sophia Baader ausführ-
te, zeigt sich der Wandervogel aus heutiger Perspektive als eine Art Schmelz-
tiegel für damals zentrale gesellschaftliche Herausforderungen wie beispiels-
weise Fragen zum Umgang mit Homosexualität, zur Beteiligung von Mäd-
chen und Frauen am öffentlichen Leben oder zur Gleichstellung jüdischer 
Mitbürger_innen. Diese Handlungsbedarfe standen im bürgerlich geprägten 
Wandervogel und in späteren Jugendbünden vehement zur Disposition. Ihr 
Echo fanden die verschiedenen Bewältigungsstrategien in der gesamten Be-
völkerung. Insofern fielen Blühers Ansichten auf fruchtbaren Boden: der 
Wandervogel, dessen Mitglieder sich in einer avantgardistischen Position 
wähnten, wurde zum prototypischen Ort der Herstellung einer exklusiven, 
maskulinistisch-antifeministischen, später auch antisemitischen Männlichkeit 
und damit zum Gegensatz der als weiblich markierten Familie. Die bis heute 
spürbare diskursive Dominanz des Wandervogels als Männerbund wurde von 
den Besucher_innen kritisch gesehen. Die Frage nach einem weiblichen Ge-
genstück, also nach einer Theorie des Frauenbundes, konnte im Laufe der 
Tagung jedoch nicht beantwortet werden.  
Die von Bruns formulierte These, dass das Erleben der (geschlechtlich 
markierten) Gemeinschaft in der Jugendbewegung oft nur innerhalb des Rah-
mens dessen möglich war, was das „Archiv des Wissens“ vorgab, spiegelte 
sich auch in anderen Beiträgen wider. Barbara Stambolis erörterte die trotz 
Mädchenbeteiligung eher gering ausfallenden Optionen weiblicher Selbst-
verwirklichung in männlich konnotierten Betätigungsfeldern, zum Beispiel 
dem Wandern. Sie beschrieb, wie Mädchen beim Überschreiten von Ge-
schlechtergrenzen, nämlich beim Vordringen in männliche Bereiche wie den 
Wandervogel, mindestens mit verbalen Sanktionen zu rechnen hatten, zum 
Beispiel dem Vorwurf der „Verbengelung“. Ihnen wurde lediglich die Rolle 
der „lieblichen Jungfrau“ zugebilligt. Mit Hilfe dieser diskursiven Zuschrei-
bung, so Stambolis, versuchten Jungen und Männer das als prekär empfunde-
ne Privileg der Jugend einer drohenden Gefährdung zu entziehen.  
Kerstin Wolff zeigte in ihrer Analyse der Zeitschrift der Frauenbewegung 
Die Frau, wie selbst Feministinnen der Stilisierung der Jugendbewegung als 
männlichem Ort Glauben schenkten und die Begriffe Jugend und Jugendbewe-
gung in entsprechenden Beiträgen quasi synonym gebrauchten. Kritisch merkte 
Wolff an, dass den Mädchengruppen daher keinerlei Unterstützung von Seiten 
der Frauenbewegung zuteil wurde: sie wurden als bedeutungslos bezeichnet.  
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Jene die geschlechtliche Polarität betonenden Vorträge erweiterte Antje 
Harms um die Perspektive der Verknüpfung von Geschlecht und Volksge-
meinschaft. Harms sah in der als rassisch homogen verstandenen Volksge-
meinschaft einen zentralen Topos im ausgehenden Kaiserreich, dem andere 
Identitätskategorien wie Klasse scheinbar untergeordnet wurden. Diese dis-
kursive Gleichstellung der Geschlechter wurde allerdings für den Ausschluss 
jüdischer Mitglieder im Wandervogel instrumentalisiert. Letztlich geschah 
auch diese Stilisierung zur völkisch-avantgardistischen Gemeinschaft unter 
patriarchischen Vorzeichen. 
Die Analyse von zeitgenössischem Bild- und Fotomaterial bildete als 
zentraler Ansatz einen weiteren Schwerpunkt der Tagung. Ulrike Pilarczyk 
erläuterte am Beispiel von Medialen Inszenierungen von Geschlecht in der 
zionistischen Jugendbewegung in Deutschland und Palästina nach 1933 die 
von ihr und Ulrike Mietzner entwickelte seriell-ikonographische Fotoanalyse. 
Sie veranschaulichte, wie sich nach der Emigration zionistischer Jugend-
gruppen nach Palästina ab den 1930er Jahren ein Wandel weg von oft unkon-
ventionell gelebten Geschlechterrollen hin zu klar getrennten, traditionell 
ausgerichteten Sphären vollzog. Die Fotografien aus der Zeit vor der Emigra-
tion zeigten ein breites Spektrum: von selbstbewusst in die Kamera schauen-
den, tatkräftig zupackenden Mädchen bis zu ungelenken, dünnen jungen 
Männern. Spätere Aufnahmen aus den Kibbuzim präsentierten junge Frauen, 
eingezwängt in Bildränder, den Blick nach unten, auf die niedere Arbeit ge-
richtet. Männer dagegen wurden oft vor einem sich öffnenden Himmel, 
schweres Gerät „bezwingend“, bei heroischer Feldarbeit inszeniert. Diese In-
szenierungen, so Pilarczyk, ließen sich erst vor dem Hintergrund der Verfol-
gung der Juden im NS-Regime erschließen.  
Katrin Köppert analysierte in ihrem Beitrag den fotografischen Nachlass 
eines homosexuellen Mannes, der während der bündischen Phase in der Ju-
gendbewegung aktiv war. Eine diskutierte Frage war, welches Wissen sich in 
den präsentierten Bildern über Möglichkeiten und Grenzen männlich-homo-
sexueller Lebensweisen in der Jugendbewegung herstellen lässt. Köppert, die 
das DFG Forschungsprojekt Medienamateure in der homosexuellen Kultur 
vertrat, konstatierte eine spezifische Blickkultur, in der sich eine maskuli-
nistische, disziplinierende, aber auch sadistische Männlichkeit materialisiere. 
Weiterhin wird in den Bildern aber auch ein zu versteckender Voyeurismus 
und die homosexuelle Neigung verschleiernde Heimlichkeit verhandelt. 
Rückschlüsse auf eine faschistoide Homosexualität müssten angesichts der 
Komplexität der Bilder wiederum diskutiert werden.  
Spannungen und Widersprüchlichkeiten von geschlechtlichen Inszenie-
rungen in fotografischen Zeugnissen offenbarten sich überraschend anhand 
eines Bildes aus dem Beitrag von Anja Christinck und Ira Spieker zur Frau-
enbildungseinrichtung Loheland. Dieser von der Jugendbewegung beein-
flusste und als Utopie weiblichen Zusammenlebens deutbare Ort bot den dort 
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lebenden und arbeitenden Frauen Raum zu relativ autonomer Selbstverwirk-
lichung. Ein im Vortrag präsentiertes Foto zeigte eine Gruppe von Personen 
in weißen Anzügen, Krawatten und mit pomadisierten Haaren. Während der 
anschließenden Diskussion kam die Frage auf, was diese Männer in Loheland 
getan hätten. Zur Überraschung vieler stellten die Referentinnen klar, dass es 
sich auf dem Bild um Frauen handle.  
Irritationen dieser Art sind als produktive Lesart von Geschlechterbildern 
von hohem Wert. Wie auch die tagungsbegleitende Ausstellung mit Material 
aus dem Archiv verdeutlichte, kann ein unkonventioneller Blick die Perspek-
tive erweitern und in bekanntem Material bisher Ungesehenes erscheinen las-
sen. Die Sicht auf die enorme geschlechtliche Vielfalt in der Jugendbewe-
gung wird so frei gegeben. Ein solch offen-selbstreflexiver Blick würde per-
spektivisch auch helfen, Geschlecht als ein Querschnittsthema bei der Erfor-
schung jugendbewegter Kulturen zu etablieren. 
 
Dorit Horn 
Neue Väter hat das Land?! Tagung am 23. November 2010 
in Frankfurt am Main 
In der öffentlichen Wahrnehmung sind die neuen Väter auf verschiedensten 
Ebenen präsent. In der geistes- und sozialwissenschaftlichen Forschung steigt 
die Anzahl der Veröffentlichungen, die sich mit den Veränderungen von Va-
terschaft und Männlichkeit beschäftigen (zum Beispiel: P. Döge und M. 
Meuser 2001; M. Bereswill, M. Meuser und S. Scholz 2007; T. Mühling und 
H. Rost 2007). Besonders Prominente inszenieren ihre Vaterschaft und lassen 
die Gesellschaft über die öffentliche Medienlandschaft an diesem Erlebnis 
teilhaben (z.B. Brad Pitt). Aber auch auf der Ebene der Alltagspraxis bezeugt 
zum Beispiel Lebens- und Ratgeberliteratur für Väter, dass der biographische 
Wandel zum Vater eine individuelle und subjektive Erfahrung ist, dem die 
Betroffenen nicht mit vorhandenen Erklärungs- und Reflexionsmodi begeg-
nen können. Vor über zwanzig Jahren beschrieb Ulrich Beck das Verhalten 
von Vätern als „verbale Aufgeschlossenheit bei weitgehender Verhaltensstar-
re“ (U. Beck, 1986). Gilt dies auch heute oder hat sich etwas verändert?  
Diese Frage stellte sich die Tagung „Neue Väter hat das Land?!“, die am 
23. November 2010 an der Fachhochschule in Frankfurt am Main stattfand. 
Sie gehört zur Veranstaltungsreihe „Wer sorgt für wen?“, die seit einigen 
Jahren stattfindet und jeweils einen Aspekt des Themas Fürsorge- und 
Carearbeit in das Zentrum der Betrachtung stellt. Diese Veranstaltungsreihe 
ist eine gemeinsame Veranstaltung des Cornelia Goethe Centrums, der Hessi-
schen Landeszentrale für politische Bildung sowie dem Gender- und Frauen-
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forschungszentrum der hessischen Hochschulen (gFFZ) in Kooperation mit 
der „hessenstiftung – familie hat zukunft“. 
Die Tagung begann mit einem Vortrag der Soziologin Ute Gerhard. Mit 
einer historischen Perspektive untersucht sie die Veränderungen in der Fami-
lienpolitik sowie ihre Auswirkungen und Folgen für die alltägliche ge-
schlechtliche Verteilung von Care- und Sorgetätigkeiten. Auf einer juristi-
schen Ebene konstatiert sie in der Familienpolitik der letzten hundert Jahre 
einen Wandel vom Vater zur Mutter zum Kind. Besonders die Stärkung des 
Vaters in der Sorgerechtsregelung 2010 versteht sie als einen Wertewandel, 
der genau genommen die Rechte der Kinder stärkt. Das Kinderrecht geht 
heute vor das Unterhaltsrecht der Frau und Mutter.  
Auf der Ebene der gesellschaftlichen Praxis werden die 1950er und 
1960er Jahre als das „goldene Zeitalter der Ehe“ bewertet. Mit ihm verbun-
den ist eine geschlechtliche Zuordnung von Tätigkeiten in außerhäusliche 
Erwerbsarbeit einerseits und liebevolle Fürsorge- und Reproduktionsarbeit 
auf der anderen Seite. Seit den 1970er Jahren werden diese Stereotype von 
beiden Geschlechtern in Frage gestellt. Frauen entwickeln neue Lebensent-
würfe neben dem Hausfrau- und Mutterdasein, Väter hingegen ein neues 
Selbstverständnis, das nicht mehr in der Ernährerrolle aufgeht. Die Institution 
Ehe verliert ihren Alleinvertretungsanspruch und wird durch alternative For-
men des Zusammenlebens ergänzt. Gerhard konstatiert ein ambivalentes und 
widersprüchliches Bild des gegenwärtigen Geschlechterverhältnisses. Prozes-
se der Egalisierung sowie der Retraditionalisierung geschlechtlicher Praxen 
ergänzen sich. Dies dokumentieren Zeitstudien, die die immer noch ungleiche 
Verteilung der Hausarbeit von Männern und Frauen untersuchen und dies be-
legen Studien, die eine Retraditionalisierung geschlechtlicher Arbeitsteilung 
feststellen, sobald Kinder geboren werden.  
Auch der Soziologe und Erziehungswissenschaftler Frank Dammasch 
von der FH Frankfurt a.M. hielt einen historischen Vortrag, der sich mit der 
veränderten Stellung des Vaters für die frühkindliche Entwicklungstheorie 
seit den Anfängen von Sigmund Freud beschäftigte. Es lässt sich, so 
Dammasch, in den letzten hundert Jahren ein Perspektivenwechsel vom Vater 
zur Mutter feststellen, der erst seit den 80er Jahren des letzten Jahrhunderts 
wieder in Frage gestellt wird. Betonte Freud die Bedeutung des Vaters in der 
ödipalen Phase, so verschwand der Vater nach Freud aus der Entwicklungs-
psychologie und die Mutter wurde ins Zentrum der Betrachtung gerückt. Seit 
den 1980er Jahren wird die Bedeutung des Vaters für die psychische Ent-
wicklung wieder entdeckt. Dammasch beschreibt ihn als Störenfried der Mut-
ter-Kind-Beziehung, der sowohl Töchtern als auch Söhnen die Möglichkeit 
eröffne, sich aus der Beziehung zur Mutter zu lösen. In der gegenwärtigen 
Entwicklungspsychologie wird die Bedeutung des Vaters als zentral für die 
psychische Entwicklung von Kindern angesehen. Unter anderem werden 
durch die Vaterbeziehung die kindlichen Möglichkeiten zur Welt- und Bezie-
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hungswahrnehmung erweitert und die Fähigkeiten zum Perspektivenwechsel 
gefördert. Durch die Präsenz des Vaters werde die Integration männlicher 
und weiblicher Anteile gestärkt und eine reife Geschlechtsidentität ermög-
licht. Abschließend legte Dammasch den Blick speziell auf die Vater-Sohn-
Beziehung. Durch eine präsente Identifikationsfigur sei die Entwicklung ei-
ner stabilen geschlechtlichen Identität möglich, die nicht auf grobe Männ-
lichkeitsvorstellungen zurückgreife. Daher sei eine stärkere Präsenz von 
männlichen Erziehern und Pädagogen in Bildungsinstitutionen besonders für 
Jungen zentral, damit diese nicht zu Bildungsverlierern unserer Zeit werden. 
Nach den beiden stärker historisch orientierten Vorträgen hielt der Sozi-
alpädagoge Michael Tunç einen Vortrag, dessen Ziel eine Kritik am normati-
ven Ideal des aktiven Vaters war, der durch einen ethnozentristischen, hetero-
sexuellen und bildungsbürgerlichen Habitus charakterisiert sei. Es mangelt 
nach Tunç an weiteren Bildern von Väterlichkeit, insbesondere an Bildern 
von Vätern mit Migrationshintergrund. Mit einer intersektionalen Perspektive 
geht es Tunç darum, diese Forschungslücke zu schließen und in der Männ-
lichkeits- und Väterforschung die verschiedenen Facetten von Diskriminie-
rung und Benachteiligung in den Blick zu bekommen. Zusammenfassend 
zieht Tunç folgende Schlussfolgerungen bezüglich Väterlichkeit im Migrati-
onskontext: Besonders für die türkische Gruppe könne festgestellt werden, 
dass die Orientierung an einem männlichen Ernährermodell ausgeprägt sei, 
aber Brüche aufweise. Der Status des Vaters erfahre im Kontext der Migrati-
on eine Minderung, weshalb ein Festhalten am Ernährermodell der Sicherung 
der eigenen Identität diene. Besonders bildungsnahe Migranten orientieren 
sich an modernen Kategorien. Die Betonung von Bildung sei sehr ausgeprägt. 
Vatersein heiße, auch für die Erziehung der Kinder zuständig, das heißt 
Bildungsermöglicher zu sein. Durch Migration werden bestehende Vaterbil-
der in Frage gestellt und es geschehe eine Öffnung hin zu neuen Konzepten 
von Väterlichkeit. Generell könne somit festgehalten werden, dass Väter sich 
auf der Suche nach neuen Vorbildern befinden, und dies gelte ebenso für Vä-
ter mit Migrationshintergrund.  
Die Soziologin Cornelia Behnke hielt einen Vortrag mit dem prägnanten 
Titel „Pass auf Kumpel, ich mach mal’n Jahr Familienauszeit“. Aktive Väter 
im Milieuvergleich. Vorgestellt wurden Ergebnisse aus einem gemeinsamen 
Forschungsprojekt mit Michael Meuser an der Dortmunder Technischen 
Hochschule. Untersuchungsgegenstand war einerseits die Frage, welche Rep-
roduktionsaufgaben Väter in der Familie übernehmen, sowie die Darstel-
lungs- und Bewertungsmodi, die das Paar in Bezug auf seine geschlechtliche 
Arbeitsteilung wählt. Behnke stellte Fallbeispiele aus der bürgerlichen Mit-
telschicht und dem Arbeitermilieu dar. Ergebnis sei, dass sich in der bürgerli-
chen Mittelschicht Paare auf der diskursiven Ebene als gleichberechtigt und 
egalitär darstellen, was sich auf der praktischen Ebene nicht zwangsläufig 
widerspiegle. Vielmehr bekundeten sie sich gegenseitig ihre Anerkennung, 
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wobei Frauen in der Reproduktionsarbeit als ein wenig kompetenter angese-
hen würden. Väterliche Elternzeit werde als Rollenwechsel und als Phase be-
zeichnet, wodurch im Gegensatz zur diskursiven Ebene traditionelle Ge-
schlechtermuster eingehalten würden. Das Paar im Arbeitermilieu betone 
zwar nicht das Gleichheitsideal der bürgerlichen Mittelschicht, dennoch seien 
die Männer hier nicht weniger in die Familienaufgaben involviert. Auch hier 
werde der weibliche Kompetenzvorsprung in den Care- und Reproduktions-
aufgaben betont.  
Männer in diesem Milieu können ausgeprägte Fürsorgetätigkeiten durch 
einen stark männlichen Habitus kompensieren und verhindern damit eine 
Verunsicherung ihrer Geschlechtsidentität. Männliche Care- und Fürsorgetä-
tigkeit, das machte der Vortrag von Behnke deutlich, sei einerseits immer 
auch für das Paar eine Herausforderung, andererseits würden beide Paartypen 
auf unterschiedliche Weise traditionelle geschlechterstereotype Praxen repro-
duzieren.  
Ulrich Kuther von der „hessenstiftung – familie hat zukunft“ beschäftigte 
sich in seinem Vortrag mit Strategien der Väterförderung in Unternehmen. 
Väterfreundlichkeit wurde als die Nagelprobe auf die Familienfreundlichkeit 
eines Unternehmens dargestellt. Welche Strategien gibt es, um aktive Väter 
in Unternehmen zu fördern? Kuther identifiziert in seinem Vortrag fünf Stra-
tegien: Zunächst müssten die Bedarfe zu Work-Life-Balance von Vätern 
durch Mitarbeiterbefragungen sichtbar gemacht werden. Die Information und 
Kommunikation zu Väterförderung müsse im Unternehmen u.a. durch Vor-
trags- und Diskussionsveranstaltungen sowie interne Beratungsmöglichkeiten 
gefördert werden. Zentral war für Kuther, auch den ökonomischen Nutzen 
von Väterförderung zu betonen. Väterförderung sei somit kein „Akt der 
Nächstenliebe“, sondern reduziere ökonomische Kosten und fördere die Mo-
tivation und Bindung der Mitarbeiter an das Unternehmen. Außerdem seien 
Führungskräfte in ihrer Funktion als Vorbilder für dieses Thema zu sensibili-
sieren. Als letzte Strategie wurde die zentrale Bedeutung von Väter-
Netzwerken betont, die das Thema als ein kollektives sichtbar werden lassen.  
Als Ergebnis dieser Tagung kann festgehalten werden, dass neue Väter keine 
einheitliche Erscheinung sind, sondern sie zeichnen sich durch Vielfältigkeit 
und Widersprüchlichkeit aus. Gerade die Vielzahl ihrer Erscheinungsformen 
kann als ein Wandel in den Vorstellungen von Väterlichkeit und Männlich-
keit gesehen werden, der sich auch als eine Suchbewegung der Männer nach 
neuen Identitäts- und Subjektvorstellungen verstehen lässt. Damit ist aber 
auch klar, dass sich dieser Wandel immer im Kontext eines bestehenden Ge-







„Fundamentalism and Gender – Scripture – Body – 
Community“. Tagung, 2.-4. Dezember 2010, Humboldt-
Universität zu Berlin 
Der Nexus von ‚Fundamentalismus‘ und ‚Geschlecht‘ beschäftigt die westli-
chen Medien seit einigen Jahren. Zunächst ruft diese Kombination mögli-
cherweise ‚Islamismus‘ und die ‚Unterdrückung von Frauen‘ ins Gedächtnis. 
In den letzten Jahren sind ebenso die Abstinenz von außerehelichem Sex, 
Homophobie und konservative familiäre Werte, propagiert durch christlichen 
Fundamentalismus, zunehmend in den Fokus des öffentlichen Interesses ge-
raten. 
Die von Ulrike Auga, Christina von Braun, Claudia Bruns und Jana 
Husmann organisierte internationale Konferenz „Fundamentalism and Gen-
der – Scripture – Body – Community“ brachte international bekannte Wis-
senschaftler_innen wie Jasbir K. Puar, Vincent Crapanzano, Martin Riese-
brodt, Christina von Braun zusammen, um die wissenschaftliche Relevanz 
und Aktualität des Themas trans- und interdisziplinär zu bearbeiten.  
Das Forschungsinteresse bestand in der Darstellung und Analyse histori-
scher und gegenwärtiger Phänomene religiöser Fundamentalismen, der analy-
tischen Diversifikation des Begriffes selbst sowie seinen Intersektionen mit 
den Kategorien ‚Gender‘, ‚Sexualität‘, ‚Race‘ u.a. Des Weiteren bildeten bio-
politische Implikationen, die Mechanismen „westlicher, säkularer“ Funda-
mentalismuskritik als eine Strategie der Selbst-Affirmation und seine funda-
mentalistischen Züge sowie mögliche Handlungsspielräume den Ausgangs-
punkt verschiedener Beiträge und Diskussionen. 
Christina von Braun (Berlin) eröffnete die erste Sektion „Literalismus, 
Religion, Wissenschaft“ mit einem Beitrag zur Opposition von Religion und 
Wissenschaft, die sie hinterfragte und ihrer Konstrukthaftigkeit enttarnte. Ihre 
zentrale These lautete, dass Religion und Wissenschaft eng miteinander ver-
knüpft sind und dies nicht zuletzt aus dem Grund, dass sich die modernen 
Wissenschaften im Sinne von Erkenntnisinteressen, Forschungsperspektiven 
u.ä. aus religiösen Zusammenhängen entwickelten. Es sei die Reflexion der 
Historizität von Texten, Religion und Wissen, die sich jeglicher Form von 
Fundamentalismus entgegensetzten ließe. Vincent Crapanzano (New York) 
trug zu dieser Sektion mit der Analyse der Konstruktion von ‚Gender‘ und 
‚Sexualität‘ durch biblische Beratungspraxen evangelikaler fundamentalisti-
scher Kirchen in den USA bei. Anhand einschlägiger Beispiele aus seiner 
Forschungspraxis veranschaulichte er, wie diese Beratungspraxis unter Rück-
griff auf die heiligen Texte und der Verwendung dezidierter Rhetorik traditi-
onelle, konservative, heteronormative, patriarchale Geschlechterordnungen 
wiedereinschrieben. Am Beispiel des Deutschen Bibelbundes (1930) erarbei-
tete Jana Husmann (Berlin) den Zusammenhang von Literalismus und Anti-
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semitismus. Dazu fragte sie, in welcher Weise religiöse und säkulare Formen 
von Wissen zur Zeit des Nationalsozialismus verknüpft waren, wie und zu 
welchem Zweck biblische Wahrheiten mit den zeitgenössischen historischen 
Realitäten verschmelzen konnten und welche Funktion die religiösen Schrif-
ten in diesem Prozess hatten. Husmanns Analyse zeigte, wie ein systemati-
sches, antisemitisches rereading der Bibel – insbesondere von Gottes Erwäh-
lung des Volkes Israel – und die Resakralisierung biblischer Konzepte von 
‚Race‘, ‚Blut‘, ‚Ehre‘ u.ä., die Rassifizierung von Religion und die „Deju-
difizierung“ der Bibel angestrebt wurden, um eine Verbindung zwischen reli-
giösem und säkularem Antisemitismus herzustellen und eine „Harmonie“ 
zwischen christlicher Religion und dem nationalsozialistischen Regime zu er-
reichen. Angelika Neuwirth (Berlin) diskutierte ausgehend von der Historizi-
tät von Texten eine historisch-kritische Lesart anhand der Entstehungsge-
schichte des Korans, dessen Gestalt in nicht zu unterschätzender Weise vom 
europäischen Kolonialismus geprägt worden sei. Beispielsweise hätten euro-
päische Kolonisator_innen die Nummerierung der Suren sowie der Verse 
eingeführt. Damit nahmen sie eine Gliederung des Textes vor, die in der 
Form nie vorhanden gewesen sei. Die heutige Tendenz zu einer konformisti-
schen Rezeption des Korans sei eine vergleichsweise junge Entwicklung, die 
sich, Neuwirth zufolge, unter kolonialer Herrschaft vollzog. Prämoderne, is-
lamische Gelehrte seien offener gewesen und hätten von insgesamt 14 ver-
schiedenen Lesarten des Korans Gebrauch gemacht. Die Lesart, die schließ-
lich für den Druck und die Vervielfältigung des Korans in Kairo und Europa 
favorisiert wurde, habe die übrigen verdrängt. Über den Grad des tatsächli-
chen Einflusses europäischer Kolonisatoren auf die heutige Gestalt des Ko-
rans und über die Relevanz der von ihnen eingeführten Nummerierung für 
das Verständnis und die Interpretation entfachte eine kontroverse Diskussion. 
Gabriele Dietze (Berlin) schloss diese Sektion mit ihrem Beitrag „Criticism 
of Fundamentalism as Fundamentalism“. Darin entlarvte sie die „westliche“ 
Fundamentalismuskritik – in der Weise, wie sie sich artikuliere – als totalitär 
und bezeichnete die Kritik des Fundamentalismus als eine Form von „Meta-
Racism“ westlicher Verbündeter. Die „getaufte Säkularisierung“ vergesse 
den eigenen religiösen Ursprung sowie die noch immer gegenwärtigen religi-
ösen Konzepte, mit denen sie operiere. Beide Fundamentalismen (die säkula-
ren sowie die religiösen) bringen mit ihrer Rhetorik Strukturen der Vorherr-
schaft und der Dominanz hervor. Dietze forderte zu einem gesteigerten Maß 
an Selbst-Reflexivität auf und gab mit ihrer Darstellung der komplizierten 
Verwobenheit zwischen Fundamentalismus und Fundamentalismuskritik An-
stoß zu einer regen Diskussion.  
In der zweiten Sektion „Nation/Staat/Gemeinschaft“ wurden die Inter-
sektionen von religiösen Fundamentalismen mit den jeweiligen Konzeptiona-
lisierungen von Nation und Gemeinschaft, Recht und Erziehung verhandelt. 
Dazu diskutierte Rolf Schieder (Berlin) die Differenzierung zwischen Fun-
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damentalismus und Evangelikalismus sowie die Ähnlichkeiten zwischen 
Fundamentalismus und dem deutschen Faschismus. Schieder warnte vor ei-
nem falschen und unspezifischen Gebrauch des Fundamentalismusbegriffes 
und seiner Instrumentalisierung als politische „Waffe“. Das spezifische Na-
tionenkonzept eines zeitgenössischen islamischen Staates im Sinne Hasan Al-
Bannas (Muslimbruderschaft/Ägypten) – ein Nationenkonzept, das sich in 
wesentlichen Aspekten wie zum Beispiel der geschlechtlichen Kodierung von 
den europäischen unterscheidet – wurde von Gudrun Krämer (Berlin) darge-
legt. Das Beispiel Hasan Al-Bannas setzte Krämer der These entgegen, Fun-
damentalismus sei das Weltbild von Verlierer_innen. Es scheint weitere bzw. 
andere soziale und psychologische Erklärungen für das Phänomen zu geben. 
Des Weiteren nimmt Krämer mit dem gewählten Beispiel auch eine Ausdif-
ferenzierung islamischer Fundamentalismusbewegungen und gleichzeitig die 
Problematisierung simplifizierender und verallgemeinernder Tendenzen vor. 
Der Beitrag von Micha Brumlik (Frankfurt a.M.) veranschaulichte den Ein-
fluss der rabbinischen Ära auf die Etablierung einer Auslegung und Anwen-
dung der Halakha, die bis heute die Zugehörigkeit zur jüdischen Gemein-
schaft qua matrilinearer Abstammung definiert. Er präsentierte, wie der Ein-
fluss einer Personengruppe zu einer bestimmten Zeit unter spezifischen histo-
rischen Umständen und ihre Interpretation der heiligen Texte eine derartige 
Reorganisation des Judentums bewirken konnte. Claudia Bruns (Berlin) er-
arbeitete auf der Grundlage der Debatten zwischen Christen und Juden zum 
Ende der Weimarer Republik die Intersektion von Fundamentalismus, „Ras-
se“ und Gemeinschaft. Zur Zeit der Weimarer Republik, in der die Bezeich-
nungen ‚Christ‘ und ‚Jude‘ als nationale Fragen diskutiert wurden, kam es zu 
einer Verschränkung von politischen und religiösen Diskursen. Zur Veran-
schaulichung zieht Bruns ausgewählte Werke sowie die Biografie Hans 
Blühers heran. Jede Form von Fundamentalismus enthalte rassistische Ele-
mente, so Bruns. Andererseits sei es schwer, über Fundamentalismus zu 
sprechen, ohne sich selbst fundamentalistischer Rhetorik zu bedienen und ei-
ne Religion als „anders“ und nicht „normal“ zu definieren bzw. zu degradie-
ren.  
Die dritte und letzte Sektion der Konferenz „Körper/Leben/Biopolitik“ 
eröffnete Carmel Shalev (Tel Aviv) mit der Erörterung des Zusammenhangs 
zwischen den traditionellen Auslegungen des jüdischen Rechts und der ge-
genwärtigen Biopolitik der Reproduktionsgenetik und Stammzellenforschung 
in Israel. Aus dem Vers „Und Gott segnete sie [Adam und Eva] und sprach 
zu ihnen: Seid fruchtbar und mehret euch“ (Gen 1:28) geht der traditionellen 
jüdischen Auslegung zufolge das oberste Gebot der Zeugung und Reproduk-
tion hervor. Das gegenwärtige rabbinische Recht, welches aktuell sämtliche 
persönlichen Belange (Ehe, Scheidung, Begräbnis) in Israel regelt, bestärkt 
diese Auslegung und überführt sie in die Sphäre säkularer Staatstätigkeit, in-
dem es beispielsweise die vollständige Finanzierung von Unfruchtbarkeits-
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therapien (hormonelle Therapien, In-vitro-Fertilistaion – problemlos auch für 
Single-Frauen und lesbische Frauen), Schwangerschaft und Vorsorgeuntersu-
chungen, die auch genetische Analysen des ungeborenen Kindes beinhalten, 
sowie Geburt ermöglicht, wohingegen Verhütungsmittel und legale Abtrei-
bungen nur zum Teil finanziert werden. Hier werde im Namen religiöser Ge-
bote eine außerordentliche Fürsorge für die reproduktiven Bedürfnisse von 
Frauen geleistet, die allerdings nur soweit reicht, wie ihre Mutterrolle be-
stärkt werden kann. Shalev bezeichnete das als eine Form von postmodernem 
Patriachat. Jasbir K. Puar (New Brunswick) analysierte ebenfalls am Bei-
spiel von Israel die komplexen Beziehungsgeflechte, die zwischen neolibera-
len Sexualpolitik(en), zeitgenössischen Sicherheitsdispositiven, Orientalis-
mus, Terrorismus, Folter und der Artikulation muslimischer, arabischer Se-
xualitäten bestehen und hinterfragt, warum und in welchen Diskursformatio-
nen an diesen Schnittstellen terroristische Körper produziert werden können. 
Der gegenwärtig in „westlichen“ Ländern zu beobachtende Einschluss be-
stimmter LGTBQ-Subjekte in die sonst heteronormativ imaginierte Nation ist 
für Puar abhängig von und/oder verläuft parallel zu einer diskursiven Herstel-
lung orientalisierter terroristischer Subjekte (z.B. das Bild des als sexuell 
pervers klassifizierten und rassifizierten Terroristen oder des „homophoben 
Muslims“). Diese Figuren werden mit Vorstellungen von Gefahr, Bedrohung, 
Störung, Homophobie etc. verbunden, um dann ausgeschlossen zu werden. 
Puar konstatiert, dass die aktuellen, im Zuge von biopolitischen Verschärfun-
gen zu beobachtenden Verschiebungen einen „Homonationalismus“ (homo-
normativer Nationalismus) beschreiben, der als neue Ausschlusstechnik funk-
tioniert. Der von Puar dargebotene Beitrag war in ein umfassendes For-
schungsprojekt eingebettet zu verstehen, in dem in dezidierter Weise die 
Triangulation USA – Indien – Israel bearbeitet wurde, um die Wechselwir-
kungen von Sexualpolitiken und Politik zu untersuchen (vgl. Puar, Jasbir K.: 
Terrorist Assemblages: Homonationalism in Queer Times, Durham 2007). 
Den Abschluss einer ertragreichen Konferenz bot Ulrike Auga (Berlin). 
Sie verhandelte in ihrem Vortrag „Life – Religion – Survival: Aspects of a 
Critical Bio-Theology“ Fundamentalismus aus religionswissenschaftlicher 
Perspektive mit dem Ziel, ein Konzept zum undoing violence statt der 
Reiteration von Gewalt zu präsentieren. Aufbauend auf der Kritik an der 
„westlichen“ Fundamentalismuskritik sowie dem Einfluss traditioneller, kon-
servativer theologischer Konstrukte auf biomächtige Eingriffe seitens des 
Staates, stellte Auga hier ihren neuen Ansatz einer Kritischen Bio-Theologie 
vor, mit dem sie untersucht, wie souveräne Macht in das Leben von Men-
schen eingreift. Sie macht ihren Ansatz dazu fruchtbar, diese Machtmomente 
sowie ihre theologischen Implikationen aufzuspüren und zu dekonstruieren. 
Damit verfolgt sie das Ziel, Spielräume für Subjektformationen, Handlungs-
fähigkeit und Freiheit auch im Bereich des Religiösen zu schaffen. Denn es 
sei verkürzt gedacht, wenn säkulare Perspektiven dem religiösen Feld aus-
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schließlich normierende Wirkweisen unterstellten und diesem den Entwurf 
neuen Wissens absprächen. 
Auch wenn die Beiträge der Tagung nur Ausschnitte aus gewaltigen For-
schungsfeldern zeigen konnten, wurden fruchtbare Diskussionen über den 
Begriff des ‚Fundamentalismus‘ und seine Intersektionen mit Kategorien wie 
‚Gender‘, ‚Sexualität‘ und ‚Race‘ geführt sowie die kritische Auseinanderset-
zung mit säkularer Anti-Fundamentalismus-Rhetorik. Die Veranstaltung hat 
auch gezeigt, dass die Diskurse in den Islamwissenschaften, den Religions-
wissenschaften, den religionswissenschaftlich interessierten Kulturwissen-
schaften, der evangelischen Theologie, der Judaistik und anderen Disziplinen 
bisweilen sehr verschieden geführt werden, was teilweise auch Anlass zu 
recht kontroversen Diskussionen gab. Aus diesem Grund war die Tagung ein 
wichtiger und gelungener Schritt zu einem gemeinsamen Dialog, den es fort-
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